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Zum Geleit
achdem sich die drei deutschen Ordensobernvereinigungen,
die „ Vereinigung Deutscher Ordensobern‘“,
die „Vereinigung höherer Ordensobern der Brüderorden- und kongregationenDeutschlands‘“‘ un
die „ Vereinigung höherer Ordensoberinnen Deuischlands”
ZUr Vertretung gemeinsamer Ordensinteressen 1ın der „Arbeitsgemeinschaiftder deutschen Ordensvereinigungen‘‘ zusammengeschlossen hatten, erfolgte
VO!  b verschliedenen Seiten die Anregung, die alle Ordensverbände betref-
fende Mitteilungen nicht WI1Ie bisher gesondert bei den einzelnen ereini-

zufassen.
gungen herauszugeben, sondern ın einem gemeinsamen rgan en-

Die Vereinigungen der Ordensschwestern und Ordensbrüder SOWwIle die VDO
bekundeten ın ihren  — Mitgliederversammlungen des Jahres 1959 für die
Herausgabe eines Mitteilungsblattes lebhaiftes Interesse.
Mit der tatkräftigen Unterstützung euischer ÖOrdensrechtler sind die Vor-
arbeiten iNnzwischen weiıt gefördert worden, daß WITr das erste Hefit
vorlegen können.
Die „Ordenskorrespondenz‘“‘ wird sıch nıcht unmittelbar mit Fragen des
geistlichen Lebens beschäftigen dafilür ıst anderwärts gesorgt sondern



sich der ufgaben annehmen, die uns durch die verwickelten echtlichen und
verwaltungsmäßigen Verhältnisse der Gegenwart geste werden.
Erlasse Hinwelse und nregungen des Hl Stuhles werden WIT sorgfältig
registrieren und, soweit 1ne deutsche Übersetzung wuünschenswert erscheint,
diese den Beziehern der Ordenskorrespondenz zuganglich machen. Auch
Verlautbarungen des Stuhles, die über die Apostolische Nuntilaiur
Uuns gelangen, werden WI1r ın die Ordenskorrespondenz auinehmen.
Die Bemühungen umm ıne vertrauensvolle Verbindung ZU. hochwürdigsten
deutschen Episkopat, VOT em ZU Vorsitzenden der Fuldaer Bischols-
konferenz, werden uns ine verpillichtende Aufgabe seın.
Desgleichen werden die Beziehungen den euischen katholischen Ver-
bänden durch NseIre Urdenskorrespondenz SOTgSam gepileg werden.
Wir hoffen sodann, durch die Bekanntgabe der Erfahrungen ausländischer
UOrdensvereinigungen den euischen Ordensverbänden einen nenst

iun. Die Erfüllung letzterer Aufgabe erscheint uns 1n einer Welt, in der
enschen un Länder ın einem iast bestürzenden empo zusammen wachsen.
besonders zeitgemäß.,. Wir moOöchten dadurch einen Beitrag eisten ZU eN-
seitigen Sichkennenlernen un: Sichverstehen und amı ZUr CNgeEIrCNHN Zu-
sammenarTbeit der Orden auf breiter Basıs.
Es wiırd das Bestreben unNnserer Korrespondenz se1ın, die vielfachen juristl-
schen und verwaltungsmäßigen Fragen Zz.Uu behandeln, die durch die Ver-
pflechtung VO  3 Ordensrecht und Zivilrecht sich ergeben steuerrechtliche,
arbeitsrechtliche, versicherungsrechtliche, allgemein zivilrechtliche uSW,
Die UOrdenskorrespondenz wird ferner ihre Spalten den schulischen un erzie-
herischen Owl1e den sozlal-caritativen Problemen n ZUT Verfügung
tellen, soweit s1e für die Ördensgemeinschaften VO:  } Bedeutung ind
Vor em werden Gesetzentwürfe, Verordnungen und Durchführungsbestim-
MUNgenN, die die Interessen der UOrdensverbände eruhren, Gegenstand

Aufmerksamkeit se1ln.
Die Ordenskorrespondenz erschein zunächst als Manuskript, und Waäar In
zwangloser Folge.
In den die ÖOrdensleute betreifenden Fragen will NSsSerTe Ordenskorrespon-
denz auch ein Diskussionsforum sein. Es soll den einzelnen Mitgliedern die
Möglichkeit eroiliine werden, Fragen der gemeinsamen Erwägung unter-
breiten Bel derartigen Beiträgen, ebenso wı]ıe bei den VO:  j uns verölfifent-
lichten Auifsätzen übernimmt jeweils der ulior die Verantwortung. Es ist
1Iso niıicht S daß die Ordenskorrespondenz jJeweils eiNZig die Auffassung
der Arbeitsgemeinschaft der deutschen Ordensvereinigungen wiedergibt.
Der ruck bedeutet für Nseie Tbeit ıne erhebliche Zeitersparnis, g -
tattet 1ne weitreichende Verbreitung und bessere Aufbewahrungsmög-
ichkeit.
Der Bestand unseIres Unternehmens hängt VO:  - der hinreichenden ahl der
Bezieher ab Wir hoffen, daß neben den höheren Obern un COberinnen auch
die Prokuratoren un:! Prokuratorinnen, die Leiter und Leiterinnen der No-
vizlate sow1e die Leiter der Scholastikate, die ern und Oberinnen größerer
Niederlassungen der Korrespondenz ihre geneigte Aufmerksamkeit chenken
werden.

Dr. Josef es CSSR., Generalsekretär



Die BegeRnung der Klöster mf der Wel#
Als die Religiosen-Kongregation durch Dekret VO 1957 die Ver-
eIN1IgUNg der höheren Ordensoberinnen Deutschlands approbierte, hat S1e
dieser als ersie Auifgabe gestellt: Dıe immer CENgEIE Zusammenarbeit sowochl
der Ordensgenossenschalten untereinander als auch mıiıt dem Diözesanklerus
un: den übrigen katholischen Organisationen Ordern. Die Vereinigung
hat darüber hiınaus rein innerklösterli ı1ele geste bekommen, nämlich
der zeitgemäaßen Erneuerung der Ordensgemeinschalften dienen. nier
den ufgaben ist auch genannt, daß hier Juristische un administrative
Fragen behandeln sejen, WwWe die klösterlichen erbande betrefien.
Diese nunmehr erstmals erscheinende Ordenskorresspondenz will 1mMm Dienste
dieser vielseitigen ufgaben stehen Gemeinsame 5orgen sollen auUSge-
sprochen, Informationen, die alle klösterlıchen Verbände angehen, sollen
mitgeteilt un!: überhaupt das Gemeinschaftsbewußtsein der eutschen
klösterlichen Verbände gefördert werden. Unsere klösterlichen Verbände
stehen Walr ın mancherle1 Beziehung überdiözesanen kirchlichen Einrich-
LuNngen, sowochl schuliıscher als auch caritatıver Art Diıies ıst wohl berechtigt,
da sich aus der besonderen Tätigkeit der Ordensleute ergibt. Sowohl aber
die Fragen der Tätigkeıit als auch die zentralen nliegen der klösterlichen
erbande mussen VO  - dem Grundverständnis her angegangen werden, daß
die Klöster in der irche Gemeinschaiten eigener Art ınd mit ihren VO  -

der 1r 1im allgemeınen echt un iın den besonderen S5atzungen des je
einzelnen Verbandes festgelegten ebensgesetzen. Das Primare ıst n]ıemals
die Tätigkeit, sondern die Exıstenz des auf die Verwirklichung der EeVvange-
liıschen ate festgelegien klösterlichen erbandes Von hier aus estimm
sich das, wWwWas nach einem Wort Pıus AIl die zeitgemäße Anpassung und Er-

unserel_I Kloöster will, ber auch all das übrige, Was sich Au der
Begegnung der Klöster mit der Welt VO.  — eute roblemen eTrgibt.
Gerade cdiese Begegnung der Kloster mit der Welt VO  j eute soll diıeser
Stelle kurz 1: Auge gefaßt werden. Wir brauchen uns hnier nicht 1n dürre
Grundsatzerwägungen verlieren. Wiır können auf ganz onkretie pannungs-
punkte hinweisen, 1n denen zunächst die Ordensleute selbst eın geme1n-
schaftliches Bewußtsein en mussen, amı S1e ihr echt 1n der Welt VO:  -

eute entsprechend vertreiten.

Zur Besteuerung der kIösterlichen Einkünfte
Es sSe1 zunachst einmal darauf verwlesen, wıe die Perfektion der eutigen
Steuergesetzgebung grundsätzliche Tatsachen innerklösterlicher SVEeTr-
hältnisse einfach ignoriert. Wer einmal Gelübde abgelegt hat, empfäng
niemals persönliches Entgelt (can 5830 2' Caln 594 2 Was 1ne rdens-
eISON durch ihre Tätigkeit einbringt, wird für den klösterlichen Verband
erworben. SO empfängt die Ordensperson niemals eigenili  en Arbeitslohn
1m weltlichen Sinne: WwWäas sS1e empfangtT, ist nicht Entgelt iür geleistete rbeıt,



sondern Unterhaltsbeitrag. Der verstorbene UOrdensrechtler Honorius
Hanstein hat dies ın einem Vortrag VO i 1951 naherhin dargelegt
(siehe 13) Es geht auch nıcht d. den den ÖOrdensleuten VO. ihrem Ver-
band gewährten Unterhalt als Entgelt verstehen, daß iwa 1m Steuer-
rechtlichen Sinne die einzelnen Ordensleute als Arbeitnehmer iıhres Ver-
bandes gelten en Wir en uNs in anderer Stelle (Gutachten ZuI1
rage der Nachversicherung, dazu geaußert. Es muß leider gesagt
werden, daß der nationalsozialistische Reichsfinanzhof 1m Urteil VOoO
1940 den ordensrechtlichen Verhältnissen gerechter geworden 1st, als der
Bundesfinanzhof der späateren eit und die heutigen Finanzverwaltungsbe-
hörden Der Reichsfinanzhof hat damals die Vergütung, welche Iür die
Tätigkeit e1nes UOrdensangehörigen bezahlt werden, als Einkünfifte des Or-
dens erklärt Oörtlich el. e5 In dem erwähnten Urteıil, ın welchem die
Einkünite Behandlung tanden, welche zwel Priester und ein Laienbruder
eines Ordens VO. einem Erzbistum für die Tätigkeit In einem Priesterhaus
erhielten WenNnn dagegen die Meßstipendien Iür Messen, die VOo  — Or-
densgeistlichen gelesen werden, dem en ZU.  en, sind sıe keine Ein-
küni{fte der Ordensgeistlichen., Sie können demnach nıcht dem Lohnsteuer-
abzug unterworifen werden, weil S1e umsatzsteuerpflichtige Einkommen des
rdens ind Katholische Ordensangehörige sınd keine Arbeitnehmer
des rdens Das ergibt sich aQus der autf dem edanken der ‚Ordensfamilie
beruhenden Familientheorie. Ordensangehörige stehen demnach ın jedem
a  e, einerlei ob s1e 1m en der auf AußBßenstationen äatig Sind, ihrem
en ın einem familienähnlichen Verhältnis Sind Ordensangehörige bei
Dritten (auf Außenstationen) ät1ig, dann Wird dadurch auch kein Dienstver-
hältnis Dritten begründet. inwels auf Tatz ‚Grundsätzliches ZUI Be-
steuerung geistlicher Orden und Kongregationen , StEZ 1940 NrT. 217,
insbesondere 221 ntgelte, die Dritte f{ür die Arbeitsleistung VO  D3

Ordensangehörigen zahlen, sind nıcht dem Ordensangehörigen, sondern
mittelbar dem en zuzurechnen. Das ergibt sıch auch qQuUS dem die Ordens-
angehörigen bindenden Gelübde der TIMUu Die Vergütungen, die der
Erzbischof Iiür die Tätigkeıt der Ordensangehörigen bel der Verwaltung des
Priesterhauses Zza.  Y ind ausschließlich Zahlungen den rden, da dieser
die Verwaltung des Priesterhauses IUr eigene Rechnung übernommen hat.
Da eın lohnsteuerpflichtiges Dienstverhältnis zwischen dem Erzbischof{f un
dem en nıcht ın Trage ommt, können die ın ede stehenden ergütun-
gen nıicht dem Lohnsteuerabzug ınterworfen werden Nach der VO
Reichsminister der 1lnanzen vertretenen Familientheorie ist auch zwischen
dem en un seinen Angehörigen, durch die die Verwaltung des
Priesterhauses besorgen 1äßt, kein lohnsteuerpflichtiges Dienstverhältnis g -
geben ATr für ath. Kirchenrecht 121 1941 284—26866).
Die Einwendungen die Familientheorie sind uns bekannt (vgl
Maler, rundlagen un TODleme der Klosterbesteuerung, Berlin 1959,

149—153; Gutachten VO.  y Finanzpräsident J © über
Ohnsteuer bel der Gestellung VO.  — Ordensangehörigen“ VO
ber diese Einwendungen ınd noch ange nich  - überzeugend. Man kann die
Familientheorie nicht eswegen ablehnen, weıl S1e für die en einmal
steuerschädlich angewandt worden ist Slie muß überhaupt TSst ZU nde
gedacht un: 1n sachgerechter Weise auf die Ordensverbäande angewandt



werden. Es sel darauf hingewlesen: der Ordensangehörige sol]l bei
NUNg der Familientheorie WwW1e eın Lediger hne Anhang besteuert werden. Er
ist ber doch War eın Lediger, keıinesfalls ber ohne nhang De: UOrdens-
angehörige verdient füur den gemeinsamen JToplC, d US dem mit ihm noch -
ere nicht verdıenende Ordensangehörige ihre Existenz beziehen, wl1le
die innerklösterlichen Verwaltungskräfte, die Mıtbrüder un Mitschwestern
hne Entgeltposition, die Kranken und en, der achwuchs ın Kandidatur,
Noviziat un welterer Ausbildungszeit Sind. Wenn INnd  I die Familientheorie
ablehnt un TOLZdem dieser Tatsache Rechnung LTragen will, ann mMu Nan
das analog dem uch SoONnst anerkannten „Unterhalt mittelloser Angehoriger”*
betrachten. Der Bundesfinanzhof hat 1 Urteil VO 1951 auchn e1nge-
raumt, daß 1n Ordensangehöriger einen eil SEeiINeTr FEinkünite als Spenden

seiınen Ordensverband eklarl]ıeren un 1MmM Rahmen des Höchstbetrages
als Sonderausgaben absetzen darf. ber all diese Konstru  107en die
Familientheorie hinaus. S1e ist bel ihrer Anwendung auf die Einkünfte, die
eINZig sachgerechte Beurteilung derselben und wiıird bel iNrer Anwendun auf
Vermögenswerte, Wenn sSie hiler gleichfalls auf kirchenrechtliche Gegeben-
heiten auifbaut, keinen Schaden anrıchten.
Der Bundesfinanzhof hat 1mM Urteil VO 1951 die Familientheorie a uUS-
drücklich abgelehnt. Im Te 1959 en WITLr Qus dem Mund des Ministerial-
ats Görbling VO. Bundesfinanzministerium hören mussen, daß INd  j ın
Durchführung des Urteils des undesfinanzhofs VO 1951 daran enKe,
sowochl bei Ordensgeistlichen, die außerhalb des Klosters ın einem Amt
tätig sel]len, als auch bei rdensschwestern auf Außenstationen alles, Was
für die betrefifenden Ordensleute gezahlt werde, einschließlich der Multter-
hausabgaben, der ohnsteuer Zzu unfierwerien. ESs estehen Iso bereits ernste
Pläne, den sıch QuUS der Gewährung der freien Station und dem Mutterhaus-
beitrag ergebenden Gesamtbetrag miıt Lohnsteuer belegen. Man dar{f sich
dabei nicht amı beruhilgen, daß dieser Gesamtbetrag eute meist noch
innerhalb der Steuerfreigrenze verbleibt. Es erwachst hier vielmehr ıne
Eernsie Grundsatzfrage.
Man sıeht, WI1e In der Lohnsteuerfrage die Begegnun: der Kloster mit der
Welt VO:  a eute einen un. u  n das Wesen unseTeT klösterlichen
Gemeinschaften völlig verkannt wiIird.
Die Tendenz der Finanzbehörden geht noch weiter. Neuestens mMu. f{est-
geste werden, daß von einem Mendikantenorden Umsatzsteuer bean-
Sprucht wurde Iür den Verkauif VO:  b Sachspenden. Soweit WI1Tr untierrı  tet
SInd, ist eın erster nfang schon gemacht worden; ist amı rechnen,
daß In absehbarer eit samitlı Klöster, diıe Sachspenden viıellacl Ort
und Stelle ZUT Ersparung VO. Transportkosten der aQus SONS velchen
Gründen verkaufen, DU Umsatzsteuer herangezogen werden. el soll
INa  w nıcht glauben, daß dıe emühungen der Finanzbehörden amı erschoöpit
ınd Ebenso, Yıe die frele Station schon als versteuerbares Entgelt be-
Tachtet WITd, werden WIT eines ages erleben, daß überhaup samilı
empfangenen achspenden als versteuerbare Einkünite angesehen werden.
Soweit klösterliche erbande durch ammlung VO  e Naturalien Einkünite
en, müssen s1e mit einer künitigen Besteuerung derselben rechnen, wenn
In der Folgezeit der Eigentümlichkeit der klösterlichen Gemeinschaft VO  — den
Finanzbehörden nicht anders Rechnungn wird.



I1

Die Nachversicherung ausgeschiedener Ordensleute
Bekannt ıst die Pannung, welche durch die beiden Neuregélungsgesetze
ZU1 Arbeiterrentenversicherung un ZUI Angestelltenversicherung, verkündet

1957, entstanden ıst. Für ausscheidende Mitglieder klösterlicher
Gemeinschaften ist künftighin, WEenNnn dies innerhalb Jahresfrist nach Aus-
cheiden beantragt WIrd, für die Zeit der Zugehörigkeit ZU Verband Nach-
versicherung Jeisten, un WäTl muß diese Nachversicherungsleistung VO
klösterlichen Verband erbracht werden. Auf der anderen eıtle aber ist maß-
geblich die Bestimmung des iırchlıchen Gesetzbuches In Can 643 U  U 11
nach, Wer aQuSs dem klösterlichen Verband austrı der entlassen wird,
keinerlei orderung IUr geleistete Tbeit tellen kann. Grundsätzliche un:
praktische edenken erheben sich die Nachversicherungspflicht, die
übrıgens 1m Raum der irche noch weitergehende Fragen aufgibt Wenn
eute den Diözesen ın gleicher Weise Nachversicherungspfilicht für aposta-
sierte Priester auferlegt WIrd, dann wird deutlıch, wle das staatlıche echt
untireu gewordenen kirchlichen Mitgliedern orteiıle sıchert, die nach der
Lebensordnung der 1r diesen Mitgliedern nicht mehr zustehen, Ja ogäa
strafweise entzogen werden können.

Diıe Nachversicherung der Ordensleute SIO auf den grundsätzlichen Ein-
wand, daß ausscheidende Ordensleute amı qQuUuSs geleisteter Tbeit einen
Anspruch eingeräumt erhalten, der ihnen VO echt der 1r ausdrücklich
versagt ist Dieses echt der 1r aber ist nicht etwas, Was der aa
1ignorieren kann. Er hat Ja 1mM Reichskonkordat Art Abs der katholis  en
ırche ausdrücklich das Selbstverwaltungsrecht zuerkannt, auf TUN:! des-
Sen sSie 1Im Rahmen iNhrer Zuständigkeit für ihre Mitglieder 1INndende Gesetze
und Anordnungen erlassen kann. Im Anrt 15 Abs ıst den klösterlichen
Verbänden VO: aa ausdrücklich zuerkannt,;, daß S1e In der Ordnung ihrer
Angelegenheit staatlicherselts keiner besonderen Beschraänkung unterliıegen.
Noch viel tärker ist dies 1m ayer. Konkordat Art Abs ZU usdruck
gebracht; das Teußische un: Badische Konkordat allerdings enthalten hler-
über nl

So SIO. die geltende Nachversicherungspflicht auf schwerwiegende kirchen-
re und konkordatsrechtli Einwände, Dazu kommen die praktischen
edenken. Zwar besteht eute noch keine Einigkeit darüber, auf TUN!:
welchen angeNOMMECNE. Arbeitslohnes (der bel Ordensleuten Ja Jar nıcht
este die Nachversicherung durchzuführen 1st, ob namlıch eın Monats-
lohn VO  — 130,— oder, eLIiwas niedri1ger, I1UT! der Betrag der ireien Station
für die Nachversicherung zugrunde egen ist. In jedem Fall besteht die
Nachversicherungsleistung Q us 14%/0 dieser S0 Einkünite un chwankt Iso
PTO Janr zwischen 14%/0 Qus 1800,— 252,— un: 14%/0 aus
1200,— 168,— Die VO  j den klösterlichen Verb  nden Zzu erbrın-
gende Nachversicherungsleistung bei Ordensleuten, die Jlängere Jahre dem
Verband zugehört aben, geht also 1n Ine beträchtliche Höhe, die ın einer



kritischen Zeiıt, wI]ıe wIr S1e {wa 1m Nationalsozialismus erlebten, bei einer
Vermehrung der Austritte unerträglichen finanziellen Belastungen führen
kann. Die Tdensobern mussen diese Sıtuation miıt InNns un: e1tisı
beurteilen Wenn neuerdings, durchaus günst1g für uns, VO'  H seıten der
Sozlalversicherung festgestellt wurde, daß die Nachversicherungsleistung
Trst für die Ordenszugehörigkeit seıit 1957, nıcht für die TtTühere Zeit,

erbringen 1st, ist das NnUur 1iNne augenblickliche finanzielle Entlastung;
die N finanzielle arie wird TSL in un Jahren spürbar.
Die Vereinigung deutscher rdensobern i1st In dieser Angelegenheit seit fast

Jahren immeriort äatıg. Es ist 1m Augenblick noch nicht klar, obD 1ıne

Änderung der Gesetzgebung unter besserer Berücksicht1gung der klöster-
en Verhältnisse erreicht werden kann oder ob durch Nnrufung des SO-
zialger!:  ts 1Nne Klärung 1 Rechtsprechungswege angestrebt werden soll

I1

Die raZe der Mitarbeitervertretungen
In den Dienstgemeinschaften

carıtativer kirchlicher Einrichtungen
Im Jahre 1956 wurde ın en euischen Diozesen die „Ordnung für die
Mitarbeitervertretungen veröffentlicht. In sämtlichen carıtatıven Anstalten
der Klöster ist ıine Mitarbeıtervertreiung bilden, we die Ordensleute
und dıe beschäftigten weltlichen Angestellten repräsentiert,. Man muß sich
darüber klar seIn, daß diese Mitarbeitervertreiungen die Tendenz z.u Be-
triebsratsfunktionen ın sich tragen. Damıt allein ber ıst chon deutlich, Ww1e
die heutige arbeitsrechtliche Organisation die Klöster erneut 1n ıne egeg-
NUung mıiıt der Welt u  I, die der Ordenseigenart willen ernsten

Überlegungen nla ist.

Ein erstes edenken uns die Tatsache ein, daß INa  - alle Mitglieder der
Dienstgemeinschaft, klösterliche WI1e we  1  e, ın eınen Top{i wirft „Alle
in den Anstalten un Einrichtungen des Caritasverbandes tatıgen Mitarbeıter
dienen ın der persönlichen Vollziehung des christlichen Liebesgebotes dem
gemeiınsamen Werk der christlichen Nächstenliebe Sie elsten auch inre
berufliche Tbeit Q u55 dieser relıgiösen Motivierung und ın dieser 7ZY@el-
setzung . Hıer Spricht sıch 1ıne Ideologie, eın Mythos QuUs, der der Wirk-
lichkeit vorüberzusehen scheint Wenn wır die Erziehung, Ausbildung
der Betreuung vorhandenen Mitglieder der Dienstgemeinschaft VO VOTIN-

herein abrechnen, deren religiöse Motivierung und Zielsetzung ıne ange-
nehme Beigabe, ber keine Voraussetzung ihrer Indienstnahme ist, SINd

VOI em die weltlichen Mitglieder der Dienstgemeinschalft, denen auf
den Erwerb des Lebensunterhaltes ankommt, während die kloösterlichen Mıt-
glieder ın Vollzug des Sozlal- un des Individualzweckes ihrer gelstlichen
Gemeinschaft wirken. el kann 1Im einzelinen Fall sehr wohl ein weltilicher



Mitarbeiter primär aQu> religı0ser Motivierung wirken, wWwW1e umgekehrt 1m
einzelnen Fall ıne Ordensperson uch einmal die religıöse Motivierung
völlig vermı1ıssen lassen kann. Beides kann ber für ıne Rechtssatzung nicht
erne SeINn. Erheblich 1St das OUV, nicht der Person, sondern der Insti-
tutiıon Das OLLV der Ordensleute ist institutionell eın religiöses. Das
OLLV der Weltleute ist eın Je persönliches, Die Weltleute sind nehmen,
WI1e S1e sind: sS1e sind in erster Linlıe genötigt, sich den Lebensunterhalt
verdienen. Wir unsererselts sind auch gal nicht in der Lage, NSEeIe elt-
ichen Dienstleute nach ihrem religiosen OLLV auszuwählen, ihre Einstellung
davon abhängig machen un die Pravalenz ihres Interesses Lebens-
unterhalt übersehen.
Daraus ergibt sich die (Jalız besondere ellung der klösterlichen Gemein-
schaifiten und ihrer Mitglieder im Gefüge der christh  en Wohlfahrtsanstalt
Diese besondere ellung ist mittlerweile ın den beiıden Studien VO. Präası-
dent Gerhard üller „ Zum ecC| des Ordensvertrages’ und Ifons Fehrıin-
geI SA  ® „Klöster in nichteigenen Anstalten  s auch wissenschafi{itlich arge-
stellt worden, daß hlıer nıcht darüber gesprochen werden braucht Es
116ßt uns Bedenken 1N, daß ın der Mitarbeitervertretungsordnung chese
besondere ellung der Ordensleute Ur 1ın Hinsicht auf die Bestellung
eutfen berücksichtigt ist, SOoNst ber durch die Gleichstellung mıiıt den
Weltleuten verkannt 1ıst.
Eın zweiıtes edenken ergibt sich daraus, daß noch eine andere Unterschel-
dung vermißt wiTd, nämlich die Unterscheidung zwischen den klostereigenen
und den klosteriremden Anstalten. Die ordens-, PrOVvVinz-,) klostereigene An-
S{a ıst das Unternehmen einer klösterlichen Rechtspersönlichkeit, der dıe
1n der Anstalt tätigen Ordensmitglieder zugehören. Das einzelne Ordensmıit-
glie ist dem Re  tstrager der Anstalt inkorporiert. Nıemals kannn das 1e
einer Unternehmerfamilie soziale Anliegen bei oder sich selbst VOeI-

i{reten Schließlich wächst die Ordnung füur die Mitarbeitervertretungen doch
aus der orstellung der sozlalen Partnerschaft, der Polarıtät VO  - echts-
träger un! Leiter der Dienstgemeinschaft elınerseıits un!: Mitarbeiter nde-
rerseıts. Ordensleute stehen 1n diesem Fall auf der eıte des Rechtsträgers
un Unternehmers. Der Charakter der Mitarbeitervertretung chließt dann
ber deren Mitwirkung aus ESs unterliegt keinem Zweifel, daß dies auch VO

Vertreter des staatlichen Arbeitsrechtes bestätigt werden muß

Ein drıttes edenken erwächst aus der Beantwor{ung der rage Sind Or-
densleute der Mitarbeitervertretitung in nichteigenen Anstalten Zzu etel-
ligenf
Voraus iınd einige Grundsätze des allgemeinen Ordensrechtes gegenwärtig

machen.

Die Struktur der klösterlichen Gemeinschalft ısl Von den beiden olen der
autorıtären Führung un! der gehorsamleistenden Ge{ifolgschaft estiimm:
Die 1m Naturrecht der geordneten Gemeins  aft un 1 positiven irchlichen
echt grundgelegte hausherrl1:i Gewalt der Ordensoberen kann 1ne Be-
schränkung 1Ur ın naturrechtlichen un:! ın legıtim gesetzten positiven irch-
ichen Bestimmungen erfahren. ES gibt Nun zweifellos eın demokratisches
Element 1mM Ordensleben, insofern selbst noch autoritärst regilerte erbande



geWI1sSSeE eispruchs- und Beıilratsrechte der Untergebenen kennen, So  Z.
die Wahl VO  > Untergebenendelegierten ZUr Mitwirkung bei der Bestellunghöherer Ordensoberer und bei eratungen und Beschlußfassungen der Ka-
pltel, die Ratskollegien (Consilıa) der General-, Provinz- Uun! Hausoberen.
Derartige Mitbestimmungsrechte seizen bDer die Normierung vonseiten der
Kirche OIaQUS

Die Ordnung für die Mitarbeitervertretungen sagtl Nnun, dıe klösterlichen
Mitglieder selen VO.  —. der Ordensleitung bestimmen ($ s1e werden
1Iso nıcht gewahlt
Wer unter „Ordensleitung” verstehen ist, ist nıcht ohne weiteres klar;

kann die General-, dıe Provinzial-, auch die Hausoberin darunter VeTrlr-
tanden se1ın, un!: Wäar entweder jJe für sich oder 1m Verein mit ihrem Bei-
ra  — Diese ompetenz klären, dürite Sache des Selbstverwaltungsrechtes
der klösterlichen Verbände se1ın.

ScChwieriger ist die Frage welche Ordensleute soll die Ordensleitung als
Obleute In die Mitarbeitervertretungen chicken?

Um der Grundstruktur de Ordenslebens willen muß die Hausoberin be-
stimmt werden; wenn mehrere klösterliche Vertreter bestimmen sind,
dann die in der Prazedenz folgenden Schwestern, namlıch die Stellvertreterin
der berin, die einzelnen Ratsschwestern USW. 1es 1st unbedingt OIrdern,
damit die klösterliche Disziplin nıcht durch die Miıtarbeitervertretung DZW.
deren klösterliche Obleute beeinflußt werde. Es muß au{f jeden Fall verhin-
dert werden, daß iın der Mitarbeitervertretung eın rgan entsteht, das eines
ungesetzlichen ]1rekien der indirekten Einflusses auf dıe klösterliche SphäreIähig wäre:; der Bereich der rdensoberen un:  , rer legitimen Beiräte muß
unangetastet bleiben.
Gegen die Mitgliedschaft der Oberin ın der Mitarbeitervertretung erwächst
freilich solfort das Bedenken, daß Ss1e ın nichteigenen Anstalten vieltftach min-
destens als ständige Vertreterin des Leiters der Dienstgemeinschaft gelten
hat, auf jeden all selbständigen Entscheidungen 1n Personalangelegen-
heiten befugt ist; sS1e könnte deswegen nıcht itglie der Mitarbeiterver-
treitung seiın ($ b / außerdem könnte S1e 1m ersten Jahr ihres Oberinnen-
amites, Wenn s1e vorher nicht schon der Dienstgemeinschaft angehörte, nıcht
dazugehören ($ Nur scheinbar ist dieses edenken mıit dem inwels
ausgeräaumt, E stelle seine Eriordernisse NUur die Wä  arkeit, nıcht
die Bestimmbarkeit, wI1e S1e bei Ordensleuten vorgesehen ist Denn Gganz
klar, weil aQus dem Begriff der Mitarbeitervertretung folgend, ist, daß die
1m aufgestellten Erfifordernisse auch die bestimmenden Ordens-
eute tellen S1ind.
Damit stehen WITr 1ın der Kollision, daß nach den Erfordernissen des Ordens-
rechtes die Hausoberin itglie der Mitarbeitervertretung sSeın mußDbte, dies
ber nach der Dienstgemeinschaftsordnung qar nıcht werden kann.
Die Erfahrung und die Kenntnis der Wirklichkeit des Ordenslebens
uns aber das weiıitere edenken e1in, daß ıne untergebene Schwester, die
Mitglied der Mitarbeitervertretung 1st, sehr eich ıIn Erfüllung dieser Auf-



gabe in einen Gegensatz ihrer Ordensleitung (Oberin) hineinmanö6ö6veriert
wird der YaIl diesen Gegensatz SU: und Sich dafür einen Rückhalt ın dieser
ihrer ellung schafit.

Wer die imponderabilien des Ordenslebens enn und zudem irklichkeits-
na die unleugbare Verschiedenheit zwıschen klösterlicher un weltlicher
Diıenstgemeinschaft in den Wohlfahrtsanstalten zugesteht, der hat Ver-
ständnis für das f{eine Gespür der meisten unserel Ordensfrauen und gerade
der als COberinnen Verantwortlichen, die einer Mitwirkung VO  ; Kloster-
leuten bel diesen Mitarbeitervertretungen ablehnen gegenüberstehen. Es
ist in Wir.  eit S daß NSere Ordensleute Jar nıichts gewinnen,
sStiens bDer VO.  > ihrem Ansehen un ihrer Würde inmitten der welt-
ichen Belegschaften eiwas verlieren aben, wWenn s1e sich mit ihren
Arbeitskollegen dus dem Weltleutestand ZUI Vertretung VO.  > soOzialen An-
liegen einen iısch seizen. Ordensleute gehören ın kein betriebsratsähn-
es Gebilde; auch die vorgesehene Mitarbeitervertretung leg iür (Jr-
densleute eın OCKWETL. tiel. Ihre sozlalen Anliegen werden VO  v den
Ordensoberen besorgt DZW. gegenüber dem Rechtsträger vertreten., SO coll

wenigstens eın nach der Ordnung der 1r Die sOzlalen nliegen der
Ordensleute sind zudem grundverschieden VO.  - denen der Weltleute, daß
S1e profaniert waären, würden S1e In diesem rem1ıum vertretien un der viel-
en Verständnislosigkeit der Weltleute preisgegeben Unsere eutigen
Ordensleute brauchen SChONUNg ihrer Arbeitskraft, brauchen eit ZU. Beten
un geistlichen Dingen, brauchen Nahrung fuüur ihre eele, mussen auch
schöpfen können, nıcht bloß immer verausgaben, Wenn WITLr sehen, wıe
wen1g tatkräftiges Verstehen für diese sozlalen nliegen der Ordensleute
eutie ın manchen reisen herrscht, denen die Ordensfirauen nıchts weiıter
SINd als gute, bıllıge, uniformjerte und unter Inanspruchnahme ihres
Selbstheiligungsbestrebens, gebrauchbare Dienstmägde, ann können WI1TL
VO:  b keinem rem1ıum VO.  - Weltleuten erwarten,. daß hier sozlale nliegen
der Ordensleute NuLizZvo vertreten wuürden. em mu INd.  - praktıs
denken die Obleute au dem Ordensstand werden 1n der Mitarbeitervertre-
LUunNg VO  = den Laien doch mehr Oder minder mıit dem Anstaltsträger,
für Sie? mit dem Arbeitgeber identifiziert Was tun S1e Iso ın einem
Gremium?

Eın viertes edenken präzisiert sich NOCH, WenNnn die Parallele 1Larbei-
tervertreiung klösterlicher Beirat zIe. Der klösterli Beirat ist jeweils
VO  — ege Un!| Konstitutionen normiert. Die Mitarbeitervertretung ist durch
das vorliegende bischöflich: CGesetz nOormiert. Diese Mitarbeitervertretung
ber wird NU.  - direkt Oder indirekt auch auf die klösterliche Leitung Einfluß
nehmen. amı entsteht 1ne bisher nicht vorgesehene Ratsinstanz

Soweıt sich NU:  =) erbande des päpstlichen echts handelt, deren
Satzungen VO. HL Stuhl genehmigt werden, ist unzulässig, daß durch eın
bis  OIl  es Gesetz ine Satzungsänderung der 1ne Einmischung ın das
innere Klosterregiment erfplge (can 613 S  Q 2
deeit sıch erbande des bischöflichen handelt, ıst der Bischof
wohl einer Satzungsänderung befugt; doch ıst darauf verweisen, daß



Can. 492 1Ne Unterordnung unter die Jurisdiktion des Bischofs nach
Norm des fordert, unier Wahrung der echtlichen Autonomie
des Verbandes, der 1T Rechtspersönlichkeit ist, und Nier Wahrung
der Grundstruktur des Ordenslebens er dürifte ine atzungsänderung
n]ıemals 1n der Weise erfolgen, daß neben dem satzungsgemä. estimmten
Beirat der Oberin e1n zweiter Beirat, hier die Mitarbeitervertretung, geschaf-
fen werde.

Unstreitig wIrd iıne Mitarbeitervertretung, denen auch Ordensleute g -
hören, mindestens diesen Ordensleuten 1nNne Einflußnahme auf die klöster-
ıche Leitung, auf die Amtsführung der beriın ermöglichen. Darüber
hinaus besteht G' die Möglichkeit, daß auch die weltlichen Mitglieder
der Mitarbeitervertretung auf indirektem Wege diese Amtsführung beein-
{lussen. Denken WIT Fragen der Arbeitszeit, der Urlaubsordnung, ın denen
die Weltleute genelgt SINd, gegenüber ihren Interessen VO.  - den Ordens-
leuten Rücksicht verlangen; werden WIr verstehen, WITr ın der
Mitarbeitervertretung iıne unerwünschte Beeinträchtigung der klösterlichen
Führungsgewalt efürchten

Wir fassen en;: Aus wohlerwogenen Gründen nach der rechtlichen
und der tatsächlichen e1ıte halten WITLr die Beteiligung VonNn Ordensleuten
den vorgesehenen Mitarbeıtervertretungen,

ın ordenseigenen Anstalten für unmöglich,

ın ordensiremden Anstalten für fragwürdig, und kaum durchführbar,
wWenNn nicht die Hausoberin und, mehrere klösterli Obleute

SINd, solche chwestern, die auch innerklösterlich mıit der ell-
vertreiung und eratung der Oberin befugt Sind, ernannt werden.

ın en Anstalten VO: klösterlichen Standpunkt aQus gesehen als uÜNeT-
wünscht Uun!| sinnwidrig.

Die Mutterhausabgabe
Für die In ordensiremden Anstalten tatıgen chwestern ist außer der Ge-
währung der freien Station ıne Mutterhausabgabe eısten. Diese hat die
Au[fgabe, nkosien des erbandes ZUI Ausbildung der chwestern SsSOwWIle
Z Versorgung der kranken un: en Schwestern ecken Der rund-
gedanke, daß carıtatıve Leistung unentgeltlich un hne Gewinn ges  J1e  ’
ist eute vielfach nla daß erbande aäußerst niedrigen Mutterhaus-
abgaben festhalten Eine neuesitie rhebung, we die Ordensobernverein!-



GUuNg durch Umfrage bel ihren Mitgliedern gemacht hat, zeigt, daß fur Mut-
terhausabgaben 1m Durchschnitt geleistet werden:

DTO Mon
Von Üniversitätskliniken 100,— his 125,—
VO:  - staatl Krankenhäusern 70,— bıs 80,—
VOoO ırch Krankenhäusern 30,— DIS 70 —
VO  e} staatl. Altersheimen 00,— bis 70,—
VO kirchl. Altersheimen 40 ,— b1ıs 50,—
Bel kleineren kirchl äusern ıst der Beitrag geringer, oft NUur 20,—
bıs 40,—.
Wır halten aIur, daß die Begegnung mit der Welt VO:  » eute die Ordens-
obern auch diesbezüglich Überlegungen veranlassen mMu. Unsere Klöster
werden prozentual noch viel tärker VO  - der allgemeinen Erscheinung der
Überalterung des olkes betrofien. Nachwuchsmange: au{ der einen e1lıte

die meilsten unsere_I klösterlichen Verbände en noch nicht einmal
50%/0 des Nachwuchses, den s1e In den Jahren hatten Mehrung
der Krankheit und Überalterung au{ der anderen Seite werden den klöster-
ıchen Verbänden iın Zukunit hohere Versorgungsleistungen auferlegen Wie
ın jeder arbeitenden Gemeinscha{ft können diese Versorgungsleistungen NUTI
au dem erbracht werden, wWwWäas der arbeitende eıl der Gemeinschaft schaift.
ährend 1 Volksganzen der Vermehrung der Versorgungsplilichten 1imMmMer-
hıin noch ıne gewisse Vermehrung der arbeitsfähigen Bevölkerung EeN-
übersteht, wird in den klösterlichen erbänden das erhältnis zwischen
Arbeitsfähigen un Nichtmehrarbeitsfähigen In Zukunft bedeutend Uungun-
stiger werden; denn der Nachwuchsausifall seit 1939 wird als ine schwere
ypothe. auf den kommenden Jahrzehnten lasten ESs wIrd er uUuNuUum-

gänglich sSein, daß diıe Mutterhausabgaben er anzuseizen S1Nd, wWwWenNi

die Klöster die lebenslängliche Versorgung, übrigens auch die eute viel
höheren Ausbildungskosten ihrer Mitglieder sicherstellen wollen
el ist noch nicht 1n Betracht geZzOYEN, daß wır 1n Zukunfft miıt höheren
Offentli  en Abgaben in Gestalt VO:  ; Steuern, Nachversicherungsleistungen
uUSW. rechnen mussen. eW1sSse freiwillige Versicherungen Unfall, Halilt-
pflicht) werden hinzukommen, da bel der eutigen Technisierung auch 1m
klösterlichen Betrieb, die schon in uüche und Waschhaus anfäangt, ale Unfall-
gefahren viel höhere ind.
Es erscheint er erwägenswer(t, daß die Verein1gung der rdensobern sich
auch hierin gemeinsamen Absprachen zusammenfinde. Es berührt jeden-
ialls eigenartilg, wenn eute außerklösterliche Instanzen Normen f{estseizen
hinsichtlich der leistenden Mutterhausabgaben. In erster Linle mussen
doch die klösterlichen Gemeinschaiften, deren Existenz sıch handelt,
zunächst einmal JYeI, W as sie ZUF Sicherung ihrer Existenz brauchen
Wir glauben nicht, daß vorstehend die Formen der Begegnung VO.  - Kloster
und Welt in eutiger eit erschöpfend aufgezeigt ind. Es ollten NUur ein1ge
besonders spannungsgeladene Begegnungen markiert werden dem weck,
das gemeinsame Interesse wachzuhalten un! die Mitarbeit er Ordgns-obern aANZUIEHEN.

Prof. Dr. Audomar Scheuermann.



Die Einkünfte UUÜS carıtativer Tatigkeit der Ordensleute
Von Dr. Honorius Hanstein

(Wir veroöltentlichen hier den Wortlaut des etieralts, welches der verdiente,
leider Iruüuh verstorbene, Ordensrechtler au[f der Tagung der Krankenpilege-
genossenschalften In 1951 INn Salzkotten gehalten hat.)
In den etzten Jahrzehnten ist das Wirken der Ordensschwestern In den An-
talten mehr un mehr als 1ıne arbeitnehmerähnliche Tätigkeit aufgefaßt
der A wenigsten urci Verwendung wirtschafts- und arbeitsrechtlicher
Ausdrücke e1in solches Verhältnis herangerückt worden. Es macht sich
hier der Einfluß kommunaler Wohlfahrtsanstalten geltend, die mıiıt ihren
Angestellten un den Schwestern auf der ene des Arbeitsrechts verkehren.
Das moderne Versicherungswesen ermöglicht durch Bereitstellung der
forderlichen Mittel 1ne wirtschaftlich orjentilerte Wohlfahrtspflege und den
Unterhalt moderner Anstalten un macht anscheinend 1ne unentgeltlich_ geübte Caritas weithin entbehrlich Das Steuerrecht Detrachtet die Wohl-
fahrtsanstalten als WIT.  e, wenn auch nicht auf eCWwINN abzielende und
darum steuerlich begünstigte Wirtschaftsbetriebe. Als Voraussetzung für
1InNne Steuerbefreiung WIrd verlangt die ausschließliche Bestimmung der
Anstalt {ür gemeinnützige und mildtätige Zwecke untier uss sonstigerZwecke äaufig wWwIrd das Verhältnis der Ordensleute den carıta-
tıven Anstalten un ihre Mitwirkung durch eine Sprache erfaßt, die nicht
dQuUS dem klösterlichen carıtatıven Bereich, sondern QuUS dem Wirtschafts-,
Arbeits- und Steuerrec! un: aus dem Bereich der kommunalen und nıcht-
katholischen ireien Wohlfahrtspflege stammt Die olge ist daß die TITUNd-
begriffe klösterlich-caritativer Tätigkeit getruübt, die klösterlichen Gemein-
chaliten In 21n Angestelltenverhältnis den Anstaltsträgern herabgedrückt
und die caritativen Anstalten VO  - der Offentlichkeit als Anstalten einge-chaätzt werden, diıe sich nach Wesen und Wirtschaftsführung VO  S} den welt-
lichen Wohilfahrtsanstalten kaum unterscheiden. Allgemein muß eutfe fest-
geste werden, daß der e1s des christlichen Krankenhauses durch die äaußere
un innere Entwicklung un auch das Nn Milieu des modernen Kranken-
hauses STIar. verdeckt worden ist (vgl Günter Dichgans, A Stimmen der
Zeit, 145, 1949—50, 353—360).
Angesichts dieser Säkularisierungstendenzen muUussen die Grundidenn klöster-
Jicher Liebestätigkeit wlileder ne  ( durchdacht, begründet und 1n einer
dem Wesen des UOrdensstandes und der Caritas gerecht werdenden Sprach-lichen Form festgelegt werden, auf diese Weise das eingedrungene
wesenNSfremde Denken und Sprechen auszuscnhalten und den christlichen
Charakter der carıtatıven Anstalten NEeu herauszustellen. Es ist ann Auf-
gabe der echts-, Wirtschaflts- und Steuerberater, dieser Wesensbestimmungund esensordnung klösterlicher Caritas 1m Bereich des bürgerlichen echt
und VOTL em In den atzungen carıtativer Anstalten und 1n den Verträgen
Zwıschen Anstaltsträgern und Ostiern einen passenden Ausdruck geben,
der auch die erstrebte Steuerireihei nıcht gefährdet.
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Caritas als Auigabe der Ordensgenossenschaiten un Ordensleute

Hauptzweck des ()rdenswesens ıst das Streben nach der christlichen Voll-
kommenheit durch Beobachtung der evangelischen äte Wenn mMa  [a blıs-
her sa daß beschauliche Klöster 190088 diesen weck, tatıge Kloster aber
noch - weitere wecke, vornehmlich iın Seelsorge, Unterricht und Carıtas,
en, ıst das seit Trla der Konstitution Pius’ D „Sponsa Christi” VO:

A 11 1950 nicht mehr ganz richt1g. Obwohl diese Konstitution erster
Stelle für die Nonnenklöster erlassen ist, en einige ihrer Grund-
gedanken doch allgemeine Bedeutung. SO ıst nach dieser Konstitution der
zweite Hauptzweck der en dem erstien weck untergeordnet un!: miıt
ihm verbunden: das Apostolat, die Mitbetätigung der Gewinnung der
Welt für ristus; denn die Uung der christlichen Vollkommenheiıit VEeI-

ang als notwendige Erganzung auch die ung der christlichen Nachsten-
liebe, und Wäal unier der besonderen Rücksicht der Gew1innung der Welt für
T]1STIUS

Dieses klösterliche Apostolat ist eın zweifaches:

das innere Apostolat durch es Beispiel, und uhne, das ın en
Nonnenklöstern und überhaupt ın en Oostern un!: klosterähnlichen
Instituten üuüben ist:

das außere Apostolat 1n Seelsorge, Unterricht, Caritas, Mission d., das
VO:  g den tätigen Ordensgenossenschalften un 1Ur ausnahmsweise VO:  -

den Nonnenklöstern geübt wird.

Die einzelne Ordensperson sStTe nıcht ın einem Arbeitsverhältniıs ZU

Kloster, auch wenn sS1e durch körperliche oder geistige Tbeıt für das Kloster
ätig ist. Das erg1ibt sich AUuUs dem weck des Ordenswesens SOW1e aus dem
Wesen der Profeß Der Professe stellt sıch gahnz un!: hne Entgelt für
die ufgaben des Osiers ZUT Verfügung Gewährung des lebens-

länglichen Lebensunterhaltes durch das Kloster. In tätigen Ordensgenossen-
chaften sie. demnach die einzelne Ordensperson auch 1m Diıenst des
außeren Apostolates, un! wWaäar entweder unmittelbar innerhal der außer-
halb des OSIers oder ber mittelbar durch Hilfsdienste, sel durch ilfs-
arbeiten innerhalb des OSiers der urci Arbeit ZULX Gewinnung des
Lebensunterhaltes.

Apostolat und TDeit dürifen nıcht hne weiıiteres gleichgesetzt werden.
Zwar ıst jede außere Apostolatstätigkeit Trbeılt, ber N1C| jede Trbeit ist
äußeres Apostolat., Darum behandelt „SpoNsa Christi beıdes gesondert.
Mit dem sSireng beschaulichen en ist hne weiteres klösterliche Trbeit,
ber nicht hne welteres außeres Apostolat vereinbar. Klösterliche Tbeit
cient erster Stelle, wenn auch nicht ausschließlich, Unterhaltszwecken
Apostolatstätigkeit dagegen 1en erster Stelle dem uibau des Reiches
Gottes und Al zweiter Stelle TSst dem Unterhalt. Apostolatstätigkeit wird
VO. den meilsten Ostern auch außerhalb des OSTIEeTrs geü reine Tätigkeit
Z Erwerb des Lebensunterhalt® aber nicht, soweınt sich nicht Sodalen
weltlicher Institute handelt, die In der Welt en



Die Apostolatstätigkeit und besonderen die carıtalıve Tätigkeit kann
entweder VO  D Klostergemeinschaft als solcher unier Leitung ihrer
Obern Anstalt der aber VO:  } einzelnen Urdenspersonen außerhal
der Gemeinschaft oder außerhalb des Klosters Dienste anderer geü
werden kann 1Ne Urdensperson als Seelsorger, als Seelsorgshelferin,
als Lehrperson VOo Gemeinde, Schule angestellt e1n Das echt
kennt klostereigene Anstalten, die als eil des OS{iers klostereigenen
Tätigkeit dienen un Klausur unterliegen Z eın mıt
Kloster verbundenes Kranken- der Waisenhaus (vgl Ca  - AG 7 599
uch „SpPonsa Christi über den außeren Klausurbereich) ferner Anstalten,
die dem Kloster nıcht gehören sondern ihm 1Ur anvertraut sind (vg]l Cd.  -

Das echt außert sıch nıC naher üuber diese Anvertrauung, die
sıch verschiedenen Formen möglich 15{ do  Q entspricht dem Wesen des
Ordensstandes un den Erfordernissen un:  storten klösterlichen
Lebens wl1ie auch dem Apostolatscharakter der klösterlichen Caritastätigkeit
mehr, wWenn auch diesen anvertrauten Anstalten die klösterliche Gemein-

als solche ihre Tätigkeit nach Norm un Geist der Ordenssatzungen
un unter Leitung 1hrer beren ausübt als wenn die Gemeins  aft Oder ihre
Mitglieder VO  ; Weltleuten geführten Anstalt un hne wesentlı  en
Einfluß auf Führung und e1s der Anstalt bloße Anges}elltentätigkeit üben
und sıch UT für die WEeN1IGEN Stunden der gemeinschaiftlichen Übungen unter
die Leitung ihrer ern und ihren klösterlichen Bereich zurückziehen.
Da überdies für mangelhafte Carıltafiıve Einstellung Anstalt die darın
tatıgen Ordensleute nıcht aber der unsichtbare Anstaltsträger verantwort-
lich gemacht wird, ı1st bei Übernahme VO Anstalten, deren klösterlicher
Charakter sıchern un iNe möglichs weitgehende Freiheit uUun: elibstan-
digkeit der Klostergemeinschaft ihrer ordenseigenen Tätigkeit untier Lei-
LuUung der ern un 1Ne€e Gestaltung der Anstalt nach dem els der Genos-
senscha ordern Im besonderen 1st der Klosterleitung der gebührende
Einfluß Kuratorium der Anstalt bei Bestellung der Ärzte und des IMenst-
personals be]l Erweiterungsbauten, Umorganisationen und die Möglichkeit
Z.UT Betreuung VO:  H3 Unbemittelten sichern

I1 Die Einkünite 7 Apostolatstätigkeit
Der Unterhalt EINeT klösterlichen CGemeins  alt wird ZU großen e1lil aQus
Einkünften aus Apostolatstätigkeit Destritten, Z dQus Honoraren für spel-
sorgliche TDe1ıten Gehältern der Religiosen, die Seelsorgsämtern oder

Unterricht SINd aus Meßstipendien un Stolgebühren der Priester-
religıosen, aus Pflegegeldern caritatlıver Anstalten un Mutterhausabgaben
nichteigener Wohlfahrtsanstalten Welchen harakter en diese Ein-
künfte? Sind 516 Lohn IUr geleistete AÄArbeit?

Grundsätzli Tage
Geistliche Funktionen un Seelsorgsarbeit für eld leisten,; 151 VO  »
jeher VO  H der irche als Simonile verboten worden, weil hier Geistiges
für etiwas Geldwertes gegeben würde. AÄAndererseits ist nach dem Wort
des postels jeder TDelter Se1NEeS Lohnes wert. Darum tellen Stolge-

s



bühren, MeBßstipendien, Honorare für seelsorgliche TDeiten keinen
eigentlichen Lohn für geleistete Tbeit dar, sondern sınd Unterhalts-
beiträge, die bel Gelegenheit der geistlichen Funktionen der TDelten

die Gelstlichen entrichtet oder eiınem Amtsinhaber geleistet werden,
hne daß hier eın SIrı  es Verhältnis zZzwıschen Lohn und geleisteter
Tbeit besteht Die 1r hat 1n manchen Fällen die Hoöhe dieses Be:i-
LTages festgesetzt, aber verfügt, daß Unbemittelten die geistlichen Diıenste
gratis ZU eisten selen.
In ähnlicher Weilse scheint auch die carıtative Tätigkeit NUur ın begrenztem
usmaß mıiıt eiıner Entlohnung vereinbar SeIN. Wenn diese Tätigkeit
Apostolat un Caritas bleiben soll, muß S1e erster Stelle Uus über-
natürlichen otiven und nicht hauptsächlich des Entgeltes willen
geleistet werden;: sSonst wird S1e mehr der weniger einer rein humanı-
taren Mildtätigkeit der einer sittlich erlaubten Erwerbstätigkeit, bei
der siens In untergeordneter Weise Cariltasmotive mıtwirken. Darum
besteht zwischen einer Klosterschwester und einer weltlichen Kranken-
pflegerin eın grundlegender Unterschied die Klosterschwester erwählt
un übt einen geistlichen eru Qus übernatürlichen Motiven, die welt-
lıche Krankenpflegerin einen weltlichen eru ZUT GEeWinnung des Lebens-
unterhalts AUS, wenn auch Motiıve der Caritas diesen weltlichen eru VOI-
ein können. Desgleichen werden 1n e1ner carıtativen Anstalt Werke
christlicher Nächstenliebe, Iso aus übernatürlichen Motiven, geü ın
weltlichen Wohlfahrtsanstalten Ssıch NUuTI Werke der natürlichen Men-
schenliebe.

Ebensoweni1g WwI1ie die Seelsorgstätigkeit chlıeßt auch die Übung T1st-
ıcher Nächstenliebe 1ne Vergütung der nNnkostien und 1ne angemes-
SCNE Beitragsleistung einem standesgemäßen Lebensunterhalt Q us,
falls NUur nbemittelten die notwendigen Dienste unentgeltlich geleistet
werden, die Festsetzung der Pflegegelder nach carıtativen Gesichtspunk-
ten un nicht trıkte nach dem Maß der Pflegeleistung erfolgt un es
Gewinnstreben vermieden wird. Es wWware wünschen, nın ci1ese grund-
sätzliche rage nach der Unentgeltlichkeit carıtativer Tätigkeit auf Grund
der Lehre VO Apostolats-Charakter der Caritas VO  3 Moraltheologen ne  —

geste und beantwortet würde.

Tatsächlich en wohl alle religiösen CGienossenschaften mehr oder
weniger bewußt, viele og ausdrücklich ın ihren Satizungen, der nent-
geltlichkeit ihrer cCaritativen Tätigkeit festgehalten ın dem Sinne, daß s1e in
den nıchteigenen Anstalten neben ost und Wohnung 190088 ine escheldene
sogenannte Mutterhausabgabe gefordert un auf letztere vielfach auch noch
teilweise verzichte en Eine derartige nledrige Abgabe In Verbindung
miıt freiem Unterhalt kann in keiner Weise als gerechter Minimallohn be-
eichnet werden, wenn HMan bedenkt, daß die Kosten der Ausbildung un
der Kranken- und Altersversorgung der chwestern darın enthalten ınd
Will INa  — trotzdem diesen Unkostenbeitrag un die Gewährung ireien Un:-
ernalts ın der Anstalt als Entgelt oder Lohn für geleistete TDeit bezeichnen
un das Prinziıp der Unentgeltlichkeit In brede stellen, ist schließlich
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über erie nicht streıten: NUI muß zugegeben werden, daß die üblichen
ntgelte vielfach cdie unterste Grenze e1nes gerechten Lohnes auch nicht
annähernd erreichen. Das erhältnıiıs zwischen Klostergemeinschaft und AÄAn-
sSta. ist ber keıin eigentliches Arbeitsverhältnis, sondern gleicht ın iwa
dem Verhältnis zwischen Professen un Kloster die klösterliche Gemein-

stellt sich Gewährung des Lebensunterhaltes und eistung der
Mutterhausabgabe in den Diıenst der Anstalt

Auch die carıtativen Anstalten selbst mussen ebenso wıe die weltlichen
Wohlfahrtsanstalten auf Gewımnn verzichten, WEeNnN s1ie den gemeinnützıgen
un: mı1  ätigen Anstalten zwecks Steuerbefreiung gezählt werden wollen
FEine auf Gewinn abzielende Wohlfahrtsanstalt eiınes kirchlichen echts-
tragers (Z eın Krankenhaus ZULT Finanzlerung eines Kirchenbaues), wider-
spricht nicht bloß dem Begri{f christlicher Nächstenliebe, sondern würde
bereits in bedenkliche Naäahe des kirchlichen Handelsverbotes kommen un:
NUur nach der bisherigen Erklärung der Kanonisten ıhm noch nicht sicher
unterliegen. Mit echt untersagt darum vielfach das Diözesanrecht, etwalge
berschüsse der Wohlfahrtsanstalten iur andere wecke verwenden (vgl
aderborner Synode 1948 150) Nur WEeNnNn caritative Anstalten grundsätz-
lich und tatsächlich auf Gewımn verzichten und auch den cheıin VO  3 gewiıinn-
bringenden Wirtschaftsunternehmen vermeiden un allein auf die Deckung
der Unkosten, Thaltiten der Anstalten un: evtl noch auf 1Ne ausreichende
Rücklage bedacht sind und etwaige Überschüsse erster Stelle für die

Pflege VO.  » Unbemittelten un Armen ın der Anstalt verwenden, werden
auch die chwestern wieder das Bewußtsein en, daß S1e mit ihrem unent-

geltlichen Wirken nicht dem utizen e1INes remden Anstaltsträgers oder
einem unersättlichen Moloch Anstalt dienen. berschüsse ind iın carıtatıven
Anstalten 1Ur deshalb möglich, weil Schwestern unentgeltlich tätig Sind,
daß Iine Anstalt, die für ine chwester 30 — Mutterhausabgabe, Iüur
ine weltliche Krankenpflegerin bel {reler Station iwa 200 ,— Cehalt
un! Soziallasten zahlen muß, PTO Schweste un Jahr 1m Durchschnitt wenidg-
Stens 1500,— einspart, amı erklärt sich auch das Wachsen mancher
ründung Qus kleinen nfängen großen wohleingerichteten Anstalten.
Darum ist ber auch billig, daß die klösterliche Gemeinschaft bzw. die Ge-
nossenschnhaft maßgeblichen Einfluß auf die Ausgestaltung un Führung, den
e1s un cdiıe caritatıive Einstellung der Anstalt behält un über die Ver-
wendung der Erträgnisse ihrer unentgeltlichen Tätigkeit mı1ıtbestimmen kann.

IIT Die Höhe der Unterhaltsbeiträge
Das Pflnzip der Unentgeltlichkeit caritafiver Tätigkeit besagt, daß ıne

CGenossenschaf: aQus der carıtatıven Tätigkeıt ihrer Mitglieder keinen Gew1inn,
sondern NUur die Deckung der Nnkosten und die icherung ihres Unterhaltes
erstire Die Verteilung der Unkostenbeiträge erfolgt ber nicht streng
schematis nach dem Maß der geu  en Tatıgkeıit oder der ualıta der url

Verfügung gestellten Schwestern, sondern unter Berücksichtigung der kon-
kreten Verhältnisse un unter ChoNnung der wirtschaitlich schwächeren An-
talten un Körperschaiften. Von ommuwunalanstalten der VO  - Anstalten, ın



denen Ordensleute 1Ur als Angestellte, nıcht ber in selbständiger usübungihrer eigenen Ordensaufgaben atıg SINd, darf 1ıne höhere Beitragsleistungverlangt werden.
Die Höhe des Unkostenbeitrages rıchtet sıch nach der Höhe der tatsäch-

lıchen Unkosten. och ıst empifehlenswert, unter Mitwirkung der kirch-
lichen Behörden und Anstaltsvertreter und nier Berücksichtigung der jewel-igen wirtschaftlichen Verhältnisse und des Durchschnitts der nNnkKosien
Richtsätze vereinbaren, etwalge Versuche, die Vermögensverhältnisseeiner Genossenschaft zwecks Feststellung der Unkosten nachzuprüfen, VO.  —y
vorneherein auszuschalten. Die ichtsätze mussen einen gewissen piel-
IQqUm haben, damit bei der Festsetzung der eiträge die Bedürfnisse der ein-
zeinen Genossenschaften un die wirtschaftlichen Verhältnisse der einzelnen
Gemeinden und Anstalten berücksichtigt werden können. In Nı  er Weise
können Anstalten die festgesetzten Pflegesätze VO  - den Versicherungen und
ine aingemessene Unkostenvergütung VO zahlungsfähigen Prıvyvaten e1in-
fordern, die dadurch und durch die unentgeltliche Tätigkeit der Schwe-
stern {wa erzielten berschüsse zugunstien der Anstalt und für 1Ne mehr
oder weniger kostenfreie Pflege Unbemittelte verwenden. Auch WIT'!

VO  —; der Anstalt als GGanzem der grundsätzliche erzıcl auf CGewinn durch-
Qus gewahrt

Die Empfänger der Einkünite, die Mutterhausabgabe
Grundsätzlich ist Empfänger der Einkünfte d us rbeit und Apostolats-tätigkeit der Ordens  eute nicht der Einzelreligiose, sondern die Gemeinscha

(can 580 $ 2' 382, 594 MSI  MSI Für die Gesellschaften mıt gemeinschaftlichem
en und noch mehr {ür die weltlichen Insti  ute gelten die Konstitutionen,
die manchmal estimmte Einkünfte, bei weltlichen Instituten evtl alle Ein-
künifte dem Sodalen überlassen (vgl. Cd.  —y 676 S

Welcher Religiosengemeinschaft fallen die Einkünfte zu®
Hier verweıst can 582 und 594 au{ die Konstitutionen, die das Einzel-
haus, die Proviınz der die Gesamtgenossenschaft bestimmen bzw die Ein-
künfte zwiıschen diesen verschiedenen moralischen Personen verteilen
können.
Sachlich hat jene moralische Person Anspruch, die für den Unterhalt aufkom-
INnenNn muß, und das ist ın den meiıisten Fällen, soweit Klostergemeinschaften
nicht 1ın einer Anstalt Unterhalt empfangen, das Einzelhaus., SO ist die
ege bei klerikalen Verbänden, auch wohl bei eigenen äusern laikaler
Verbände Da ber auch die Gesamtgenossenschaft der die Provinz manche
Unkosten un Lasten Lragen muß, VOor em Ausbildung, Kranken- un
Altersversorgung, Verwaltung, Unterstützung bedürftiger Häuser, Neugrün-dungen, muß entweder eın eil der Einkünfte für die höhere Gemein-
scha abgezweigt werden oder mussen den Einzelhäusern Abgaben
gunsten der Provinz und den Provinzen Abgaben zugunsten des Gesamt-
verbandes auferlegt werden. Im ersten Fall geht dieser eil der Einkünfte
sofort das Mutterhaus über, 1m etzten Falle tallen alle Einkünfte das
Einzelhaus, das dann einen eil seines Reineinkommens das Mutterhaus
abiIiuhren muß



Das kirchliche echt betrachtet sich jede Einzelniederlassung als VeIl-

mögens{fähig, soweiıt die Satzungen nicht anders bestimmen (C S31), un
darum einen Anfall er Einkünfte das Einzelhaus als die ege

OFTraus Dementsprechend sahen die SO Normen VO  - 1901 ( 294) eın
Drittel des Reineinkommens der Häuser als bgabe das Proviınzlalmutter-
haus und eın Drittel des Reineinkommens der Provinzen als Abgabe die
Genossenschaft VO  — Diese ege ıst ın viele Satzungen übergegangen, hat sich
ber nicht bewährt, we!il die Feststellung des Reineinkommens 1ne SOIy-
fältige Buchhaltung voraussetzt und el Auseinandersetzungen mıiıt den
Hausobern und weıl diıe Durchführung der Bestimmung Schwierigkeiten
devisenrechtlicher Art verursachen kann, wWenn die Häuser DZwWw. Proviınzen
nicht 1mM gleichen Staate liegen. Darum ist INa  — allgemein dazu übergegangen,
estimmte eıle der Einkünite für das Provinzialmutterhaus durch Satzung
der apitels- oder Ratsbes  uß einzuzliehen und die außerhalb des gleichen
Landes gelegenen Generalmutterhäuser durch ireiwillige en untier-
tützen (vgl die Fragen des Fünfjahresberichtes). enn bel dieser
Abgabeform reiche un IMmMe Häuser 1ın gleicher Weise belastet werden,
kann der erforderliche Ausgleich durch die Unterstützung er armeren
Häuser seitens der Mutterhäuser erreicht werden.

Der Verpflichtungscharakter der Abgaben.
In achen der Unkostenvergütung und eitragsleistung ıst das innerklöster-
liche Verhältnis un das Verhältnis Z nichtklösterlichen Personen und An-
talten unterscheiden

Nichtklösterliche physische der moralische Personen, die Ordensleute
beschäftigen, sind naturlı uf Tun des eingegangenen Vertrages auf
den iıte der Gerechtigkeit hin verpflichtet, die dem Kloster gegenüber
übernommenen Verpflichtungen eriulien Diese Verpillichtungen sind
regelmäßig zweifacher Art Gewährung des Lebensunterhalts für die
Dauer der Beschäftigung der einer entsprechenden Vergütung, WEeEeNn

der Unterhalt nicht In natura gewährt wIrd: 1ıne Beitragsleistung Z

Deckung der Unkosten der klösterlichen Verwaltung, Ausbildung, l1ters-
und Krankenversorgung. Eine über die vertragliche Vereinbarung hinaus-
gehende Umlage VO  » Unkostenbeiträgen omm bel Temden Personen
un Anstalten natürlich nicht 1n rage

— Im innerklösterl:  en Verhältnis erhält das Einzelhaus wenn nicht alle
Einkünfte, wenigstens einen eil derselhben A Bestreitung des NIeCeT7-
haltes des Religiosen. Bel klösterlichen Gemeinschaften 1ın Temden An-
talten dieser Anspruch iort sofern der Unterhalt W  - der nstal
geleistet wird Darum hat die Klostergemeinschaft gewöhnlich N1UI 1n  Q
eine Hauskasse für die laufenden, VO.  — der Anstalt nıcht geiragenen
uslagen (z Reisen) Für diese Kassen sind este Beitragsleistungen der
Anstalt vereinbaren oder Rückzahlungen VO'  H der Mutterhausabgabe

machen.

Das Mutterhaus Anspruch auf die festgesetzte Mutterhausabgabe, kann
aber Von den eigenen Häusern darüber hinaus eine dem Einkommen anNnYye-



Messene Sonderabgabe einfordern, wenn den äusern sonstiges Sonderein-
kommen ZU  —4 Verfügung stie. z B dQUS Schenkungen, Einkünfite QUuUS eal-
vermögen); ist den äusern das Notwendige un Angemessene be-
lass_en (vgl Fünfjahresbericht M, 100)
Diese zwischen den verschiedenen moralischen Personen derselben rdens-
genossenschaf bestehenden Verpflichtungen eZg Verteilung der Einkünfte
un Leistung der Abgaben beruhen auf dem klösterlichen ehorsamsverhält-
N1s, sind Iso Piflichten des religiösen Gehorsams; freiwillige Abgaben üuber
den Rahmen der vorgeschriebenen Umlage hinaus ınd Werke chrıstlıcher
1e  e; dagegen ınd Abgaben keine SLI5  en Rechtspflichten oder Jar Ver-
pflichtungen schuldrechtlicher Art, soweilt NnıCH eigentliche schuldre  liche
erträge zwischen verschiedenen moralischen Personen der Ordensgenossen-
schaliten eschlossen worden ind. Der Apostolische betonte gelegent-
lıch der Devisenprozesse die Freiwilligkeit dieser eiträge (Theologie und
Glaube 19306, ö4) un rag ın dem Fünfjahresbericht 99), ob diese Bei-
Tage JErn oder mehr oder weniger geZWUNgen geleistet worden Sind.

Klösterliche Verbände als Körperschaften
des öffentlichen Rechts nach deutschem Recht

Geschichtlicher Überblick

Die Rechtslage bis 1919
Alle Klöster un klösterlichen Genossenschaften 1m CGiebiet des
Deutschen Reiches his ZUT Säkularisation als ölfentlich rechtliche Korpo-
rationen anerkannt. en Korporationen, Instituten un Stiftungen der
katholischen 1r kam, wenn S1e nach irchlichem echt rechtmäßig @1 -
richtet, hne weilteres auch 1m staatlichen Bereich Rechtspersönlichkeit

Zwar waäaär die Errichtung VO  } Osiern seit der Reformation ın den
meisten Ländern abhänglig geworden Vo  - der lJandesherrlichen Konzession.
Doch mıiıt der Genehmigung des Landesherrn wäar die Rechtsfähigkeit hne
weiteres gegeben.,
Die Säkularisation VO.  > S ıchtete die jahrhundertealte äußere Gestaltung
un Ordnung der Kirche 1n Deutschland zugrunde, Der Wiederaufbau der
irchlıchen Organisation nahm dann, nach der Auflösung des alten euischen
Reiches (1806) In den euischen Einzelstaaten 1ne Jeweils verschiedene
Gestalt

Ein klösterlicher Verband galt na deutschem Privatrecht als rechtsfähig, wenn er nach
kanonischem Recht Rechtsfähigkeit erlangt hatte Denn das gemeine Recht, das bis ZUIXI
Säkularisation subsidiär in Geltung WAaärl, verweist für die Entstehung VO. JuristischenPersonen 1m Bereich der 1T'| auf das kanonische Recht und erkennt damit diese Rege-ung auch für den staatlichen Beıreich Vgl Urteil der Zivilkammer des Land-
gerichts Berlin VO. 12 1955, Nr. 232/54



In der Gewährung der Rechtsfähigkeit klösterliche Urganısationen ent-
W1  elten sıch In den euischen Ländern b1s 1919 1m wesentlichen Systeme,
das System der eo-1pso-Rechtsfähigkeit un das Konzessionssystem

System der eo-1pso-Rechtsfähigkeit
Xponen dieses Systems WAal Bayern. In Bayern edurite Mal für die BFT-
richtung „geistlicher Gesellschaften darunter en und Kongre-
gatiıonen begriffen sowochl als Verbände wIıie ın den einzelnen leder-
lassungen, der Genehmigung des andesherrn Mıiıt dieser enehm1gung
aber WalL wıe VOI der Säkularisation 1pSso 1ure die Rechtsfähigkeit mıtge-
geben, un Wafl erlangten die Klöster ohne ausdrückliche Verleihung die
Korporationsrechte einer KOrpers  aft des öffentlichen Diese ts-
ordnung 1e In Bayern bis 1919 gewahrt un ist für die Beurte1luunug der
bürgerlı  en Rechtsfähigkeıit vieler bayerischer klösterlicher Institute noch
heute maßgeben

Dem ayerischen System, wonach der zugelassene en un dıe genehmigte
Niederlassung mıiıt der Organisationsgenehmigung 1pSo auch Juristische
Person ıst, folgten 1Im wesentlichen b1is 1919 dessen, Oldenburg, Braun-
schweig und Elsaß-Lothringen.
Ebenso galt In Württemberg das System der eo-ipso-Rechtsfähigkeit D1S
1862 Seit dem Gesetz VO.: 1862 ( 15) aber wurde außer der Jandes-
herrlichen Organisationsgenehmigung ZULr Erlangung der staatlıchen echts-
fähigkeit noch ine besondere landesherrliche Verordnung verlangt.
Auch ın en NNg INnan schließlich In den neunz1ger Jahren des etzten
Jahrhunderts ZU.. KOonzessionssystem über. Nacn dem Konstitutionsedikt
VO  » 1807 (S$ un 21) klösterliche erbande und ihre Niederlas-
SUNgEN mit der staatlichen Anerkennung 1pSo auch als echtspersönlich-
keiten ane;kannt.
Weiter verordneten 11 kleinere norddeuitsche aalen ın den Ausführungs-
gesetzen ZU. BGB, daß geistliche esellschaften ın Zukunft NUuI durch lan-
desherrtl1i Verleihung rechtsfähig werden könnten

“  2 Vgl ScCheuermann Die Rechtspersönlichkeit relig. Orden u. GeNnOssenschalten nach
kanonischem un nach deutschem Recht, ın Deutsche Landesreierate ZU. Inter-
nationalen Kongreß für Rechtsvergleichung In London 1950, 12 if
ayer. Konkordat y 817 ($ 17); Verfassung des Königrei:  es Bayern VO.
813 (II erfassungsbeilage, urz Religionsedikt genann(, &$
Der eX Maximil]aneus VO!]  - 756 gewährte kirchlichen Instituten echtspersön-
lichkeit, soweit sie ihnen auch nach dem kanonischen Recht zustand. Vgl Lammeyer
Die juristischen Personen der ath Kirche, Paderborn 1929, 215
Val. Scheuermann, 124
So Mecklenburg-Schwerin ($ 14), Mecklenburg-Strelitz ($ 14), S5Sachsen- Weimar ($ 11).,
Sachsen-Meiningen ($ 4), Anhalt (Art. chwarzburg-Rudolfstadt (Art 8 Schwarzburg-
Sondershausen (Art. 4), Reuß ($ 7), Reuß 11), chaumburTg-Lippe ($ 47)
‚ppe ($ 13)
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Konzessionssystem
Selbst Preußen, das INd.  — als Xponen des Konzessionssystems bezeichnen
kann, folgte ursprünglı nach dem Allgemeinen andre el IL TIt I
ÖÖ 939, 940, dem System der eo-1pso-Rechtsfähigkeit. Eine Anderung
brachte TST die Teu. Verfassung VO:  y 1850, die der Kirche das echt der
selbständigen OÖrdnung un Verwaltung ihrer Angelegenheiten zusıicherte
un ihr ıne Freiheit gewährte wıe kaum irgendwo ın Deutschland Die
Errichtung VO.  . Osiern un klösterlichen Genossenschaften lag 13308  v ganz
in den Händen der 1r  el ıne Genehmigung der Regierung für 1ıne Neu-
gründung WaäarTrl nicht mehr notwendig. Allerdings wurde die mit dieser Ge-
nehmigung bısher 1PSO verbundene staatliche Rechtsfähigkeit nıcht mehr
erlangt ATt der Verfassung VO  a 1850 bestimmte, daß Klöster in Zukunft
NUuI mehr durch Gesetz Rechtsfähigkeit erhalten könnten

amı ZU. erstenmal klösterli Niederlassungen möglich geworden,
die für den aa als Rechtspersönlichkeiten niıicht exXistilerten, obwohl s1e
nach irchlichem echt selbständige Rechtspersönlichkeiten darstellten
Im ulturkamp({i wurden durch Gesetz Pa 31 1875 alle Orden un! Ordens-
ähnlichen Kongregationen der katholischen Kirche mit usnahme jener, die
sich ausschließlich der Krankenpflege wıdmelen, VO' Gebiet der preußischen
Monarchie ausgeschlossen, Mit der Auflösung gingen den erbänden und
ihren Niederlassungen die Korporationsrechte, we S1e bis ın besessen
hatten, verloren und lebten auch mit deren allmählichen Wiederzulassung
ın den Jahren 18830 bıs 1887 nicht wieder VO  - selbst auf, vielmehr konnte
die Rechtsfähigkeit NUur durch Gesetz wiedererlangt werden Der preußische
aa behielt sıch auberdem 1Un bei jeder ne  e errichtenden Niederlassung
die Genehmigung VOTL. des esetizes 1887 nochmals hervor-
gehoben, daß die Klöster mıiıt ihrer Niederlassungsgenehmigung noch keine
Korporationsrechte besaßen Die Rechtsfähigkeit konnte NUur durch eın be-
sonderes Gesetz verliehen werden. SO 1e die rechtliche Lage der Klöster
ın Preußen 1 wesentlichen estiehen bis ZUI Weimarer Reichsverfassung.
Das Konzessionssystem seizte sich allmählich auch ın anderen eutischen
Ländern durch. Ein besonderes Gesetz yn OR Erwerb der juristischen Persön-
ichkeit IUr klösterliche erbande verlangte außer Preußen noch
Württemberg g1ng, wıe chon erwähnt, 1362 ZUum Konzessionssystem über,
en auf TUN! der landesherrlichen Verordnung, die rteilung der Körper-
schaftsrechte betr., VO. 11 1883 un: ıne nzahl kleinerer norddeutscher

Bihlmeyer-Tüchle, Kirchengeschichte 111 aderborn 1956, 333
Dennoch wurden auch weiterhin, selbst noch ZUr Zeit des Kulturkampfes, Klöster und
Genossenschaften auf dem Verwaltungsweg kraft königlicher Verleihung miıt KOTDO-
rationsrechten ausgestatitei, it. Kabinettsorder V O] MäÄärz 1852 die Genossenschait der
barmherzigen Schwestern nach der ege des Augustinus In Neuß; durch Kabinetts-
Order VO.: 19 1853 die Kongregation der Armen Schwestern VO! hl Franziskus in
Aachen; durch Kabinettsorder VO:! 16. 185. die Genossenschait der Krankenschwestern
nach der 111 eg des Franziskus Munster:; durch Kgl Yla: Se es Kö
Wilhelm VO: Maı 864 das Generalmutterhaus der Kongregation der Grauen
cChwestern VOIL der hl. 15 in esien; durch Kgl Verleihung VO:!  x 1877 die
Krankenpflegeanstalt der armherzigen Schwestern VO)!]! der hl. Elısabeth in Essen.
Eın solches Gesetz wurde NUur einmal Preußen erlassen, un!| Zwaäar 18838 für
17 Ordensniederlassungen (Vgl Pr. 33).



Staaten ISI in den Ausführungsgesetzen Z BGB Nnfang dieses Jahr-
hunderts Do!:  Q WarTr hier kein eigenes Gesetz, sondern Nur 1ne andesherrt-
liche Verordnung ZUF Erlangung der Rechtsfähigkeit erfordert

Auf andere Weise Rechtsfähigkeit erlangen, WaäarT 1m Bereich des Konzes-
s1onssystems, gleichgültig ob die Verleihung durch Gesetz oder Verordnung

erifolgen a  e, unmöglich. Der Weg über das Privatrecht wurde dem
klösterlichen Verband un seınen Niederlassungen durch Art RBGB
ausdrücklich versperr(. Auch das Reichsvereinsgesetz VO:  - 1908 ($ 24) aänderte

dieser Rechtslage nichts

Die Rechtslage seit 1919

Ein Wendepunkt für das Verhältnis VO aa und irche in Deutschland
Wäar die Reichsverfassung VO  — Weimar 1m Te 1919 Das Prinzıp, das die

anstrebte, wWaäar die Trennung VO.  Z Kirche un: aa Daher Liel die
Genehmigungspflicht ifür klösterliche Niederlassungen WEg Die allgemeine
Niederlassungs- (Art iM WRV) un! ereinsfireiheit (Art 124 WRV) wurde
auch auf religiöse ereine urn Gesellschaften ausgedehnt, Alle enigegen-
stehenden reichsgesetzlichen Bestimmungen un: landesherrlichen oIrs  rif-
ten, un! amı sowochl das Konzessionssystem als auch das System der
eo-ipso-Rechtsfähigkeit, verloren ihre Rechtskralft Die klösterlichen Ver-
bände un!| ihre Teileinheiten haben eıtdem die Möglichkeit, nach den
Regeln des bürgerli  en echts sich die Rechtsfähigkeit bemühen

Benützen klösterl:i Verbände diese Möglichkeit, dann 1st die olge davon
allerdings, daß ihre Niederlassungen un Organisationsfiormen VOLl dem
aa ben 1UI noch als eın weliltliche Vereinigungen nach den Normen des
bürgerlichen oder des andelsrechts 1Ns en treten und VOI dem
aa allein diese Normen gebunden ind

Die Rechtsform und Rechtsfähigkeit bestehender Klöster und erbande
wurde aber durch die NeUue Reichsverfassung nıcht beeinträchtigt. Klöster-
liche Gemeinschaften, die H1ıs 1919 Rechtsfähigkeit erlangt hatten, behielten
diese Körperschaftsrechte uch weiterhin als wohlerworbene Die
ayerische Verfassung VOo.  I 1919 ($ II) 1! un: das ayerische Konkordat

10 »Bestehende geistliche Gesellschaften, ann ihre Anstalten, Stiitungen und sOonstıgen
Einrichtungen leiben rechtsfähig, soweıt S1Ee es bısher eue können die Rechts-
fähigkeit nach Maßgabe des geltenden Rechts erwerben.«

»Orden Un! religiose Kongregationen können den kanonischen Bestimmungen gemäß frei
gegründet werden. Sie unterliegen VONn seiten des Staates keiner Einschränkung ın eZzug
auf hre Niederlassungen, die die Eigenschaften ihrer Mitglieder, SOWI1e
ezügli: der Lebensweise nach ihren kirchlich genehmigten Kegeln. S50oweıt sS1e bisher
die echte einer öffentlichen Körperschaift aben, bleiben ıihnen diese gewahrt;
die übrigen erlangen Rechtsfähigkeit der dıe einer öffentlichen Körperschaft nach
den für alle Bürger der Gesellschafiten geltenden gesetzli: Bestimmungen.«



Vün 1924 (Art. 11 tellen dies ausdrücklich fest, ähnlich das Badische Kon-
kordat VO 19392 (Art un! das Reichskonkordat VO.  q 1933 (Art 13) 3
Allein ın Württemberg hob eıne kultusministerielle Entschließung VO 31

1924 au{[f TUN:! der Bestimmun des (‚esetzes VO 1924 ($$ 1 f 84)
ausdrücklich die Bestimmungen auf, mıL denen einigen Kongregationen die
Rechtsfähigkeit verliehen worden WaäaI 1'
Diese Rechtslage, wıe sı1e durch die WRV begründet wurde, 1st grundsätzlich
auch eule noch für dıe klösterlichen Gemeinschaliten gegeben, da nach 1945
die VO  y der Weimarer Rei:  sverfassung aufgestellten Grundrechte VO  } den
Länderverfassungen un Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland
aufgenommen un eute darum unbestritien ın Geltung sind 1
en und klösterl1: Genossenschaften können auch weiterhin noch
Körperschaften des Oöffentli:  en erhoben werden, un Wal nach
Maßgabe des für alle geltenden Gesetzes 1: In Bayern ist die rhebung ZUI

Körperschaft des Ööffentl:ı  en echts eute noch der normale Weg, auf dem
die klösterlichen erbande ZULI Rechtsfähigkeit kommen !?, ber auch 1ın
anderen Bundesländern ist iıne solche Verleihung nicht ausgeschlossen
Überdies gibt In iast allen eutscnen Landern Klöster, die als KOrTrper-

der en und religiösen Kongre-„Das Eigentum und andere Vermögensrechte
gationen, WE gegründet werden duürien und die Rechte einer öffentlich-rechtlichen
Körperschaft der einer juristischen Person des privaten nach den {ür alle Bürger
geltenden Bestimmungen besitzen oder erlangen können, werden nach Maßgabe der
Verfassung des Deutschen Reiches gewährleistet.«
» die und religiösen Genossenschaliten bzw. erlangen die echts-
fähigkeıt IUr den staatlıchen Bereich nach den allgemeinen Vorschriiten des staatlichen

Sie bleiben Körperschaften des öffentlichen Rechts, soweit s1e so. bisher
den anderen können die leichen Rechte nach Maßgabe des für alle geltenden

Gesetzes ge  t werden.«
Bekanntmachung des Kultusminister1ums ber die rechts:  igen Kongregationen VO):
31. 1924 Vgl Giese Staat 1T 1m Deutschland, ahrbuch des ffentl.

der Gegenwart, L3, 1925, 267 if.
Ö  Q 10 »Religiöse Genossenschaiten erwerben die Rechtsf:  igkeit nach den Vorschri:
des bürgerlichen Rechts.« 84: »Auf die Kongregationen, denen die Rechtsfähigkeit durch
staatlıche Verleihung erteilt worden ist, finden die Vorschriften der 25 b1ıs des
BGB ANnwendung. Diese es  ung T1 T: 19  > in Kraft.«
Die Kongregation VO: en des hl Franziskus B., die bis eine iftung des
öffentli Waäl, un! die Kongregation der Schwestern der christlichen arm-
herzigkeit VO!] des Franziskus, die seit 886 Korporationsrechte iın Württem-
berg €, mußten, weilter rechtsfähig Jeiben, jeweils einen bilden

17 Bremen Art 17, 18; Württemberg-Baden Art 1 Bavyvern Art 109, 114, 406; Hessen
Art. O, 1 Rheinland-Pfalz 1  B 15, Ad4: Baden AT 3, 1 Württemberg-Hohenzollern
Art. 13, 121 ; Sachsen-Anhalt Art 10, 16; Mecklenburg Art. 9, Brandenburg 6!
Grundgesetz Art 9, 11.
Vgl Reichskonkordat Art 13 (siehe ben Anm 13)
Fast alle Klöster yern S1N: Körperschaften des öffentlichen S, entweder direkt
als Einzelkloster der als eile der als ffentl reı Körperschalten anerkannten
Ordensprovinzen der Kongregationen.

2{ Im Gebiet des ehemaligen es wurden durch Beschluß des adıschen Staats-
ministeriums V, f. 11 921 Nr. 622 dem Dominikanerinnenkloster Zoffingen, Konstanz,
die einer Körperschaft des öffent! verliehen In Rheinland-Pfalz wurde
durch Kultusministerialentschließung 1952 II Nr. 168 die Provinz alz
der Kongregation der chwestern VO: Allerheiligsten Heiland (Niederbronner Schwestern)
ZU[: Körperschaft des Offent!!:  en Thoben Die essische Landesregierung hat in
der Urkunde 955 das Generalkloster der Delegatur der firüheren chlesischen
Ordensprovinz der Barmherzigen Brüder in Frankfurt Main als Körpers:  aft des
öffentl. Rechts anerkannt; und ZWar wurde die Rechtsstellung des Convents der ‚AaTM-
herzigen Brüder VO: des oOhannes VO.  3 (ott Breslau als Körperschaft des
öffentli  en mit Wirkung für das Gebiet des Landes Hessen anerkannt.
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schaften des Offentlı  en echts anerkannt sind z1 WenNnn S1e nämlich ihre
Rechtsfähigkeit Qaus irüherer Zeit ber Sakularisation un Kulturkampf hın-
überretteten der wenn ihnen auf IUn des Konzessionssystems der des
eo-ipso-Systems ıne solche RechtSstellung bis ZUI Weilmarer Reichsvertfas-
SUuNngy gewährt worden Wa  — urch die Länderkonkordate und Iür das Nn
Bundesgebiet durch das Reichskonkordat Art 13) wird ausdrücklich Nel-

kannt, daß en und religıöse Genossenschaften Körperschaften des öffent-
en bleiben, wenn s1ie bisher solche , und daß den andern
die gleichen echte nach Maßgabe des für alle geltenden (G‚esetzes gewährt
werden 2
I1 Rechtsfähigkeit der klösterlichen erbande nach öiffentlichem ec|
In der Verwaltungspraxis der staatlıchen ehorden wiıll INnan klösterliche
Verbände, die VOLI der Weimarer Verfassung au{f Tun einer staatlıchen
Verleihung rechtsfähig geworden sind, eute Z eil NUuI als juristische
Personen des privaten behandeln Doch i&8t diese Praxıs echtsge-

gesehen nicht haltbar.

Forstho{i{f tellte In seiner Untersuchung „Die Sffentliche Körperschaft 1m
Bundesstaat ,  Sln übingen 1931, 5 ? ausdrücklich fest, daß In uUuNseIiIel eit
den rechtsfähigen Ordensniederlassungen VOT 1919 nahezu einhellig cdie Qua-
ıta einer Ööffentlich rechtlichen Körperschaft zuerkannt WITrd. Man muß
oga geNN, daß klösterliche erbande als Körperschaften des prıva-
ten VOTL der W eılmarer Republi überhaupt nicht möglich SO-
weit klösterliche Gemeinschaften staatlıch zugelassen und als rechtsfähig
anerkannt wurden, s1e als öftfentl echt!. Körperschaiften des Landes

ausgestattet. Denn einerseılts war das sich auf die Einrichtung, Organisation
un Verwaltung der Bestandteile der kath. Kirche beziehende staatliche und
staatlıch freigegebene kirchliche echt allgemeın als e1l der öffentlichen
Rechtsordnung des betreffenden Staates anzusehen, andererseıts waren die
klösterlichen Verbände selbst entsprechend ihrer kirchenrechtlichen atur
nach deutschem Staatskirchenrecht durchweg als dem Organismus der irche

eingefügte Einrichtungen aufzufassen. Das ist auch nach der Einführung des
BGB 1900) geblieben. Für die en un ordensähnlichen (jenos-
senschaften 1e das öffentliche Landesrecht maßgebend. Der Weg ZUF

privatrechtlichen Körperschait “ wurde den Ostern bel der Einführung des
BGB ausdrücklich versperrt (Art BGB) Man wollte die klösterlichen
Verbände unter der besonderen Aufsicht des Staates halten, die be!]l einer

Ööffentlich echtlichen Körperschaft weiıtesten gegeben Wa  a

Einzige Ausnahme ist Gebiet des ehemaligen Königreichs Württemberg, das auf Grund
des eseizes Der die Kirchen VO:! 924 und der Kultusministrialentschließung
31 1924 den Orden und Kongregationen die Rechtsfähigkeit als öffent! recht! OTDO-
rationen entzog; vgl ben

22  9 In der Doktrin ist der Fortbestand dieser erworbenen Rechte unbestritten. Auch aus der
neues! Rechtsprechung norddeutschen Gerichten ist bekannt, daß auch ort der
Kontinuität der VOTr 1919 von klösterlichen Verbänden erworbenen Rechtspersönlichkeit

12. 1955, Nr 84 2732/54festgehalten wird. Vgl Urteil der Zivilkamme: des Landgerichts Berlin VO]

Die technische Bezeichnung »Körperschaft« für privatrechtliche ereine wurde VO: der
Redaktionskommiss1ıon des BGB bewußt vermieden, weil der Begriff Körperschalft nach

öffentl. Rechts beschränkt sei (So Meurer, Die juristischen Personen nach Deutschemverbreitetem Sprachgebrauch ausschließlich der vorwiegend au{f die Körperschaften des

Reichsrecht, Stuttgart 1901, Anm Rechtsfähige klösterliche Verbände werden
aber immer als Korporationen, Körperschaften bezeichnet.



Erst mıiıt der Reichsverfassung VOo  b Weimar 1919 trat für die klöster-
lichen Verbände ın dieser rage eın wesentlicher Wandel ein, hne daß
durch die Verfassung die bisher erworbenen der Klöster angetastet
worden waäaren.
War VOrT Weimar für die klösterlichen Gemeinschalften 1ın Deutschland die
Anerkennung als Olifentlich re. Korporationen die Voraussetzung für
ihre staatlıche Existenz der ZU. mındesten IUr ihre Rechtsfähigkeit, hat
die Anerkennung als Körperschaft des Offentlichen echts für die Klöster
durch die NeUe Reichsverfassung weithin diese Bedeutung verloren. Kloöster-
liche Verbände können NU: auch nach den Normen des Privatre
exXıistieren.
Das gilt allerdings NUur mıiıt einér bedeutenden Einschränkung. Zwar steht
den klösterlichen Gemeinschaften eute frei, jede beliebige Gesellschaftsiorm
des privaten Rechts als Rechtsträger für den Verband wählen, und über
diesen Rechtsträger können die klösterlichen erbande auch echtslieben
teilnehmen Do  Q ist damit rechtsfähig NUuUI der privatrechtliche Verband,
Iso die „Hilfsgesellschaft”‘, niıicht ber das Kloster, die Ordensprovinz oder
der Gesamtverband E Darum ist heute für den klösterlichen Verband die
Anerkennung als Offentlich rechtliche Körperschaft nicht weniger erstrebens-
wert als VOIL der da mit dieser Anerkennung allein der klösterli
Verband als solcher mit seiner kirchenrechtlichen Verfassung rechtsfähilg
wIird.
Die Anerkennung als Köréerschaft des öffentli  en ist für Klöster
un religiöse Genossenschaften darum Iso auch eutie noch v besonderer
Bedeutung, weil S1ie NUurTr auf diesem Wege mi1t ihrer ordensrechtlichen Ver-
fassung Rechtsfähigkeit für den staatlichen Bereich erlangen können. Keine
der Rechtsfiormen des deutschen Privatre  S, sel S des bürgerlichen oder
des Handelsrechts, entspricht der Verfassung und i1genar einer klöster-
en Gemeinschaft Die Ordensregeln un atzungen als so sind nicht
geeignet, die Satzungen eines eingetragenen ereins oder einer Gesell-
scha miıt beschränkter Haftung bilden ESs muüssen darum fast immer
Satzungsänderungen vorgenommMenN werden oder ıklive Satzungen auifge-
stellt werden, die 1m innerklösterlichen Bereich keine Geltung aben, be-
SONders dann was durchaus möglich ist wenn die Organe für die
außeren staatlichen Bereich andere ınd als für den innerklösterlichen
Bereich Es ist Ja auch leicht einzusehen, daß die Rechtsform, die einem
(GGesangverein un!: einem Kegelklub gemäa ist der die für die besonderen
Erfifordernisse des irtschaftslebens gebi  e ist, nicht auch fur einen klöster-
en Verband geeigne ist.

Staatlichen Stellen oft ehr schwer, klösterliche Fragen richtig
beurteilen, weil sıe  1 Wenn si1e mıit dem Rechtsträger In der Form
der Aktiengesellschaft oder der Gesellschaft mıit beschränkter Haftung
iun aben, den klösterlichen Verband nicht richtig sehen. Wünschenswert
wäre e5S5 darum sowohl iür den aa W1e auch für die klösterlichen Ver-
91 Reichsgerichtsentscheidung 1n Zivilsachen, 113, 127

26



an weil Ur viele Mißverständnisse un Schwierigkeiten vermeld-
bar sind wenn alle klösterlichen erbande ın ihrer VO  - den äanderkon-
kordaten und VO Reichskonkordat verbürgten igenart un: kirchenrecht-
en Verfassung uch als Rechtspersönlichkeiten fUur den staatlıchen Be-
reich anerkannt würden. Die ellung einer Körperschaft des öffentli  en
echts ist afur nıcht unbedingt erforderlich Es genugte dıie einfache An-
erkennung der Rechtsfähigkeit VO:  H staatlıcher eite, die die bürgerlich-recht-
en Hilfskonstruktionen überflüssig machen würde.
Wenn INa  H ber bedenkt, daß nirgendwo soviele Körperschaften des
Offentlichen Rechts gibt wWw1e ın Deutschland un: daß, UTr einige Beispiele

NECNNEN, fast alle Berufsverbände, Innungen, Handwerkskammern, Indu-
striıe- un Handelskammern, Anwalts-, Arzte- un Apothekerkammern,
Schiffer-Betriebsverbände und Fischereigenossenschaften und O!  a Krieger-
un mit den Rechten einer Offentli  en Körperschaft ausgestattet sind, ist
©5 sicher nıcht unbillig, auch eute noch ıne entsprechende staatlıche AÄAn-
erkennung der klösterlichen erbande verlangen, die ihnen nach ihrer
Geschichte und auch ihrer eutigen Bedeutung 1m Offentl:ı  en en
omm AÄAus unserem eutigen en iıst das Wiırken der klösterlichen Ver-
anı auf dem Gebiet der Pastoration, Mission und VOTLI em der Caritas
nicht wegzudenken, un das öffentliche Interesse diesem Wiırken ıst nıcht

Jeugnen. Wenn INa  — weiter bedenkt, daß mıiıt der Anerkennung e1ınes
OSiers oder klösterlichen Verbandes als Körpers  aft des öffentl:;  en

eute keinerlei Übertragung obriıgkeitlicher Befugnisse verbunden
sSenıin muß, ist nıcht einzusehen, klösterlichen Verbänden die
Offentlich re Anerkennung versagt werden sollte
Die Art der Verleihung der Rechtsstellung einer Körperschaft des Ööffent-
ichen Orden un Kongregationen, WIe S1e ın Bavern IM-
INn  - WITrd, dürfte vorbildlich seıin auch für andere Bundesländer Klösterliche
erbände, die ine solche AÄAnerkennung anstreben, en das Bayerische
Staatsministerium für Unterricht un: Kultug folgende Unterlagen einzu-
reichen:

Urkundlicher Nachweis der nach den Vorschrififten des Kirchenrechts VOl-

nommenen Errichtung elıner Provinz unier ea  ung des Art
Abs II1I des Reichskonkordates VO.  : 1933 oder einer selbständigen
Niederlassung mit Angabe des Sitzes.
Satzung.
Auifstellung der einzelnen zZzu. Gesamtverband der Provinz gehörigen
Niederlassungen.
Angabe, Wer jeweils OFrsian un gesetzlicher Vertreter der Proviınz
und ihrer Niederlassungen der der einzelnen selbständigen Niederlas-
SUNgenNn ist; diese mussen GJEND. Art x des Bayerischen Konkordats
ın Bayern ansässlig seın Uun!  a die ayerische oder ıne andere deutsche
Staatsangehörigkeit besitzen der als Flüchtliınge nach des t-
lingsgesetzes VO 1947 V. 51) einem euts  en Staatsange-
hörigen gleichgestellt sSein.
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Nachweis über Personalstand, aufgestellt nach den einzelnen Niederlas-
SUNgen.
Erklärung über den atigkeitsbereich der einzelnen Niederlassungen.
Erklärung, daß die Vermögensverhältnisse geordne sind und einen Be-
sian der KöÖörpers  aft sichern.

Nach Vorlage un Prüfung dieser Unterlagen wIrd dem klösterlichen Ver-
band durch Verwaltungsakt des Mınisteriums die Rechtsstellung einer KOT-
perschaft des oifentlı  en echts verliehen, Wenn der Bestand des klöster-
ıchen erbandes 1n personeller un vermögensrechtlicher Hinsicht gesi  er
scheint. amı ıst die klösterliche Verfassung staatlıcherseits sowohl für das
Eıgenleben des Verbandes als auch für die Vertretung nach außen Nel-
ann(, und die nach den klösterlichen atuten zuständigen ern sind
hne weiteres gesetzliche Vertreter ihres erbandes AA Vertretungsbe{fug-
n1ıSs genügt 1Nne kirchenamtliche Bescheinigung.
Diese Art der Verleihung der Rechte einer öffentlich echtlichen KÖrper-

klösterliche erbände, WwI]1e siıie eute ın Bayern geü wird, zeig
jedenfalls einen Weg, den klösterlichen Gemeinschaften gerecht werden,
hne S1e irgendwie bevorzugen. Besagt ıne solche Verleihung doch
gute nichts anderes als die ra Offentli  en verliehene bürgerlich-
re Rechtsfähigkeit, Nach dem Reichskonkordat (Art. 13) ist grund-
ätzlich die Anerkennung der klösterlichen Verbände als Körperschaften des
Offentli  en ın en Bundesländern möglich. och ıne nähere
gesetzliche Regelung, Und da die Verleihung VO Körperschaltsrechten
Sache der Länder ist, en WI1ITLr InNne sehr unterschiedliche Behandlung der
klösterlichen nde ım eutischen Bundesgebiet.
Der aa würde durch ıne wesensgemäße un gerechte Behandlung er
klösterlichen erbande NUur der Rechtseinheit und Gileichheit dienen. uUuDer-
dem sınd die Wirkungen der Anerkennung e1ines klösterlichen erbandes
als öffentliche Örperschaft nicht NU  F für die erbande salbst VO  — Vorteil,
sondern auch für den staatlichen oder bürgerlichen Partner ım Rechtsverkehr
ind die klösterlichen erbande als Ööffentlich re Körperschaften leich-
ter erfassen, als das mittels der verschiedenen echtstypen aus dem
Privatrecht möglich ist. Jlele Schwierigkeiten in Verwaltungs- un Steuer-
sachen könnten für Klöster und enorden vermleden werden, die durch
das Auseinandertfallen der ordensrechtlichen Verfassung und der dem Rechts-
trager nach bürgerlichem echt oder Handelsrecht eigentümlichen Organıi-
satıon entstehen.
Weltliche erbande un: Organisationen würden durch die staatliche AÄAner-
kennung der klösterlichen Verfassung nicht benachteiligt; enn ihre Nntier-

sind 1mM staatlichen Bereich bereits weitgehend berücksichtigt. Die
Gesellschaftsformen des bürgerlichen und Handelsrechts sınd ja aqQUuUSs den
Bedürfinissen der bürgerlichen und wirtschafitli  en Vereinigungen hervor-

Dagegen ist die klösterliche Verfassung in keinem zivılen deut-
schen echt berücksichtigt, Eine besondere ea  ung wWwWar auch überflüssig,
da bis Z etzten Jahrhundert auch 1m staatlıchen Bereich das kanonische
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echt allein maßgebend Wäal für die klösterlichen erbande Ihre echts-
fähigkeit ist TST durch die großen Veränderungen 1m Staatskirchenrecht
1M etzten ahrhundert ZU Problem geworden.

arl Slepen SSR

Kirchliche Erlasse
Wır veroöltlentlichen dieser Stelle künftig Jjene Erlasse des HI Stuhls
SOWIE bischolilicher ehörden, welche au f Ordensleute hbesonderen ezug
en Oder bei diesen besonderes Interesse finden werden.

Veränderung des Gebetes „Weihe des Menschengeschlechtes an das
heiligste Herz esu  .

Die Hl Poenitentiarie hat unter dem Jul}ı 1959 (AAS 51 1959 595 das
Weihegebet ZU. heiligsten Herz Jesu, welches 1m der ırche
I!. 271 un den Diözesangebetbüchern enthalten 1ST, In €eu  r geänderter
Form testgelegt. TUN:! dieser Änderung Wal, daß dıie auf den siam und
das udenium bezüglichen Stellen, dıe übrigens TSL 1925 eingefügt wurden
un ım ursprünglichen ext Leos’ 198 nıcht enthalten Jal wieder Ge-
trichen wurden, wohl mit Rücksichtnahme au{f diıe anderen Religionen. Aus
ähnlichen Erwägungen hat Ja der gegenwärtige Hl atier Johannes
auch ın der Karfreitagsliturgie den USdruc| „treulose er gestrichen.
Das hat nunmehr folgenden ortlau

„Llebreichster Jesus, Erlöser des Menschengeschlechtes, In emu knien WIT
VOI Deinem Itare und bitten Dich, blicke gnäadig auf uns hernieder. Deıin sSind
WIT, eın wollen WIT bleiben Um Dir ber noch INnN1iger anzugehören, siehe,
darum wel sıch eute eın jeder VO.  - uns ireudig Deinem heiligsten Herzen.
jele haben Dich nıemals erkannt, viele verachten Deine Gebote un lehnen
Dich ab Erbarme Dich ihrer aller, r  Ö gütiger Jesus, und ziehe alle Dein heilig-
sSies Herz. errsche Du, O Heırırt, als Önlg NC NUuI über die Glaubigen, die
nı]ıe von Dir gewichen sind, sondern auch über die verlorenen ohne, die
Dich verlassen en GD, daß sie bald In das Vaterhaus ZUTIÜ:  ehren,
damit s1ıe nicht VOor en! und unger zugrunde gehen. Herrsche als ÖNn1g
über jene, die durch Irrlehren getäus: der durch Spaltung VO  v Dir GgEC-
trennt ind uife s1e zurück ZU sicheren Hort der Wahrheit un! AD Ein-
heit 1m Glauben Gib  Y daß bald eine er un eın Hirt werde. erle1ine,

Herr, Deiner 1r Wohlfahrt, Sicherheit und reıhnel Schenke en
ern uhe und Ordnung Gib, daß VO  w} einem Ende der Erde bis Z
anderen der gleiche Ruf ers  alle Geprilesen sel das gO  1  € Herz, der
Urquell uUuNsSsSeIiIes Heiles! Ihm sSel uhm un Ehre ın Ewigkeit! Amen. ‘

Ablaßgewinnung für die private Verrichtung der Hl Stunde

Die Hl. Poenitentiarie hat untier dem 1959 (AAS 51 1959 0I0) folgendes
Dekret erlassen: „Den Gläubigen, die ın einer irche, einem Offentli  en
oder soweit rechtmäßig 1m Gebrauch stehen halböffentl:i:  en Oratorium
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AI ÜE Erinnerung Leiden und Tod uUunseTIies Herrn Jesus I]SLIUS und TL

Betrachtung un: Verehrung seilner glühendsten J1ebe, miıt der die hl
Eucharistie eingesetzt hat, die iromme Uung der 19101 Stunde‘ privatim
ıne N} Siunde hindurch an  a  10 verrichten, wird außer dem unvoll-
kommenen VO.  - Jahren (Ablaßbuch AUusg. 1952 168) eın voll-
kommener gewährt, wenn S1E beichten, kommunizieren un nach
Meinung des HI aters beten  Er
Da ın den meılsten Osiern eın halböfifentliches Oratorıium rechtmäßig @©1 -
richtet ISst, können also Ordensleute dort auch prıvatım die Hl Stunde
halten und die entsprechenden Ablässe gewinnen, Ordensleute, die ja m1ın-
destens zweimal 1mM ona beichten und fast täglich die hl Kommunion
empfangen, brauchen gemä all,. 931 ZUTr Ablaßgewinnung nicht eigens die
genannten Sakramente empfangen Für das nach Meinung des Hl
aters genugt jedes mündlıche e ausdrücklich ist das eien eines
Vaterunsers, egrüße seist Du, Maria und Ehre sel dem ater als genu-
gend bezeichnet worden (can 934 1| AAS Ü 1933 443)

Rundschreiben der Hl Kongregation iÜr Ordensleute
über Benützung VO.  - adio und Fernsehen ıIn Ordensgemeinschaiften.

Die Heilıge Kongregation hat folgendes TrTeıben über die Benützung
VO  y Ö un (  C S e  e alle Generaloberen der atho-
lischen Ordensgemeinschaften ger1  el. Es wurde den ern ern
gelegentlich bereits übermittelt. Um eichter ZUTI Hand aben,
drucken WIr noch einmal ab

OM, den ugust 1957

Hochwürdigster Pater!
Schon seıit dem 1954, dem 1ag, dem ın talien die Fernsehsendungen
begannen, brachte der Hl ater In einem bedeutenden Rundschreiben die
ochwst H. Ortsordinarien über das Fernsehen seine persönliche, überaus
große Besorgnis ZU Ausdruck über den In den dieses Nneuc, mächtige
ittel ZU[XC Verbreitung VO.  » achrichten, Ereignissen un Schauspielen aus der
QalzZzell Welt, auf das S1 und geistige en der Seelen ausüben
koöonnen.
Dieses Wunderwerk moderner Technik, das 1n kurzer Zeit praktis en
gänglich gemacht wurde, hat auch schon in Ordenshäusern ziemlıch weite Ver-
reitung gefunden, obwohl doch bekanntlıch selbst in talien, Vorsatze, Ver-
prechungen und der gute mancher hoffen lieBßen, die Programme WUÜr-
den die CGirenze des Anstandes un!: der Sittlichkeit beachten, diese Grenzen
nicht immer respektiert worden sind.
eswegen ind die Besorgnisse des aters über den Gebrauch dieses
ebenso wertvollen wIıe gefährlichen Instrumentes, besonders ın den Instituten
der christlichen Vollkommenheit, 1U noch gewachsen.
Im Ordensleben geht doch in Wirklichkeit darum, die ucht un Heiligkeit
des Lebens ZU schützen Dies heiligmäßige en aber wird nicht NUuI durch
offensichtliche Schlechtigkeiten gefährdet, sondern auch durch den Einfluß des
Weltgeistes, der allen Geschmack geistlichen Dingen nımmt und oft unmerk-



lich jedes Verlangen nach Vollkommenheit chwächt, das ın jeder Ordens-
CISON, die Ssich do  Q. dazu urci ihre Proieß verpilichtet hat, immer Jehbendig
sein soll
Die Religiosenkongregation hat sich 1mM Ansé11uß den Kongreß der rdens-
euitle, der Ende des Jahres 1950 stattfand, ebhaft interessiert für die Regelung
des Gebrauchs der modernen Erfindungen, wıe Kino, 10 un Fernsehen,
nach ihren verschiedenen Gesichtspunkten, nämlich ın eZUug au{ das religliöse
en, die Ordenszucht un das Apostolat.
Besonders Was 10 un: Fernsehen betri  at sS1e nach Auswertung der
Ergebnisse des Kongresses noch die nNsı  en VO.  - Ordensoberen und anderen
Personen miıt gediegenem issen, Frömmigkeit un Erfahrung 1m geistigen
Leben, SOWI1e Personen verschiedener Nationalıität un Empfindungsart e1inge-
holt, 1ine Instru  10N vorzubereiten un herauszugeben, in der INd  — all-
gemeıne Normen ijestlegen könnte, nach denen dann die beren der einzelnen
Ordensinstitute je nach iıhrer eigenen Spiritualität, ihrer besonderen iszipli-
naren Form und ihrer außeren und inneren Zielsetzung ıne mehr 1NSs einzelne
gehende egelung dieser Angelegenheit reffen können.
Selbstverständlich hält die H1. Kongregation 1ın Anbetracht der VOor:- und Nach-
elle, des Nutzens und Schadens, die mıit dem Fernsehen gegeben S1nd, eın
terschiedsloses erbot des Fernsehens für alle en nicht fur notwendig.S5je hat ber auch nicht die Absicht, dessen ausnahmslose Zulassung un! Dul-
dung billigen. Mit einem vollständigen Verb ot Jı1ele I1la  - Gefahr,
manche OÖrdensgemeinschaften, die mitten 1n der Welt en un hier ihre
sozlalen un: religiösen Au{fgaben erfüllen mussen, dem gesellschaftlichenLeben sehr ZU entiremden Mit einer vollen Duldung jedo würde INa  S die
ÖOÖrdensperson ohne welteres 1n die Welt ZUTIUÜ  unren die siıie doch verlassen
hat, da siıe dann allmählich jenen Weltgeist ın sıch auinehmen würde, der mıiıt
dem Ordensgeist unvereinbar ist.
Damit will die 1r durchaus nicht ablehnen, Was Wissens  aft und orIt-
schritt der Menschheit bringen und Was dem utien dienen kann. Aber s1e
kann un will auch nıcht VO. dem Grundsatz abweichen: „Salus anımarum
SUDPTemMa lex Höchstes Gesetz ist das Heil der Seelen Oons würde sie Ja
ihrer Sendung untireu werden.
Was nun den erlesenen eil der 1r  el die Ordensleute, angeht, ist S1e nıcht
NUuTr besorgt, die schweren un offensichtlichen Gefahren ZU Bosen abzu-
wenden, sondern auch all das, Was das Streben nach ollkommenhait, das
eigentliche Ziel der Ordensleute, hindern oder hemmen kann.

ezügli Radio und Fernsehen sind naturlı notwendige Unterscheidungen
Zu machen. Denn anders ınd die Bedingungen und Forderungen des beschau-
en Lebens, anders die des tatıgen Lebens Bel der taätigen Lebensweise
hinwieder ist unterscheiden zwischen em, Was INa  - sich gestatten dar{f
einer ehrbaren Erholung un! Unterhaltung, und dem, Wäas das Apostolat e1l-
ordert In der apostolischen Tätigkeit selbst ıst die Unterscheidung reifen
zZzwischen dem, wWas Ma  } ZUTI eigenen Ausbildung un: besseren Lebenserfah-
Iung sich gestattiten kann, und dem, wWwWas die Ordensleute selbst unter ihrer
persoönli  en Kontrolle un!: in ihrem Beisein den Gläubigen zeigen dürifen
Auf TUN! dieser rwagungen hat die Hl Kongregation für angebracht YeE-



halten, einige grundlegende Normen geben un! zugleich die ern der
einzelnen en anzuhalten, mit ihren Beiräten, gemä. ihrer eigenen DIN-
ualıta un Tradition, durch konkretere Vors  TIT1iten diese Angelegenheiten

ordnen, amı das, Was ıne wirksame Hilife fur die apostolische Trbeit
se1in kann, nicht Z geistliıchen Ruin der Ordensleute sich auswirke, oder w as

noch schliımmer ware, TT allgemeinen Ers  affung der Ordenszucht TrTe
Nach reiilliıcher Überlegung erläßt die Hl1l. Kongregation folgende Bestimmun-
gen und legt den ern „GgTraVvıter Oneraltia conscientia ” unter
schwerer Gewissensverpflichtung deren genäaue eobachtung al Herz.

Es besteht nicht der geringste rund, der die Einführung VO Fernseh-
apparaten In den Männer- Oder Frauenklöstern des e S a

Lebens rechtfertigen würde. Eın 10 kann alleın NUuI dem weck
gedulde werden, diesen Ordensleuten die Möglichkeit geben, das Wort
des aters hören und seinen egen empfangen, wenn ZU[XI

ganzen Welt spricht, der ıne außergewöhnliche, rein religiöse Feler mıt-
anzuhören.
In den Ordenshäusern des tatıgen Lebens gilt:
Niemandem darf ZzU persönlichen, freien Gebrauch und ohne Kontrolle
des ern eın adio, noch weniger ein Fernsehgerät, gestattiet werden;
10 un Fernsehapparat dürien ausschließlich NUur ın Gemeinschafts-
raumen, an einem en zugänglichen atz aufgestellt sein un mussen
unter der Kontrolle des ern Oder sSeines Beauftragten tehen;
Die ern sollen die eit ZU Fernsehen Ooder Radiohören bestimmen,
daß die TDelten un Standespflichten der einzelnen, die Seelsorgsauf-
gaben, die Gebetszeiten, die UÜbungen des gemeinschaftlichen Lebens und
die uhezei(l, ]e nach der Tagesordnung der Kommunlität, nicht gestört
werden:
Die ern mussen alle Femseh- und Radiosendungen verbieten, die aus

sittlichen Gründen der gen ihres zZzu weltlichen Charakters nicht
Ordensleben aSSECNH. er den achrichten und den Sendungen VO.  - bil-
dendem ert und religiösem Charakter mussen, oder wenigstens können,
VO. Standpunkt des Ordenslebens aQuUS, alle anderen Übertragungen als
nıicht passend angesehen un deshalb untersagt werden, wenn S1e 1Ur eın
ZUTI Unterhaltung der Ordensleute dienen:
wenn seelsorgliche Belange für estimmte Ordenspersonen ın konkreten
Fällen offensichtlich begründete Ausnahmen notwendig machen, bleibt
das Urteil über diese Ausnahmen StieLis dem ern vorbehalten. Dieser
soll „graviter onerata conscientia ” untier schwerer Gewissensverpiflich-
LUuNg aiur OTge tragen, die Gefahr möglichs auszuschalten durch
Auswahl geeigneter Ordensleute VO:  e erprobter Frömmigkeit und Uun-
der Lebenserfahrung, die wohl beurteilen Ww1ssen, wWäas nicht NUuT {ür die
oben erwaähnten Ordensleute schädlich eın kann, sondern auch für die-
jenigen, denen die Sendung geboten wird.

Kongregation der Religiosen: Larraona, Sekretär
aZzzıln]l, Subsekrtetär

Die Ordenskorrespondenz erscheint jeweils nach Bedarf.
Sie ird DUr Mitglieder der 3 Vereinigungen deutscher rdensobern ausgeliefert.

Bestellungen durch das Generalsekretariat öln-Mülheim, Schleswigstraße
Druckerei Wienand, Köln
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Tagung der deutschen Provinzprokuratoren
und Cellerare IN Würzburg

Für den bis Mai 1960 berief das Generalsekretariat der VereinigungDeutscher Ordensobern ıne Tagung der eutischen Provinzprokuratoren und
Cellerare der deutschen Abteien nach ürzburg ein. Das Exerzitienheim
Himmelspforten tellte unNns entgegenkommenderweise die lagungsräume ZU1
Verfügung. Die Konferenz fand großes Interesse, umal da e1it dem Te
1956 keine ähnliche Versammlung mehr stattgefunden hatte Dieses nNntier-

offenbarte sich VOL em iın der großen ahl VO.  - Teilnehmern, die
sıch 1n Würzburg einfanden. Wir geben im Nachfolgenden die Tagesordnungder Versammlung bekannt



1 Prokurator 1tus Rumpe!l OESA, ürzburg
„Körperschalitssteuer ın der Klosterbesteuerung ‘
Finanzpräsident eOTg Eichhorn, Düsseldorf
„Lohnsteuer be]) Ordensangehörigen”

rokurator T11Z Fuhrmann S } öln
„Wiedergutmachungsfragen eute

arl Siepen CSSR, Köln/München
„Die Rechtsstellung der klösterlichen erbande in der Bundesrepublik
Deutschland“
Ist dıe staatlıche Rechtsfähigkeit der klösterlichen erbande als solche

erstreben un erreichen
Prokurator ılhelm Masnıtza SAC, Limburg-Lahn

„Widersprüchliche Behandlung der en und ihrer Mitglieder auf Vel-

schiedenen ebleien des staatlichen Rechtes“
Prof. Dr. Audomar Scheuermann, München
”  Tobleme der Nachversicherung belı Ordensangehörigen‘f

110 app OSB, Schweiklberg Ndaby.
„Nachversicherung für Ordensleute, AQus der Praxıs gesehen

ellerar Albrecht agner OSB, St. ılıen
„Haftpflichtversicherung, Kraftfahrzeugversicherung etc

Generalsekretär Dr. ose esch CSSR, öln
„Die Stellungnahme der Familienausgleichskasse bei der Verwaltungs-
Berufsgenossenschaft Hamburg ber die Beitragspflicht der deutschen
en un! ihrer Einrichtungen ZUTrC Familienausgleichskasse (Kindergeld-
gesetz)

Wie aQus der Tagungsordnung ersichtlich eın u  e, ist das Generalsekre-
tarıat bemüht gewesecel), die TrTobleme anzusprechen, die gegenwärtig für die
Ordensgemeinschaften VO  - besonderem Interesse sind, VOTI em die rage
der Nachversicherung, der Wiedergutmachung, der Lohnsteuer und der
Rechtsfähigkeit der klösterlichen Verbände
Wir weısen besonders auf das Refiferat VO.  5 Herrn Univ.-Professor Dr

e [l, ünchen, über die robleme der Nachversiche-
rung be1ı Ordensangehörigen hin. Es scheint uns VO  — besonderer Bedeutung

SeIN, weil es ın der überaus schwieri1gen aterıe NEeUE Wege einer
für die klösterlichen Verbände tragbaren Lösung zeig
Zur gleichen rage hat app OSB eın Korreiferat gehalten,
das S1cChH VOT em mit den roblemen der Gesetzesauslegung hinsichtlich der
Nachversicherung es  a

Mit Ausnahme VO.  3 Bayern en 1n den übrigen deutschen Bundesländern
1LUI wenige klösterli Verbände die Möglichkeit, sich als klösterliche Ge-
meinschafiten Rechtsverkehr beteiligen. Das Reierat VOIll arl
Siepen SSR bıetet uns ZUSaMMMeEN mit seiner rTuheren Trbeit ersten
Heft der „Ordenskorrespondenz” (S die rechtliche Grundlage für die
kommenden Verhandlungen miıt den zuständigen staatlichen Behörden be-
züglich einer AÄAnderung des uns unwürdig erscheinenden Zustandes. Es ist
unNnseI Bemühen, diese Relikte der Säkularısation und des Kulturkampfes mit
der eıt beseitigen.
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Die staatlicherseits immer wieder geäüßerte Auffassung, daß die kirchenrecht-
liche Organisation eines klösterlichen Verbandes und die Zugehörigkeiteiner klösterlichen Gemeinschaft unerheblich sind Tfür die re ellungdes erbandes und der einzelnen Mitglieder 1m staatlıchen Bereich, ın
der Praxis nıcht selten Widersprüchlichkeiten. Prokurator illhelm
Masnitza SA  C gıbt In seinem Reierat ıne gute Übersicht über die WIe-
spältige Haltung der weltlichen Behörden Seine Ausführungen geben uns
darüber hinaus die Möglichkeit, bei Verhandlungen mit parlamentarischenremien un staatlıchen Stellen auf dıe uneiınheitliche Handhabung der
Gesetze un Durchführungsverordnungen gegenüber den klösterlichen Ge-
melınschaiten hinzuweisen un auf i1ne widerspruchslose, den rdensverfas-
SUNgEN und dem iırchlichen echt entsprechende Lösung hinzuarbeiten.
Die Bedeutung der iın ürzburg behandelten Fragen gibt uUnNns Veranlassung,die dort gehaltenen elerate ın die „Ordenskorrespondenz“ aufzunehmen
Uun! sS1e amı unseren Vereinigungen zugänglich Z machen. Der Zusammen:-
hang der Tagung legt nahe, die eierate ın einem Doppelheft heraus-
zugeben. Die Referate VO  y Prokurator us Rumpel OESA, Würzburg,Prokurator I1l Fuhrmann S 1 Köln, un! Cellerar Tec W ag-
ne OSB, St. ılıen folgen 1m näachsten Heft Nacc. Die Ausführungen VO.  _
Herrn Finanzpräsident eı  Ö N, Düsseldorf über ohnsteuer
bei Ordensangehörigen 1Ne Neubearbeitung seiner Tüheren Trbeit,
die den Ordensoberen bereits ZUugänglig gemacht worden ist (siehe nlage
ZU. Rundschreiben der VDO VO. Juli 1959, NrT. 128) Darum sehen W11'
VO  e} einer erneuten Veröffentlichung ab. Das Referat des Herrn ater General-
sekretärs Dr. ose Flesch SSR über die Beitragspflicht der deutschen
Orden un! ihrer Einrichtungen A Familienausgleichskasse mMuUu gender Erkrankung des Herrn Generalsekretärs ausifallen. Das Thema wird späterder Ordenskorrespondenz behandelt werden.

Die Rechfsstelkung der klösterlichen Verbände
In der Bundesrepublik Deutschland

IST DIE STAATLICHE RECHTSFÄHIGKEIT DER KLÖSTERLICH
ALS SUOLCHE ERSTREBEN UN  ®| ERREICHEN ?

Von Karl Diepen CSSR.,, Köln / München
Die Trennung zwischen kirchlicher un staatlicher

Rechtsfähigkeit
Nach D ınd alle rden, Kongregationen un Oordens-
ähnliche Gesellschaften, UTZ gesagt alle klösterlichen Verbände, un ‚Wäal
ıcht Ur als Gesamtverbände, sondern auch ın ihren Teilen als Provinzen
und Einzelniederlassungen, mıit ihrer rechtmäßigen irchlichen ErrichtungJuristische Personen VO  3 Gesetzes gen. Diese 1m kirchlichen echt begrün-
dete Rechtsfähigkeit der klösterlichen erbande wurde in 5 ] a Z
Jahrhundertelang auch VO.: aa anerkannt, un Wäalr wurden die klöster-



lichen erbande, wenn s]1e nach irchlichem echt ordnungsgemäß gegründet
und approbiert N, automatisch mıiıt ihrer staatlichen uinahme als rechts-
fähige Korporationen anerkannt. Mit der eiormatı:on un Säkularisatıion
seitizte gleichzeit1g mi1t der Ausbildung des Staatsabsolutismus ıne
Entwicklung e1in, die die kirchliche echtspersönlichkeit VO  v der staatlichen
Rechtsfähigkeit unterschied'), aber schließlich Tst 1m Jahrhundert ZU

einer LT zwıischen staatlicher un ırchlicher Rechtsfähigkeit führte
Zunaäachst einmal wurden alle Klostergründungen abhängıg V}  3 der landes-
errlichen Konzessli1on, wennl auch mit dieser Konzession des Landes-
herrn die Rechtsfähigkeit, wıe s1e nach irchlichem echt bestand, hne wel-
eres auch TIur den staatlichen Bereich galt. Im Zeitalter des Liberalismus und
1m Kulturkampf wurde dann In den meisten euischen Ländern neben der
Organisationsgenehmigung des andesherrn eın weıterer un e kKt
der erleihung der orporationsrechte klösterl: Verbände
verlangt, der eniweder auf dem Gesetzes- der weniıgstens auf dem Ver-
ordnungswege erfolgen MU. und der ın dieser klosterfeindlichen eit 1 -
INeT schwerer erreichen Wa  — Die Weimarer Reichsverfassung
(1919) hat dann Waäal alle Beschränkungen, die das Staatskirchentum für die
Kirchen un! Kloöster aufgestellt a  e, beseitigt, Der da das angestrebte
Prinzıp der Verfassung die Trennung VO  — aa un! irche Waäl, 1e die
Irennung zwıschen kirchlicher un staatlicher Rechtsfähigkeit für die klöster-
en erbande esiehen. In der rage der Rechtsfähigkeit wird er eute
das 1r echt VO. aa grundsätzlich nıcht beachtet
So ergibt sıch eutie 1n der Bundesrepublik utschland, die Ja an

den in Weimar aufgestellten rundsätzen des Verhälnisses VO  y aa und
Kirche nl geänder hat, für die klösterlichen Verbände olgende echts-
lage
Klösterliche erbande unterliegen staatlicherseits keinerlel Beschränkung,
sie können ihr klösterliches Eigenleben führen nach ihren Regeln und Sat-
zZungen un den Bestimmungen des Kirchenrechts; füur den aa sind aber
so. Satzungen un kirchenrechtlichen Normen grundsätzlich VO.  » keinerlei
Bedeutung. Er unterwirtit sowohl Klöster als auch ihre Mitglieder den für
alle geltenden eseizen. Für den aa wird e1n klösterlicher Verband als
Rechtsperson DUr soweit exXistent, als sich ın irgendeine Verbandsform
des staatlichen echts eingeordnet hat oder einordnen 1äßt. Als
Rechtsperson TT also eın klösterliche Verband dem aa rst gegenüber
wenNnn nach den staatlichen Normen des prıivaten Ooder des öffentlichen

als Körperschaft des prıvaten oder des öffenlichen anel-

annt ist.

Staatliche Rechtsfähigkeit nach öffentlichem Recht
Nach ffe © In e ht sSind alle jene klösterlichen Verbände rechts-
ähig, die S e Il S Q VÖO. aa als rechtsfähige Korporationen
erkannt a  I, sel e

E Die Rechtspersönlichkeit relig. en un! Genossen-
chafiften nach kanonischem und nach eutscnhem Recht, ın Deutsche Lan-
desreferate ZU. Internationalen Kongreß für Rechtsvergleichung ın
London 1950, 115



daß S1Ee die Säakularisation von 1803 ohne uflösung überstanden aben,daß ihnen 1m ahrhundert auf TUn der landesherrlichen Organisa-tionsgenehmigung Korporationsrechte 1DSO 1ure Zukamen w1e ın Bayern und
auch ın den anderen deutschen Ländern, weniıgstens DIS ZUT des Jahr-
hunderts,

daß ihnen solche auf Grund eines Gesetzes der e1lNer landesherrt-
ıchen Verordnung ausdrücklich gewährt worden;
un! Lr S, denen ch die echte einer Körperschaft des öffent-
ıchen Rechts durch Staats- der Verwaltungsakt ausdrucklich verliehen
worden SINd, wıe versch]ıedenen Ordensprovinzen un Klöstern In Bayern,ın en der auch nach 1945 In Rheinland-Pfalz
Sind cdie klösterlichen Verbände auf diese Weise u f E s ffe {-
lichen Re chts als rechtsfähige Körperschaften anerkannt, dann sind s1e
selbst Oder ihre Proviınzen un Niederlassungen ın iın
lic S S mit Rechtspersönlichkeit auch fur den staatlichen
Bereich ausgestattel.

Staatliche Rechtsfähigkeit nach privatem Recht
Auf dem We _ S S ber können klösterliche Gemeinschaf-
ten nıcht iın ihrer klösterlichen Verfassung rechtsfähig werden; s1e mussen
S1ch vielmehr ZUTI Erlangung dieser Art Rechtsfähigkeit ın ine der fS-
formen des 5 (eV, rechtsfähige Stiftung) der des
Handelsrechts (vor em mbH un AG) kleiden‘). Der klösterliche
Verband als olcher ber bleibt fiur den staatlıchen Bereich ILIC
rechtsfähig. Er hat nicht die Möcglichkeit, In sSelner kirchenrechtlichen
Verfassung nach dem Privatrecht rechtsfähig werden, weil nach dem
Privatrecht S f  E LYP -  e& mit echtspersönlichkeit duUS-
gestattet Sind, die gar nıcht Oder 1Ur annähernd mit der ordensrechtlichen
Gestaltungsform In inklang gebracht werden können. Der eingetragene Ver-
e1In, die Gesellschaft mit beschränkter Haftung Oder auch die Aktiengesell-

ind er für den klösterlichen Verband immer 198588 Hilfsgesellschaf-
ten, mıit deren Rechtsverkehr teilnimmt Sie dürfen miıt den klö-
sterlichen Gemeinschaften selbst nicht verwechselt werden, denen s1e NUur
dienen und die, wıe das Reichsgerichts wiederholt festgestellt hat, SEEDE die
Stellung VO  »J RIEC rechtsfähigen Vereinen haben‘).
Wenn er eute weithin die Auffassung verireien WITd, daß ın der rage
der Rechtsfähigkeit die klösterlichen erbande und ihre Niederlassungen
staatlicherseits weder bevorre  et noch durch ırgendwelche Ausnahme-
stellung benachteiligt sel]en, stimmt das mıiıt der Wir.  eit nicht über-
ein. Denn die meisten klösterlichen erbande, wenigstens außerhalb Bayerns,
mussen sich für den staatlıchen Bereich einer Rechtsiorm bedienen, die nıcht
der Verfassung un igenar einer klösterlichen Gemeinschaft entspricht,

s1e ınd auf Hilfsgesellschaften angewlesen, mıiıt deren sS1e
Rechtsverkehr teilnhnehmen, als Kloster oder Ordensprovinz ber sind sie

1C sfi J Und das omm aner, weil die klösterlichen M@eT-

err  3 N, Ordensrecht, Paderborn 1953, 31 1
Reichsgerichtsentscheidungen In Zivilsachen) r 15,1ZFo vgl

auch Hanstein, ÖOÖrdensrecht 313
Nn 1 N, Ördensrecht 313
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an außerhalb Bayvyerns se1t 1919 tfast ausschließlich auf das Privatrecht
angewWwleSE ind der Weg aber über das Öffentliche echt praktis versperrt
i1st obwohl dieser Weg nach dem Bayerischen und adıschen Konkordat un
auch nach dem Reichskonkordat amı also en euischen Ländern INOY-
lich Se1IiN sollte Das ang einerseiıls amı Z  I, daß INnd  3 Preußen
auch nach 1919 daran festhielt daß klösterl: erbande Körperschafts-
re TIa Ööffentli  en LUr auf dem Gesetzesweg erhalien könnten,
un: daß andererseits durch die nationalsozlalistische losterverfolgung die
Bestimmungen des Reichs  nkordats, nach denen auch en un! religiösen
Kongregationen nach Maßgabe des für alle geltenden esetzes die

KöOörperschaft des Offentl;ı  en gewährt werden können, sich noch
nıch  > auswirken konnten Und en sich die meilsten Ordensgemein-
chaften miıtl der allgemeinen Niederlassungs- (WRV Art 111) Uun! ere1ins-
TeE1nNel (WRV Art 124 Art zufifrieden geben IMUSSEN, obwohl elgent-
lich 1ine wesentliche Eigenschaft nämlich die echts- un Vermögensfähig-
keit, für e auf dem Weg des Privatre nicht erreichen IsST Darum be-
muühen sich allgemeinen die klösterlichen erbande auf dem Weg des
Privatre auch DUr staallı anerkannten echts- oder Vermöo -
gensträager für den Gesamtverband oder diıie Provinz, da amı be-
reits das pra  s  e jiel nämlich die Sicherheit des Klostervermögens und
die Erleichterung des Rechtsverkehrs, erreicht wWwIrd Die für den staafl-
en Bereich notwendilg gewordene zentrale Verwaltung i1st außerdem
meılstens nicht unerwünscht denn kleineren klösterlichen Niederlassungen
mangelt vielfach Okonomen, die unter anderem miı1t dem SteuerT-
recht genügen! vertirau ind auch ihnen Priesterverbänden oft
gen ihrer Seelsorgstätigkeit der IUr die Verwaltungsarbeiten notwen-
ilgen eit In der Praxis wIird dadurch allerdings fast Y obwohl das
nicht unbedingt SO e1in mußte, die kirchenrechtliche Selbständigkeit der
Einzelklöster eingeschränkt

Die privatrechtlichen Vermögensträger der Hilfs-
gesellschaften der klösterlichen Verbände einzelnen

Als Formen dieser privatrechtlichen echtsträger oder 1116
gesellschaften verwandte INan die Jahrhundertwende vereinzelt die AX-
tiengesellschaft”) un! äaufiger die Gesellschaft m1t bes  Tanktier Haftung“®)

FEine Aktiengesellschaft als Rechtsträger gründeten 1885 die
Genossenschaft der Alexianerbrüder achen, 1898 die Niederdeutsche
Provınz unier dem Namen Aachener Immaobilien Aktiengesellschaft”
1900 die Niederdeutsche Provinz SSR unier dem Namen Deutsche Im-
mobiıilıen Aktiengesellschaft en DIMAG), ebenso 1900 die Dominıi-
kanerprovinz eutfionı1a unter dem Namen „Meckinghovener CGirunder-
werbs- und Bau und 190 die Deutsche Provinz der ar  erzigen
Brüder VO:  y Montabaur.

“ Eine Gesellschaf mit eschränkter Haftung gründeten unter
anderen 18!  e die Missionäre VO Heiligsten Herzen Jesu, MSC 190 diıe
Deutsche UOrdensprovinz der Kamillianer, OSC 1901 die Deutsche Pro-
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Erst späater nach 1919, als die burgerlich-rechtlichen es  ränkungen füur den
Verein mıiıt religiösen Zwecken wegfelen, wurde dem eingetragenen Verein
der OTZUg gegeben un die kompliziertere Form der Aktiengesellschaft
gern ın einen eingetragenen Verein umgewandelt’).

Dıe Aktiengesellschaft
Bei der e  e E S  /  N S d it schien 1n wen1g klosterfreundlichen Zeiten
ihr Charakter den klösterlichen erbänden besonders vortel  aft;
denn die einzelnen Gesellschafter bleiben nach außen verborgen. Doch ist
dieser „Vorteil” praktis ehr ger1ng, wıe die nationalsozialistische Kloster-
verfolgung gezeigt hat. Das Klostervermögen, das ıne als Rechtstrager
a  e, Wal VOITI den Angriffen des Staates genausO wen1g sıcher wI1ıe anderes
Klostervermögen. Daß aber die Verfassung eines klösterlichen erbandes
nicht ı1n die Form eiINer einer typıschen Handelsgesellschaft, paßt, 1st
leicht einzusehen. Um NUuI eiNn1ges herauszugreifen: itglie In einer
ann NUuLr eın 10Näar se1ln, 1Iso eiıner, der durch den Besitz VO  n ktien
Anteilsre a  il Grundkapital der Gesellschaift hat. Eine Mitgliedschait aber,
die auf Kapitalbeteiligung grundet, ist nıcht denkbar
und mit dem klösterlichen Armutsgelübde nıcht vereinen. Dazu omMm
die der normalerweiıse anhaftende igenart, daß die ktien, Iso dıe
Mitgliedschaft, el veraußerlich ist. Darum ist die Möglichkeit gegeben,
daß ktien des klösterlichen Vermögens auch VO.  - Außenstehenden OlIl-

ben werden‘). Vielfach werden darum die klösterlichen Aktionäre 1Ur nach
außen aufgestellt, die ktien selber ber Del der Verwaltung
des klösterlichen erbandes aufbewahrt. SO wird gerade bei einer deut-
lich, wenn etiwa ZUI Hauptversammlung die ktien der Form halber die
sogenannten „Aktionäre veriel un nach der SItZUNng VO: Okonomen
wieder eingesammelt werden, daß die Satzung Uun! Organısation der für
den klösterlichen Verband 5 d eın kann. der
iınd nicht ohne weiıteres die Ordensoberen, sondern Hauptversammlung,
OIS{Iian! un Aufsichtsrat, denen das Gesetz Nau Degrenzte ufgaben
weist. Aber auch für die Hauptversammlung, den Aui{is1  sra un!: den Vor-
S{IanNM! der klösterlichen darti 1 internen Verkehr DU dıie klösterliche
Satzung UnNn! das Ordensrecht maßgebend ein. Überhaupt machen schon der
umfangreiche Verwaltungsapparal, der ıne Kenntnis des

Vinz der Gesellschaft Mariens, 1903 die Deutsche Urdensprovinz der
Oblaten, OMI, un! ebentfalls 1903 die Deutsche Provınz der Weissen
äter, SM. und die sSacnısıscne Franziskanerprovinz VO Hl Kreuz,
Wer|l. Die Namen solcher Gesellschaften verraten ebenso wıe bel der
19009858 selten, daß sich Rechtsträger Vom klösterlıchen erbänden
handelt, 7 R ist „Heinrich er Co mbH, Düsseldori“ der echts-
trager der OÖlnischen Franziskanerprovi1nz, Düsseldorf, un Deutsche
Kulturgesellschaft Kolonat Wermelt, mbH, Billerbeck“” der Vermogens-
trager der Benediktinerabtei Gerleve

} olche Umwandlungen fanden besonders nach 1945 sta z. B wandelte
die Niederdeutsche Provınz CSSR die IMAG 1950 ın „Proviınzlalat
der Redemptoristen eV Oln”,  “ ebenfalls gründete die Dominıkanerpro-
V1inz Teutonlila Stelle der runderwerbs- un: Bau 1951 einen eV
Doch kann 1n der Satzung der die Übertragbarkeit der ktien be-
chräankt werden durch Ausgabe VO  » vinkulierten Namensaktıen.
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Aktienre voraussetzil, un die nıcht unerhebli  en Verwaltungskosten die
fur die klösterlichen erbande ungeeilignet. So en auch die meılsten

klösterlichen erbande nach 1945, als 1ne gebuühren- un steuerfreie ber-
LtTagung des klösterlichen Grundbesitzes au{f e]ınen anderen Rechtsträger mOÖGg-
lich wurde, iıhre aufgelöst und aiur einen eV als Re  sträger gebildet”).

Dıe Gesellschaf m ıt eschrankter Haftung
Auch die esellscha m ı1ıt eschränkter Haftung, die ziemlich
äufig VO  ' klösterlichen Verbänden als Re  sträger fÜür das Klosterver-
mOögen gewählt wurde, ist als Handelsgesellschaft 1U schwer auf ıne
klösterli Verfassung abzustimmen, wenn auch die verhältnismaßıg große
Tre1heill, die der Gesetzgeber In der Gestaltung der Verfassung der mbH
läßt, die Mödglichkeit bietet, s1e als Treuhandgesellschaft mi1t dem aupt-
zweck der Innehabung des igentums un der Verwaltung des klösterlichen
Grundbesitzes zZu gründen. Auch die mbH 1st wıe die apiıtalge-
sellscha die Mitgliedschaft der Gesellschafter beruht auf der kapı-
talmäßigen eteiligung Stammkapital, WwWas ordensrech  ich ındenkbar ist
In der Praxıs werden darum die Stammeinlagen VO klösterlichen Verband
aufgebracht und die Geschäftsanteile 108808 fiktiv den Gesellschaftern zugewle-
SEIL. Die rechtliche ertretung ieg bei der mbH in der and des
Geschäftsführers ($ GmbHG), der VO.}  } der Gesellschafterversammlung
estimm wird und 1Ns Handelsregister eingetragen werden muß, nicht aber
bel den klösterlichen Obern
Die Verwaltung der mbH ist Wär einfacher als die der doch wird,
da die mbH hne Rücksicht auf den VO  e} ihr verfolgten weck als
Handelsgesellschaft gilt un! als SO immer aufmannseigenschaft hat ($ 1
mbH! HGB), ordnungsgemäße Buchführung un: die jährliche Aui{stel-
lung eiıner Bilanz ne Gewinn- und Verlustrechnung verlangt ($ 41 [, {1
GmbHG), daß auch die mbH als Re  sträger für Einzelniederlassungen
kaum ın rage OMM{, sondern mehr für größere erbande, die über die

Vermögensverwaltung hinaus sich wirtschaftlich betätigen wollen, die
ine Truckerel oder einen Verlag führen, die Brauereien der sonstige

wirtschaftliche eirlebDe leiten, daraus die für den klösterlichen
Verband gewinnen. FÜr diese eın wirtschaftli  en we werden aber
vielfach besondere wirtschaftliche Geschäftsbetriebe als selb-
ständige Gesellschaften gegründet'®), un! hier sind die —— 1 S ft S

So en VO.:  g acht klösterlichen Verbänden fünf die nach 1945 auf-
gelöst un! aIiur einen eV gebi  e Nur 1ne Genossenschaf hat als
Rechtsträger DUr iıne

}  } Der staatlıche Re  sträger der V1 ist der eV
„Provinzlala der Redemptoristen, Köln” Daneben besteht ıne mbH
für den „Hofbauer-Verlag”. Vermögensträger der E ©  € n
Provınz der Salvatorijianer ist die u  O.  a  5 Gesellschaft ZUI

Förderung der Kranken- und Jugendpflege mbH“”, f{Uur den erlag wurde
daneben 1ine eigene Hilfsgesellschaft gegründet, die „Salvator-Verlags-
Gesellschaft mb oin Vermögensträger der u s E
zen der Steyler Missionsgesellschaft ist die „Soverdia, Gesell-

für Gemeinwohl mb Kaldenkirchen/Rhld.“, für die gewerblichen
etirJ]ebe wurde eine eigene GmbH ge  el, die„,Steyler Verlagsbuch-
andlung mbH
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formen des Handelsrechts, besonders die mbH, angebracht un
bevorzugen. Do  D- besteht eın großer Unterschied, ob die mMmbDdH Rechtsform
fur den klösterlichen Verband als solchem der Iräger {Uur eiınen WITrTts  aft-
ıchen Betrieb des klösterlichen erbandes seıin soll Für a tt1
Betriebe ist die mbH VO staatlıchen Gesetzgeber el1gens geschaffen
worden, dagegen nıcht fur ıne Gemeinschaft mıiıt 1deellen Zielen, wI1ıe s1ıe
jede klösterliche Gemeinschaft ist. Als Rechtsträger fur den klösterlichen
Verband als solchem, namlich ıIn dem Sinne, daß twa die Verfassung und
Organisation der mbH miıt der Verfassung des OSIierTrs OoOder der COrdens-
PTOVIiNZ in Übereinstimmung gebracht werden könnte, eignet sich die mbH
geNnNäauso wenlg w1ıe die

Der eingetragene Verein
Am ehesten ist das noch beim eingetragenen Verein möglich. Aber
auch hiler g1bt NUuI wenige klösterli erbande, die mıiıt dem gebildeten
eingetragenen Verein 1dentı1s SINd; und ‚Wäal handelt sıch eiın1ge
eUeT®Ee SChwesterngenossenschaften, die schon bei ihreder ründung
Ordenssatzungen abilahiten, daß diese sich mit den Satzungen des VO  y
ihnen gebildeten eV deckten. Meistens Sind ben solche Gemeinschaften
Qus einem irommen Verein entstanden un: schon als eV gegründet, wıe
eiwa die Gemeinschaft der St.-Anna-Schwestern VO Dritten en des
hl. Franziıskus, Ellwangen die ich 1923 bei der ründung glei als
eV zusammenschloß und deren 15 atiuten sich darum nicht wesent-
lich VO  — den Vereinsstatuten unterscheiden. hnlich die Kanisiusschwestern
VO.: Dritten en des nl Franziskus 1n Schwähbisch IMNUN! (19353), die Ver-
eiNnigung der chwestern VO  } der eiligen Familie ın München (1915), die
chwesternvereinigung der Krankenfürsorge VO hl Franziskus, München,
und die Benediktusschwestern, Muünchen Aber auch iın all diesen Fällen
en sich die Ordenssatzungen ht Q miıt den ereins-
Nngen, sondern eiztitere enihalien 1n der auptsache Aur Angaben über
Zweck, Verfassung, Organe, Mitgliedschaft UuUSW.,. Bei den meisten, besonders
den äalteren klösterlichen Verbänden ist auch beim eV keine Übereinstim-
MUN!| zwischen den Vereinsstatuten und den UOrdenssatzungen erreichen.
In der Praxıs sieht INa  - OJüä.: mehr un! mehr davon ab, die Verfassung des
Rechtsträgers der ordensrechtlichen Verfassung anzunähern‘'').
Daß der al E e  e untier den Körperschaften des prıvaten
Rechts aber noch WD L} e et ist, Rechtsträger für einen klö-
sterlichen Verband sein, leg einmal daran, daß der Gesetzgeber den eV
als ideale, nicht wirtschaftliche KOörperschaift gestaltet hat, die miıt den
religiösen und carıtatıiıven Zwecken der klösterlichen Gemeinschaften be-
stien verbinden ıst; des weıteren 1eqg VOI em daran, daß das BGB
die Gestaltung der Verfassung des eV weitgehend dem W illen der
Vereinsmitglieder überlassen hat So kann die Mitgliedschaft ab-
hängig gemacht werden VO:  » der Zugehörigkeit AB klösterlichen Verband,
wWe auch meiıistens besonders bei einem Vereın, der als Re  sträger eınes
Gesamtverbandes oder einer Ordensprovinz gegründet wurde, nıcht alle
rdens- oder Provinzangehörige Mitglieder des eV Sind, sondern iwa 1U

11) Hanstein, Ördensrecht 314
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die Hausobern und die Provinzleitung (Provinzlal, die äte und der C()ko-
nom) Die Mitgliederversammlung als e& S des eV könnte

iwa die ufgaben des apitels eriullen Das zweite rgan des eV, der
Orstiand, der die ellung eines gesetzli  en Vertreters hat un den Ver-
eın gerichtlich und außergerichtlich veritr! ($ BGB), kann gle1l  An  zeit1g
der Jeweilige Tdensobere sein. Es ıst q möglich, daß der Haus- der
Provinzobere ıt seiner ordensrechtlichen Wahl Oder BT-
NECNNUNG automatisch OIrstian des ere1ıins wird un! Wäal hne Bestel-
lung durch die Mitgliederversammlung, der sonst obliegt, den OTrsian:
ZU wählen ($ BGB) und daß sich die des Vorstandes nach den
ordensrechtl:i  en atuien bestimmen. Beim S el e S
braucht der neuernannte ere eım Registergericht D DE: se1ın Fir chlic
Dokument vorzulegen, Uu. auch als OTrstian: des V 1Ns Vereinsregister
eingetragen werden. esie dıe Mitgliederversammlung ber den VorT-
stand, dann hat s1e auch nach dem BGB ($ 27 I1) jederzeit das Recht, die Be-
stellung widerruien. Nach dem BGB ware eın solches orgehen der Mit-
gliederversammlung kaum anfechtbar. Kirchenrechtlich ist ber ıne bberu-
fung der ern durch die ehrhe1 der Mitgliederversammlung unmöglich.
Im. großen und anzen hat sich also der eingetragene Verein mıit SCE1INeTr VeI -

hältnismäßig unkomplizierten rechtlichen Organisation und seinen ehr Nn1e-
drigen Verwaltungskosten als Re  sträger für klösterl:; erbande ın der
Praxıs gut bewährt'‘). Doch darif man ıcht übersehen, Mag die klösterli
Verwaltung auch eute ohne besondere Schwierigkeiten über den eV
echtsleben teilnehmen können, rec  tsfähig ist n1ıe das einzelne
Kloster der der lösterlich Verband, sondern ben nı der
VO: klösterlichen Verband gebildete S  e F * rundsätz-
lich A darum auch ıcht das Kloster oder die Provinz als so. ZU den
staatlichen CGiesetzen ın Beziehung, sondern der eV als Hilfsgesellschaft'!®);
wenn auch eute einsichtige zıvile Stellen sich bemühen, dıe besondere
Eıgenar dieser Hilfsgesellschaften als Re  sträger iür klösterli erbande
anzuerkennen un berücksichtigen. Aber nıcht celten mussen Ordensobere
un! Prokuratoren die Erfahrung machen, daß 5 nicht eich ist, nichtkirch-
en Stellen das Verhältnis zwischen Hilfsgesellschaft un! klösterlichen
Verband klarzumachen. So bedarf 7.B fast immer ängerer Verhandlungen,

erreichen, daß Banken oder sonstige Dariehensgeber den klösterlichen

erkennen.
Verband selbst und nicht die Hılfsgesellschaft als Darlehensnehmerin

Die rechtsfähige iftung
Als Re  sträger für as ’Klostervermögen wäre außer dem eV noch denk-
bar die Form der Trechtsfä  igen 1  s  ung (BGB &S 80-88), doch ist S1e
NnUu selten anzutreffen'‘). Wie bei den anderen Re:  siormen des Prıvat-

12) Von außerbayerischen Priesterverbänden (Gesamtverband,
Provinz oder selbständiges Ooster en 31 als Rechtsträger einen eV
das sind 66%0 Von 168 außerbayerischen 1lösterlichen Ver-
bänden (Priester, Brüder und Schwestern) en als Re  sträger
einen eV gebildet, das sind 56,5°

'IJ) 113 127
‘4) Von 282 klösterlichen Verbänden en NUurr: Schwesternkongregationen

allein ine Stiftung als Trägerin ihres Klostervermögens.
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re kann auch die tiftung nıcht 1denils seıin miıt dem klösterlichen
Verband, der 1 Gegensatz ZUFXC Stiftung (Anstalt) nach dem Kirchenrecht
vorwıegend körperschaftlich Organisiert ist. Außerdem duürite problema-
15C seln, WerTr als Stifter auiftreten soll KEine mıiıt echtspersönlichkeit QuUS-
gestattete Provinz Oder eın solcher Gesamtverband könnte WarTr ıne Nieder-
lassung als Stiftung errichten; wer ber soll für den nicht rechtsfähigen k1lö-
sterlichen Gesamtverband selber, der bereits nach dem Kırchenrech uristi-
sche Person ıst, als Stiliter auiftreten? Der Verbandsobere könnte 1m bürger-en Bereich höchstens als fiktiver „Stifter“ erscheinen. Auch dıe Festlegungdes Klostervermögens durch die Stiftungsurkunde, cdie durch den Verband
nicht geänder werden kann, könnte 1n der Zukunft der freien Verfügungdes klösterlichen Verbandes hinderlich Se1n. nier diesen Umständen bietet
der eingetragene Verein sıiıcher mehr Gewähr für die freie Selbstverwaltungder klösterlichen Gemeinschaften als die rechtsfähige Stiftung und ist darum
als Rechtsträger der iftung Vorzuziehen.

ndere Gesellschaftsformen des Tivatrechts
ndere Gesellschaftsformen des Privatre  S, wıe iwa die offene Han«-
delsgesellschaft und die Kommanditgesellschaft (KG),
kommen als Rechtsträger für klösterl: erbande kaum ın Betracht (höch-
Stens iwa als JIräger e1ines wirtschaftlichen Geschäftsbetriebes). Die ein-
getiragene Genossenschaft'), die nach dem Genossenschaftsgesetz
VO:  »3 1889 eın Verein ist, der der Förderung des Erwerbs der der Wirtschaft
seiner Mitglieder 1en ( en.G.), wurde eute wohl kaum mehr für
klösterliche wecke gewählt werden.

111 Die staatlich nicht rechtsfähigen klösterlichen Verbände
Der D  e e  © L C  © C f il der klösterlichen Gemeinschaften un die
enrza ihrer Niederlassungen SINd 150 staatlıc HTE rechts-
fähig'®). Sie ınd nach dem BGB und der Gerichtspraxis als nicht rechts-
fähige ereine behandeln'’). Die Rechtsstellung der nicht eingetragenen
ereine ist darum füur die meisten klösterlichen Gemeinschaften VO.: nıcht
geringer Bedeutung.

'I$) Die deutsche Provinz der Kongregation der e
VO Marıa Hilf, Trier, hat seit 1887 als Rechtsträger ıne eingetrageneGenossenschaft mıiıt beschränkter Haftung.

16} Hierzu zählen alle klösterlichen Verbände, die nicht auf TIUun! Offent-
ıchen rechtsfähig S1iNd. Das ınd außerhalb Bayerns VO.  — 168 kl1ö-
sterlichen Verbänden (Gesamtverband, Provinz Oder selbständiges Klo-
ster 134 79,8°/0), nicht mitgerechnet die vielen Einzelklöster zentra-
lıstischer erbände; mıiıt Bayern VO.  » 282 klöste;lid1en Gemeinschaften
145 (=51,470).

l7) 9 Y 124; 113, 127

43



Die Rechtslage der Nn1ıCcC rechtsfähigen Vereine sich bietet, da
das BGB den nicht rechtsfähigen Verein grundsätzlich dem echt der
bürgerlich-rechtlichen Gesellschait (S$ 705 ff BGB) unterstellt hat un nicht
dem echt des eingetragenen eTe1Ns, eın zwiespältiges un wen1g befrie-
igendes Bild'®) Die Anwendung der Normen des Gesellschaftsrechts auf
den nicht rechtsfähigen Vereın zeigte sich weithin als nicht dur  unrbar.
er bestimmen sich die Rechtsverhältnisse des nıcht rechtsfähigen ere1ins
nach einem Sonderrecht, das in der auptsache durch Rechtsprechung un
Liıteratur entwickel worden ist. Auf diese besondere Problematik des nicht
rechtsfähigen ere1ins nach dem BGB soll L11LUI hingewlesen werden.

Die Jösterlichen Gemeinschaften, die alle ıne körperschaftliche
Verfassung aben, sind keine Gesellschafiften des bürgerlichen
Rechts ($ 705 BGB), er können gegenteiliger Bestimmung des
“ BGB die Vorschrıiılten über die Gesellschait auf s1e nicht angewendet
werden: vielmehr muüssen die Bestimmungen über re  tsfähige ereine anäa-

10g angewandt werden. Die Satzung des klösterlichen Verbandes gilt ohne
weiteres als stillschweigend vereinbarte Satzung des nicht rechtsfähigen
ereins, da das bürgerliche echt ıne estimmte Form nicht vorgeschrie-
ben hat. Die dem körperschaftlichen ufbau einer klösterlichen Gemeinschaft
nicht entsprechenden Vorschriften des Gesellschaftsrechts können auf TUunNn!
der ordensrechtlichen atuten, soweıt das bürgerliche Gesetzbuch zuläßt,
als wegbedingt angesehen werden. Da bDer die Anerkennung als juristische
Person 1 staatlıchen Bereich nach außen e ist nicht der klösterliche
Verband als solcher Träger des Klostervermögens, sondern die G e-
samtheit der Ordensmitgliıeder. Das einzelne Ordensmitglied kann
allerdings nicht über seınen Vermögensanteil verfügen, da das Klosterver-
mögen auf TUN! der ordensrechtlichen Verfassung auch ım bürgerlich-recht-
lichen Bereich eın zweckgebundenes ermögen des nicht rechtsfähigen Ver-
eins darstellt, das VO  '3 dem Privatvermögen der Mitglieder get' ist.

Organe der klösterlichen Gemeinschaft als nN1C. rechtsfähigem Verein
sind nach den Normen der Konstitutionen die ern, denen die Vertretung
des Verbandes nach außen und die Geschäftsführung als Vorstand >

steht. Für den Erwerb un Verlust der M i G e gilt Entsprechen-
des wıe beim rechtsfähigen Vereın.

Diıe mangelnde Rechtsfähigkeit der klösterlid‘mén erbande WIT. sich
stärksten auf die Rechtsverhältniısse gegenüber Drıtten aus. Da
nicht der klösterl:. Verband, sondern die Gesamtheit der Ordensmitglie-
der Eigentümer des klösterlichen Vermögens 1st, ist die Eintragung einer
klösterlichen Gemeinschait 1NSs nicht möglich. Überhaupt ist
die eilnahme Rechtsverkehr erschwerrt. SO ist der nicht rechtsfähige
klösterliche Verband nt Q  ı  D hı Gı VOI Gericht entbehrt der a

(—  &€ —  e 5 ann also nicht agen, wohl aber verklagt
werden. Für Verbindlichkeiten werden als ner neben dem nicht
rechtsfähigen Verband weithin auch die Mitglieder herangezogen, wenn auch
die Rechtsprechung dazu nei1igt, die Haftung auft das ermögen der klöster-

ß) Vgl bes o Gegenwärtige Lage der ereine ohne Rechtsfähig-
keit, 1n ReichsgerichtspraXlis, II Berlin 1929, 49-81:; Lehmann,
Allg eil des BGB, Berlin 1955, 436-443
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en Gemeinschaft beschränken'”). Jedenfalls haften die Ordensmitglie-der, die 1 Namen ihres Verbandes eın Re  tsgeschäft gegenüber Dritten
VOIgeNOMM: aben, immer auch noch Dpersönlich ($ I1 BGB), sSe1 denn,die Haftung ist VOTLI dem Geschäftsabschluß ausdruücklich ausgeschlossenworden‘*‘).
Selbst siıch eute staatlıche Behörden un: Cierichte bemühen, der 1gen-art der nıcht rechtsfähigen klösterlichen erbande als kirchliche KöÖörperschaf-ten gerecht werden, sSınd leider nicht alle Schwierigkeiten beseitigen,die sich einmal QuUS der eigenartigen un: wenig glücklichen Lage des nicht
rechtsfähigen ereins 1mM BGB ergeben und die UB andern ihren Grund
haben ın der besonderen Lebensordnung un Verfassung der klösterlichen
Verbände als ahrhunderte er kirchlicher echtspersönlichkeiten.
So ist ordensrechtlich undenkbar, daß Stelle des klösterlichen
Verbandes die einzelnen rdensmitglieder Träger des Klostervermögensind. Das gilt ın erhohtem Maße Iur rden, deren Mitglieder durch die Ab-
lJegung der feierlichen Profeß jedes persönlıche Eigentumsrecht un jede Ver-
möÖögensfähigkeit verlieren (cc 581, 582) Und weıl die fe
fessen auf jedes persönliche igentum verzichtet haben, ist auch die beim
nıcht rechtsfähigen Verein vorgesehene persönliche Haftung der Mitgliedernicht dur:  unNrbDar. Bei Ordensleuten m ıt einfachen Gelübden
wäare 1nNe persönliche Haftung ‚Wäar moöOglich, da die einfache Profeß die
Vermögensfreiheit estehen 1aäßt. Doch begibt S1ch uch der Professe mıiıt e1in-
en eiu  en jedes Verwaltungs- und Nutzungsrechtes seinem Ver-
mögen. Darum muß grundsätzlich davon aus  ge werden, daß eın Or-
densmitglied NUur den klösterlichen Verband verpili:  en will, wWenn ım
Namen des Verbandes Rechtsgeschäfte mit Dritten abschließt.
Wenn auch die anderen Normen des nicht rechtsfähigen Vereins, besonders
über die rgane un die Mitgliedschaft, nachgiebig SInd, daß sS1e weit-
gehend auf die ordensrechtliche Verfassung abgestimmt werden können,darf doch niıicht übersehen werden, daß die ] eines nicht
rechtsfähigen ereins 1 m sein WITd, wenn der klöster-
liche Verband Grundbesitz erwerben will der wWwenn sich
handelt, die In das einzutragen sind?’),
19) 8D, 260; 90, 176; 91, 74; 135 244

7 / 104; 8 3 299; Juristische Wochenschrift, Leipzig 1937, 302 Nr.22‘) Welche ScChwierigkeiten ın der Praxis für einen nicht rechtsfähigen klö-
sterlichen Verband entstehen können und welche Auswege versucht
werden, ze1g Iolgendes Beispiel: Als Eigentümer eınes Osiers
ıst 1M Grundbuch der Bischöfliche Stuhl eıingetragen. Beim Wiederauf-bau INU. AU.: ıne Hypothek {uür das Kloster ım Grundbuch eingetragenwerden. Der Bıschöfliche ließ die Hypothek für das Kloster e1ın-
tragen, erklärte ber gleichzeitig, daß das Kloster vermögensrTechtlichselbständig sel. Zinsen un Amortisation werden daher VO: Kloster ge-tragen. Nach besonderen Verhandlungen konnte das Kloster erreichen,daß die Hypothek eingetragen wurde auf Grund eines Darlehensver-
ages, den die Klosterobern mıiıt dem anzen Rat unterzeichnet enS1e haften Iür die Hypothek persönlich! (Zu beachten ıst, daß sich
ü Professen mıiıt feierlichen Gelübden handelt, die nach kirchlichemecht vermögensunfähi
besitzen).

U SINd, also auch kein persönliches ermögen



Ergebnis
Wir mussen also zusammenfassend feststellen, daß der TOBNiLEL der klöster-
en erbande iın der Bundesrepublik sich mi1t eiıner privatrechtlichen Stel-
jung egnügen muß, die ihrer Organisation un ihren bere  tigten Bedürt-
nıissen nicht gerecht wIird. Der vielfach aufgestellte Satz, daß klösterli Ge-
me1ins  aiten staatliche Rechtsfähigkeit entweder nach bürgerli  em oder
nach Ööffentli  em echt erlangen können, stimmt also nicht Nach dem PF1-
vaien Recht können klösterliche Verbände RIC rechtsfähilg werden, da-

wohl aber nach dem Ööffentlichen ec

Es ergibt sich 9808  - die Trage, sollen sich die Orden un!: religiOsen (CGjenos-
senschalften mıiıt dieser Rechtslage zufrieden geben“ Es ist der unsch der
Kirche, daß die 1r Rechtsfähigkeit ihrer Einrichtungen, uch der
en un Kongregationen, möglichst auch VO: aa 1ın irgendeiner Weise
anerkannt werde. In den Konkordaten mit olen, 1925 (Art. XVI, XVI,

n,1) mit Usterreich, 1934 (Art. I1 un Y  $ und talien konnte der
Hl dies auch weitgehend erreichen; s O wird ın Osterreich eın
klösterlicher Verband rechtsfähig nach Anzeige seitens des Diözesanbischofs
bei der ODersien staatlichen Kultusbehörde (Ost. onk. Art. Auch die ın
Holland eit einigen Jahren geubte Praxis, nach der die klösterlichen Ver-
anı 1m staatlıchen Bereich rechtsfählg sind sobald s1e nach den Normen
des kirchlichen Rechts errl sind??), wird dem Wesen der klösterlichen
erbande iın vorbildlicher Weise gerecht. Und soll nı  es nicht
auch In der Bundesrepublik erreichen sein, die doch den Vereinbarun-
gen des Reichskonkordats esthält, das ausdrücklich esiumm' (RK Art. 3),
daß die en und religıösen Genossenschaften wıe die katholischen KiTr-
chengemeinden und Diözesanverbände, w1ıe die isiumer un!: Kapitel USW.

Rechtsfähigkeit für den staatlıchen Bereıch „Dehalten bzw. erlangen nach
den allgemeinen Vorschriften des taatlichen echts”
Es wird durchaus anerkanni‚ daß entsprechend den selbständigen Sphären
VO:  v irche un! aal, In beiden Sphären der Erwerb der Rechtspersönlich-
keit auf Je eigene Art VOI sich geht. Die klösterlichen erbande stehen NU:

einmal in Kirche un! Welt zugleich*). Aber wenn das Ööffentliche echt der
Bundesländer auch gegenwärtig noch die Erlangung der Rechtsfähigkeit
durch die Verleihung der Ööffentlichen Korporationsrechte enntT, dann kann
den klösterlichen Verbänden in außerbayerischen Ländern diese Möglichkeit
nicht verschlossen werden, da s]ıe Ja NUur auf diese Weise rechtsfähig WEeI-

den können. Oons kann doch wohl von einer Rechtseinheit un Gleich-
heıit kaum mehr die ede se1in. enn dadurch, daß die klösterlichen Ge-
meinschalften ausschließlich auf die privatrechtlichen Wege verwiesen Wel-

den, wird ihnen praktis der Weg ZuUI Rechtsfähigkeit überhaupt versperT(.
Die Tanken, die eıt der Weimarer Reichsverfassung für alle Vereinigun-
gEeN un Gesellschaften eseitigt SinNnd, werden amı iın Hinsicht auf die
echts- un! Vermögensfähigkeit f{ür die klösterlichen erbande wıeder au{i-
gerichtet. erdles garantie das mM (Art. 13) ausdrück-
lich, daß die Orden und religiösen Genossenschaften Körperschaften des

22) Mitteilung des Secretariaa Väa.  - de Nederlandse Priester-Religieuzen
VO 19538

23) S e —  e Pr  o N N, Rechtspersönlichkeit 131
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offentl:  en bleiben, SoOweilt S1e solche bısher arenN;: und daß den
anderen die gleichen echte nach Maßgabe des für alle geltenden Gesetzes
gewahrt werden können.
Aber schon allein die unterschiedliche Rechtsstellung der n
sterlıchen Verbände 1n den verschiedenen Bundesländern un Oa ın
eın 3301 demselben Land ist ıIn Hinsicht auf die VO  — der Verfassung ZUge-
ıcherte gleiche Behandlung er sehr bedenklich omm doch nicht
selten VOT, daß Klöster un Provinzen der nämlichen UOrdensgemeinschaft
mit n  u der gleichen Organisation, den gleichen Satzungen un! ufgaben
In Bavern als Körperschaften des öffentlichen Rechts gelten, während s1e ın
anderen Bundesländern Nur als nicht rechtsfähige ereine behandelt WeOel-
den DzZzw Re  sverkehr NUr über 1ine privatrechtliche Hilfsgesellschaft
teilnehmen können: Jganz abgesehen VO der unterschiedli:  en Behandlung
auf dem Gebiet des Steuerwesens, obwohl die wirtschaftl;i  en Voraussetzun:-
gen völlig gleich ind.
Es durite darum angebracht se1in, daß VO  — den euts  en klösterlichen Ver-
bänden durch die Vereinigung der Deutschen Ordensobern bei den maßgeb-
ichen staatlichen Stellen ıne >  — tlıc un aa uUun! 1T'! fr —

1 &€  &€ der Rechtsfähigkeit der en un! religiösen Genossen-
chaften angestrebt WIrd. Es ware nıcht einmal notwendig, den einzelnen
klösterlichen Verbänden die Rechtsstellung einer Körperschaft des Oöffent-
ıchen Rechts verleihen Wenn uch nıcht einzusehen lst, INa  — s1e
ihnen sollte, doch zahlreiche weltliche erbande mıit diesen
Rechten ausgestattet werden genügte schon cdıe a

kennung der echtsfähigkeit, WIEe s1ie auf TUunNn! der kirchenrecht-
en Verfassung gegeben 1st. Dıie Verleihung der Rechtsfähigkeit k1lö-
sterl!: erbände, wIıe S1e eute ın Bayern noch allgemein gebräuchlich ist,
zeigt einen Weg, den klösterlichen Gemeinschaften auch in den übrigen Bun-
desländern gerecht werden. Besagt doch auch hier die Verleihung der

einer Körperschaft des Ööffentli  en Rechts einen klösterlichen
Verband eutie praktis nichts anderes als die Ta Offentl!l;:  en Vel-
jiehene Rechtsfähigkeit.

TATISTIK
BER DIE RECH  LLUNG DER KLOÖSTERLICHEN

VERBANDE DER BU:  UBLIK DE  ND
Von 282 lösterlichen Verbänden (Gesamtverband, PTrOvVIinz Oder
selbständiges Kloster) 1nd rechtsfähig als’)
Körperschaft des Oöffentlı  en

137(bzw rechtsfähig auf Tun OÖffent!:;  en Rechts) 486 O/9
eingetragene ereine S/
rechtsfähige Stiftungen 105 11 970
Gesellschaften mit beschränkter Haftung 10,6 /
Aktiengesellschaften 0, /
eingetragene Genossenschaiten mit beschränkter aftung 0' O/9
nicht rechtsfähıig 1' /

282 100,0 /
Nıcht miıtgezählt sind die Rechtsträger fUur wirtschaftliche Hilfsbetriebe
und Einzelniederlassungen zentralistischer erbande

4/



Von dıesen 282 klösterlichen Verbaäanden ind 1n Bayern:
103Körperschaft des öffentli  en 90,4 /

eingetragene ereine B, D/
Gesellschaften Ü, /

114 100,0 9/9
außerhalb Bayern:
KÖOörperschaft des Oiifentilı'  en Rechts
(bzw. rechtsfähig auf TUN! öffentlichen Rechts) 20,2 O/9

56,5 aleingetragene ereine
re  tsfähige Stiftungen 2,4 /
Gesellschaften IN. 17,3 /
Aktiengesellschaften 1 O, 0/9

0, 0/9eingetragene CGenossenschaften
nicht rechtsfähig z o

168 100,0 99

Dıese 282 klösterlichen Verbände verteilen sich au{
Priesterverbände:
Brüderverbä:
Schwesternverbände: 184

282

RIESTE  RBAND
e U IV c b ( I (Gesamtverband, Provinz der selbstän-

iges osier sind rechtsfähig als
38,5 O/9KÖOörpers  aft des öffentlichen Rechts*)

eingetragene Vereine”) 41,0 /
20,5 /Gesellg:haften In. H.“)

100,0 /

Von dıesen Priesterverbänden sind 1n Bayern:
Körperschaft des öffentlichen 88,9

B, Ö/oeingetragene ereine
Gesellschaften I1). Z /

100,0 /
außerhalb Bayerns:
Körperschaift des ffentlichen Rechts 31 66,0 O/oeingetragene ereine

34,0 O/oGesellschaften INn.

100,0 970

2) Von diesen Priesterverbänden en außerdem einen eV gegründet,
einen eV un 1ne ıne mbH

Von diesen Priesterverbänden en auberdem ıne mbH gegrün-
det, Iine mbH und eine
Eine mbH ist Rechtsträger für drei OV1INZEeN.



I1 BRÜDER  BÄNDE
- e  E (Gesamtverband, Provinz der selbständigesOster SInd rechtsfähig als

Körperschaft des Offentli  en Rechts 26,7 9/o
eingetragene Vereine”) ä3.2 Y/9
Gesellschaften 20,0 9/9
Aktiengesellschaften 6, /
eingetragene Genossenschaft 6, o
nıcht rechtskräftig wl U € i i u 6, Y/9

100,0 9
Von diesen Brüderverbänden ınd 1n Bayern:
KöÖörperschaft des Offentli:  en Rechts 100,0 99
uBßBerhalb Bayerns:
Körperschaft des Offentli  en echts 15,4 /
eingetragene ereine 38,4 /
Gesellschaften 231 U /q
Aktiengesellschaften 7 /
eingetragene (:enOossenschaften Dı 0/9
nıcht rechtsfähig N W CD vn v v F /

100,0 /

1988 STER  BANDE
Von 184 Schwesternverbänden (Gesamtverband, Provinz oder selb-
ständiges Oster ınd rechtsfähig als
KöÖörperschaft des öffentlichen Rechts®)
(bzw. rechtsfähig auf Grund Offentlichen Rechts) 101 534,9 /eingetragene Vereine‘) 35,9 /rechtsfähige Stiftungen‘®) 2' 0/9
Gesellschaften 5l /9
nıcht rechtsfähig”) 1 /

184 100,0 /
Von diesen 184 Schwesternverbänden ınd ın Bayern:
Körperschaft des Offentlichen 90,8 “/o
eingetragene Vereine Q, O/9

100,0 /
°) Von diesen Brüderverbänden hat außerdem eın Verband 1ne mbH

egründet,
Von diesen 101 Schwesternverbänden en aubßerdem eınen eV Yye-gegründet.
Von diesen chwesternverbänden haben auberdem ine mbH als
Rechtsträger.
Ein Schwesternverband hat neben der rechtsfähigen Stiftung ıne mbH
als Rechtsträger.
ıne Genossenschaft hat 90088 für Einzelniederlassungen privatrechtlicheRechtsträger gebildet, nıch  7 aber für den Gesamtverband
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außerhalb Bayerns
Körperschaft des öffentlichen
(bzw. rechtsfähig auf IUNM! öffentlichen Rechts) 29,6 O/o

54,6 /eingetragene ereine
rechtsfähige Stiftungen S /
Gesellschafiten 9| o
nıicht rechtsfähig 108 100,0 Y/o

108 100,0 /

1Viderspriicbé In der Behandlung der hlösterlichen
Verbände und ıhrer Mitglieder aufmerschiedenen

Gebieten des staatlıchen Rechtes
Von Prokurator ilhelm Masnitza SAC,, Limburg/Lahn

Vorbemerkung
Als nach dem usammenbruch des Dritten Reiches durch Gesetz NT. der
Militärregierung Art II1 i{ff. die VO  3 der nationalsozialistischen Regierung
erlassenen Gesetze und Vorscnhriften, die Verfolgungsmaßnahmen aus reli-
qlösen, rassischen oder politischen Gründen auslösten, außer ra gesetzt
wurden, glaubten dıie Ordensgenossenschaften und Klöster, mi1t Zuver-
sıcht in ıne bessere Zukunft blicken köonnen. In dieser offnung sahen
s1e sich gestär. durch diıe Übergangsbestimmungen auf steuerlichem Gebiet,
die ıIn den Jahren 46—19. hinsichtlich der Besteuerung der en und
Klöster ın den verschiedenen Laändern erschienen (Vgl T1a des BayrT
Staatsministeriums der Finanzen VO Pri. 1947; Trla der Finanz-Leit-
stelle Hamburg für das TrıLISCHE Besatzungsgebiet VO: Februar 1948
D d.
Mit zunehmender Stabilisierung des 1mM re 1949 entstandenen
Staatswesens der eutscnen Bundesrepublik erwles sich jedo!| die anfäng-
liche offnung 1n vieler Hinsicht als trügerischer chein. Die en und
Klöster wurden näa:  ich hinsichtlich ihrer rechtlichen Behandlung auch VO:  »

Seiten dieses Staates manche TÜ Erfahrung bereichert

Rechtliche Grundlagen
In unserei gegenwärtigen Staatsiorm ist 1 Verhältnis Kirche — Staa die
Idee der Trennung VO:!  ' 1r un aa mitbestimmend Vgl Art. 140
Grundgesetz
„Die estimmungen der Artikel 136, 137, 138, 139 und 141 der eutfschen
Veriassung VOom 11 August 19179 sind Bestandteile dieses Grundgesetzes.”
Artikel 137 der Weimarer erfassun lautet wıe olg (Auszug):
} Es besteht keine Staatskirche

Die reinel der erein1gung Religionsgesellschaften wird ewdchrlei-
stet. Der Zusammenschlu. Von Religionsgesellschaften innerhalb des el  S3-
gebietes unterliegt keinen Beschräüänkungen.



Jede Religionsgesellschaft ordnet und verwalte ihre Angelegenheiten
selbständig innerhal. der rIanken des für alle geltenden eselzes. Sie
verile: ihre Mmier hne Mitwirkung des Staates Oder der bürgerlichen
emeinde.

Wichtig ist weiterhin der Hinweis, daß das deutsche zivile echt ıIn seinem
Bereich dem iırchlichen echt keine Geltung zuerkennt. Zwar sagt das

S Il dessen Rechtsbeständigkeit gemä. Urteil des Bundes-
verfassungsgerichtes nıcht mehr bestritten werden kann, in Art.
„Das Deutsche eich anerkennt das echt der Katholischen Irche, IN-
nerhalb der rTenzen des Iur alle geltenden Gesetzes, ihre Angelegenheiten
selbständig ordnen und verwalten und 1Im Rahmen ihrer Zuständig-
keit iur ihre Mitglieder
erlassen.“ ' bindende Gesetze und Anordnungen

und In A,

„Die Katholischen Kirchengemeinden die en un religiösen (Gjenos-
senschalten SOWIe die unter Verwaltung irchlicher Organe gestellten An:-
stalten, Stiftungen und ermögensstücke der Katholischen irche enalten
bzw. erlangen die Rechtsfähigkeit für den staatlıchen Bereich nach den all-
gemeinen Vorschrilten des staatlichen echts Sie bleiben Körperschaiften des
Olfentli  en Rechtes, soweil SIe solche bisher WOdGTel:; den anderen können
die gleichen nach Maßgabe des für alle geltenden Gesetzes gewährt
werden.“
und ın Art Abs
„Orden und religiöse Genossenschalften unterliegen In ezug au[f Ihre Grün-
dung, Niederlassung, die chl] und vorbehaltlich Art Abs die
Eigenschaften ihrer Mitglieder, ihre Tätigkeit In der Seelsorge, 1m Unterricht,
In Krankenpiflege un carjitativer Arbeit, In der Ordnung ihrer Angelegen-
heiten und der Verwaltung ihres Vermögens staatlicherseits keiner beson-
deren Beschränkung.“
Das nationale staatliche echt zıe Jedoch daraus n1ıc die olge-
PUNGg, den en un kirchlichen Verbänden auch, dem Kirchenrecht folgend,
die allgemeine Rechtsfähigkeit zuzuerkennen. Diesen Vorteil genieben edig-
lich jene Gemeinschaften, die den OTZUg aben, Körperschaftsrechte bereits
aus ITuherer eit besitzen oder nach Landesrecht erlangen können.
Aber auch in den anderen Läaändern mussen die Tden, existiieren und
ıhnre ufgaben eriullen können, auf irgendeine Weise Rechtsfähigkeit
erlangen, weil iıhre Fxıstenz weitgehend die eilnahme allgemeinen
Rechtsverkehr notwendig macht nen bleibt NUuTLr der Weg dazu, geM. den
Vorschriften des Bürgerli  en oder des Handelsrechtes und seliner eben-
gesetze sıch einer ürgerlichen Rechtsform als eilines ilfsorgans
z bedienen. Dadurch bDer werden s1e ın ıne S S N
hineingepreßt, die ihrer besonderen i1genar ın vieler Hinsicht überhaupt
nıcht gerecht wird; denn weder ihre TUKIUur noch iıhre Verfassung noch
ihre 21r Aufgabenstellung ınd geeignet, mit ırgend einer der este-
henden oder möglichen bürgerli  en echtsiormen verglichen werden.
Und dieser Umstand ıst die Ursache un! Quelle mannigfacher Mißverständ-
NısSSe, Ungerechtigkeiten und Widersprüche, die den en und sonstigen



kirchlichen Einrichtungen ın ihrer Behandlung se1tens der Gesetzgebung,
Rechtsprechung un: staatlıchen Verwaltung wıderlahren
Aus dieser Sıtuation heraus ergibt sich, daß ın unseTifenmn eutigen aa die
klösterlichen erbande ın den verschiedensten ypen staatliıcher
Rechtsformen ın Erscheinung tretiten

als Körperschaften des Öffentl!:  en S:
als rechtsfähige Körperschaften auf TUN:! eines öffentlich-rechtli  en
es (einer landesherrlichen Organisationsgenehmigung, einer landes-
herrlichen Verordnung oder eines esetzes]),
äheres a} und D} vgl S]ıepen, Klösterli erbande als KOÖTDer-
schalten des Offent]!.  en i® In  * rdenskorrespondenz, 1960 Hefit

20—29
als re  tsfähige ereine und Stiftungen nach dem Bürgerlichen Recht,
als juristische Personen des Handelsrechts mbH, eGmbH),
ın en übrigen Fallen als nicht re  sfähige ereine.

aheres C)—e) vgl. Siepen, Die Rechtsstellung der klösterlichen
erbDande In der Bundesrepubl]. Deutschland, siehe oben 35-50

Dieser Wiıirrwarr ın der rech  ilichen ingrupplerung sich
glei|  artiger Gebilde ıst letzten es 1Ur die olge der Nichtanerkennung
des ırchlichen Rechtes als dem staatlıchen echt adäquates echt (vgl.
das ıIn Osterreich geltende ABGB C
„Läßt sich eın Rechtsfall weder aQus den Worten noch aus dem natürlichen
Sınne e1ines Gesetzes entscheiden, muß auf ähnliche, ıIn den eseizen
esiiımm: nts  1eden! und auf die Gründe anderer rwand-

-  © {[z Ruücksicht g' werden. Bleibt der Rechtsfall noch
zweifelhaft, muß solcher miıt Hınsıcht auf die sorgfältig gesammelten und
eiflıch erwogenen mstande nach den natürlichen Rechtsgrundsätzen ent-
chieden werden.“
In COsterreich ist das Kirchenrecht als solches dem staatliıchen echt verwand-
tes echt anerkannt.)

II Praktische i’robleme aus der heutigen Rechtslage
Es ist VO  ' vornherein einsichtig, daß diese Verschiedenheit der SIOT-
In und rechtlichen Hilfskonstruktionen, deren sich die klösterlichen Ver-
an bedienen müssen, zwangsläufig e  © C e a t1 Y

a Nn c  “n Il der 1n kirchenrechtlicher Sicht 1 wesenil!!  en doch konfor-
INne  -} Gebilde, 1ın den ugen des Staates jedoch ausschließlich In der Z,WwangsS-
jacke staatsrechtlicher egriffe als exXıistien angesehenen en und Klöster
SOoOw1e ihrer Mitglieder führen muß.
Hınzu oOMM(T7, daß vielfach ausführende rgane der staatlichen und kommu-
nalen Verwaltung, insbesondere der ınanzverwaltung, sich ın der Anwen-
dung un uslegung der Gesetze Ofifenbar nicht VO:  y den orstellungen un!
S1'  en der azızel losgelöst en oder sich davon nicht lösen wollen,
ja Og durch Nnkonsequenz bisweilen eıner och I1goroseren
Anwendung der Gesetze gegenüber den en greifen, daß
die Auswirkungen solchen orgehens VO'  '3 den en noch arger empfun-
den werden, als dies während der Naziıverfolgungszei der Fall Waäal (vgl
(  / cheuermann, ın „Ordenskorrespondenz” f



Die Schwierigkeiten und Widersprüche dieser Art erlebten WIT waährend des
bisher rund 11)Jährigen Bestehens unseres taatswesens als Deutsche Bundes-
republ:. unter folgenden Gesichtspunkten:

Die Verleihung der Rechte als Örperschaft des öffentl
Rechts ist 5ache der Länder. Bel dem föderalistischen ufbau des
Bundes un der ompetenz der Länder ist durchaus möglich, daß
ın Bayern auch eute noch den en die einer Offentl.-re  e}
Körperschaft zuerkannt werden, während dies ın den meilisten anderen
Ländern, praktis jedenfalls, nıcht geschieht.
Diese unterschiedliche Handhabung og dazu, daß evtl dem glei-chen Orden, mit gleichen Satzungen un Aufgabengebieten, mıiıt gleicherUrganisation un! gleichen Einrichtungen 1n einem anı des Bundes die

einer Offentl.-rechtl. Körperschaft zuerkannt werden, während
diese Eigenschaft anderen Bundesländern nıcht erreichen kann.
Aus dieser unterschiedlichen Rechtsform erg1ibt ıch ın Deutschland
1Ne unterschiedliche Behandlung, insbesondere auf 5 te
lic ( €&  e e ährend die Oifentl.-rechtl Körperschaften 1-

N el Sind, ist dies 1ıne andere Körperschaft grundsätz-lich nicht, der gleiche en kann vermögensteuerifrei un: vermögen-steueTpflichtig se1n, je nach dem einzelnen Land;: ebenso kann der land-
und TIorstwirtschaftliche Betrieb In dem einen all
5 e I 1m anderen all kKörperschaftsteuerpflichtig eın errech-
nungslöhne können VO. Körperschaften offentl. fiur ihre Betriebe
gewerblicher Art angerechnet werden, während dies bei en ohne
diese Eigenschaft bei ihren Gewerbebetrieben nıcht zugelassen WITd.
AÄAhnliche Ungleichheiten, je nach Rechtsform, können sich 1m Lasten-
aS g 1 5 f ht ergeben Die en Uun: Klöster mıt Offentl echts-
status sınd VO  - der E  E gänzlich frei dagegenind ihre eirlebDe gewerbli:  er Art in der Rechtsform einer Kapitalgesell-abgabepflichtig.
Die Aufzählung könnte um weitere Beispiele Iortgeführt werden (vglMaier, Grundlagen Uun! Probleme der Klosterbesteuerung, Berlin

Wo ıst hier eın wirtschaftlich betrachtet der Grundsatz der
Gleichmäßigkeit der Besteuerung gewahr
Unterschiede un! Widersprüche bestehen ber nıcht NUuTr als usfluß der
Unterschiedlichkeit ın der Rechtsfiorm des Ordens, Ssondern auch als Aus-
fiuß der untersc  jijedlichen Beurteilung der Rechtsstellungdes Ordensmitgliedes Z en insofern nämlich, als INa  ;
einerseits ZUT Beurteilung wirtschaftlicher Tatbestände sıch auf das Kir-
enrecht berufft, andererseits wıederum die Anwendung des Kırchen-
Te ausdrücklich ablehnt

eispiele:
teuerrecht
aa) nier ausdrücklicher Ablehnung der Vorschriften des Kirchen-

rechtes wird für das Ordensmitglied eın 10 5 ü I
ges Arbeitseinkommen konstruiert.
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Db) Dagegen: Unterhalt eın en einen Gewerbebetrieb, ın dem
auch eigene Ordensmitglieder atıg sind, werden beı der Gewıinn-
ermittlung Ausgaben fUur ne und G e  er der ÖOr-
densmitglieder als Betriebsausgaben Z S U} 3,

ährend Iso bDel der Ö das bürgerlich-rechtliche Per-
sönlichkeitsrecht des Ordensmitgliedes als ausschlaggebend aNngeE-
sehen wWiTrd, wird bei der Öörperschaftsteuer das ()rdens-
mitglie 1n seıner ellung seinem en nach kirchenrecht-
ichen rIundsatzen behandelt. In beiden Fallen wırd der en
steuerlıch benachteilligt.

Sozialrecht
aa) Auf der einen elte Wehrdienstpflicht der Ordensmit-

glieder, auf der anderen e1le Abwaäalzung der Versorgungslast
bel Kriegsbeschädigung auf den en (Ausgleichsrente). WAäh-
rend 1so auf der einen e1te die staatsbürgerlichen en des
Ordensmitgliedes gefordert werden, werden ihnen auf der ande-
IienNn e1lte ıhre miıt erufung auf das Kirchenrecht (Unter-
haltspflicht verweigert.

bb} andwirtschaftliche Berufsgenossenschaftliche Un-
fa {l Auf der einen e1te Beitragspflicht des
Trdens unter Außerachtlassung des Kirchenrechtes, insofern der
landwirtschaftliche Betrieb für siıch allein gesehen wird. Dagegen
in Berufsunfällen Verwelgerung der eistung mıt Berufung auf
die Versorgungspflicht des rdens nach Kirchenrecht.

Wiedergutmachung nach BE
aa) - S n wird Ordensmitglieder ohne Rücksicht

auf ihre persönliche Zugehörigkeit en gewährt.
bb) Dagegen wird ihnen ine Entschädigung für Schaden 1m

beru  ichen Fortkommen mit dem inwels auf ihre (O)rdemns-
zugehörigkeit nicht zugebilligt. (Begründung: erzicht auf eigenes
Arbeitseinkommen.)

No:  Q Vel  Ne wird die widersprüchliche Behandlung der en
durch eine fast willkürliche uslegung der Gesetze ı1n ihrer
nwendung au{f die en und deren itglieder:
So wird E ein Tden, der sıch der Rechtsiorm e1iner mbH bedient,
weil als solchem keine Rechtsfähigkeit zuerkannt wird, TOLZdeEeMmM beiı
der apitalverkehrsteuer Nn1ıCcC beachtet, sondern das einzelne
Ordensmitglied als S g ZUI Kapitalverkehrsteuer an-

lagt, wenn Anteile eın anderes Ordensmitglied überträgt, obwohl
sich do:  D die eWegunNng der Anteiıle innerhalb des Ordens vollzieht
Mag diese AuslegungI der formellen Bindung des Veräußerungs-
es den Rechtsakt die Kapitalverkehrsteuer ist 1ne Verkehr-
steuer wıe eiwa die Umsatzsteuer noch hingenommen werden, ist
es do!:  Q gänzlich unverständlich, daß auf einem anderen Gebiet der Ver-
kehrsteuer, namlıch der -  e € gerade das Gegenteil
der Fall ist Wenn nämlich Anteile einer mbH sich ın einer Hand VeI-

einilgen, runderwerbsteuer Hierzu erklärt die Finanzverwaltung,
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bei einer GmbH, die VO  } einem Orden errı sel, selen die dıe Anteile
besitzenden Ordensmitglieder anders als bei der Kapitalverkehrsteuer)
Aur Treuhänder des Ordens:;: elen 1Iso Del einer Übertragung der
Anteile nach dem Zurechnungsparagraphen des Nnp die Anteile der
mbH ın 1ıne Hand, namlıch ın die des Ordens, un deshalb Iund-
erwerbsteuer
Eine sSo. Widersprüchlichkeit ist ANUur denkbar, weiıl die Ver-waltung sıch nıcht klar ist ıIn der Beurteilung der bei den en ECZWUN-
genermaßen bestehenden Hilfsgesellschaften.
Daß S1e das nicht ıst, ergıbt sıch auch allgemeiner dus der Behandlungdieser Gesellschaften selbst.
CGanz abgesehen davon, daß VO  - den Zivilgerichten die re Exi-
SIenz der Hilfsgesellschaften auf dem Gebiete des Bürgerlichen Rechts
terschliedslos mıiıt en Konsequenzen fur den bürgerlichen Rechtsbereich
anerkannt WITrd, geschie. dies 1mM Offentlichen echt keineswegs. Hier
schwanken die Gelehrten VO  : der vorbehaltlosen Anerkennung ihrer
rechtlichen Existenz bis ZUr otalen Ablehnung iıhres Bestehens über-
aup
In einigen Schlußbesprechungen, die ın den etzten Jahren ın NorTd-
deutschland stattgefunden haben, konnte auf steuerrechtlichem Gebiet be-
merT. werden, daß diese Hilfsgesellschaften neben dem en als Steuer-
subjekt anerkannt wurden, In anderen Fällen dagegen nicht. Das
einer unterschiedlichen Besteuerung der wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe
der Orden.
Widersprüche iınd jedoch nicht L11UT auf dem Gebiete des Offentlichen
Rechtes anzutreiien, sondern auch 1m Bereich des Bürgerlichen

E  K S, wıe das folgende Beispiel beweist
Wenn ein Ordensmitglied bei einem Verkehrsunfall geschädigt WITd,
argumentieren Versicherungsgesellschaften und Zivilgerichte, das geschä-igte Ordensmitglied habe keinen Anspruch auf Entschädigung für ATı

E E  E a ] ll weil nach dem Ordensrecht kein e1ıgenesArbeitseinkommen habe Ein solcher Schaden erwachse lediglich dem
Orden. Dieser sel aber nicht unmıtielbar, sondern 1Ur mittelbar geschä-digt Eine Entschädigung Sie jedo NUuI dem unmiıttelbar GeschädigtenDeshalb Iso könne überhaupt kein Schaden für Arbeitsentgeltausfallgeltend gemacht werden.

I1T Folgerungen aus Rechtslage un Praxis
Die Aufzählung dieser Beispiele erhebt keinen Nspruch auf Vollständigkeitund Lückenlosigkeit. S1e ist jedoch wohl hinreichend, die für die en
und Klöster untragbare S5ıtuation verdeutlichen
Nun liegt die Frage nahe: was können oder sollen WIr tun, um aus
diesem Dilemma herauszukommen?

besteht hier Nur olgende Alternative
Nach dem Grundgesetz bestimmt der Bundeskanzler die Richtlinien der
Politik und rag aiur die Verantwortung (Art GG)
Wäre iıcht angebracht, ihm diese Benachteiligung der Orden und
Klöster, die sıch Qus der Gegensätzlichkeit zwiıischen internationalem und



nationalem echt (Reichskonkordat Offentl euts  es ergibt, 1n
einem Memorandum vorzutragen und 1Ne entsprechende Abhilfe NZU-
regenf
Selbstverständli: reich die Zuständigkeit weder des Bundeskanzlers
noch der Bundesregierung us, hier 1ın dem wünschenswerten Umfange
Abhilfe chaffen Notwendig waäare eın Gesetz der zumindest ıne ent-
sprechende Rechtsverordnung.
Auf jeden Fall wäre anzustreben, daß den en und Klöstern als
integralen Glıiedern der als Orfentl.-rec Örperschaft
anerkannten Kırche die echtsfä  igkeit zuerkannt WÄiTId,
ohne daß S1e sich einer ihnen nıcht konformen Rechtskonstruktion des
Bürgerli  en echts bedienen mussen. amı verbunden wäre das egeh-
ren, daß dem 1r echt für die Beurteilung der, ben durch dieses KI1T-
enrecht geschalfienen, wiıirts  aftlıchen Tatbestände auch ın foro forens1]
Geltung gewährt wIiTrd.

bin der Meinung, daß WIT unNns keinesfalls der n H Mailer
(a.a.0 e1le 153) veriretenen Auffassung ansc  1eßen können,
wonach
„die kırchenre  tichen usiande für die Besteuerung grundsätzlich außer
Betracht bleiben und eın die 7zivilre.  i  en Verhaltnisse 1Im Verein
miıt den wirtscha  ichen Tatbestanden maßgeben eın sollen icht-
schnur selen Rechtsiorm und wirtscha  icher Tatbestand, aber nıcht die
kanonischen oder ordensrechllichen Verhaltnisse Daß die geistlichen
en un Klöster überhaupt ıine kirchenrechtliche Verfassung esitzen,
sollte 1ür die steuerliche eurteilung gänzlich außer Betracht! bleiben
Das gelte nicht NUur für die klösterlichen Vereinigungen, sondern auch
für jeden einzelnen Ordensangehörigen.”
Die Anerkennung dieser Auffassung ıeDe, die bestehende Rechtsun-
sicherheit un Ungerechtigkeit 1n der Behandlung der en un! Klöster
für alle Zukunft „verewigen”.
In dieser rage stimme ich hingegen völlig m ıt den usfüh-

n VO:  - S — s b 1n seinem bereits erwähnten Auisatz
„Klösterli erbande als Körperschaften des Ööffentl echts“ (vgl.
„Ordenskorrespondenz, Jg. Heit I übereın.

selbst habe die gleiche Auffassung beli unseren usammenküniten 1n
oln wiederholt ZU. Ausdruck gebracht.
Sollte jedoch dieses iel (Erlangung der Rechtsfäahigkeıit für en und
Öster nıcht erreichbar se1in, ware m. E als Alternative weniıgstens
die Gleichstellung der en und Klöster m ıt der Kirche als
öffentl.-rechtlicher Örperschaft 1n ihrer praktischen Behand-
lung anzustreben, eın Oodus, wı1ıe bereits erstmalıg leider bisher auch
LUr einmalig) 1 Grundsteuergesetz 1n der Fassung VO: ugus
1951 verwirklich: wurde
„ iff. dieser Fassung lautet
Von der Grundsteuer ind Dbefreit
Grundbesitz, der Von einer Ööffent]l.-rechtl!;  en Religionsgesellschait, VO
einem ihrer rden, VO einer ihrer religiösen Genossen-
en für wWwe der religiösen Unterweisung oder für ihre
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Verwaltungszwecke benutz! wird und entweder m igentum der enut-
zenden Körperschaft (Personenvereinigung) oder 1MmM igentum einer KÖT-
Derscha des Oftentl:  en steht.“
AÄAuch wWenn uns diese Gleichstellung NUuFr 1m Billigkeitswege konzediert
würde, hielte iıch selbst diesen bescheidenen Erfolg für erfreulich
Wenn beispielsweise auf dem Gebiet des Lastenausgleichsrech-
tes (hier ermögensabgabe) ıne öffentl.-re  tl Körperschaft, die miıt
ihrem landwirtschaftlichen Vermögen abgabepflichtig ist (In diesem
1Iso ungunstiger geste als 1nNne prıvatrechtliche Körperschaft), au  n

m VO:  — der Vermögensabgabe freigestellt wIrd
wWenn 1Iso ın solchen Fallen Verwaltungsanordnungen ın dieser Richtung
zugunsten der Oifentl.-rechtl. Körperschaften getroffen werden mit Ruck-
sicht darauf, daß, abgesehen VO. der Rechtsform, sachlich kein Nnier-
1e bestehe zwıschen den landwirtschaftlichen Betrieben der Klöster
mıt Offentlichem un prıvatem Rechtsstatus, dann muß INa iragen, Wäl-

auf anderen Rechtsgebieten ine gleiche Regelung nicht auch 1m
gekehrten möglich sein SO

Was wWwIr wünschen und anstreben ist doch keineswegs unbillig: gieicheBehandlung IN gleiche Jatbestände Aber diese Tatbestände, die
1mM UOrdensrecht begründet SINd, sollen nach Grundsätzen beurteilt werden,
die dem Wesen der en homogen Sind, nicht ber nach Grundsätzen
einer dem ÖOrdensrecht heterogenen echtsmaterie

“Probleme der Nadcdwversicherung bei Ordensleuten
Von Univ. Protf Dr. Audomar Scheuermann, ünchen

Einleitung
Die Nachversicherung VO.  — Ordensleuten, die aus ihrem Verband ausschei:-
den, ıst nunmehr grundgelegt worden ın den beiden Neu-Regelungsgesetzen
ZU1 Arbeiterrentenversicherung ArVNG) und z AngestelltenversicherungAnVNG), we Februar 1957 verkündet wurden un mıiıt Wirkung
VO. MAärTz 1957 miıt folgenden Worten die erwahnte Nachversicherungs-
pflicht regelten ($ 1232 Abs tVN:! und “ 4  Q Abs An VNG):
„Scheiden Mitglieder geistlicher Genossenschaiften, Diakonissen, chwestern
VO. eultischen olen Kreuz un Angehörige üihnlicher Gemeiinschalten aus
ıhrer Gemeinschaft auS, sind sıe für die Zeit, In der SIE aus überwiegendreligiösen Ooder sittlichen Beweggründen mı! Krankenpflege, Unterricht oder
anderen gemeinnützigen Tätigkeiten beschäftigt , ber der Versiche-
rungspflicht nıcht unterlagen der nach Abs Defreil 7, nachzuver-
sichern, Wenn dies VOon dem ausscheidenden 1tglie oder der Gemeinschatft
innerhalb eines Jahres nach dem Ausscheiden beantragt wird.“”
Ohne auf die Einzelinterpretation des vorstehenden Gesetzestextes eiNzu-
gehen, ann allgemein gesagt werden: Diese Nachversicherungspflicht wird
sowohl bei Patres, Brüdern und Schwestern, die ireiwillig der auf
rund VO  e Entlassung aQus klösterlichen Verbänden ausscheiden, wırksam
werden. Bei Brüdern und Schwestern ist daran kein Zweifel. Aber auch bei



Patres wird die Nachversicherungspflicht nicht zweifelhaft se1in, gleichviel ob
diese [1UNMN auf TUN! des vorstehenden Gesetzestextes oder autf Iun VO.

$ 9 Abs miıt Art. n VNG, nämlich als Geistliche, nachzuversichern
sind
Wır beschäftigen uns nunmehr eit einıgen Jahren mıiıt den durch die Nach-
versicherungspiflicht den en aufgegebenen Problemen Über diese Pro-
eme coll hler ıne ers! gegeben werden. Wir teilen s1e eın 1n kleine
un! große TODleme

Kleine Probleme
Alle mit der Nachversicherung zusammenhängenden Tobleme erscheinen
als brennend, weil s1e den Ordensverbänden unter Umständen schwere
finanzielle Lasten auiladen, außerdem Der überhaupt die Problematik
des Verhältnisses VO:  ; irche un! aa rühren. Schon die kleinen Probleme
egen Fragen VOIL, auf deren Beantworiung, sel durch die Gesetzgebung,
sel durch die Rechtssprechung, wI1r warten.

kleine TOoObleme ind:
Dıe Höhe des angenommen«en ntgeltes fur die Berech-

der Nachversicherungsleistung.
()rdensleute en nj]iemals persönliche Einkünite un empfangen ın keinem
Fall eın persönliches Entgelt Wenn s1e verdienen, verdienen s1e fur den
klöster!li  en Verband (cc 580 Y  d 2| 594 d Z Die Nachversicherungsleistung
bemißt sich aber nach der Hoöhe des empfangenen Entgeltes, WOZUu gemäß
dem Sozialversicherungsrecht auch die Sachleistungen gehören. Es wurden
U:  _ ın den vergangenen Jahren Nachversicherungen durchgeführt auf der
rundlage eines angenommMeNe Entgeltes VO mt1l 1 50 ; — Die
Grundlage für diese Berechnung scheint unserert Auffassung nach Un-
recht den Normen VO  g 1402 tVN un! 124 AnVNG eninommen Zı

sein.
ere Nachversicherungen wurden durchgeführt auf rund des geltenden
etrages der freien Station, der Je nach Ort eute zwischen und
105.—* 1eg'
Da Ordensleute über die frele Station hınaus noch weitere Sachleistungen
(  eidung, Wäsche, uSW.) empfangen, ist der OISsS  ag gemacht
worden: Wenn chon Nachversicherung durchzuführen ist, dann sel ZU.

Betrag der freien Station noch eın iwa 15—20prozentiger Zuschlag Zzu ‚>

chen. In diesem wäre als onatsentgelt Z 0
anzunehmen.

Demnach schwankt die Höhe des anzunehmenden ntgelts zwischen 100.—
un! 150.— ana!: chwankt auch die Höhe der Nachversicherung:
Be1 mitl. 150.— jährlich 1800.— sind PTOo Jahr der - Ordenszuge-
hörigkeıit ”/ Da Nachversicherungsleistung erbringen.
Be1l mtl. 120.— jährlich 1440.— sind 14 % Nach-
versicherungsleistung ZUuU erbringen.
Bel mtl 100.— jährlich 1200.— ind 14 %0 168. — Nach-
versicherungsleistung erbringen.

ıst offenbar, daß hier eiıne nicht unwichtige rage noch klären 8



Die Frage der Ordenszugehörigkeit
Im Gesetz heißt e daß für die Zeit NacChzuversichern 1st, während welcher
dıe Ordensleute mıt „Krankenpflege, Unterricht der anderen gemeınnutz!i-
gen Tätigkeiten beschäftigt waren“. Praktisch geht das darauf hinaus, 1nNe
Nachversicherung TÜr dıe eit der Zugehörigkeit ZU. Verband i{est-
Zusetizen Was ber el „Zugehörigkeit“? Ka te I, S
und Novizen können noch nıcht als dem en zugehörig betrachtet
werden: beim Noviziat omMm hinzu, daß 11 Sinne der S5ozlalgesetze als
1Nne beschäftigungsfreie Zeıt betrachten ıst, da In erster Linie der Eıin-
schulung InNns Ordensleben, nıcht der Ausübung irgendwelcher Tätigkeit ıen
Für diese eit tellen WIT Iso ı1ne Nachversicherungsmöglichkeit 1n brede
Gehören die E  E fe S bereits ZU klösterlichen Verband?
Diese Frage ıst auf Tun der eingegangenen Gelübdebindung De) ahen,
wenn auch ın der eit der befristeten Gelübde noch keine endgültige Zuge-hörigkeit und amı kein Anspruch auf lebenslängliche Versorgung gewähr-eistet ist.
Bei jenen Ordensleuten, die nach jahrelanger Krankheit oder sonstwelcher
Untätigkeit ausscheiden, ist prüfen, wıe ange s1e während ihrer Tdens-
zugehörigkeit überhaupt ın Beschäftigung tanden. Damit ergibt sich dieNotwendigkeit, daß bei den Ordensleitungen entsprechende Aufzeichnungenvorliegen; denn wWwWwenn 1ne Krankenschwester eıner Ambulanzstation -
gewlesen Wäl, tatsächlich ber monate- oder Jahrelang In Urlaub, ErholungOder Sanatorium WaTl, dann Wal S1e bDen nicht beschäftigt, wıe eın ormell
aQus der Jlatsache der Stationierung abgeleitet werden könnte

Der Zeitpunkt, VO dem ab Nachversicherung
urchzuführen ist

Gemäß Art ArıVNG Uun! Art nVN gilt die Nad1versicherungs—gesetzgebung erst mıt Wirkung v Mär 1957 Infolgedessenwurden denn auch bis euie Nachversicherungen fiast ausschließlich rst
VO:  - diesem atum durchgeführt, daß für frühere Zeiten der Tdens-
zugehörigkeit Nachversicherung ausgeschlossen ist. Diesen Standpunkt hat
denn auch die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte ın Berlin bis eutie
festgehalten. Hier ieg auch der Tund, dIU NSeTfe Ordensleitungen DIS
eute die Nachversicherungspilicht noch nıcht sonderlich erns GENOMMENen Da die Nachversicherung NUur VO: arz 1957 eisten Wal,handelte ıch bei den durchgeführten Nachversicherungen verhältnis-
maßıg niedere Beträge, die ZzZzwischen SO0} e un 500— schwankten Es
muß aber darauf aufmerksam gemacht werden, daß WITr Waäar auch daran
festhalten Nachversicherung ist NUur VO März 1957 machen, weil
der Gesetzgeber rechtsstaatliche Grundgesetze veriehlen wurde, WenNnn

ıne rückwirkende Nachversicherungspilicht konstituierte für Zeiten, ıIn
denen die Ordensleitungen VO  - dieser Nachversicherungspflicht nichts wuß-
ten und für diesen weck auch keine ücklagen machen konnten (den glei-chen Standpunkt vertrat die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte ın
einer Streitsache VOI dem Sozlalgericht München durch Schreiben VOo

Dezember Aber ınd gegenwaärtig eutischen Sozlalgerichten
bereits ein1ge treitsachen anhängig, ın welchen ausgeschiedene Tdens-
leute und Pri  ter Nachversicherung erstreiıten wollen uch f ür die
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Zeıiten VO dem März 1957 Eine gewisse gesetzliche an bie-
ien Art A d  Q Abs ArTrVNG und Art “N Abs NnVN: Die Neu-Rege-
lJungsgesetze, 1n denen auch SOonNnsti eichliıch Unklarheiten gibt, konnen
auch In dieser Beziehung noch größere Weiterungen aben, als WITr 1
Augenblick übersehen.

Der Zeitpunkt, welchem ıne Ordensperson
ausgeschieden Yıa

Nach den Gesetzestexten besteht arheı darüber, daß ine Nachversiche-
rTung NUuI dann dur':  zuiluühren ist, wenn Ordensangehörige seıt dem

März 1957 ausgeschieden sSind. Das usscheiden VOI diesem Ter-
IMın begründet die Nachversicherungsmöglichkeit nicht. Aber auch dies-
bezüglich cheıint Nn1C endgültige arheı esiehen achdem
Art Abs tTtVN! un Art &  x Abs AnVNG 1Ne Nachversiche-
rungsmöglichkeit auch für jene Personen vorsehen, die schon VOL dem arz
1957 ausgeschieden sind, muß mit der Möglichkeit gerechnet werden, daß
durch die Rechtssprechung gar noch eine Nachversicherungspilicht aQuSge-
sprochen wird für Personen, die bereits VOILI dem März 1957 ausgeschieden
ind. Es ıst INır Wäarl noch keıin derartiger Fall VO:  =| Ordensleuten, der bei
einem Sozialgericht anhängig wäre, bekannt; au aber bereits auf Be-
reiben eines apostasıerten Priesters, der VO  - 1936 bis 1950 ın einer 10zese
atlıg WAaäTl, eın sozialgerichtliches Verfahren, ın welchem der betreifende Prie-
stier, rotzdem chon sieben TE VOT den Neu-Regelungsgesetzen aQus
dem Dienst seliner 1özese eigenmächtig ausgeschieden ist, sich se1ine Nach-
versicherung erstreiten will und hat 1n Nnstanz Tec ekom-
mMen., Auf diese Sıituation ist aufmerksam machen, wiewohl darauf hier
unter den „kleinen Problemen hingewiesen wITrd. Die Ordensleitungen
mögen sich die Konsequenz VOoOT ugen halten, wenn mit einem Male auch
die schon jahrelang ausgeschiedenen Mitglieder Nachversicherungsansprüche
erheben.

Der Kreis der en und ONgregationen, für welche
die Nachversicherung gılt

Die Tatsache, daß das Gesetz von Ordensleuten Sspricht, die „mit Kranken-
pilege, Unterricht oder anderen gemeıinnutzıgen Tätigkeiten“ beschäftigt -
ren, 1aßt Ogäa: noch ine Debatte darüber Z ob e

p“  O VO: ese betroffen S1iNd. Freilich ist der Begri{ff der
„anderen gemeinnützigen Tätigkeiten“ weit faßbar, daß uNnseIel u{ffas-
SUuNn gemäß samill: en und Kongregationen arunier begriffen sind.
Man wIird auch jene Ordensangehörige icht ausschließen können, die icht
unmittelbar ın den genannten Tätigkeiten stehen, WwI1ie klösterli erwal-
tungskräfte, Hauspersona USW., weıl ja auch deren JTätigkeit ım Dienste
des gemeinnützigen Zweckes ste. dem jeder klösterliche Verband 1en'
Freilich ist ın dieser Auffassung n1C einmal bel den kirc  ichen
Stellen ıne einhellige Meinung. erwähne ın diesem Zusammen-
hang das TelIDeN des Generalvıkarlats des Erzbistums o1lns VO:' Sep-
tember 19583, 1n welchıem ezügli der e  e gesagt ist,
daß siıe nicht unier diıe Verbän@e alien, deren Mitglieder ın gemeinnützigen



Tätigkeiten beschäftigt S1iNd. diese Auffassung für unrı  19, bri-
gens auch für gefährlich, wenn INla  — ın Hinsicht auf die Rentenversicherungs-
gesetze einen anderen Gemeinnützigkeitsbegriff zugrunde egen will, als
steuerlich gemä. der Verordnung VO Dezember 1953 gilt; nach letzterer
Verordnung kann die Gemeinnützigkeit der beschaulichen en anerkannt
werden.

Diıe rage der Abfindung
Die beiden Neu-Regelungsgesetze raumen ın U“  U“ 1403 Abs TVN un!
d 125 Abs nVN' die Möglichkeit e1n, daß der Nachversicherungs-Jleistung dem ausgeschiedenen Mitglied VO klösterlichen Verband 1ine
lebenslängliche Versorgung OoOder deren Stelle 1ne Abfindunggewährt wird Die werden selten se1in, eın klösterlicher Verband
selbst die lebenslängliche Versorgung übernehmen wiıll der kann. was -
deres ber ist mit der Gewährung einer Abfindung. Es bliebe Treilıch
woruüber das Gesetz schweigt Ist noch klarzustellen, 1n welcher Höhe
eine Abfindung bemessen ist, amı der Gesetzgeber sS1e als ausrel-
chenden Ersatz für dıe Nachversicherungsleistung annımmt. Wenn der hei-
ratenden Witwe z.B als Abfindung das uniiachne des Jahresbetrages der
bisher bezogenen ente gewährt wiıird (AnVNG ö1), wenn anderer-
seits der heiratenden Versicherten auf ntrag dıe älfte der eiträge CI-
stattet WITrd, die eıt dem Juni 1948 entrichtet worden sınd (AnVNG 83)

handelt sıch hier wel 1n ihrer Höhe gänzlich unterschiedliche AD-
ndungen.
Dem Gesetz kann also nichts darüber eninommen werden, ın welcher Weise
die klösterlichen Verbände i{wa ihre Nachversicherungspflicht durch 1ne
Abfindung erseizen könnten. Gelegentlich einer Besprechung 1 O-
lıschen Buüro Bonn, welcher ich mit unserem Generalsekretär,
Flesch, eilnahm, wurden Erwägungen darüber angestellt, inwleweit wWIr
das ArTbeitsministerium oder den Gesetzgeber (sozlalpolitischer Ausschuß
des Bundestages) mıit einem Vorschlag herantreten sollen, der eiwa die
Bereitschaft der klösterlichen Verbände ZUI eistung eiıner Abfindung
ausscheidende Ordensleute ZU Äusdruck brächte TOTLZ meıiner Ablehnungder Nachversicherungspflicht habe ich bei jener Besprechung mıtgewirkt,
nachdem beim Katholischen Büro un bei manchen oberhirtlichen Stellen die
grundsätzliche Einstellung maßgeblich ıst, daß für ausscheidende Mitglieder
doch eiwas getan werden IMU. Wir en damals einen OIS  ag QUS-
gearbeitet, der ine indung vorsieht, we eiwas nledriger ist als die
geforderte Nachversicherungsleistung. Sich mit dem Gedanken eiıner Ab-
findung ZU befassen, hat Ja NUur einen Sinn, wWenn gelingt, dadurch die
finanzielle Belastung der klösterlichen erbande mındern. er braucht
41 dieser Stelle auf diese rage nicht eingegangen werden, zumal ange-
OoImNnmMmen werden kann, daß dieser seinerzelitiger OIS  ag doch Aur
für einen Aktenschrank ausgearbeitet worden ist.
Damit ınd ıne Reihe VOo Problemen Vvorgeiragen worden, die WwITr ‚WaäaTl
als kleine TODlIeme bezeichnen, dies allerdings NUuTr deswegen, weiıl
noch einige größere ToOoDleme gibt. Die Ausführungen dürften Der bis hier-
her chon gezeigt aDen, daß alsch wäre, diese kleinen Probleme nıcht
beachten und an ihrer Klärung nıcht miıtzuwirken.



Große Probleme
Wır kommen amı den Fragen, die unNns intensıvsten beschäftigen
mussen. Man soll sich daruüuber klar SEe1IN: die Nachversicherungsilei-

ist ıne Gegenleistung ausscheidende Ordensmiıt-
E fu S G, die s1e während ihrer Ordenszugehörigkeit ge

en Darın dürfte kein Zweifel estehen, daß WIr uns über den egen-
leistungscharTakter der Nachversicherungsverpflichtung nıcht näher aussprechen
mussen.
Von diesem Ausgangspunkt ber erwachsen wel große Tobleme eın kIir-
chenrechtliches und eın staatskirchenrechtliches

Das kirchenrechtliche Problem
Can. esiimm „Wer QuUs dem klösterlichen Verband ausscheidet,
sel nach Dlauf der zeitliıchen Gelübde Oder nach Erlangung des Sa-
kularisationsindults oder auf Iun VO  - Entlassung, kannn keinerlelı
orderung fUüur irgendwelche eistung tellen, die mür den
klösterlichen Verband erbracht Diese Bestimmung des allgemeinen
Ordensrechtes ıst denn auch ın das Sonderrecht der einzelnen erbande
durchwegs aufgenommen un wird den einzelnen Ordensmitgliedern dadurch
insbesondere ZUIM ewußtsein gebracht, daß dieselben, entweder VOI IN{r
i1Ns Novizlat oder mıindestens VOT legung der erstien Gelübde, einen dem-
entsprechenden (D unterzeichnen en
Es ist OIfeNDaT, daß die ın der Bundesrepublik auferlegte Nachversicherungs-
pflicht 1n S S ht dieser ordensrechtlichen Grundnorm. Der
aa hindert die Kirche also, hinsichtlich der ausscheidenden Ordensmitglie-
der ihrer Rechtsordnung Geltung verschaffen.
Hier ieg eiıne gäanzlıc neue S5Sac  age VO  — Denn bisher ist auch ın
der staatlichen Rechtssprechung die erwahnte Norm des Kirchenrechts
erkannt worden. Der Beschluß des Landgerichts Hildesheim VO.

11 Januar 1937 (Arch Kirchenrech 118, 1938 275 {f.) stellt fest „Es
kann er niıcht anerkannt werden, daß, nicht 1ne auUSdTU!  iche Ver-
p  1  ung übernommen Wird, der en oder diıe Kongregation verpflichtet
ist, außerhalb der Ordensgemeinschaft dem irüheren Ordensmitglied nier-
halt gewähren, Mag das Ordensmitglied miıt der ohne TUN! die Ordens-
gemeinschaft gelöst en der mit der ohne TUN! aQus der Ordensgemein-
scha entlassen se1in.“” In einem uns 1n W vorliegenden Urteil der

ivilkammer des andgerichts München 1 vom MAarz 1939 ist
ausgeführt: „Die Unterhaltspflicht eines rdens gegenüber einem Ordens-
angehörigen besteht ULr insolange, als dieser seinerseits die VO.  - ihm durch
die Gelübdeahlegung gegenüber dem en übernommenen en erfüllt“
(vgl dazu auch Ho S N, Ordensrecht, Paderborn 1953, 139)
Die staatlich auferlegte Versicherungspflicht steht er 1m Gegensatz
den Bestimmungen des irchlichen Ausscheidende Ordensleute ind
VO Beginn ihrer Verbandszugehörigkeit auch immer darüber 1m klaren g -
N, daß s1ie f{ür den Fall des uUusscheldens autf keinerleı eistung ihres
erbandes rechnen können. Wenn INa  - eute Z Rechtfertigung auf irgend-
we verweist, die auch der ÖOrdensperson
als Staatsbürger zustehen, wıe das echt auf freie Entfaltung der Persön-
ıchkeit Bonner Crundgesetz Art. Abs und das Recht, Beruf, Arbeits-
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platz un Ausbildungsstätte frei waäahlen (GG Art. Abs 1 7 ist keines-
WEOS erkennbar, daß dus solchen Grundrechten Ansprüche der erwähnten
Aürt ableitbar SINd; denn jedes Grundrecht chließt ın sich auch die Pflicht,
das N Rısiıko ın auf nehmen, das für den Staatsbürger ın der Ver-
wirklıchung se1nes Grundrechtes einbeschlossen ist
er der Bestimmung des Can 643 bleiben für manche Sondertifälle auch
noch die strafrechtlichen Bestimmungen maßgeblich. UOrdensperso-
Nen, die durch erübung einer Ta dUS dem Kloster ausschelıden (z
UOrdensapostasie, eirat; 29585 2388 oder die eiıner Ta willen
Qus dem klösterlichen Verband entlassen werden, mussen VO der Straige-
walt der ırche erreichbar eın Der aa greift ın die utonomie der 2r
e1in, wenn sıch Z nwalt straffälliger Ordensleute macht, indem
diese 1Ur für eın geistliche Strafen erreichbar Se1In Jaßt, die klösterlichen
Verbände ber hindert, SO Personen mi1t dem fuUu ] te il

belegen, namlıch m1ıt dem Entzug irgendwelcher
Versorgungsansprüche. Es sel I11UI erinnert die besonders krassen a  e,
wIıe sS1e m1  erweile bereits aufgetreten sind: apostasierte un! verheiratete
Geistliche tellen Nachversicherungsansprüche und wollen dieII! Zwingen,
daß sSi1e auch noch finanzielle Leistungen TUr ihre illegitime Existenz erbringt.
Dieses kirchenrechtliche Problem ist besser beachten als das auch eute
gelegentli: In Ordenskreisen geschieht. Wenn ın einer gewissen Erwel-
Chung der 1m klösterlichen Bereich festzuhaltenden Standpunkte iImmer W1e-
der auch ın Ordenskreisen die Auffassung verireien WIrd, bestehe
doch eıine gewlisse mOTralische Pflicht, ausscheidenden Mitgliedern
auch wiırtschaftlich auf die Beine helfen, ist dazu JgenN;:

Zunächst einmal ıst maßgeblich die kirchliche Rechtsordnung, d US-
gesntrachen 1n Crl 543 D  X 1l deren wesentl!:  er Gehalt ıst, daß ausschei-
en! Mitglieder keinernlai Rechtsanspruch auf ırgendwelche Gegenleistungdes klösterlichen erbandes haben
Die moralısche Verpflichtung ıst 1m Jeweils verschieden gehal-tenen Austritts- der Entlassungsfall 1Ne 32 verschiedene. Dieser Ver-
pflichtung gerecht werden, ıst Sache unNnseIierl UÜrdensleitungen, i& dann.,
icht ın Erfüllung eines Rechtsanspruchs, sondern ın der Form der arlı-
atıven Leistung helfen
Es mMag seın und scheint, daß beim Hl Stuhl gew1sse Neigungen dazu
bestehen, daß ırchlı  erse1ts die Bereitwilligkeit erwächst, aussche!l:
denden Mitgliedern einige finanzielle sichern. Wenn diesbezuüg-
lıche Normen ergehen werden, werden sS1e auch durchgeführt werden.
Es ı1st ber eın entscheidender ntersc  ied, ob INa  } ıne der-
artıge egelung der 1I! innerhalb ihrer autonomen Rechtssetzungsbe-
Iugn1s uDerla. der ob INd.  — hinnehmen soll, daß der aa der iırche
diesbezuügliche erbindliıchkeiten auferlegt.

amıt ist deutlich, daß ıne Grundsatzfirage erwächst, we das Ver-
hältnis VO:  J 1T un! aa überhaupt heranführt Dies wird noch deut-
i1cher 1m folgenden:

Das taatskırchenrechtliche Problem.
Das staatskirchenrechtliche Problem, welches mit der Nachversicherungs-pflicht aktuell WITd, ıst bezeichnet durch die e Ö-
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ischen Kirche 1n Dienstrechtsfragen und hre verfassungs-
gemäße TEel  el vo staatlıcher Beschränkung. Dies ist ım e1in-
zeinen hiler darzulegen:

Das Selbstbestimmungsrecht
der Kirche ıst staatlicherselts anerkannt.

Die maßgeblichen esetzestext
Das Bonner Grundgesetz est1mm In Art 140
„Die Bestimmungen der Artikel 136, 137, 138, 139 un 141 der euifischen
Verlassung VO. 11 ugust 1919 ind Bestandtel dieses Grundgesetzes.”
amı ist Art. 137 Abs der Weırmarer Verfassung Bestandteil des
rundgesetzes:
„Jede Religionsgesellschait ordnetlt ıund verwaltet ihre Angelegenheiten
selbständig innerhalb der ranken des für alle geltenden Gesetzes.”
ämtliche deutsche Länderverfassungen mit Ausnahme der Ver-
fassung VO  - Rheinland-Pfalz enthalten gleichlautende oder gleichbedeutende
Regelungen.
In Art. Abs des Reichs-Konkordats el
„(das Deutsche el anerkenn das echt der katholischen Kirche, Inner-
halb der Tenzen des iur alle geltenden Gesetzes, ihre Angelegenheiten
selbständig ordnen und verwalten und Im Rahmen ihrer Zuständig-
keit für ihre Mitglieder Indende Geselze un Anordnungen erlassen.“

Zuvörderst ıst in diesen Texten die Autonomile, das Selbstbesti:m-2
ht der Kirchen und Religionsgesellschaften gesetzlich festgelegt.

Im vorliegenden Zusammenhang ist davon DUr 1n Hinsicht auf die atho-
lische Kıiırche sprechen. Der Kirche wird das selbständige rdnen
und erwalten ihrer Angelegenheiten eingeräumt: ‚„ÖrTdnen: edeutel,
daß die IM{ abstrakte Normen 1mM Bereich ihrer eigenen Angelegenheiten
aufzustellen berechtigt ist; edeutlel, daß die IT gemä
diesen Normen 1im on. Einzel{fall handeln berechtigt ist DSuüster-
henn A .-Schäfer H Y Kommentar der Verfassung VO Rheinland-Pfalz, Koblenz
1950 197 Wenn das nk O o} cdie deutschen verfassungs-
echtlichen Normen übernimmt un!: mit dem Zusatz versieht: „und 1m Rah-
Ine  g ihrer Zuständigkeit für ihre Mitglieder iındende Gesetze und NOTd-
Nnungen ZUu erlassen“”, ist amı 1Ur näherhin ausgesprochen, wWas nach
Bundesrecht un den Länderrechten ebenso 1n Geltung 15

Unabhängigkeit un: Eigenständigkeit 1n der Festlegung ihrer Tdnung ist
der irche amı gewährleistet. ra ıhres Selbstbestimmungsrechtes, das
eute in Westdeutschland auf einem Verhältnis VO  — aa un! 1r ruht,
das icht mehr als eın System der hinkenden Trennung (Ulrich utz füur
die Weimarer er un der restierenden Kirchenhoheit erscheint, sondern
au{f einer ebenordnung ]: aa und Kirche und eıner Aner-
kennung der eigenständigen Autorität der Kirchen un!: ihrer eilnahme
öffentli:  en en beruht, ist das innere en der irche der staatlıchen
Auifsıicht un!: Jurisdi  101 entzogen” Scheuner, Die Nachprüfung irch-
er Rechtshandlungen durch staatlıche Gerichte, 1: evK 053/54 357)
Nach r 1 (Eichmann-Mörsdorf I’ 69) beruht das Verhältnıiıs VO.  D

2Y' un! aa 1mMm eutigen Deutsdfland auf dem p  e 5
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gesicherten frejien Kırche Schon in der Zeit, als unmiıttelbar nach
Inkrafttreten der Weimarer Verfassung überwiegend einer Kirchenhoheit
des Staates festgehalten wurde 1Ne seıt 1945 überwundene Auffassung
des Verhäaltnisses VO  — 1r und aalTl, hat das Reichsgericht 1m
Urteil VO. Oktober 1921 erklärt
„Indem diese Vorschriift den Religionsgesellschaitten das echt verlel ihre
Angelegenheiten selbständig Oordnen un verwalten, nımm! SIe dem
aa Wdar nıcht!t die AuUsSs der Kirchenhoheit HieBenden Hoheitsrechte, V € I-
bietet iıhm ber jJjeden ingri ın die eigentliche Kırchen-
verwaltung“* (Entscheidungen des In Zivilsachen,
Der Bundesgerichtshof{f hat 1 Urteil VO: Februar 1954 dargelegt:
„Die Kirchen ınd nıcht WIeE andere Oftentliche Körperschaiften dem aa
eingegliedert. Der aa geht vielmehr VO.  —; ihrer Unabhängigkeit un Igen-
s!ändigkeit aus, uUDerTIdG. ihnen, sich In Teihel und Selbstbestimmung ihre
eigene Grundordnung die kirchliche Verfassung geben, un De-
schrankt sich darauf, diese Verfassung anzuerkennen. Demnach estimmt!
die Kirche TÜr den aa verbın  FTC WOasS Ia innerkirchlı  en
Verfassungsre  s Rechtens ısi°” (NIW 19534
In gleicher Weise hat der S S of ın einem Urteil VO

ezember 1956 festgestellt:
„Mit der Garantierung der Autonomie der Kirche hat der aa ihre Igen-
ständigkeit und grundsätzliche Unabhängigkeit VO. aa un amı die
efugnis der Kirchen, ihre eigenen Angelegenheiten selbständig un eigen-
verantwortlich regeln, anerkannt“ (ZevKR 1956 427)
C) Bezüglich der mschreibung der der Kirche eigentümlichen

g el o mM1e VO den eın staatlıchen und den gemischtenAngelegenheiten unterschieden wordon, ıct IN a s{ N1G, daß dazu alla
Bereiche kirchlichen Handelns un kirchlicher Lebensäußerung gehören, die
ich aQus dem Wesen der iırche ergeben In der Doktrin ind diese Bereiche
mehrfach umschrieben worden.
(LöÖhr JI Ist eine staatliche Kirchenhoheit und INne Desondere Staatsaufsicht
Üüber die irche mit der euischen Reichsverfassung vereinbar?, Paderborn
1927 39; Rieder P, aa und iırche nach modernem Verfassungsrecht,
Berlin 1928 ff.; ers "I aa un irche Im Deutschland,
Muünchen 1930, 258 {1.)
Als solche „eigenen Angelegenheiten” der 1r! ınd unbestritten
erkannt
das geistliche Leben der Kirchen,
Verfassung un: Organisation der Kirchen,
das 1T Mitgliedschaftsrecht und die Kirchenzucht,
dıe Errichtung un Umgrenzung VO  3 IM Unterverbänden,
das 1r'! Dienstrecht, insbesondere Vorbildung, Anstellung un echts-
verhältnisse der Geistlichen un: irchenbeamten, SOWI1e die Errichtung un!
Verleihung er Amter (Art. 137 Abs Satz RV),
das 1I'! Genossenschaftswesen,
die kirchliche Gerichtsbarkeit,
die Mrn Vermögensverwaltung Hesse, Der echtsschutz durch
staatliche Gerichte 1m irchliıchen Bereich, Göttingen 19506, 09)
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Das kirchliche OÖOrdensrecht, sowohl das allgemeine, fuür alle k1l6-
sterlichen Verbände verbin  iche, wıe 1m FE (besonders 487 bis
672) niedergelegt ıst, als auch das Je besondere, welches für den einzelnen
Verband In seinen Regeln, Konstitutionen, Satzungen USW. mıt kirchenhoheit-
ıcher Approbation ausgesprochen ist, gehört den kırcheneigenen An-
gelegenheiten. Ta eigener, hler auch VO aa verfassungsmäßig Ne1-
kannter Machtvollkommenheit regelt die ırche die Rechtsverhältnisse der
klösterlichen erbande un ıhrer Mitglieder. Zu diesen legitimen Regelun-
gen gehört auch die Bestimmung des ırchlıchen echts, daß ausscheidende
ÖOrdensleute keinerlel Gegenleistung beanspruchen en (can 043 $ 1)
un daß dieselben mit dem Ende iNrer Verbandszugehörigkeit auch keiner-
le1 Anspruch mehr tellen aben, der ihnen ın der Zeıt ihres Inkorpo-
riertseins zustand. In gleicher Weise esi1mm die irche auch unbDes  rankt
wenn sie iwa 1m Einzelfall strafweise Ordensleute vorgeht und die-
SE  > iın usübung ihrer ‚Wangsgewalt Versorgungsleistungen vorenthält.
Hier Teilich en wIr unNns miıt dem gewichtigen Einwand auseiınanderzu-
setizen:

Das kırchliche Selbstbestimmungsrecht iıst 1n dıe
„Schranken des {Ur alle geltenden esetzes“ gewlesen

Der Sınn dieser Formel ist nunmehr seit Jahren kontrovers.
CGanz allgemein Oomm ihr S]!  erl!! der Sinn Wie der aa dem l1gen-
recht der 1I! aum g1bt, hat die irche den dem aa eigentüm-
en Rechtssetzungsbereich respektieren; s1e un! beiolgt die
echtsordnung des Staates Sicherlich will der aa auf TUN:! dieser FOor-
mel keineswegs sel1ne Gesetze 1 Innenraum der Kırche durchgeführt W1S-
sSec  b (z. B Gleichberechtigung der eschlechter), sondern 6S ist. umoekehr
der Staal DEANSPITUCHT, cdaß qcIe ırche Saln Rechtsordnung achte, sobald
s1e ihren inneren, der Selbstbestimmung unterstehenden Bereich verlaßt und,
als 1ne iın der „Welt” stehende 1ırcne, ın den Bereich der staatlichen
Rechtsverbindlichkeit I1

Die Formulierung „innerhalb der Schranken des für alle
—  E I1 S (gleichbedeutend 1m Reichskonkordat „innerhalb

der Grenzen des F ın der Bremischen Verfassung Art I9 1
Rahmen des ist, w1e Heckel sagt (Heckel T Das staatskırchenrecht-
liche Schrifittum 930 und 1931, In Verwaltungsarchiv 1932 262; ders.,
Kirchliche Autonomie unı staatliıches Stiftungsrecht, Nördlingen 1932
1ıne „SiNNvar]lıerende Formel”, die je nach dem systematischen Zu-
sammenhang, ın dem sıie gebrau WITd, TOTLZ gleichen ortlautes ine Vel-
jı1edene Bedeutung besitzt; s1e gibt ın jedem kirchenpolitischen System
einen anderen S1inn.
Man hat 1n der deutschen ationalversammlung VO Weimar diese
Orme auf ntrag des Zentrumabgeordneten Gröber bewußt gewählt ın
Ablehnung der Formulierung der Frankfurter Verfassung VO:  } 1849, daß die
irche den allgemeinen Staatsgesetzen unterworien bleibe, SOWI1Ee in AÄAb-
lehnung einer anderen vorgeschlagenen Formel „innerhalb der TITanken
des esetzes. Man wollte miıt dieser ormulierung TrTu £Ss
anderes, als usnahmegesetze für die irche oder die Kirchen Uun!'
Religionsgesellschaften ausschließen, gewitzigt Ürece die Erfahrun-
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gen des Kulturkampfes. „Die Einfügung der OTr{ie ‚der für alle gel-
tenden Gesetze‘ soll für die 1Ne Bewahrung VOI dem Kulturkampf
se1n”, hat ın Weimar der Abgeordnete Naumann gesagt Und der OTSitf=
zende des Verfassungsausschusses der Weilmarer Nationalversammlung
Haußmann hat damals erklärt 2& Wärlr über den Inn des Satzes .INNerT-
halb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes‘ gefragt worden, ob da-
mıiıt 1U Ausnahme-, Verbotsgesetze ausgeschlossen sSeın der ob da-
durch staatlıche Vorschriften ın Beziehung auf die Religionsgesellschaften
untersagt eın sollen. habe deshalb 1 Unterausschuß diese rage
den Herrn Antragsteller Grober gestellt. Er hat mM1r ausdrücklich bestätigt,
daß die erste Auslegung, die WI1I anderen be)l Zustimmung dem ntrag
als die allein richtige annahmen, zutreifend ist. Es besteht uch hier 1m
USSCHU. kein Widerspruch, sondern Übereinstimmung über diesen Sinn
der Bestimmung.“ Ö.  T, a.a.0 3 } Schmitt, J 7 1r Selbstverwaltung ım
Rahmen der Reichsverfassung, Paderborn 1926 18—20, 38— 43, 92—99

Die Formel „innerhal der Schranken des fuüur alle geltenden Gesetzes“ ist
VOI 1945 und nachher die gleiche GEWESECH; iıhr erständnis 1n Judi-
katur und Doktrin ber hnat gewechselt. Man hat 1n der Weimarer
eit QusSs dieser Formel 1Ne Unterordnung der iırche unter den aa und
damit 1ne el. VO  - Aufsichtsbefugnissen des Staates über die irche her-
ausgelesen. Das NeUe Verständnis des Verhältnisses VO aa un GG  e,
welches nach 1945 obwaltete, hat 1ınNne solche Interpretation nıcht mehr
gelassen, SO daß Hesse (a.a.0 70— für die Auslegung dieser Formel da-
VOI gewarnt hat, „unbesehen Ergebnisse exegetischer Tbeit uüberneh-
Mmen, die einer nunmehr verlassenen ule staatskirchenpolitischer Ent-
wicklung orJentiert sind.” Das hat ın geführt, daß iın der Verfassung VO  -
Rheinland-Pfalz diese Formel überhaupt gestrichen un dort In
Art. 41 Abs esi1mm wurde: „Die Kirchen und Religionsgemeinschaften
en das Recht, sich ungehindert entfalten Sie sind VO.  - staatlıcher
Bevormundung freı un ordnen und verwalten ihre Angelegenheiten cselb-
standıg.” Wohl hat diese Verfassung ın 41 Abs dann noch beigefügt:
„Die für alle geltenden verfassungsrechtlichen en bleiben unberührt”,
aber die Weimarer orme wurde bewußt Zurückgewiesen, weil 1mM Dritten
eich die Kirchen gerade unter TauU: einer formalen Anwendung der
Weimarer orme vergewaltigt worden iınd Uun:! keinen chutz die
Staatsomnipotenz gefunden en (Süsterhenn-Schätfer a.a.0. 195) Man ist

dem Verständnis VO:  - irche un! aa J soweıt gekommen,
daß INa  j meinte, der Passus „innerhalb der Tanken sel nunmehr

E  C E  e I geworden; deshalb sSel 1n der rheinland-pfälzischen
Verfassung Jal nicht mehr aufgenommen worden und die nach Inkrafttreten
des Bonner Grundgesetzes erfolgte Auinahme ın die nordrhein-westfälis
Verfassung entbehre der echtsgültigkeit (Ho.  otten, Bonner KOM-
mentar zZU Art 140
Wir wollen aus dieser umstrittenen Autorenmeinung (vgl Hesse a.a.0O 71 f
hier keine Folgerungen ableiten, erinnern ber immerhin die edeu-
tungsvolle Tatsache, daß bereıiıts 1m Ba Q  P  Ü 5 at VO  ; 1924
Art. die Weimarer orme vermißt wird: ET (der ayerische Staat)
anerkennt das echt der D  e, 1 Rahmen ihrer Zustandigkeit Gesetze
erlassen und Anordnungen Teffen, die ihre Mitglieder binden; wird
die usübung dieses Rechtes weder hindern noch erschweren.“ Die We:i-
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orme iand also damals nicht Eingang ın das ayerische Konkordat:
eSsS wurde NUrr bei Verkündigung des Konkordates 1 staatlichen Bereich
dem Landesgesetz ın nlage ıne Regierungserklärung VO Januar
1925 beigefügt, ın welcher Art. d  v erklärt WI1Td, durch diese Formulie-
Iung bleibe Art. 137 AbDs der Weimarer Reichsverfassung unberührt.
d Dıe Heckel’sche Interpretation
Im Te 1932 hat der damals Bonner, spater Munchener Staatsrechtler Pro-
fessor Johannes ecke ZUT Interpretation der Weimarer Formel erklart
„Das ist nıcht das generelle Gesetz, 1m 51INNn der Gewaltenteilungslehre, auch
nicht eın Gesetz, das sich au INne Allgemeinheit VO.  y Indivıiduen oOder Ver-
banden VO.  J ihnen bezieht; ıst endlich auch nıcht jedes Gesetz, das VO.  _
der Vvolont generale wird; sondern 1st! das Gesetz, das aufi
die Allgemeinheit In pragnantem Sınn zugeschnitten Ist,
namlich auf die deutsche ation der GENaUET gesagt das SOHF
alle geltende” Gesetz ist ein Gesetz, das grundsätzlicher ejahung der
irchlichen utonomie VOo tandpunkt der Gesamtnation als
SaC  ich notwendige Schranke der kırchlichen Tel  el
erkannt werden muß; IT. jedes fiur die Gesamitnation als poli-
sche, Kultur- und echtsgemeinschaft unentbehrliche Gesetz, aber auch
nu ern solches Gesetz Daraus OIg Nur zwingende Interessen
des deutschen Gesamtvolkes durien einer Verengung der kıirch-
ichen Autonomie iühren ( Verwaltungsarchiv 1932 284)
Zur gleichen eıt hat Heckel ın seliner Schrift „Kirchliche Autonomie und
staatl Stiftungsrecht“ (Nördlingen diese gleiche Meinung formulijert

1.)
„Nicht mehr Jjedes allgemeine, VO.  $ der volonte generale (QUS-
gehende Geseltz, sondern nu ein Ur alle geltendes Gesetz, eın
Gesetz, das auf die Allgemeinheit Im prägnanten Sinne, namlich auf
das deutsche Volk gemuüunzt un iur seinen staatlichen Bestand konsti-
1V Ist, bildet die Grenze der Kirchenfreiheit Das für alle geltende Gesetz
ist er ein Gesetz, das Im Sinn der Verfassung für den Bestand der
Gesamtnation als einer politischen, kulturellen und Rechts-
gemeinschaft unentbehrlich ısl der anders ausgedrückt: Nicht
mehr das staatlıche Verwaltungsinteresse, sondern das Verfassungsinteressesol] maßgebend eın für die Grenzziehung zwıschen a und JT'  €: nicht
mehr der ‚ordre public‘ Im Sinn des zwıschen Verwaltung und Verfassungnicht unterscheidenden Wohl{£fiahrts- un Polizeistaates, sondern die Ölfent-
liche Ordnung' ım Sinn des modernen Verfiassungsrechtes bildet die Schranke
der irchlichen Autonomie. Mit echt hat der preußische Kultusminister bei
der eratung des evangelischen Kirchenvertrages im preußischen Landtagerklärt, die Grenze der kirchlichen TEl  el sel zu ziehen, daß
sıe keine Gefährdung der staa  ıchen Existenz bedeute. Nur
zwingende ücksic  ten auf die rundordnung des Staatslebensder ation dürifen also einer Beschränkung der IT': führen un WT
Nur Rücksichten auf das Wohl] der Gesamtnation.”
Die Weimarer OIme hat hier VO.  3 Heckel 1Nne Interpretation erfahren, die
bemerkenswert, aber durchaus N1C problemlösend in Je-dem 1st, ın dem VO.  y einem onkreten Gesetz gesagt werden soll, ob

eın solches Gesetz ist, welches das kirchliche Selbstbestimmungsrecht ein-
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chränkt. Die Interpretation eckels auch die Gefahr 1n sich, 1n der
eit eines ungesunden Staatsbewußtseins Handhabe fur alle mOglı  en Be-
schränkungen des ırchlichen Selbstbestimmungsrechtes bieten.
Aber die Heckel’sche Interpretation hat 1mM staatskirchlichen Schrifttum be-
achtliche Zustimmung gefunden (ZevKR 1956 Anm. 43), ja ıst ANunNn-
mehr neueTrd1ings 1 Urteil des Bundesgeric  tshofes VO: Dezem:-
ber 1956 aufgegriffen worden.
In diesem Urteil erklart der Bundesgerichtshof (ZevKR 1956
427
„Diese Autonomie ıs! nicht grenzenlos und absolut; Sie VO. Ver-
1assungsre des Staates her angesichts dessen, daß die Kırchen als Ge-
meınschalten auch In der stehen und iıhre Bnahmen miıt ihren
Wirkungen siıch nıicht immer auf den innerkirchlichen Bereich eschränken,
sondern darüber hinausgreitfen un auch au{f den staatlich-gesellschaftlichen
Bereich ausstrahlen können, insoweit ihre ranken dem FÜ alle gel-
tenden Gesetz (Art 137 IH WRV) diesem JT alle geltenden Gesetz
is! nıc Jjede staatlıche orschriit gemeiınt, die mı! dem An-
spruch auf Allgemeinverbindlichkeit au  F sondern ıst
darunter, Un eine Formuli:erung VO eckel (Verw.-Arch. (1932)

2862) verwenden, „jedes für die (Gesamtnat:on als politische, Kultur-
un echtsgemeinschalt unentbehrliche Gesetz, Der auch NUur en solches
Gesetz verstehen. Das edeutel, daß eule alle, Her auch Nnu diejenigen
Normen, die sich als Ausprägungen und Regelungen grundsätzlicher, für
UNnNSeiell sozialen Rechtsstaat unabdingbarer Postulate darstellen, die kirch-
liche Autonomie „einengen“. Das ınd aber aize, die entweder jedes
Recht, auch das IT Recht, mil Notwendigkeit enthalt der die VO.
irchlichen ec stillschweigend oder ausdrtuücklich bejaht un INn ezug

werden.“
Konrad Hesse hat festgestellt, daß amı die Sinndeutung der Weimarer
Formel, we. ohannes gegeben hat, , al
1n die Judikatur gefunden hat amı sel die Auslegung der Weili-

eit überwunden, zugleich aber auch der ersuch abgewlesen worden,
den Gehalt der Orme. auf eın reduzieren (ZevKR 1956 402)
Die Auseinandersetzung miıt der Weıiımarer Formel ist mıiıt diesem
Tteil des Bundesgerichtshofes 1n ıne estimmte 16  ung gewile-
s e Freilich bleibt auch mıiıt dieser Autorisierung der Heckel‘'schen nNnier-
pretation Einzeltall noch die rage estehen, C  © E

ch R e e S a C®  » den für die deutsche Gesamtnation unent-
ehrlichen gehören
„Die estimmung dieser Normen VON essentieller Bedeutung wird dadurch
erschwert, daß einen geeigneten formalen Maßstab dessen, w as fiur die
ation als politische, Kultur- und echtsgemeinschaft unentbehrlich ist, nıcht
gibt Das Allgemeinheitskriterium reich nicht!t aus, weil mi! der Allgemein-
heit eines Gesetzes weder seine hohere alıo noch eın besonderes sach-
es Gewicht verbürgt ist Aus dem gleichen Iun deckt sıch das allge-
melne Vereinsre: 10294  I ZzuU. el mıiıt dem Bestand der fiüur dıe atl:on als
politische, Kultur- un echtsgemeinschaft unentbehrl:  en Gesetze Eben-
SOWEeNIg ermöcglicht schließlich das Merkmal der ulnahme In diıe ormelle
st!aatlliche Veriassung ıIne Abgrenzung, weill mit der iormellen Verfassungs-
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kralit eines eselzes noch nichts ber seine Bedeutung iur das en Von
ac und Olk ausgesagtl! ıst eın Veriassungssatz WwIıe Art Satz
kann nıicht den Rang einer lebenswichtigen Norm eanspruchen un ıs} da-
her f{ur die Behörden der Evangelischen iırche Deuts  ands unverbindlich
EsSs bleibt also kein anderer Weg, als die weniıger eindeutige, ber sach-
entsprechende Abgrenzung nach den materiellen Kriterien
des einzelnen staatlıchen Gesetzes. amı ıs! unvermeidlich die Möglichkeit
von Meinungsverschiedenheiten zwischen staatlichen und irchlichen eNOrT-
den über den Charakter einer Norm als fur alle geltendes Gesetz eroline
und die rage nach dem ‚Quis judicabit?‘ gestellt. Die Antwort Jautet Nie-
man (Hesse, Der Rechtsschutz durch staatliche Gerichte 1m kirchlichen
Bereich, Goöttingen 1956, i.)
e} Zusammenfassung:
TOLZ solcher edenken wird Man nicht ın brede tellen können, daß mit
der Heckel'’schen nterpretation und ihrer ezeption 1n der
echtssprechung des höchsten bundesdeutschen Zivilge-
riıchts eın sachgerechter aßstab für den Inhalt der Weimarer Formel
„INnNerha der ranken des fUr alle geltenden Gesetzes geboten 1st. So
arschließt sich die Möglichkeit, Qus dieser Kompromißformel der ın Weimar
beteiligten artej:en und der Von ihnen vertretenen Prinzipien ın einem
Rechtsstaat aber Nur in diesem Erkenntnisse gewinnen, die dem
eutigen Verhältnis VO.:  3 1r! und aa entsprechen.

amı hört auf, 1Un einfach jedes Selbstbestimmungsrecht der Kir-
che VO:  j jedem fur alle geltenden Gesetze beschränkt glauben.

Beschränkung wird dem Selbstbestimmungsrecht der 1r Imehr uu
u je E  — 5  5 S Z E auferlegt, die auf die Allgemeinheit der

deutschen ation zugeschnitten und für deren Bestand als politische, Kultur-
und echtsgemeinschaft unentbehrlich, geradezu konstitutiv 1nd. Es darf
nunmehr un Gemeingut werden, Was der Bundesgerichtshof 1 Urteil VO.

ezember 1956 festgestellt hat.

Das irchliche Selbstbestimmungsrecht darf urc die
staatliche Nachversicherungspflicht Nn1ıc eschränkt

werden
Wir schranken die beantwortende Frage bewußt ein: besteht hier

keine Veranlassung, die umfassendere rage tellen Ist das AVG ein
das kirchliche Selbstbestimmungsrecht einengendes, „für alle geltendes Ge-
seiz 1m Sinne der eckel’schen Interpretation? Diese rage kann offenblei-
ben Für die hier gewinnende kenntnis sie eiNZ1g die Nachversiche-
rungspflicht für ausgeschiedene Ordensleute ZUTr Behandlung, wıe S1e mit
Geltung VO.: März 1957 durch das nVN:! Art. 5 (}  z Abs. und 1ıVN
Art. 5 1232 Abs. 5 gesetzlich vorgeschrieben ist. es Gesetz ist, we

auf seine Beziehung ZU' irchlichen Selbstbestimmungsrecht unter-
suchen ist, eilbar Un ann in seinen einzelnen Bestimmungen arauvu  ın
geprüft werden, wıe es sich ZU. kirchlichen Selbstbestimmungsrecht Vel-

Wenn AU.  >J die erwähnte Nachversicherungspflicht er diesem Gesichts-
punkt prüfen ıst, dann ist SagenN:

70



Es handelt sıch bel der gesetzli  en Nachversicherungspflicht Tüur rdens-
eute Nn1C ıne FÜr den Bestand der atıon als politische,
Kultur- und Rechtsgemeinschaft onst:ıtutive esetzesbe-
stimmung. AÄAuch wenn für das AV  ® ın sSeINeT Gesamttenden der bespro-
chene Gesetzescharakter 1 Sinne der Heckel’schen Interpretation bejaht
werden soll, weil hier für einen el des Olkes das echt der sozilalen
1  erung garantıert wird, kann dies VO der Nachversicherungspfilicht
fur Ordensleute nicht ın gleicher Weise gesagt werden, da sich hier
1 Rahmen des (Cjanzen gesehen n u vereinzelte, füur das Wohl
der Gesamtnation nicht wichtige handelt Von einer derart neuartiıgen
Gesetzesbestimmung kann N e gesagt werden, daß S1e dem Wohl
der (esamtnation unentbehrlich un Iur den staatlichen Bestand konstitutiv ist.

Mit der Anerkenntnis, daß die gesetzli  en Nachversicherungsbestimmun-
gen keine Bes  ränkung des irchlichen Selbstbestimmungsrechtes bewirken
können un wollen, wird dem bei  erseitigen iInteresse VO aa

e  E einer ungetrübten Partnerschaft gedient. e
sich die Kırche w e und worıin s1ıe sich 1n ihrer urtümlichen Eiıgenar
verleiz s1e. ist, daß der aa s1ie durch die Nachversicherungspflicht 1N-
direkt behindert, füur ihre Mitglieder, hier für ihre Ordensleute, ındende
Gesetze erlassen un auch wirksam durchzuführen Von dieser gesetz-
ichen egelung wWwWaäarTr jede Ordensperson be1 iıhrem Eintritt 1n den Verband
in voller Kenntnis un: hat einen diesbezüglichen Revers unterzeichnet.

amı erschein erwlesen, daß dıe dıe Ordensleute etreitien.-
de Nachversicherungsgesetzgebung ı m Widerspruc der
der Kırche verfassungsmäßig gewährten Autonomie
Nochmals sel hervorgehoben, daß Wır unNns dabei nicht Pr1mär auf das Kon-
kordatsrecht, sondern auf die verfassungsmäßige Ordnung berufen Selbst-
versian!  ıch ber besteht der Widerspruch ebenso den geltenden Kon-
kordatsregelungen.

Schlußfolgerungen
Die Summe der kleinen Uun!: großen TODlIeme zwıingt die Ordensoberen

der Nachversicherungsgesetzgebung besondere Aufmerksamkeit schen-
ken Dem urıstien un! dem irchenrechtler ist unmöglich, die grundsätz-
liıche Problematik übersehen, die vorstehen: dargelegt wurde; dazu kom-
INe.  >; die reichen Unklarheiten der Neu-Regelungsgesetze, die Schwierigkei-
ten ın ihrer Anwendung auf Ordensleute bieten. E  © - wird
die Angelegenheit unier anderem Blickwinkel sehen un! wird S1  ern die
großen Bedenken teilen können, die VOI em aus den schweren finanz!l-
en Verpflichtungen {ur nachzuversichernde Ordensleute wachsen. habe
schon 1n meinem uta!  en VO Oktober 1958 darauf aufmerksam
gemacht:

Die Nachversicherungspiflicht legt den Osiern fın d Z E I
f 1 auf, die sehr e1! die Leistungsfähigkeıt derselben

übersteigen un! 1n einem der iırche nicht wohlgesinnten aa UE
finanziellen usammenbruch eines Verbandes führen können;
braucht dazu 1Ur 1ne protegierte der CEIZWUNYGENE Austrittsbewegung
nNnier Ordensleuten inaugurliert werden.
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Die statulerte Nachversıcherungspflicht ın der Angestellten- DZw.
Arbeiterrentenversicherung WIrd nıcht die eiINZIgeE bleiben:; die Neu-
Iassung der Gesetze der Krankenversicherung, ZUT: Arbeitslosenver-
sıcherung un: ZULX Unfallversicherung wird die augenblicklich gefor-
derten Nachversicherungsleistungen U / E
Es liegt 1m kirchlichen Interesse, daß dem Vordringen arbeits-

S (Beschäftigungsverhältnis, Arbeits-
entgelt 1m klösterlichen Bereich Einhalt geboten werde. Es ist ine
Grundsatzfrage, ob 190078  j Ordensangehörige nach Art VO  } Arbeitneh-
Mern betrachten, s1ie als Arbeitsvertragskontrahenten i1gurieren un
die Ordensverbände als Institute ZUI Gestellung VO  - Arbeitskräften
bewerten lassen will

W-as können WIr {Ur den Augenblick tun?® Da gesetzlich VOoTrTge-sehen, daß der ntrag auf Nachversicherung entweder VO ausscheidenden
itglie der VO: klösterlichen Verband beantragen ist, mussen WI1!T
gen unNnseIer grundsätzlichen Bedenken einheitlich el bleiben Von
seiten des klösterlichen Verbandes erfolgt diese ntrag-stellung n]emals. Wenn ausscheidende Ordensleute mıit dem Ansinnen
der Nachversicherung ihren Verband herantreten, dann soll ihnen
nächs mit der Darlegung der kirchenrechtlichen Ordnung des Can. 643 $erwidert werden; ob INan beifügen will, daß dem Ausgeschiedenen ıne AÄAn-
tragstellung anheimgestellt sel, liegt 1m Ermessen des Oberen.

Was ist fur die Zukunft tun?® Entweder muüssen die rdens-
oberen ana: Trachten, daß einer Klärung der Nachversicherungsfragefür Ordensleute 1m Wege der esetzgebung Oder der Verordnungkomme: diesem weck ist den sozlalpolitischen Ausschuß des Bundes-
ages und das Bundesarbeitsministerium heranzutreten. atiurlilı kann
das nicht der einzelne Ordensobere LUunNn; das muß geschehen durch das Gene-
Tralsekretariat der deutschen Ordensoberen-Vereinigungen, das seinerseits
Teilich einer klaren Ermächtigung un Beauftragung VO  - seiten der drei
Ordensoberen-Vereinigungen bedarf. Die Ordensökonomen werden als die
inanziellen Berater ihrer beren In diesem Sinn wirken müssen, daß die
Ordensoberen bezüglich dessen, Wäas ın Hinsicht auf die Nachversicherungtun ist, Dei ihrer nachsten usammenkunft einer entsprechenden Wil-
lJensbildung kommen., Das Generalsekretariat selbst wird, VOTLI em über das
Katholische Büro 1n Bonn, bei dem WI1Tr mittlerweile es Verständnis für

nliegen gefunden aben, das Möglichste unternehmen. Inzwischen ist
Ja die Nachversicherungsfrage auch 1m Bistumsbereich mehr-
fach aktuell geworden, als Priester, die ihren Beruf auigaben, Nachversiche-
rungsansprüche geste. haben un die Oberhirten amı VOI die gleicheGrundsatzfrage geste wurden, w1e WwITr s1e darlegten. Die Ordensoberen
dürfen sich für ihre Bemühungen ın durchaus Position WI1Ssen.
Persönlich Teilich bin ich der nsicht, daß das Bemühen 1ne Klärung1 Gesetzgebungs- oder Verordnungswege bei den ekannten parlamenta-rischen und bürokratischen Schwierigkeiten sehr langwierig eın wIrd. Dar-

sel noch auf einen anderen Weg verwlıiesen!: Wir werden zunächst ın e1in-
zeinen Fällen durch Anrufen der 5Sozialgerichte unseren Standpunk-
ten Geltung verschaffen und die Klärung strıittiger Fragen vorantreiben
muüssen. 1es Teilich wurde meılıner Ansicht nach vorausseizen, daß ber alle



Nachversicherungsfälle das Generalsekretaria errl würde, und
eigentlich ollten die UOrdensoberen- Vereinigungen 1ine e  e I -

beitung der achversicherungsfälle ermöglichen; das General:-
sekretariat kann bel seinen gegenwäartigen ufgaben un: seiner gegenwarT-
igen Besetzung das nicht tun urch dıe NTUfunNg der SOozlalgerichte ın elın-
zeinen Musterfällen werden WI1IT unachst LU einen eil der Fragen geklärt
bekommen : jenen eil nämlich, worın die geltende Sozlalgesetzgebung ın
ihrer Auslegung und Anwendung str1tt1g vet Im anderen eil aber, die
Grundsatzfrage des Verhältnisses VO  — Kirche un! aal, des Verhältnisses
VO.  » iırchlicher Autonomie un staatlıcher SOozlalgesetzgebung klären ist,
wird amı rechnen se1in, daß die Sozlalgerichte ın saämtlichen Instanzen
er.  ren, s1ie selen Nn1ıC| zuständilg, die Vereinbarkeit der Sozlalgesetze miıt
den verfassungsmäßigen Rechten der ırche überpruifen. Dann wird eben
die Notwendigkeit esiehen, daß nach eiıner Entscheidung des Bundessozial-
ger!]  es der Weg das undesverwaltungs-, iwa auch das Bundes-
verfassungsgericht beschritten werde.

Mit elr Eindringlichkeit betone ich nochmals Die TODleme der Nach-
versicherung bei Ordensleuten scheıinen mM1r e1 S 5

ensleitungen noch wen1g erkannt Das omm ahner, daß
durch die Bestimmung, Nachversicherung se1 TSt ab MAÄärz 1957 durch-
zuführen, bis jJetz noch keine besonderen finanzıellen Belastungen entstan-
den SiNnd. Dies ber ist eiwas Vorläufiges. In Dis Jahren wird
sich das uühlbar auswirken. Und 1m übrigen ist ben argetan worden, daß
der Anfangstermin MAÄärTz 1957 bereits fraglich geworden ist. Schließlich
ist auch daran erinnern, Was jeder rdensobere weiß, daß der Prozent-
atz der ausscheidenden Ordensleute 1 Steigen begriffen ist

Es sel noch ıne weıltere Anregung gegeben. Klösterliche erbande
bieten ihren eintretenden Mitgliedern vielfach e 5

1ig 5 ; wenn solche eute dann ausscheiden, ann sınd s1e
ja ın ihrem Lebensfortkommen gerade durch die Ausbildung, die s1e selbst n1ıe
hätten finanziıeren können, durchaus vortel.  aft gestellt. Um argerlicher
ist dann, wenn s1e beim Ausscheiden dies völlig VergeSseCcn und miıt Nach-
versicherungsforderungen kommen. Man sollte deshalb ın den Revers, den
die eintretenden Mitglieder gemä Call. 643 UD machen aben, auch
eıne ver  iındliche rklärung darüber aufnehmen, daß S1e 1m Fall
des AÄAusscheidens aus dem Kloster die Ausbildungskosten zurück-
- D S E  © Auf diese Weise sollte dem Verband eın Rechtsan-
SPIu ausscheidende Mitglieder gesichert werden. Wenn dann
ZU. Usirı ommt, dann wird sich ın vielen Fallen das Nachversicherungs-
verlangen dadurch untierbınden lassen, daß der klösterl1: Verband selner-
se1ts seinen y geltend macht AÄAndererseits kann Ina  >
dann immer noch auf diesen Regressanspruch verzichten, WEeLln das ausscnel-
en! itglie auf seinen Nachversicherungsanspruch Verzı
Nic Iu d scheint mIr, daß INd.  - ın den erwähnten Revers ıne
Erklärung darüber auiInımm(t, daß das rdensmitglied füur den Fall des Aus-
sche1dens auf den Nachversicherungsanspruch verzıichtet. aturlı kann INa  v
auch das LuUnNn, muß sıch ber darüber klar se1ln, daß amı 1U ıne moralische
Verpflichtung begründet WITd. Wenn dann cdieser Erklärung der Nach-
versicherungsantrag versprechenswldr1g geste wird, werden dıie Trdens-
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verbände mıiıt dem Einwand des geschehenen erzl nıcht urchkommen.
Dıes hat übrıgens auch die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte ın
einem Schreiben VO: ugust 1958 die Provınzilal-Lebensversiche-
rungsanstalt VO  y Westfalen als ihre nNsicht kundgetan.
Dıe Problemati ıst dargeleg worden. Es bleibt a ea noch
sagenN: Vıdeant consules!

Nachversicherung für Ordensleute,
A4AMX$ der Praxıs gesehen.

Von dilo Rappl OSB., Schweiklberg Ndby.
will nicht den Jyallzen Fragenkomplex der Rentenversicherung für Ordens-

angehörige behandeln, sondern spezie NUuTr die Nachversicherung. el
habe ich mM1r weı Fragen gestellt:

Wie sollen WITr uns ZUr Nachversicherung stellen? möchte das als
moralische Seite der Nachversicherung bezeichnen.
Müssen WIT die Nachversicherung ur  ühren? Das wäre die re‘
eıte der Nachversicherung.

Wie sollen WIT uns ZUT Nachversicherung stellen?
(Moralische e1te der Nachversicherung)

Gegenüber der durch die Rentengesetze eschalfenen achversiche-
für ausscheidende Ordensmitglieder kann I{NB.  } 1ne Tellache Haltung

einnehmen: ine Oositive, ıne negative un! eine, ich möchte sS1e NneNNen,
resignierte.

nNnier einer positiven Haltung gegenüber der Nachversicherung Vel-
stie. ich jene, die hne Bedenken dazu Ja Ssagtl oder begrüßt, daß der
Gesetzgeber in dem Bestreben, OTISorge reiffen für die Zukunfft der
sozlal SChwachen, auch an ausscheidende Ordensangehörige gedacht hat. Es
ist icht VO  » der Hand weisen, daß Ordensangehörige, die dus ihrer Ge-
meinschaft ausscheiden, vielfach überhaupt keinen Anspruch Oder NUur eınen
solchen auf ıne kleine ente erwerben können, wodurch s1ıe zweifellos 1m
er der bDel Berufs- un Erwerbsunfähigkeit In 1Nne Notlage geraten kön-
nen. Aber sollen WI1r NnUu.  Z Qus sozlalem mpfinden heraus ıne egelung be-
grüßen, die eindeutig das kirchliche Ordensrecht (can. 043 “  “ VelI-
SIO. und einen Eingriff In das VO. Reichskonkordat gewährleistete Selbst-
verwaltungsrecht der klösterlichen Verbände darstellt? Müssen WITL nicht
voll orge der weiteren Entwicklung ın der gesamten SOozlalgesetzgebungentgegensehen, wıe s1ie sich bereits in der geplanten Reform der Kranken-
und der Unfallversicherung abzeichnet? Es HMag dem Jjetzigen Gesetzgeberwohl unierste werden, daß Aur ın wohlwollender Vorsorge {Ur alle
Staatsbürger Nneue Wege geht. Aber w1ıe eich könnte einmal VO:  H eıner
anderen Staatsführung die Neue Gesetzgebung bewußt die Klöster GE-utzt werden. Sie bräuchte dann nicht einmal den Vorwurf der Kirchenfeind-



iıchkeit riskieren, da s1e sıch hınter dıe VO der jetzigen DU/CSU-Politik
geschaffenen Gesetze verschanzen könnte stelle demnach fest Wir
können dıe Nachversicherungspflicht keinesfalls bejahen

Sollen wır lNUu derneuen esetzgebung eın kategorisches
-  E z n ® Und sollen WITLT qQus einer vollständig

nenden Haltung heraus versuchen, die Nachversicherungspflicht Fall
Tingen? en el daran, daß vielleicht zweckmäßig ware, mıiıt
einer el wohlgesinnter Bundestagsabgeordneter Verbindung aufzuneh-
InNne  >J un! ihnen ıne Denkschriıft überreichen, ın der die Unhaltbarkeit
des Jjetzigen Rechtszustandes ausführlıch dargelegt wird FEkine zweiıle MöÖög-
iıchkeıt wäre, bel der römischen Kurie vorstellig werden, amı VO dort
aQus diplomatische Schritte unternommen werden. Aber INa  - kann mıt Recnht
iragen, ob S wohl klug ist, ın solcher Weise die Gesetzesvor-
I1I1ten anzugehen. Denn WIT mussen do:  Q dann mıiıt dem Vorwurf Uunsozla-
ler Einstellung rechnen. uberdem ist auch nıicht vorauszusehen, ob NSeIete

emühungen auch wirklıch den gewünschten Erfolg bringen würden. Sollen
wır aQus diesen edenken heraus unNns 1n dıe

mögliche Haltung flüchten, ın die Resignation Einerseits will INa  >

die Nachversicherungspfiflicht nicht bejahen, getraut siıch ber andererseıits
auch nicht dazu trikte ne1ln N, Deshalb nımmt INnd.  — einfach resigniert
die NnNeUe Gesetzesregelung hın un! TOostet S1cCN amı(, daß s1e sich nıcht
1Mm auswirken werde, w1e INa  - 1m ersten Augenblick befürchtet hat.
Eine solche Haltung 11g' die große Gefahr, daß WITr psychologisch gal nicht
mehr den Mut nden, u15 mi1t der Nachversicherung auseinanderzusetzen
un! nach Möglichkeiten suchen, die Nachversicherung auf eın el-

trägliches Maß beschränken
amı([, glaube ich, ist auch schon angedeutet, welche Haltung U  - eigent-
lich WITL gegenüber der Nachversicherung einnehmen sollen. Wir ollten jene
Nregung aufgreifen, die Prof. Dr. Scheuermann iın seinem uta:  en VO

Oktober 1958 gegeben hat, nämlich die rage der Nachversicherungs-
DILU. fur ausscheidende Ordensleute zwischen Kirche und aa auszuhan-
de  5 Diese NITegung dürifte aber N1IC bloß ZUL1 Kenntniısq wWel-

den, sondern c5 muß gehandelt werden. Der Auftrag hierzu kann Der N1IC
VOo  y den Prokuratoren gegeben werden, sondern VO  3 den Tdensobern un
15  oien Unsere Au{fgabe ber waäare c auf NSsSeIe beren einzuwirken
un s1e VO.  - der Dringlichkeit der Nachversicherungsfrage überzeugen.
Und noch au{f e1ines gestatte ich mM1r hinzuweilisen. Die Haltung ıIn der Nach-
versicherungsirage IMı innerhalb uNnseilel Ordensverein1gung und anderer
klösterlicher erbande einheitlich Se1IN. Denn davon äng doch entis  eidend
ab, ob WI1TLI einer befriedigenden Regelung kommen werden.
rlauben S1e mM1r auch noch Vvorzutiragen, was mM1r als 1el der oben
wähnten erhandlungen vorschwebt Die Möglichkeit, daß das da US5-

scheidende Ordensmitglie VO sich Qus die Nachversicherung be-
antragen kann, sollte beseitigt werden. amı ware der eın des NsioDes
(  iderspru Call. 643 aQus dem Wege geräumt. Das Antrags-
TecCc der Ordensgemeinschaft ber onnte belassen werden, daß
1s0 die Nachversicherung NUuI ausgelöst wurde auf ausdrücklichen ntrag
der einzelnen Ordensgenossenschaft. amı waäare e5 19830 möglich, wirklichen
Härtefällen egegnen ZU koöonnen.
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I1 Müssen WIT die Nachversicherung durchführen
und gegf wie ?

(Die re e1te der Nachversicherung)
Die rage, ob wIr die Nachversicherung urchführen mussen, erscheint
gesichts der eindeutigen Rechtsvorschrift des 1232 Abs der Reichsversi-
cherungsordnung Fassung RV'!  © nF.) unverstandlıch, un: s1e InNu
deshalb JENAqUET präzisiert werden. Es ist die Me1inung vorherrschend OÖT-
den, daß die Nachversicherungspflicht gegenüber einem ausscheidenden Or-
densangehörigen ın seiner bisherigen Gemeinschaftszugehörigkeit egründe
e1. Zu versichern sel also nachträglich jeder Ordensangehörige, der aQus
seiner Gemeinschaft ausscheide. will 1U  — erklären versuchen, daß
die erwannte Auffassung nıcht ricChtig ist Es gibt wohl 1ne bestimmte

f VO  $ Ordenspersonen, die nachzuversichern S1Nd, ber durchaus
C ausscheidenden Ordensangehörigen sind nachzuversichern.

Welche Ordensangehörige sınd nachzuversichern?
Als allgemein gu  iger Grundsatz kann festgestellt werden: Nach-
ZUuversichern siınd NUur jene Ordensangehörigen, die der Versicherungspflicht
nicht unterlagen RV!  O nr 1227 Abs NT. egen ihres gerıngen Bar-
entgeltes weniger als 75,— monatlich) oder die auf ntrag ihrer
Gemeinschaft nach RV!  ® nF. d i AbDs VO  j der sich bestehenden Ver-
sicherungspflicht befifreit Nun erhebt S1ch ber die Trage, OD alle
Ordensangehörigen, bei denen diese wel Voraussetzungen vorliegen, nach-
ZUversichern selen. möchte diese rage verneinen, da iın der Gesetzesvor-
schrift des $ 1232 Abs RVO nF. noch andere Tatbestandsmerkmale genannt
sind, die vorhanden se1ıin müssen, amı die Nachversicherungspflicht aus-
gelöst wIrd.

Es heißt 1m esetz „Mitglieder gels  ıcher Genossenschaf-
ten.” Wer gılt als Mitglied einer geistlichen Genossenschaft? Im andläu-
figen prachgebrauch wird wohl jeder, der innerhalb der klösterlichen Ge-
meinschaft Jebt, als Ordensperson oder Ordensangehöriger bezeichnet, aber
1m streng kirchenrechtlichen S1Iinn kann N1C| als Mitglied betrachtet WEeI-
den. Wir alle stiımmen wohl darin überein, daß eın Professe itglie
einer geistlichen Genossenschaft ist Wie sie aber mit den Kandida-2
ten(innen), ostulanten un Novizen? Der Deutsche Carıtasver-
band hat ın einem Rundschreiben die Mutterhäuser der katholischen arl-
atıven Schwesterngenossenschaften un Schwesterngemeinschaften VO.

Februar 1959 den Standpunkt vertreten, daß die Kandidatinnen, ostu-
antiınnen, Novizinnen noch nicht „Mitglieder geistlicher Genossenschaften“
sSind, sondern dies erst mit der Profeß, mit der Ablegung der erstien
zeitlichen Gelübde werden. Dieser Auffifassung kann gefolgt werden.
Wenn festgestellt WITrd, daß andidaten, Postulanten und Novizen noch
nicht Mitglieder geistlicher Genossenschaften sind, muß INa  b aber doch
fragen, ob der weltliche esetzgeber ın RV!  O nF. 5  S 1232 Abs. (undauch ın i“ 1227 Abs NT. „Mitglieder” in diesem kirchenrechtlichen Sinn
verstanden wıssen will Diese Frage ist insofern berechtigt, als die Formulie-
Trung ın RV'!  ® nr 1232 Abs DZW. 1227 Abs. NrT. der in RVO ar

172 NT. bzw. ın d 172 Abs 1 Nr 5 i.d. der Vereinfachungsverordnung
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VO Marz 1945 entspricht, m. W. ber die gesamte bisherige Verwaltungs-
prax1s und Rechtsprechung dıe Auffassung vertireten hat, daß mıiıt den dort
genannten Personen auch dıe Kandidaten, Postulanten un:!' Ovızen der
klösterlichen Genossenschaiten gemeıint sS1Nd. Fın schlüssiger Beweis kannn
Qus dieser Feststellung Teilich nıcht gezogen werden, weil ın 172 neben
„Mitgliedern geistlicher Genossenschaften“ auch „ahnliche Personen“ UYC-
nann S1Nd, während aIur in N  md k un: 123 SIC „Angehorige nılı  er
Gemeinschalfiten  “ Der Personenkreıs ın 172 ist Iso schon nach dem Wort-
laut weiıter gefaßt als ın den (jesetzestexten der &d 1227 un 1232

stelle 1Iso folgendes fest Unsere Kandiıidaten, ostulanten und
Novizen sınd nicht „Mitglieder geistlicher Genossenschafi-
ten un! 61 ind deshalb bei ihrem usscheiden aAaus dem klösterlichen
Verband nıcht nachzuversichern.

Eıne zweiıte Unklarheit besteht hinsichtlich der orm  leTrung: „dıe miıt
rankenpflege, nierrjehli der anderen gemeinnützigen

t1 beschäftigt waren.“ Was ist unier „anderen gemeinnützigen
Tätigkeiten“ verstehen? Aus dem Zusammenhang muß geschlossen WEel-

den, daß amı Tätigkeiten gemeint Sind, die der Krankenpfiflege un dem
Unterricht ähnlich sind (z..B Tätigkeit als Säuglingsschwester un! Kınder-
gärtnerı1n, Seelsorge). Welcher Art 1 einzelnen die Beschäftigungen der
Ordensmitglieder se1ıin mussen, 1n ıne der dreı genannien Tätigkeiten
eingereiht werden können, ıst allerdings auti den ersten Blıck nicht -
ichtlıch. Muß sich bel den TDelıten der einzelnen Genossenschaftsmit-
glieder wirklich un eigentlich Krankenpflege, Unterricht oder ıne —

dere diesen beiden gleichgeartete gemeinnützige Tätigkeit handeln, die
Voraussetzungen erIullen, daß ıne Nachversicherungspilicht begründet
WT' der en Beschälftigungen geringer Art (Z iın der Landwirtschaft,

der Waschküche, ın einem Handwerksbetrieb) auch diıe gleiche Wirkung,
We s1e wenigstens mittelbar einer der drei Tätigkeiten dienen?
Die rage hat OlfenDar Eıcher ın seinem Auisatz „Die Neuregelung der
Arbeiterrentenversicherung” (Bundesarbeitsblatt 1957 238 {f.) verneint,
wWwIıe die Arbeitsgemeinschaft ath Klöster 1n Bayern ın ihrem undschrel-
ben NrT. 197 VO. Maı 1957 angibt. DIie nNnsıcht VO.  H Eicher die
Arbeitsgemeinschaft ab, weiıl s1ıe modernem SozialempÄnden widerspreche.
S1e stellt auberdem fest, daß jedes Ordensmitglied mindest 1n einem wel-
teren Sinn gemeinnütz1g atıg sel

ıne weitere Einschränkung 1n der Nachversicherungsplilicht ergibt sich aQdus

dem J} ‚, beschäftıg waren“‘. Nach RVO nr 1227 Abs NT. sind
Genossenschaftsmitglieder versicherungspilichtig {uUu 1t ih
bildung einer der genannten Tätigkeiten, un: WäarTr auch während
einer eın schulischen Ausbildung, hne praktis beschaltigt eın. Letz-
eres wird vertreten VO  — U, ommentar den Rentenneu-
regelungsgesetzen 2 J VO.: Verbandskommentar Anm 1227
RVO nr und wahrscheinlich auch VO  —_ h/ d d I, Kommentar UE

Angestelltenversicherungsgesetz eil anderer Auffassung ist die
Arbeitsgemeinschaft 1n ihrem Rundschreiben NT. 228 VO pAn November 1959

ann auf diese rage hier nıcht näher eingehen, da dies über den Rah-
men meines Vortrages hinausg1ınge. Nun kann ber {Ur solche ın Schulaus-
bildung efindliche Ordensmitglieder L: nach SS 1231 Abs RV'  O nr Be-
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Ire1ung VO  —J der Versicherungspflicht erwirkt werden. 51e wären aber dann
nach Il a.a.Q© 100 nachversicherungspflichtig. Dem
widerspri  t jedoch der usdruck „beschäftigt waren”. Denn InNnd  » kann doch
wohl nNn1ıC. behaupten, daß Personen, die ın einer bloß theoretischen Schul-
ausbildung standen, beschäftigt Das Verlangen, daß ıne rdensge-
nOossenschaf Iur die eit einer Iur S61 außerst kostspieligen Ausbildung
eines Ordensmitgliedes auch noch Nachversicherungsbeiträge eisten mMUu.  e,
waäare geradezu widersinnig, VOI em dann, wenNnn das rdensmitglie unmıt-
telbar nach seiıner Ausbildung aus der Gemeinschaf{it austräte. der
Gesetzgeber beabsi  1gt, daß auch ür einen solchen all eın Anspruch auf
Nachversicherung besteht, das chonste eispie einer ungerecht-
ijertıgten Bereicherung (BGB 1812 {1.) konstruler‘

Auch f{Ur Zeiten laängerer Krankheit eines Ordensmitgliedes kann
keine Nachversicherung gefordert werden, weil ben das betreifende OT-
densmitglied während dieser eıt nıcht „beschälftigt war“. Wollte INd.  — das
Gegenteil annehmen, ware insoweit wileder 1nNne ungerechtiertigte Be-
reicherung gegeben Wenn IMNa  — den usdruck „beschäftigt waren“” abschwä-
chen wollte, käme man olgerungen, die einfach untragbar Uun!
re!  SWI1dT1g sind.

Wenn man die oben erwähnte Nsicht, daß Kandidaten, Postulanten un!|
Ovizen keine Ordensmitglieder sind, nicht akzeptieren will, könnte
wahrscheinlich auch egen des Erfordernisses des „beschäftigt waren“ die
Nachversicherungspilicht abgelehnt werden, weil die religiöse und sS2Ze-
15 Ausbildung Uun! Vorbereitung auf den Ordensstand nicht als Beschäf{-
t1guUunNg angesehen werden kann

ÄDs  ijeßend kann festgestellt werden, daß der E  E Z
sichernden Ordensmitglieder SCNHON durch den Wortlaut der
en Rentengesetze eingeengt iıst.

Zeitraum, für den Nachversicherung eisten 1st.
Schon dQdus den vorstehenden Ausführungen geht hervor, daß ausscheidende
Ordensangehörige nicht schlechthin für die Zeit ihrer Klosterzugehörigkeit
nachzuversichern sind Bei Vorliegen estimmter Tatbestände Sind einzeline
Zeiten auszuklammern. Man kann aber 0408  - noch weıter gehen un iragen,ob vielleicht 0Ma N: durch das Gesetz N:  u abgegrenzte elıtraume
gıbt, für die kleine Nachversicherungspflicht besteht.

Als erster Grundsatz gilt 51 nachversicherungspflichtig ist
jener Zeitraum, dessen ndpunkt (Ausscheiden Qus der Gemeinschaft
VO dem nkrafttreten der Rentengesetze, d. 1 VOLI dem

März 1957, ieg Mit d. ausgedrückt: Ist eın Ordensmitglied VOT dem
März 1957 QuUs dem klösterlichen Verband ausgeschieden, ıst durch die

uen Rentengesetze keine rückwirkende Nachversicherung begründet WOTI-
den. Darin sind sich alle Kommentatoren einig, und übrigen ann dies
eindeutig aus Art $ Abs. Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungs-{zZ VO: Februar 1957 AT-VNG) bewiesen werden.



Zweiter Grundsatz el eın Ordensmitglied nach dem
MaärTtz 195+* au se1ı’ner Gemeinschaft UuS, ist FÜr den @i

IA UIN ab MärTz 1957 Nachversicherung eısten (sofern die
Nachversicherungspfilicht überhaupt grundsätzlich anerkannt WITC

Als wahrscheinlich oder fast sicher kann auch noch folgendes f{estgestellt
werden: el eın Ordensmitglı:ed nach dem Marz 1957
au der Gemeinschaft Uus, ıne Nachversicherung RDV
*ÜT den eitraum VO dem Diese nNnsıcht verirı

h/H a.a.Q0 2 un die Bundesversicherungsanstalt f{ur
Angestellte (Schreiben der BfA VO 11 November 1958 Geschäftszeichen

Nr Ref. 1/2 (3) SCcCh: nb) Zweiter Grundsatz: Scheidet ein Ordensmitglied nach dem  1. März 1957 aus seiner Gemeinschaft aus, so ist für den Zeit-  raum ab 1. März 1957 Nachversicherung zu leisten (sofern die  Nachversicherungspflicht überhaupt grundsätzlich anerkannt wird).  c) Als wahrscheinlich oder fast sicher kann auch noch folgendes festgestellt  werden: Sekheijdet ein Ordensmitglied nach dem 1. Mänz 1957  aus der Gemeinschaft aus, so findet eine Nachversicherung nicht statt  für den Zeitraum vor dem 1.  März 1957. Diese Ansicht vertritt  Koch/Hartmann a.a.O0. V S. 122 und die Bundesversicherungsanstalt für  Angestellte (Schreiben der BfA _ vom 11. November 1958 — Geschäftszeichen:  K 4. 7, 22 Nr. Ref. 1/2 (3) Scha. —: „... Zeiten vor dem 1. März 1957 sind  nicht nachversicherungsfähig. Das ergibt Art. 2 $ 4 Abs. 1 des Angestellten-  versicherungs-Neuregelungsgesetz vom 23. Februar 1957 [= An-VNG].“)  Eine andere Auffassung hat die LVA Ufr. in Würzburg vertreten. Als  ein Laienbruder der Abtei Münsterschwarzach am 20. März 1959 austrat und  Antrag auf Nachversicherung stellte, forderte die LVA _ Nachversicherungs-  beiträge auch für die Zeit vor dem 1. März 1957 nach. Sie begründete ihre  Forderung mit dem Hinweis auf die Übergangsvorschrift des Art. 2 $ 3  Abs. 1 Ar-VNG, wonach die Grundsätze der Nachversicherung gemäß $ 1232  RVO nF. auch für die Zeit vor dem 1. März 1957 gelten, wenn es sich um  Personen handelt, die in dieser Zeit nach den jeweils geltenden, den jetzi-  gen $ 1229 Abs. 1 Nr. 2—4 und $ 1231 sinngemäß entsprechenden Vorschrif-  ten versicherungsfrei waren. Nun sei aber $ 172 Abs. 1 Nr. 6 i.d.F. der VO  vom 17. März 1945 eine „sinngemäß entsprechende“ Befreiungsvorschrift,  unter die auch der Laienbruder gefallen sei.  Nachdem einem eingelegten Widerspruche im Widerspruchsbescheid nicht  abgeholfen wurde, habe ich im Namen der Abtei Münsterschwarzach am  12. März 1960 beim Sozialgericht Würzburg Klage erhoben. M. W. ist das  nun der erste Nachversicherungsfall, der vor einem Sozialgericht anhängig  geworden ist. In meiner Begründung habe ich im wesentlichen folgendes aus-  geführt:  Die Nachversicherungspflicht wird grundsätzlich bestritten, weil sie gegen  das kirchliche Recht und das Bayerische Konkordat verstoße (Argument von  Prof. Dr. Scheuermann). Vor dem 1. März 1957 gab es für Ordensmitglieder  keine den 88 1229 Abs. 1 Nr. 2—4 und 1231 sinngemäß entsprechende Vor-  schrift; auch $ 172 Abs. 1 Nr. 6 ist nicht als solche anzusehen, da es sich hier  um eine Befreiungsvorschrift der Krankenversicherung handelt, die nicht ein-  fach auf die frühere Invalidenversicherung angewendet werden kann. (Dies  ist irrtümlicherweise immer wieder in der Verwaltungspraxis der Kranken-  kassen geschehen und bisweilen auch in unseren Begründungen zum Nach-  weis der Rentenversicherungsfreiheit der Ordensangehörigen.) Im übrigen  war der Laienbruder nicht bloß versicherungsfrei auf Grund einer besonde-  ren Befreiungsvorschrift, sondern überhaupt nicht versicherungspflichtig,  weil bei ihm ein entgeltliches Beschäftigungsverhältnis nicht vorlag, was  nach dem früheren Recht in jedem Fall Voraussetzung war für die Versiche-  rungspflicht.  Weiter kann ich auf diese Streitfrage hier nicht näher eingehen. Es bleibt  abzuwarten, was das Sozialgericht in dieser Sache zu sagen hat. Bei einem  ablehnenden Urteil wird es wohl zweckmäßig sein, wegen der Grundsätz-  lichkeit der Frage den Fall im weiteren Rechtsweg zu verfolgen.  79Zeiten VOT dem März 1957 ınd
nicht nachversicherungsfähig. Das ergibt Art. Abs des Angestellten-
versicherungs-Neuregelungsgesetz VO Februar 1957 An-VNGl].“
Eine d © hat die N  > Uir. ı1n Urzburg verireien Als
eın Laienbruder der Abtei Münsterschwarzach MAÄärz 1959 austrat un:
ntrag au{f Nachversicherung tellte, OoOrderie die a  > Nachversicherungs-
eiträge auch Iur die eıt VOI dem MAärTz 1957 nach. S1e begründete iıhre
Forderung mit dem 1nweis auf die Übergangsvorschrift des Art.
Abs 1-VNG, wonach die Tundsatze der Nachversicherung gemä 1230
RV'  O nF auch für die eit VOI dem Maärz 1957 gelten, wenn sich
Personen handelt, die 1n dieser eit nach den jeweils geltenden, den jetzı-
gen 1229 Abs NT. fl un: C 1231 sinngemäß entsprechenden OIS  Tif-
ten versicherungsirel Nun sel ber 172 Abs NrT. 1.d. der
VO. März 1945 ine „sinngemäß entsprechende“ Befreiungsvorschrift,
unter die auch der Laienbruder gefallen sel
achdem einem eingelegten Widerspruche 1 Widerspruchsbescheid nicht
abgeholfen wurde, habe ich 1mMm Namen der el Münsterschwarzach

MaAärz 1960 beim Sozlalgerı  t ürzburg age erhoben ist das
NUÜU.  » der erstie Nachversicherungsi{all, der VOTL einem Sozialgericht anhängig
geworden 1st. In meiner Begründung habe ich 1 wesenil!:  en folgendes QUS-

geführt
Die Nachversicherungspflicht wird grundsätzlich bestritten, weil s1e
das 1r echt und das ayerische Konkordat verstoße (Argument VO  ”
Prof. Dr. Scheuermann). Vor dem März 1957 gab für Ordensmitglieder
keine den ÖS 1229 Abs NrT. un RZE sinngemäß entsprechende Vor-
SCHINft; auch 172 Abs Nr ıst nicht als sSo. anzusehen, da sSiıch hier

1ıne Befreiungsvorschrift der Krankenversicherung handelt, die nıcht e1nN-
fach auf die rühere Invalidenversicherung angewendet werden kann. (Dies
ist irrtumlicherweise immer wieder ın der Verwaltungspraxis der Kranken-
kassen geschehen und bisweilen auch 1n uUuNnseIienN Begründungen ZU Nach-
WwEels der Rentenversicherungsfreiheit der UOrdensangehörigen.) Im übrigen
Wäal der Laienbruder nıcht bloß versicherungsfrei auf TUN:! einer besonde-
TE  - Befreiungsvorschrift, sondern überhaupt nıcht versicherungspflichtig,
weil beı ihm eın entge  iches Beschäftigungsverhältnis nıcht vorlag, Was
nach dem früheren echt ın jedem Fall Voraussetzung Wal für die Versiche-
rungspflicht.
Weiter kann ıch auf diese Streitfrage hier nıcht naher eingehen. Es bleibt
abzuwarten, Was das Sozialgericht ın dieser Sache gen hat. Bei einem
ablehnenden Urteil wird wohl zweckmäßig se1n, n der rundsätz-
lichkeit der rage den all 1m weiteren e  sweg verfolgen.
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Höhe der Nachversicherungsleistungen
Diıie Höhe der Nachversicherung ist VO wel aktoren a  änglg, VO: Bei-
ragssatlz, ın Prozenten ausgedrückt, un VO.  y der eitragsbemes-
sungsgrundlage.

Der Beitragssatz ıst wI1e beli der Pflichtversicherung v.H Es ist
ber amı rechnen, daß künftig ansteiıgen WITd, dann nämlich, wenn
die bel Anwendung dieses Satzes aufgebrachten Beitragsmıiıttel nıcht mehr
ausreichen werden fur die Rentenleistungen der Versi  erungsträger. Nach
Art, Abs Ar-VNG ist In Zukunft jeweils der Beitragssatz 1 Zeitpunkt
des ussche1ldens des nachzuversichernden rdensmitgliedes maßgebend.

Beitragsbemessungsgrundlage ist das Arbeitsentgelt, das
der Nachzuversichernde während der versicherungsfreien bzw. (bel Tdens-
mitgliedern) niıchtversicherungspflichtigen Zeit bezogen hat. Dem Arbeits-
entgelt stehen nach Art. 1404 r1-VN! bei Ordensmitglieder die DeT -
önlıch erhaltenen eld- und achbezüge gleich. Als achbezuge
können wohl die am  en Pauschalsätze für ost und Wohnung un eın
weiterer kleiner Betrag fur sonstige Lebensbedürfnisse angewendet werden.
Eine besondere egelung ist getroffen worden durch Art. 14092 Abs AT-
VNG, wonach der Berechnung der eiträge IUr die eit VOL dem Januar 1924
eın Monatsentgelt VO  } 150,— — komm nach dem oben esagten für ÖOr-
densmitglieder nicht in Betracht für die spatere eit der WITF. Arbeits-
entgelt bzw. für Ordensmiiglieder die persönlich erhaltenen eld- un Sach-
bezüge zugrunde egen Sind. Nach dem zweıten Satz VO.  y ADbs CL ın dem
nachzuversichernde Beamte in Vorbereitungszeit angesprochen werden, el

1m driıtten Sa  g „Mindestens ist die Nachversicherung nach einem Monats-
entgelt VO  3 150,— durchzuführen  44 Daraus hat Ild.  — geschlossen, daß
auch für Ordensmitglieder 1ne monatlıche Beitragsbemessungsgrundlage VO  -

150,— zugrunde egen sel, daß sS1ch bei Anwendung des derzei-
i1gen Beitragssatzes VO  3 Prozent eın Nachversicherungsbeitrag Von InonNnat-
lich 21,— ergeben wuürde. Diese Meinung verizr! O h/H er
a.a.Q 109, der seinerseiıts S1cN autf VO Juli 1958 beruft (“ 124
Abs atz n-VN' dem entspricht 1-VN'! 1302 Abs Satz
gilt nıcht 1Ur für die Beamten 1 Vorbereitungsdienst, sondern für alle
nachversicherungspflichtigen Beschälftigten“). Auch die BiA und verschiedene
1  > nehmen ın der erwaltungspraxis diesen Standpunkt 1N., das rich-
t1g ist, kann bezweifelt werden, da der erwannie 5atz nach dem Zusam-
menhang sich wohl NUr auf die 1 Satz angesprochenen Beamten 1mM Vor-
bereitungsdienst bezieht. Das iıst ahrscheinlich auch der Grund,
dere LVA die Nachversicherung f{Ur Ordensmitglieder auf einer niedrigeren
Entgeltsgrundlage, nämlıch nach dem Betrag füur freie Station, durchgeführt
en (Gutachten VO.  M Prof. Dr. Scheuermann, 16)

Erwähnenswert ist auch noch, daß die Nachversicherungsleistung Nn1C
den Betrag gekürzt werden darfd, der vielleicht VO.  -} der Ordens-

genossenschaft {ü Ür e e  — während der nachversiche-
rungspilichtigen eit aufgewendet worden ist. Denn nach 1402 Abs.
gelten So freiwilligen eiträge als eiträge der Höherversicherung. Eine
durch die Nachversicherung ın Zukunft eintretende nnanzielle Belastung der
Ordensgenossenschaften kannn also keineswegs durch laufende freiwillige
Beitragszahlungen aufgefangen werden. ıne ireiwillige Weiterversicherung
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eine Selbstversicherung ist überhaupt nicht mehr möglich wWw1e nach rühe-
TE echt ıst übrigens NUur noch ın seltenen Fallen möglich (RVO nF.
L} 1233 und 1-VN'! Art ML 4 ; AV!  ( nF. un N-VN' ATı S  S

Die urchführung der Nachversicherung
Die A ıt und W eise, wıe die Nachversi  erung durchzuführen ıst, wird
geregelt durch RV'!  ® nFr CD  CD 1402 ADs Dıe Ordensgenossenschaft hat die
Nachversicherungsbeitraäage nıcht das ausscheidende rdensmıt-
glied, sondern unmittelbar den 17r8@ger der Rentenversiche-
rung (LVA oder BIA) entrichten Hierbel ist ıne Bescheinigung UuUS2ZU-

tellen, 1n der Beginn un Ende der nachversicherungspifilichtigen Zeit(en) un!
die ohe der erhaltenen eld- un: Sachbezuge einzutragen ind. Nach dem
oben esagten 3b) ist als Wert der Sachbezüge der amtliche Pauschal-
satz für freie Station eın kleiner Betrag {Ur sonstige Lebensbedürinisse
anzusetzen. In der Beschein1gung mussen diıe einzelnen ntgelte nach den
einzelnen Kalenderjahren aufgeteilt werden, amı die NEeUC Rentenformel
benutzt werden kann. (Verhältnis des Individuallohnes e1ines Jahres ZUIN

Durchschnittslohn er Versi  ertien fur das betreffende T
ESs sel darauf hingewiesen, daß die Nachversicherung Z füh
ist, WenNnn dies VO')  e} dem ausscheidenden Ordensmitglied oder der rdensge-
nossenschaft innerhalb eines Jahres nach dem Ausscheiden be-
antragt W1rd. Nach Koch/Hartmanna.a.Q. VS. 122 kann auf das Antrags-
recht ht L1g wirksam verzichtet werden, selbst WenNnn der Verzicht
Grundlage einer anderweitigen Versorgungsabrede ist Eine andere uffas-
SUNg hat die Arbeitsgemeinschaft ın ihrem Rundschreiben NT. 197 VO

Maı 1957 vertreien, derzufolge die Möglichkeit bestehe, daß die Gemein-
mit dem ausscheidenden itglie iıne Vereinbarung TE nach der

sowohl die Gemeinschaft als auch das ausscheidende Mitglied die ntrag-
stellung unterläßt. Mir erscheint diese eiztere nsicht nicht glaubwürdig,
weil amı der VO Gesetzgeber beabsichtigte weck der Nachversicherung
(Versorgung fur die Zukunf{t) vereitelt würde, un VOTI em auch 1mM Hın-
blick auf die oben erwähnte Bestimmung, daß die Nachversicherungsbeiträge
VvVon der Genossenschaft unmittelbar den Rentenversicherungsträger
entrichten ind.
Aus meinen Ausführungen werden S1ie ersehen aben, daß die Renten-
gesetze, selbst wenn INall 1U eın Teilgebiet hierausnımmt, wıe WIT das ge
aben, viel Fragen aufwerifen, daß s1e nicht VO  - euntie auf INOIGEN gelöst
werden können, VOI em nicht VO:  - einem einzelnen. Es bedartif gemelin-
S 6>  E Il N, amı die TOoOoDleme der Nachversicherung für
Ordensangehörige geklärt und gemgistert werden können.

Z einer Publikation über Klosterbesteuerung
Maicer, elmut TNsST, Grundlagen un:! TOoODleme der Klosterbesteuerung
nach geltendem deutschem Steuerrec! (Nürnberger Abhandlungen den
Wiırtschalts- un! Sozialwissenschaften Hefit 11) Berlin, Duncker Humblot,
1959 214 TOS 22,60.
Niemand wird leugnen, daß sich der Verft. iın cder Behandlung der Kloster-
besteuerung eın für die klösterlichen erbande a u E E gewählt



hat. Das Ihema wird ın fünf apiteln ausgeführt. In WenNn1g befriedigender
Weise befaßt sich das Kapitel mit den Verfassungen und Rechtsfiormen
der Ordensgemeinschaften Das waplitel behandelt die TUNd-
satze und allgemeinen Normen der Klosterbesteuerung unier besonderer
Darlegung des steuerlichen Gemeinnutzigkeitsrechtes Im Ka-
pite werden die Besteuerungsvorschriften füur Klöster ın den einzelnen
Steuergesetzen dargelegt: Örperschaftssteuer, Gewerbesteuer, Umsatz-
steuer, Vermögenssteuer, Lastenausgleichsabgaben, Erbschaftssteuer, Tund-
steuer, Gesellschaftssteuer (5.82—106). Das Kapitel befaßt sich mıit den
steuerrechtl;ı  en Besonderheiten jener Klöster, die Körperschaften des
Ööffentlichen sind 107—143). Anhangweise ist e1in Kapitel der
Ges: UnNn! den Theorien der Klosterbesteuerung gewidmet 144—154).
Fuüur den Praktiker durchaus dienlich sind Gesetzes- un Verordnungstexte iın
uszugen SOWI1e Leıitsatze aQuUsSs der finanzgerichtlichen Rechtssprechung eige-
geben 55—203), die allerdings eiwas Nnapp geraten s1nd.
Wenn WIT vorwiegend VO ordensrechtlichen tandpunkt aQus z
dieser Studie kritisch ellung nehmen, dann mussen WITL bereits deren ıte.
als anspruchsvoll bezeichnen. Man kann namlich die Grundlagen der
Klosterbesteuerung un die daraus wachsenden TODleme UTr dann richtig
auizeigen, WenNnn 199158  - mındestens ebensosehr, wıe mıit der Auslegung heu-
iger Steuergesetze und der Darlegung fiskalischer Auffassungen, auch miıt
der irchenrechtlichen Wir.  eit des Ordenswesens vertraut ist. Dies
ber 1aßt der Verfasser vermi1ssen.
Wir lehnen die Ergebnisse dieser rbeit eqg iıhrer fal-
schen Grundkonzeption ab Grundkonzeption kann NUuI SeiInN: cdıe
1V ist bei der Gestaltung ihrer Rechtsverhältnisse ın der Bundesrepublik
autonom (Bonner Grundgesetz Art. 140, W eimarer Verfassung Dr 137
Abs 1l rtei des Bundesgerichtshofes Dezember 1956, 1n:! Zeitschrii{ft fUÜr
Evangelisches Kirchenrech S, 1956, 427 Also Ssind auch die Rechtsverhält-
NIiSse der klösterlichen erbande und ihrer Mitglieder, wI1e Ss1e VO.  Z der
1r normiert sind, für den aa irgendwie relevan Die Steuergesetz-
gebung der Bundesrepublik verfügt leider nicht über die Kategorien, in
we die klösterlichen Verhältnisse 1n ihrer Sonderart eingereiht werden
können. Dieser Mangel hat se1ine l1eie Wurzel bereits außerhalb der Steuer-
gesetzgebung im bürgerli  en Recht, die kanonische Rechtspersönlichkeit
des klösterlichen erbandes un! seiner Teileinheiten VO aa vielfach
nicht anerkannt ist und die Klöster verschiedenartigen Konstruktionen g-
ZWUNOenNn werden, amı s1e den Charakter VO.:  - Rechtspersönlichkeiten 1
aa erlangen. Diese unzulängliche Sıtuation 1mMm bürgerl_  en un: 1 Steuer-
recht schalift das eigentliche Problem der Klosterbesteuerung. Wo dieses
Problem nicht angegangen wird, iınd ınile un Druckerschwärze vergeudet.
Der Irtum M.s kündigt sich bereits Beginn seiner Studie 4),

den atholischen Ostiern auch evangelische klosterähnliche Lebens-
formen gleichstellt und €l verkennt, VO  - welcher Beachtlichkeit auch
für das Steuerrec eın mußDte, daß cdıe katholische Ordensperson persön-
lıch niemals Einkünfte hat und in gewissen Fällen O03a eigentumsunfähig
ist. Zur Vollendung ist dieser Irtum geführt mıit den zusammenfassenden
Worten M.s 153) „FÜür die Klosterbesteuerung ollten 1 wesentlichen
die nämlichen Grundsätze gelten, wıie s1e für die Besteuerung VOon ÖTper-



chalten un: Personenvereinigungen vergleichbarer Art maßgeben! S1iNnd.
Richtschnur selen echtsiorm un wirtschaftli  er Tatbestand, ber nicht die
kanonischen der ordensrechtlichen Verhältnisse Daß dıe geistlichen en
un! Klöster überhaupt ıne kirchenrechtliche Verfassung besitzen, sollte Iür
die steuerlıche Beurteilung gänzlich außer Betracht bleiben.”

Das ıst A wa WIrLr estreıten
Das Steuersubjekt muß ın seiıner wahren Gestalt erfaßt werden, soll die
Steuergerechtigkeit erfullt werden. Dijie wahre Gestalt der klösterlichen
erbande ıst NU)  - einmal primär VO Kirchenrech vorgezeichnet. Dies VOI-
kennen oOder als nicht vorhanden etrachten wollen, 1st SsachwI1drIig. Wiır
halten auch {Ur konkordatswidrI1g. Denn wWenn das Reichskonkordat In
Art. Abs erklärt, en un religiöse Genossenschaften würden IM der
Ordnung ihrer Angelegenheiten keiner besonderen Beschränkung”
unterliegen, dann muß ben festgestellt werden, daß sS1e tatsächlich sechr
schwerwiegenden eschränkungen unterliegen, insofern sS1e 1 staatlichen
Bereich überhaupt nıcht als das Ngurleren können, Wa sS1e tatsächlıch S1Nd.
Der UiIOTr ist seine Studie unier einem völlig verengten Blick-
winkel herangegangen. Er chreibt 62) „Die meısten Klöster ın Deutsch-
land wıdmen sich nıcht allein kirchlichen, religiösen un anderen geme1n-
nützigen Zwecken 1.W.5., sondern unierhalien auch Wirtscha{ftsbetriebe So
eiwas kann INan bel chkenntnis einfach nıcht schreiben. Wenn ın
Deutschland gegenwärt1ig 9000 Klöster 1 kirchenrechtlichen Sinne g1Dt,

unterhalten mıiıt Sicherheit noch nıcht einmal Prozent davon Wirt-
schaftsbetriebe hat „mehrjahrige Berufserfahrungen” in eıner
(1 mıiıt umfänglicher Wirtschaftstätigkeit ECWONNECN; VO:  - hier dus ber
iut sich ıcht hne weıteres der Blick fur den Regelfall auf. Es kann e1n-
geräumt werden, daß IUr diese wirtschaiftlichen Geschäftsbetriebe, deren Exi-
sienz nıcht zwingend der l1genar des betreffenden klösterlichen erbandes
entspringt, steuerrechtlich die abstiabe anzulegen sind, denen INd  } S1CN QUuUS-

SEe{Izt, wenn INd.  — die inge dieser Welt IuL. TOobleme der Klosterbesteuerung
aber mussen doch zuerst 1 Regelfali gesehen werden, ın jenem Fall nam-
lich, den einiach ausklammern wIill, indem erklärt „Für die
Steuer kommen DUr solche Kloster un Ordensverbände in Betracht, die Sıch
über den hauswirtschaftlichen Bereich hinaus überhaupt ökonomisch De-
tatıgen
In diesem Regelfall bereıts muUussen steuerrechtlich folgende atisachen wich-
U1g Se1IN:

Der wec des Ordensstandes un amı auch der weck seiner
jeweiligen Verwirklichung ist eın ausgesprochen kirchlicher WwWeCc. Dieser
weck ist etiwas Vorgegebenes un eıit ahrhunderten ekanntes o0€  er
hat aher, wıe 5 f sehr gut erl  el, qJanz recht, wenNnll Sagl, die
Anpassung altehrwürdiger Satzungen den dauernd ın Wandel befind-
en „Steuerzeitgeist” se1l unzumutbar. uszugehen ist V allgemeinen
Ordensrecht und dem ye besonderen Verbandsrecht der Kloster el muß
beachtet werden, daß Ordenssatzungen immer füur Ordensmitglieder, als
Aussage nach innen, keineswegs als Dokumentatıon nach außen, verfaßt
worden ind. er omm ©: daß die Selbstheiligungsaufgabe immer als
Primärzweck ın den Vordergrund gestellt ist. amı aber ist doch n]ıemals
vernennt, daß, diesen Individualzweck überragend, der Sozialzweck des



Ordensstandes In ]Jedem Kloster und ın jeder Ordensperson sıch verwirk-
lıcht Der Ordensstand hat 1Ne die Aufgabe des Ordensindividuums {ranszen-
ıerende Bestimmung Sein Sozlalzweck ist, jene besondere e1le der kirch-
ıchen Heilsaufgabe darzustellen und vollziehen, welche das Apostolat ın
seinen mannıgfachen Ausprägungen ist Dieses Apostolat kann Mildtätigkeit
oder irgendwelche emeınnützigkeit (1m Sinne der Förderung der Allgemeıin-
el ZU. Gegenstand en, iıst ber immer ausschließlich un: unmıttielbar
Erfüllung eines irchlichen Zweckes
Diese grundsätzliche Gegebenheit MU. Ausgangspunkt eın für die Aus-
ührungen ZUI nwendung des steuerlıchen Gemeinnützigkeitsrechts 45
{f.) Erst zusätzlich ware dann kären, wıe weiıt einzelne wırtschaftiliche Be-
trıebe VO.  - Osiern 1 Dienste der erwähnten Zweckbestimmung stehen

Die rdensperson hat nıemals persönlic ınkünfte, gleichviel
ob s1e innerhalb iıhrer Gemeinschaft ätig ist der 1 Auftrag ihres ern
einen Außenposten versijieht. lle Einkünifte fließen dem Verband fec 580
U“  U“ 2' 594 Z Man kann deshalb die sogenannte Familientheorie nıcht einfach
ablehnen 149—153), weil sS1e VO. nationalsozialistischen Klosterbesteue-
rungsexXperten Talz 1N gewl. nıcht klosterfreundlichem Sinne aufgestellt
wurde. Man muß s1e gut urchdenken und kann n]ıemals in brede tellen,
daß s1ie den Ordensrechtlichen Gegebenheiten ehesten gerecht wird (vgl
dazu rdenskorrespondenz 1| 1960, A, In dieser Auffassung erschüt-
tert uUNs auch nıcht das Urteil des Bundesfinanzhofs VO Februar 1951,
welches ausdrücklich die 1mM Urteil des Reichsfinanzhofs VO: ezember
1940 vertretene Familientheorie zurückweigst. Man gerade WK  =) einem
Steuerrechtler wıe M., der den „wahren Kern  4 der Famıilientheorie Zugibt, 1n
der Auseinandersetzung amı ber indiskutable Überlegungen ansie

150 0N erwartet, daß der Widersprüchlichkeit der beiden Urteile
des Bundesfinanzhofs VO Februar 1951 und VO März 1953 ellung
nımmt.

Die Rechtséersönlichkeit der Klöster, kirchénred1tlich für Klo-
ster, Provinz und Verband gegeben, ist 1m etzten etwas nach Bestand un!
Zielsetzung Einheitliches Nun hat die Nichtanerkennung der irchlichen
Rechtspersönlichkeit 1m aa jener Verschiedenheit geführt, daß Klöster
UÜSW. als gänzlich verschiedene Rechtspersönlichkeiten 1 staatlichen Be-
reich existileren, angefangen VO  — den en ohne Rechtsfähigkeit bis Zu
den Körperschaften des Offentli  en Von hier Nnimmt die Steuerun-
gerechtigkeit ihren Ausgang, daß, w1e richtig bemerkt S, 40), 1ın den
verschiedenen eutischen Landern die Besteuerung „LTOTZ des wirtschaftlich
ONIOorTrMeEN Tatbestandes jeweils anderen Resultaten  Ia gelangt. Hier liegt
aber doch eın ehr wesentliches Problem, das Ma  3 nicht and un
kann. Leider ist überwlegen beim Faktischen verblieben un! dem
Grundsätzlichen ausgewichen; dıe Behandlung der eigentlı  en Kloster-
besteuerungsproblematik ist ausgefallen.

Klöster un! klösterliche Verbände sind S 6, manchmal
auch Wirtschaftsgebilde, eigener AT S5S1e nach dem chema VO  - Wirt-
schaftsgebilden weltlicher Körperschaften etrachten un: steuerrechtlic.

behandeln, z. B klösterliche Wirtschaftsbetriebe analog den wirtschaft-
en Unternehmungen der Kommunen etrachten, ist WäarTr amtsüblich,
aber icht sachgerecht. Wenn iıne Problematik aufzugreifen ist, dann die-



jenıge ob möÖöglich ıst, der besonderen aiur des klösterlıchen ts-
gebl  es auch steuerrechtlich Rechnung tragen. 1äßt diıe Sicht auf diese
Problematik vermissen, worüber INa  - hinweg sehen wurde, wenn se1ne
Studie er eilte e, iwa AT Praxıs der eutigen Kloster-
besteuerung.
Die Ausklammerung der ordensrechtlichen Gegebenheiten 1 Steuerrecht
halten WIT Iso TÜr den Grundiırrtum des Verfassers.
en dem Grundirrtum Maıilers Siınd dıe 1m einzelnen festzustellen-
den Mängel WAaäar nicht gewichtig, mMmuUussen ber registriert werden un! dies

mehr, als seine Studie offensıchtlich einer euischen akademischen
Anstalt Z Graduierung vorgelegen ist Anm. ber die ahl
der weiblichen Ordensangehörigen ın Deutschland waren auf TUn des
iırchlichen ahnrbuchs (1952—1956) 337—344 csehr wohl Zahlenangaben
machen YJeWESECN. „Regel“ und „Konstitutionen“ sSind nicht SYNO-
1YINE Begriffe, wıe meınen scheint Nntigegen können
klösterliche atzungen ıne offizielle 1[I‘ Anerkennung auch durch
Approbation VO:  } se1ten des Bischof{s en (vgl Cal 49° 2)
Den gemeinschaftlich ebenden Gesellschafiten hne amtlıche Gelübde (eC.
673—681), ın Deutschland verireten durch die Pallottiner und Oratorianer,
ıst überhaupt keine uimerksamkeit geschenkt. Es wird ın 1derTr-
spruch 569 y un 581 der unrichtige Eindruck erweckt, als ob den
Ordensmitgliedern cdie Übertragung des Eigentumsrechts bzw. des Nieß-
brauchs ihr Kloster abgefordert sel (s uch 101) Unıversitats-
professor Dr. Philipp Ho{fmeister ist kein Ab:t:;: kann weder Butler noch
die Studie VO:  w} Hofmeister, Die Verfassung der Benediktiner-Kongrega-
tiıonen, 1nN:! Studien un!: Mitteilungen ZUTLXC Ges des Benediktinerordens
6 2 1955, DF aufmerksam gelesen aDen; Wäas 11 übrigen Ho{fmeister
ezügli der Verfassungsformen der Benediktiner-Kongregationen geschrie-
ben hat, ist richtig und kann nıcht bestritten werden; ıne emna ©1-
scheinende wissenschaiftliche Studie seınes Ordensmitbruders iıktor Dam-
mertz wird näherhın aufzeigen, Was der Kongregationsbildung Del den Be-
nediktinern einheitlicher Idee zugrundeliegt und VO  - verschiedenartiger
Gestaltungskraft Wa  H Daß das Priorat eines mönchisch verfifaßten
rdens meıst ohne 1r Rechtsfähigkeit, abhängig VO  » der €el, ware,
kann nicht gesagt werden:; muß vielmehr unterschieden werden zwischen
selbständigen un unselbständigen Prioraten. A MU. beachten,
daß dem aps nach Can 1518 eın oberstes Verfügungsrecht über jedwedes
klösterli ermoögen zusteht. Daß nichtexemte Klöster VOI ihrem
Ortsordinarius Rechenschait über ihre Vermögensverwaltun ablegen muüß-
ten, trifft für die Verbände des päpstlichen nicht (vgl. 533 618
S&  s 1 ? die übrıgens ın Deutschland sehr zahlreich ind (vgl. Wegweiser
durch das kath Deutschland, Urzburg 1958, 783—89, 99—105). Was

über das bischöfliche Besteuerungsrecht sagl, gilt hinsichtlich der Semi-
narabgabe (can. mıiıt Einschränkung, hinsichtlich der Domabgabe (can

198088 mıiıt noch größerer Einschränkung (Abgabepflicht der D  e, nicht
des Klosters) un ist hinsichtlich der Notabgabe (can. überhaupt -
richtig Daß der Rechtszustand zwischen 1' und aa Qus der
Weimarer eit bıs eute fortbestehe, tellen WITC iın brede unter erwels
auf Eichmann-Mörsdortf 1’68—70; rich Scheuner ın Zeitschri{ft fuüur Evange-
liısches Kirchenrecht 953/54 357; Konrad Hesse, Der echtsschutz durch
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staatliche Gerichte 1 iırchlichen Bereich, Göttingen 1956, 69— 72
Daß die Verwaltung des Kirchenvermögens gemä dem Kanonischen echt

den „ves mixtae“ gehöre, ist gemä Can 1495 alsch Über
das Selbstbestimmungsrecht der 1T „innerhal der rTranken des fur alle
geltenden esetzes“ muß InNnd:  - sich seıit dem Urteil des Bundesgerichtshofes
VO Dezember 1956 (S en einige ı1efere edanken machen, als das
tuLl. Die Zweifel, welche hinsichtlich des preußischen morti!-
satıonsgesetze hat (auch 34), sind bei Wenner, irchenvorstandsrecht,
aderborn 1954, 153 gelöst. Das preußische Kirchenvermögens-
verwaltungsgesetz VO. Juli 1924 beschränkt sich keineswegs auf die
Ordnung der Staatsaufsicht über die Verwaltung des Diözesanvermögens;
darüber ist dort wohl ın die Rede, aber behandelt 1ne viel welter-
gehende Staatsauifsicht. Was ın Bayern VO  n} der Staatsaui{fsicht über das Tts-
kirchenstiftungsvermögen übriggeblieben ist, muß aus dem ayer. Stif-
tungsgesetz VO. November 1954 Art. noch nachtragen. este-
en Unklarheiten hinsichtlich der Fortgeltung des Preußischen Konkordats
können bei Wenner a.a.0Ö behoben werden. 28— 36 Unsere
bwei  enden Auffassungen gegenüber hinsichtlich der Körperschaft des
Offentli  en S, welche Kloöster un! Ordensverbände mehrfach sind, kön-
N  - ın diesem Zusammenhang nicht naher dargelegt werden; das anonistische
NSUiV der Universitä Muüunchen 1äßt ın einer kommenden Studie VO.  »
arl Siepen SSR diese Diskussion näherhin aufgreifen (vgl. auch Trdens-
korrespondenz 1960 20—
Nur eın kanonistischer Fremdling kann alize wıe dıe folgenden schreiben
„Der CC ın selner eutigen gültigen Form ist 1918 durch Neugliederung der
en irchlichen Gesetzessammlung, des Corpus iuris Canonici, und durch
dessen teilweise Reformierung gefaßt worden“ [.); das rvileg der
Xemption leitet sich kirchenrechtlich VO Can. her“” ZU); „Die
Ordensregeln ind nach ihrer Idee und ihrer Konzeption verschieden-
artig, als daß man s1e alle über einen amm scheren könnte. 551e lassen sich
wohl auf den gemeinsamen Nenner der konfessionellen Grundlage und des
TrTeDens nach der perfectio evangelica zurückführen ber die ökono-
mische Struktur der klösterlichen erbande un die Art un! Weise ihrer
wirtschaiftlichen Betätigung ind oft geradezu konträar 150); „Es ist rich-
tig, daß für die Person des Ordensangehörigen das Gelübde der IMU 1m
Sinne des Kirchenrechts Vermögens-, Testier- un:! Erwerbsunfähigkeit nach
sich zieht“ 151) (was für den größeren eil der Ordensleute keineswegs
gesagt werden ann wird eın nirgends existierender Call. 1529 d
zıitiert. Der unzutreffende Gebrauch des Wortes „monastıch” sia „kKlöster-
lich“ wiederholt auf A Z 3 43 4 Y 51, J9) Vom Lehrbuch des Kir-
enre VO:  - ichmann-Mörsdor ware dem Verfasser bereits die Auf-
lage ZUr Verfügung estanden; ıtiert immer die Auflage (und wijel

Anm In 14, 207) Ho{ifmeister wird als Verfasser der „Stu-
dien un Mitteilungen ZUI es des Benediktinerordens zıtiert (5.16,
207), während eınen bestimmten Artikel dieses Verfassers QUSs der 1NZW1-
schen auf an angewachsenen Zeitschrift erwähnen will Eın Blick ın
das Literaturverzeichnis (S 207 ze1lgt, daß die vorhandene Literatur ZUTX

Rechtspersönlichkeit der en un! klösterlichen Genossenschaften nach ka-
nonischem UunNn! eutscnhem echt nicht ausges  Ööpf worden iıst (S Deutsche
Landesre{ferate ZU. 1IL. Internationalen Kongreß für Rechtsvergleichung in



London 1950 Mehr Kontakt ZUI wissenschaftl;i  en OrSChung
auch einige NEUECTIEC, noch ungedruckte Universitäts-Dissertationen
(z Unglaub, Siepen) herangeführt, Was se1ıner Studie ehr dienlich
GeEWESCNHN ware. Warum fehlen 196 die für die Klosterbesteuerung wichtigen
Urteile BFH Dezember 1951 und Marz
Zusammen{fassend ist ygen wWIr können dıese ublı  atı]ıon

ht Nn, weil sS1e die Grundsatziragen der klösterlichen Besteue-
TUNg nıcht aufgegriffen hat, weil ihr die kirchen- un Oordensrechtl:i Fun-
dierung mangelt und schließlich weil erfahrungsgemäß die Existenz einer
solchen Pu  ıkatıon stagnierend und erschwerend auf die notwendige w1ssen-
schaftliche Diskussion eiINWIFL. 1m übrigen die klösterlichen Vermögens-
verwalter für ihre Auseinandersetzung mit den Steuerbehörden davon YJE-
Oördert werden, wird sich zeigen.
ünchen Prof. DrT. Audomar Scheuermann

Rechtsprechung
DIE VOR DER SAKULARISATION LANDE RWORBENE
RECHTSPERSONLICHKEIT ‚:TAATLICHEN BEREICH DAUERT FORT:
INE DERARTIGE ORDENSGENOSSENSCHAF IST ALS KÖRPERSCHAFT
DES OFFENTLICHEN RECHTS BETITRACHTEN

Geschäftsnummer:
Beschluß des Landgerichts Berlin, 84, Zivilkammer, Februar 1955

232/54
Grundbuch Dahlem .2

Beschluss
In der Grundbuchsache

betr. die ın Berlin-Dahlem, Bachstelzenweg 20, z2 Z r 2 f 2 2 und an
den Straßen 62—064 gelegenen, 1mM TUNCDU: des Amtsgerichtes Zehlen-
dorf VO  » Berlin-Dahlem Band 053 un! and 712 verzeich-
neten Grundstücke,

eingetragener E1ıgentümer:
r. William Charles (vormals ilhelm aTr. egendanz, London

ntragstellerin und Beschwerdeführerin
Kongregation der chwestern VO.  » der Heiligen Katharina Provinzlal-
Muwtterhaus Berlin Berlin-Wilmersdorf, Paretzer Straße 11—12,
Verfahrensbevollmächtigter: Ofiar Dr Justus Kahlert, erlıin-Wiılmers-
dorf, aretizer Straße gl

hat die ivilkammer des Landgerichts Berlin 1n Berlin-Spandau, Askanier-
INg 77/178 auf die eschwerde der Antragstellerin VO Juni 1954
die erfügung des Amtsgerichtes Zehlendorf VO.: März 1954 ın der Sit-
ZUNY VO. Februar 1955 eschlossen
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nNnier ufhebung der angefochtenen Verfügung wird das Amtsgericht
Zehlendorf angewlesen, VO  S seinen edenken Abstand nehmen.
Die Entscheidung ergeht gebührenfrel.

Gründe
Die Antragstellerin ist ıne Kongregation der katholischen irche, die AUus-
gandg des Jahrhunderts In Braunsberg/Ermland gegrundet worden 1s%.
urch Erlaß VO. Maärz 1583 ist d1ıe Kongregation durch den Bischof
Frmland anerkannt worden. Am Maärz 1602 erfolgte die päapstliche AD-
probation durch den apostolischen Nuntius
urch notarıellen Kaufvertrag VO Dezember 1953 hat s1e die eingangs
bezei  neien Grundstücke VO. igentümer gekauft Sie sind ihr gleichen
Tage-aufgelassen worden.
Am Dezember 1953 hat die Antragstellerin beantragt, S1e als Eigentüme-
I1n einzutragen.
urch Verfügung VO: Februar 1954 hat das Amtsgericht Zehlendorf darTr-
auf hingewiesen, daß die Eigenschaft der Kongregation als Juristische Person
noch nicht hinreichend nachgewiesen sel.
In seinem Schriftsatz VO. März 1954 hat der Bevollmächtigte der ntrag-
stellerin folgendes nachgeführt:
Das Deutsche Privatrecht verweise ZUI rage der juristischen Person auf das
roömisch-kanonische echt un! erkenne die ana erlangte juristische Per-
sönlichkeit Die Antragstellerin habe ihre Rechtsfähigkeit bıs ZU. EeN-
waärtigen Zeitpunkt nıcht verloren. Ihre Rechtsfähigkeit sel auch niemals -
gezweifelt worden, wıe die Behandlung durch die ehorden und die Tat-
sache des Grunderwerbs auf den Namen der Antragstellerin aufend bewie-
se  y hätten Das gehe VOI em aQus der überrei  en Bescheinigung des
Preußischen Kultusministers VO. unı 1930 hervor.
urch erfügung VO März 1954 hat das Amtsgericht der Antragstellerin
mitgeteilt, daß auch durch ihren Schriftsatz VO März 1954 ihre echts-
ähigkeit noch icht nachgewlesen sel Uun!| dazu folgendes ausgeführt:
Die nsicht der Antragstellerin, daß ihre Eigenschaft als juristische Person
ın der weilıteren Gesetzgebung nıcht geänder worden sel, treiife 1LUI dann E&
wenn s1ie nicht durch das reußische Gesetz VO.: 31 Mai 1875 (Pr. Gesetzes-
sammlung e1ifle 217) aufgelöst worden sel un: amı ihre echtspersön-
ichkeit verloren habe Nur die en un: Kongregationen, die sich QusSs-
schließlich der Krankenpflege gewlıdme hätten, selen durch das PreuBßische
esetz nicht aufgelöst worden. Auch die spätere Zulassung der meılsten der
aufgelösten en habe nicht zugleich die Verleihung der Korporatlions-
re UL olge gehabt. Um diese erlangen, habe mit Rücksicht auf
Art der reußischen Verfassungsurkunde VO Januar 1850 eines be-
soNderen Gesetzes bedurtit. Eın solches sel Aur Maı 1888 (Pr eset-
zessammlung e1lte 113) Die Antragstellerin sel ‚al diesem Gesetz
nicht mit aufgeführt. S1e habe deshalb bis P, Inkrafttreten der Weimarer
Verlassung keine Rechtsfähigkeit erlangt.
Das Amtsgericht Zehlendortf hat deshalb der Antragstellerin aufgegeben, miıt
grundbuchlichen Mitteln innerhalb VO  - drei onaten folgenden Nachwels

Beweise ihrer Rechtsfähigkeit erbringen:



daß sS1e unı 1875, dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes
VOoO 31 Maı 1875 dıe Rechtsfähigkeit besessen habe,
daß s1ie sich unı 1875 ausschließlich der Krankenpflege gewıdme
un: somıit der gesetzli  en Auflösung nigangen sel,
oder
daß evtl ine Verleihung des Korporationsrechts erfolgt sel,
Oder
daß S1e 1ne juristische Person des Privatre sel

egen diese Verfügung hat die Antragstellerin unı 1954 eschwerde
eingelegt.
Zur Begründung hat sS1e vorgetiragen
Die Rechtsfähigkeit der Antragstellerin se1l bisher niemals angezweifelt W OI
den mit Ausnahme waäahrend der eıt nach 1933 Aber auch damals sel ihre
Rechtsfähigkeit schließlich anerkannt worden. Auszugehen sel davon, daß
s1ie die Rechtsfähigkeit nach kanonischem echt durch den Bischoi{iserlaß 1
Te 1583 un die päpstliche pprobation VO MAarTz 1602 erlangt habe
Diese ihre Rechtsstellung se1l auch VO euischen Privatrecht anerkannt
worden. Auch das gemeıne echt verwelise fur die Entstehung VO urlsti-
chen Personen 1m Bereich der Kırche au{f das kanonische echt un! erkenne
amı diese Regelung auch fur den staatlichen Bereich er der West-
älische Frieden, noch der Reichsdeputationshauptschluß hätten dieser
Rechtslage eiwas geändert, zumal das Ermland unter der weltlichen Herr-

des Bischofs geblieben sel urch die erste Teilung Polens hätten Ss1ch
WalI für das Ermland un!: amı füur die Kongregation mıit dem ı1ize iın
Braunsberg besondere Verhältnisse ergeben urch den Vertrag VO  3 Peters-
Durg VO: September 1772 un den Vertrag VO Warschau VO SEP-
tember 1773 sel jedoch re  tsverbindlıch festgelegt worden, daß hinsichtlich
der religions-kirchlichen Verhältnisse der Vo „Status quo  « aufrecht Ce1i-
halten bleibe Der Wechsel der Staatsangehörigkeit habe somıit die Jur1-
stische Person der Kongregation nıcht beruhrt.
Auch das „Allgemeine andrecht“ habe keine AÄAnderungen gebfacht. Es sel
auch nicht richtig, daß die Antragstellerin durch das Gesetz VO. Maı 1875
aufgelöst worden sel. Zwar sel s1e kein Tden, der sich ausschließlich der
Krankenpflege gew1ldme habe, denn neben der rankenpflege habe s1e S1cCH
VOIr em der Erziehungsaufgabe gewidmet. Das CGiesetz VO  : 1875 habe Je-
doch nıcht ohne weiıteres samı1ilı en un ordensähnliche Kongregatio-
nNne  - ZUI uflösung gebracht, die nicht die Ausnahmevoraussetzungen des
Gesetzes erfüllten 1elmenr sel die Auflösung für jeden Einzelfall durch
Verwaltungsakt VOIGENOIMMIME worden. Von dieser Auiflösung sel sS1e auf die
Fürsprache der Kailserin Auguste Verschon geblieben. Sle, die Antragstelle-
MnN, habe sich nämlich dieserhalb die kKkalserın gewandt und darau{[f inge-
wıesen, daß sich ihre chwestern besonders in den Krlegen ester-
reich 1866 und Frankreich 870/71 In den Lazaretten große Verdienste
erworben hätten. Zum Beweilse für die Richtigkeit ihrer Behauptung verweist
sS1e auf die 1931 erfolgte Veröffentlichung VO  - Gertrud Bellgradt „Die Be-
deutung der Kongregation der eıligen Katharina TÜur die Erziehung der
Maäadchen un! auf das Buch „Der Kulturkampf 1mMm Ermland”, das 1931 in
Berlin erschienen 1st, sOwWwI1e auf die VOo  o ihr eingerei  te eidesstattliche Ver-
sicherung der westier Winefrieda VO Oktober 1954



egen des übrigen Vorbringens der Antragstellerın wiırd auf den Inhalt
der Grundakten, insbesondere auf Fol 187 d, 188, 192 und 193 eZug ge-
OIMMNMEN.
Diıie eschwerd ist gemäß 71 Abs GBO zulässıg un auch begründet.
Das rundbuchamt wird angewlesen, v C& seinen edenken Abstand
nehmen, weil die Antragstellerin nachgewlesen hat, daß s1e ıne juristische
Person des Offentl:  en Yar.

uszugehen wäarTl bel der Entscheidung davon, daß, wWw1e auch VO!' Oorder-
richter nıcht ın Zweifel geZOYENN worden ıst, die Antragstellerin durch den
Bischofserlaß VO TE 583 und die päpstliche Approbation aus dem re
1602 Rechtsfähigkeit nach kanonischen un!: amı auch nach eultis  em
Privatrecht erlangt hat. Diese Rechtsfähigkeit hat S1e bis ZU. Inkrafittreten
des Allgemeinen Landrechts nicht verloren. Auch das Allgemeine Landrecht
selbst hat keine Anderungen gebracht. Das Beschwerdegericht vermäd der
Ansicht des Vorderrichters, daß nach den Vorschriften des Allgemeinen
Landrechts NUuUI Klostergesellschaiten rechtsfähig sind, nicht beizupflichten.
Die rage, we Gesellschaften nach dem Allgemeinen Landrecht Korpora-
tionsrechte besessen aben, ergibt sich Aaus den S 939, 940 un! 1057 11
Diese lauten wıe folgt
&$ 939

nier geistlichen Gesellschaften, deren Mitglieder sich miıt anderen eli-
gionsausübungen als der Seelsorge hauptsächlich beschäftigen, werden
die VO: aa aufgenommenen Stifte, Klöster un! en verstanden

S 940
Diese en unter dem Namen der Kapitel und ONvente miıt anderen
Korporationen 1 aa gleiche

Klostergesellschaften sind geistliche Korporationen, deren Mitglieder
gemeinschaftlichem en un: gemeinschaftlicher Religionsausübung nach
gewIlssen, VO.  v der irche bestätigten Regeln durch feierlid_1e Gelübde sich
verpilichtet haben”

Aus diesen Bestimmungen ist der Satz folgern, daß die geistlichen Ge-
sellschaften, insbesondere die Klostergesellschaften mit der staatlichen Autzf-
nahme Korporationsrechte erlangt en.
Daß die Antragstellerin kein 1st, bedarf keiner weiteren Erörterung. S1e
ıst auch keine Klostergesellschaft, denn darunter sind 1U solche Verein1igun-
genN verstehen, deren Mitglieder eın fejlerliches Gelübde ablegen. Die Mit-
glieder der Kongregation verpflichten sich auch gemeinschaftli:  em
en und gemeinschaftliıcher Religionsausübung nach gewissen, VO.: der
1T bestätigten Regeln, S1e egen jedoch kein feierliches Gelübde ab
Die Antragstellerin muß jedo als en 1 Sinne des 939 ALR angeSE-
hen werden. Das Reichsgericht sagt ‚Wäl In se1iner Entscheidung in 1vıl-
sachen Band Z daß 1U die Niederlassungen der en 1 ENgETEN
Sinne Korporationsrechte nach Q39 hätten. Es egründet diese se1ine
Auffassung nicht näher. Das Gericht sich dieser Auffassung nicht
zuschließen. Das Allgemeine andre unterscheidet ın rn 939 bewußt ZW1-
schen Klöster und en Daß Klostergesellschaften NUüur en 1m ENGETEN
Sinne sein können, ıst bereıiıts ben dargelegt worden. Daraus muß aber
gefolgert werden, daß der Begriff „Kloster und Klostergesellschaften” der



weitere Begriff ist und er auch die Kongregationen miıt umtaßt. SO hat
auch das reußische Obertribunal 1n seINer Ents  elidung 1ın Zivilsachen
Band 41 elitfe 303, ausgesprochen, daß, wıe die Klöster, auch die VO aa
anerkannten Kongregationen den geistlichen Gesellschaften 1m Sinne des
Allgemeinen Landrechts gehören
omı1 MuUu als feststehend angesehen werden, daß die Antragstellerın auch
während der Geltung des Allgemeinen andrechts als juristische Person des
Ööffentlichen Rechts anerkannt gewesen 1st.
Sie hat ihre Rechtsfähigkeit auch nicht durch das VO Grundbuchrichter
geführte Preußische Gesetz VO 31 Maı 1875 betr die geistlichen en
und ordensähnlichen Kongregationen der katholischen Kırche (Preuß. Ge-
setzessammlung 1875, e1te 21F) verloren.
emäa. S und diıeses Gesetzes ınd alle en un: ordensähnlichen
Kongregationen der katholis  en irche, soweıt s1e sich nıcht ausschließlich
der Krankenpflege widmeten, VO dem Gebiete der reußischen Monarchilie
ausgeschlossen. In Abs dieses Gesetzes el daß die Z este-
henden Niederlassungen VO' Tage der Verkündung dieses Gesetzes ab NEUeEe

Mitglieder unbeschadet der Vorschrift des nıcht aufnehmen duüurifen un
binnen echs onaten aufzulöosen 8116 Das CGesetz ermächtigt ferner den
Minister der geistlichen Angelegenheiten, diese T15 unier gewissen VOoT-
aussetzungen auf vier TEe verlängern.
Daraus O1g%, daß mıit Inkrafttreten des Gesetzes nicht samilı Kongregatlo-
NENN, die den Tatbestand der &$ 1 un: erfullen, aufgelöst sSind, sondern daß
die uflösung für jeden einzelnen en un tfur jede ordensähnliche Kon-
gregation VO. Minister vorzunehmen Waäal, Iso Uurc einen Verwaltungsakt
erfolgte. Diese Auffassung ihre Stutze ın der Entscheidung des el  S-
gerichts VO.: Maı 1898 ın Zivilsachen Band 41 el 304 In der dort
behandelten Entscheidung über die Rechtsunfähigkeit der on un Non-
Ne.  - €el. daß die TE Anerkennung der juristischen Persönlichkeit
mit ihrer uflösung gemä. der Bestimmung des Abs des Gesetzes
VO 31 Mai 1875, die die zuständige Behörde 1 Te 1875 VOIGENOINM:
habe, entfallen €1.
Da die Antragstellerin sich nicht ausschließlich der Krankenp{flege gewidme
hat, s1e sıch durch Verwaltungsakt innerhal der 1ın Abs nie-
dergelegten I15 VO  - echs onaten aufgelöst werden mMuUussen. S1e hat Je-
doch nachgewiesen, daß s1e auf TUN! der Fürsprache der Kaiserin der Auf-
lösung eNtgangen ist, weil sich ihre chwestern ıIn den Krıegen 18606 un!
870/71, soweit S1e als Krankenschwestern eingesetzt I, besonders bDe-
wa en.
Die Kammer hat dıe auszugsweise eingereichte 5} der oben angeführ-
ten Veröffentlichung VO  - Gertrud Bellgradt, die wiederum auf das Buch VO.:  -
Dietrich „Der Kulturkamp 1mM Ermland“ verweiılst, SOWwI1e die eidesstattliche
Versi:  erung der Schwester Winefrieda als ausreichenden Beweils für die
diesbezügliche Behauptung der Antragstellerin angesehen. Wenn auch letz-
tere Trst seit 1890 rdensschwester der Antragstellerin ist und deshalb aQUS

eigenem Wissen n über ine iwa erfolgte Auflösung JgEeN kann,
ind do!  Q ihre Ausführungen glaubwürdig, daß in dem Unterricht, der der
Aufnahme als wester vorausg1ng, eingehend die Ges der ntrag-



stellerın behandelt worden ist, un daß ihnen VO  — den Unterrichtenden E1I-

ar worden ist, daß die Antragstellerin der Auflösung gemä Gesetz VO

Mai 1875 auf ürsprache der Kalserıiın Auguste entgange sel Diesem Nach-
wels hat die Antragstellerin Wal nicht durch öffentliche Urkunden geführt,
obwohl ihre Rechtsfähigkeit ıne „andere Voraussetzung” 1 Sinne des &$ 29
Abs Satz GBO ıst, und gema dieser Vorschriit ıne solche Vorausset-
ZUNG, soweıt s1e nıicht beim Iun  uchamt offenkundig ıst, des Nachwelilses
durch öffentliche TIkunden bedarft. ahlreiche aisachen, diıe sich der
Vorschrift des Abs Satz GBO unterliegen, lassen sich jedoch ın
dieser Form nıcht nachwelsen. Deshalb gestattet die Rechtsprechung, bel der
Würdigung der Eintragungsunterlagen Erfahrungssätze verwenden (KG

un 1149 HBR 1939 1250; Herke-Mönch-Horber, Anm.
GBO) Für die Richtigkeit der erwähnten Unterlagen spricht hiler

folgendes Erfahrungsgesetz: Als Anlage NrT. 51 behnndet sich bel den
rundakten die notariell beglaubigte Abschri{fit einer notarıell beglaubigten
} einer Besche1n1gung des reußischen Miıniısters für Wissenschaft,
uns' un Volksbildung VO': unı 1930 darüber, daß die hier fragliche
Kongregation 1m re 1572 errn worden ıst, eitdem ununterbrochen
fortbestanden hat und daß ihre Rechtsfähigkeit ständig, nachweilisbar eit
1851 ın Fällen anerkannt worden ist. Wenn die Kongregation (wie dies
1 Urteil des Reichsgerichts 41 e1tle 304 erwähnte Ursulinenkloster ın
Ahrweiler) gemä Abs des Ges VO 31 Mal 1875 aufgelöst worden
wäre, wäre dies 117 Tre 1930 dem Minister bekannt gewesen, und

diese Bescheinigung nicht erteilt.
Das ern ist er der Überzeugung, daß die Antragstellerin auch durch
die Kulturkampf-Gesetzgebung nicht aufgelöst worden ıst.
Fuür ıne Auflösung einem späteren Zeitpunkt liegen nicht die geringsten
Anhaltspunkte VOT, daß die Antragstellerin auch noch 1mMm gegenwärtigen
Zeitpunkt ıne juristische Person des ffe tlıc un er
rechtsfähig ist.
Die Kostenentscheidung beruht auf $ 123 ostO.

gez Kossack atzler Korber
Ausgefiertigt:
Berlin-Spandau, den MärTrz 1955
62 Unters  T1I7, anz. Sekr.
als Urkundenbeamter der Geschaäftsstelle des Landgerichtes Berlin

Kirchliche Eylasse
GEBET ZU  — HEILIGEN DAS DES

VORSTEHENDEN OKUMENISCHEN KONZILS
Die HI Oenltenti]arie hat ıuntier dem eptember 1959 ein
zum eiligen eIs IN das elingen des bevorstehenden Okumenischen
Konzils veröfifentl:; und mi!t assen versehen (AAS 5.%. 1959, 832)
CGöttlicher Geist! Vom aier 1mM Namen esu gesendet, Du ın der
1T un! eitest s]ıe unfehlbar gieße darum bitten WIT die
Deiner en aus über das kumenische ONZ1



Mildester Lehrer un Tröster, erleu den e1s uNnseIlel gottbestellten
Oberhirten, die dem höchsten ()berhirten Rom bereitwillig folgend die
heilige Kirchenversammlung mıteinander fejern werden
Gib daß Qus diesem Konzıil reiche Früchte reifen, daß Licht un Ta der
Frohbotschaft mehr und mehr die menschliche Gesells  aft eindringen,
Cdie katholische eligion Uun! ihre treuerfüllten Missionswerke miıt vermehr-
ter Tra erbluhen und 1Ne vollkommenere Kenntnis der iırchlichen Te

©1 heilsamer Fortschritt christlicher Sıtten glücklich daraus erlangt
werden
Gründe Du Lieber Seelengast NSseIrn Sıinn fest der ahrheı un! Il
NSeIiIe Herzen ED rechten Gehorsam. daß WILI Was VO Konzil eschlossen
wird Jauterer Bereitschaft getreulich aufnehmen un fireudigen ıllens
ausführen und eriullen
Wir bitten Dıch auch für die chafe, die noch nicht ZUTI eT'! Christi
gehören, daß S16, WI1e S16 sich auch schon des Christennamens rühmen, SO
endlich uch noch ZUI Einheit unter der Leitung ırten gelangen
O  I}
Erneuere miıtten uUunNnseTeTl eit wWI1ie Pfingsten Deine Wun-
derwerke, un gewähre der eiligen irche, daß S1C, mı Maria, der Mutter
Jesu, einträchtig verharrend inständigen un: VO. eiligen Petrus
geführt das Gottesreich des Erlösers weithin ausbreiıte das eich der Wahr-
heit und der Gerechtigkeit das eich der 1e un:! des Friedens Amen
(10 Te jedesma. vollkommener allmonatlich unier den UuD-
en Bedingungen be] aglı  er Verrichtung des Gebets Als Gebels-
zettel erschienen beim Badenia-Verlag, Karlsruhe

DEKRET DER KONGREGATION VOM C  J MARZ 1960
BER DIE GEBETE NACH DER (AAS 1960 360)

Die HI1 ıten Kongregation i1sSt VO  - verschiedenen Oberhirten gefragt
worden, ob das Dekret NT 4305 VO: unı 1913 welches die Gebete E
chlu. der Messe unterlassen gestatieL wenn die Messe „unier irgend-
welcher Feierlichkeit”* zelebriert wird auch Anwendun finde auf die SOg
Messen 111 Wechselgebetsform m1ssae dialogiatae welche nach Nr 31 der
Instru.  10 der HI1 Riten-Kongregation VO September 1958 gefeler
werden
Die Hl Rıten-Kongregation hat nachdem S1IEe auch das utia  en der 1tUFr-
gischen Kommission eingeholt hat sich folgender Antwort ents  oOssen
Ja, und Wär nach Maßgabe der bsicht des Gesetzgebers
Absicht des Gesetzgebers ist die S1919 Leoninischen Gebete können unter-
bleiben
1 bei der Messe ZUI Hochzeit ZUI Erstkommunion, ZUI Generalkommunion,
ZUI Firmung, Weiheerteilung der Profeßablegung;

wWenn auf 1Ne Messe unmıtiltelbar un! zulässiıger Weise 1Ne andere
un.  10N Oder Andachtsübung O1g(;

wenn während der ebieler 1Ne Homilie gehalten wird:;:
wenn die Messe Wechselgebetsform gehalten WwiTd, jedoch NUI q

Sonn- un Festtagen.
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Die Ortsbis:  oie können auberdem erlauDen, daß die vorgenannten Ge-
bete ın der Landessprache nach einem VO  - ihnen gebilligten ext verrichtet
werden.
achdem der unterzeichnete Kardinalpräfekt der Hl Riten-Kongregation
l1eruber dem Hl aler ohannes erl hat, hat Seine Heiligkeit
dieses eskr1pt Seiner H1 Kongregation huldvoll gebilligt un bestätigt.
Gegenteilige Verfügungen treten außer Tra
Am MAÄärTz 1960

ard C1COognanı, PräfektSiegel
Henricus ante, ekretiar

Weltliche Erlasse
KIRCHENMUSIK

egen der immer wieder erhobenen Ansprüche der EMA Dei Ööffent-
ichen musikalischen Aufführungen durch Kirchenchöre wird auf des
eseizes VO.: unı 1901 1l 227) hingewilesen:
„Für Ööffentliche Aufführungen eines erschienenen Werkes der OnKuns
bedari der inwilligung des Berechtigten nicht, Wenn S]Ie keinem gewerb-
ichen wecke dienen und die Höorer ohne Entgelt zugelassen sind. Im übri-
gen ind sSo. Aufführungen ohne Einwilligung des Bere  tigten Zuilassig:

wenn sie bei Volksitesten, mit usnahme der Musikieste, stattfinden;
wWenn der Ertrag ausschließlich für wohltätige we esiimm ısl
und die Mitwirkenden keine ütung iür ihre Tätigkeil erhalten;
wenn s]ıe VOonNn Vereinen veranstaltet werden und NUur die Mitglieder
sSOoOwWwI1e die ihrem Hausstande gehörigen ersonen als Zuhorer -
gelasse. ind.“*

Grundsätzlich ind also musikalische Aufführungen 1 Gottesdienst, die Ja
keinem gewerblichen weck dienen und wirtschaftliche orteile nich  e erbrin-
genN, freı VO:  v Ansprüchen der GEMA nNnier ezugnahme auf ein Urteil des
Bundesgerichtshofes VO ezember 1956 wird jedo darauf aufmerksam
gemacht, daß ıne irchenmusikalische Aufführung, auch WenNnn S1e dem Vel-

anstaltenden Kirchenchor keine wirtschaftlichen orteile bringt, unter Um -
tänden doch genehmigungspflichtig ist: wenn außerhalb der 1T auf-
geführt, einem Gastwirt wirtschaftliche orteıle bringt, ist s1e genehmigungs-
pflichtig, weıl s1e mindestens indiıre. einem gewerblichen weck J1en) (Ver-
öffentlicht 1n verschiedenen eutschen Diözesan-Amtsblättern.)

Ordensinterne Mitteilungen
Der schwierige ersuch, die „Ordenskorrespondenz“ durch ıne hinrel-

en ahl VO.  - festen Beziehern sichern, dar{f durch die ankenswerte
Empfehlung der höheren Ordensoberinnen und ÖOrdensobern als vorläufig
gesi  er angesehen werden. Wir erlauben uns aber die 8  e, mO  e,
wı1ıe ın vielen Fällen bereits geschehen ıst, größeren ommunitäten der
eZzug der „Ordenskorrespondenz” VOI den Obern empfohlen werden.
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Da NSsSeIie Zeitschrift internen harakter rag un wnr diesen auch bewahren
muüssen, welısen WIT darauf hin, daß die „Ordenskorrespondenz“ DUr Ordens-
obern, Ordensokonomen un: sonstigen Ordensmitgliedern ausgeliefert WEeTl-
den kann, nicht ber außerklösterlichen Interessenten. Darum sind auch Be-
stellungen, wI]ıe bereits bekanntgegeben, UT über die Arbeitsgemeinschaft
eutischert Ordensvereinigungen, öln-  ulheım Z Schleswigstr. 1 Post-
fa  Q 6 Y möglich.
Es ist hne Zweifel für die Ordensgemeinschaften VO  - großem Interesse, beı
der Lösung schwieriger die rfahrung anderer rdensgemeinschaften
z Verfügung en Infolgedessen glauben WIT, den klösterlichen Ver-
banden einen großen Dienst erweisen, Nın WIT Gerichtsurteile uUSW. ın
der „Ordenskorrespondenz“ veröffentlichen Wir bitten darum, uns bereits
CEIgangeNe Urteile abschriftlich A Veröffentlichung überlassen. Diskre-
tıon ezügli derTr Ordensgemeinschaft der seiner Mitglieder wird selbst-
verstian  iıch gewahrt

PE
Von der Erkrankung des GeneralsekrTetärs der Vereinigung Deutscher (ı
densobern, Dr. ose Flesch CSSR., wurde bereits den einzelnen Ver-
einigungen Mitteilung gemacht. Der Zustand des Kranken hat sich bedeutend
gebessert, daß WwI1r auf Ine vollständige Wiederherstellung hoffen können.

Provinzial arl Wehner hat ın Paul 1anec einen
achfolger 1m Amte des Provinzials der ostdeutschen Provinz der Jesuiten
erhalten.
nsielle des verstorbenen Vorsitzenden der Vereinigung höherer Tdens-
oberen der Brüderorden un! -Kongregationen Deuts  ands, Br S

C waählte die Generalversammlung prI1 1960
als Vorsitzenden Fr. Hanno Bauer, Provinzial der Brüder der
christlichen Schulen in Kırnach-Villingen, Schwarzwald

3, VORSTANDSSITZUNGEN MITCLIEDERVERSAMMLUNGEN
in Reinbeck bei amburg und Maärz 1960 der OoOrsian
der ereinigung höherer Ordensoberinnen eutschland  S,

über wichtige religiös-caritative Fragen beraten Zur Vereinigung
der höheren ÖOrdensoberinnen Deuts  ands gehören über 200 deutsche
Schwesternorden un -Kongregationen Qus en Diözesen Deuts  ands Vom
Orstan nahmen der Tagung teil der Geistliche Beirat, Dr. ose
FI —3 s (SSR., cdıe Vorsitzende, Mutter e fe {} (Sacre CoeurT),
ützchen-Bonn, die Vorsitzende, Multter Mathiıldis, Generaloberin der
Grauen Schwestern VO:  - der hl Elisabeth, Reinbek, die Generalsekretärin
der Vereinigung, wesier Juliana, VO  - den Dienstmägden
Jesu Christi, Düsseldorf, fterner die Referentinnen verschiedener acnabtel-
Jungen.
Vom bis 31 Maı 1960 fand 1 Mutterhause der Vinzentinerinnen ın Un-
termarchta Donau) die diesjahrıge itgliederversammlung der
Vereinigung Höherer Ordensoberinnen eutschlands
Die Versammlung zählte 170 Teilnehmerinnen, arunier asie aQus orwegen,
Haolland, Belgien und der Südsee Es wurden olgende Themen behandelt
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„Schwesternorden und -genossenschaften 1ın ihrer Mitverantwortun für die
Weltmission“, Präsident des Päpstlichen Werkes der Glaubensverbreitung,
Pralat aus Mund,
„Laienhilfe ın den Missionen“”, - Direktorin Lucla, euenbeken,
„Das Apostolat der Ordensfrau ın theologischer und spiritueller Sicht”, Pro-
vinzlal e I urı
„Die Aufgabe der Ordensfrau in der Erziehung der Jugend“, e,

9 Bad Godesberg,
„Was erwartet MN1SeIe adt- un!: Landjugend VO  - der Ordensirau un!
liegen die Kontaktschwierigkeiten?“, Bundespräses der katholis  en Jugend,
Domkapitular E el, ugsburg. 1. J}
Der Präsident des Deutschen Caritasverbandes Prälat e  1Nng, reiburg
(Brsg.), gab mit 1rektor Dr. Becker einener über Fragen
der praktischen Caritasarbeit, der Anstaltsarbeit un!| Wohlfahrtsgesetz-
gebung.
Die Versammlung die Ehre, den Präiekten der Religiosenkongregation,

Eminenz Herrn ardına ()  O E rı begrüßen ürfen, der
VO. nfang Dis ZUuU chlu. den Vorträgen un! eratungen eiwohnte

Das mıt Förderung ST Eminenz ardına. Frings Uun! mıit NSeIiel Nier-
stutzung erscheinende zweibändige Werk des lenand Verlages

„Das Wirken der en un! Klöster in eu  and’
dürifte ın diesem Jahr mıit dem Erscheinen des zweiten Bandes über die weib-
en rden, Kongregationen un: Genossenschaften abgeschlossen werden. Der
Verlag wırd in den nachsten Wochen dıe VO:  3 den Ordensobern benannten Mıt-
arbeiter anschreiben un! die einzelnen Beiträge bıtten. Wır bitten, dıe Arbeırt
durch recht baldıge Übersendung des gewünschten Aufsatzes zu unterstützen und
auch durch eine entsprechende Subskription, die der Verlag gleichzeitig bittet,
damıt dieses wichtige un! für alle Orden nützliche Buch auch 1m Kreıse der Orden
das Echo findet, das tür dıe Drucklegung ertorderlıch IST.
Vom ersten Band, der die einführenden Kapitel fuür dıe männlıichen weiıb-
en en enthält, stie. noch 1ine begrenzte nzahl ZUI Verfügung.

Die Ordenskorrespondenz erscheint echsmal im Jahr mit einem Gesamtumfang VO] 192 Seiten.
Sie wird 1LUI itglieder der Vereinigungen deutscher rdensobern ausgeliefert.

Bestellungen durch das Generalsekretariat Köln-Mülheim, Schleswigstraße
Druck und slieferung Truckerei Wienand, Köln



Ordenskorrespondenz
HERAUSGEGEBEN AUFTRAG DER DEUTSCHEN ORDENSOBERN-VEREINIGUNGEN

MANUSKRIPT

OKTOBER 1960JAH (Doppel-Nr.) A SGABEOKRT

a * SE 8 C al D Inhalt
Wiedergutmachung nationalsozialistischen Un-
rechtes bei religiösen Genossenschaften T1IZ uhrmann

Die Körperschaftssteuer bei en und Oordens-
Nnı  en erbanden 1LUS Rumpel OES.

Kraftfahrzeugversicherung Albrecht agner OSB

Rechtsprechung
Unfallschaden eines Ordensmannes Urteil des Oberlandesge-

chts Bamberg
Urteil des SozialgerichtesIL Beitragshöhe bei freiwilliger Versicherung
MiünchenVO:  - Ordensleuten

rtei. des erwal-1088 Kriegsschadenrente VO:  - Ordensleuten
tungsgerichts Regensburg

Urteil des Bundesver-
Kirchliche Erlasse waltungsgerichtes
Ordensinterne Mi?teilungen

Wie WITr In der etzten Nummer der Ordenskorrespondenz (Nr 273 35)
mitgeteilt en, folgen die restlichen elerale der Tagung der eulschen
Provinzprokuratoren un Cellerare In ürzburg sOWIe einige dazu gehö-
rige aterj]en der Re  tsprechung.
Vom his Jul! 1960 fand In St ]liien die Mitgliederversammlung
der Vereinigung euischer Ordensobern Von den bei dieser agung
gehaltenen Referaten hoffen WITr In der nächsten ummer (letzte Nummer
des Jahrgangs 1960) noch einige ejleraltle bringen können, soweilt unNnS

die Manuskripte rechtzeitig zugehen.



Wiedergutmachung nationalsozıialıstischen
Umrechtes bei religiösen Genossenschaften

Von P. Prokurator Fritz rımann n öln
Fünfzehn Te nach Beendigung der nationalsozialistischen Herrschait mıit
ihrer feindseligen Einstellung und schädigendem Verhalten den religıOösen
Genossens  aften gegenüber warten diese ZU. großen eil immer noch auf
Erledigung ihrer gesetzli  en Wiedergutmachungs-Ansprüche. Wohl ist der
GTO. eil der enteigneten Grundstücke zurückerstattet worden über den
Allgemeinen Organisations-Ausschuß In e  e, der ZU  H urchführung der
Kontrollratsdirektive NT. VO.  - der Militärreglierung esie worden Wä  ®
ndere Erstattungen erfolgten über das Militärregierungsgesetz NrT. be-
treifs Rückerstattung feststellbarer Vermögensgegenstände pfer der -
tionalsozialistischen Unterdrückungsmaßnahmen. (Verordnungsblatt (Ham-
urg NT. VO. Maı 1949, 152.)
Mit der ehebung der Verfolgungsschäden efiassen s1ch die VO.  > der Bun-
desregierung erlassenen Gesetze

„Bundesgesetz ZUI Regelung der rückerstattungsrechtlichen Geldverbind-
lichkeiten des eutischen Reiches und glei  gestellter Re  sträger” VO

Juli 1957 BRüG ugus 1957 NrT. 31)
„Das Bundesergänzungsgesetz D Entschädigung für Dpfer der national-
sozilalistischen Verfolgung VO. eptember 19.  I NT.
V, September 1953 1501)

C) Für heutige Verfahren der Wiedergutmachung wird zugrunde gelegt:
„Drittes Gesetz ZUXI Anderung des Bundesergänzungsgeseitizes AT Ent-

VOschädigung für Dfer der nationalsozialistischen Verfolgung”
Juniı 1956 Bundesgesetzblatt VO. Juni 1956 Nr. 3 559.)

Während die Entschädigung für feststellbar er über das
undesrückerstattungsgesetz erfolgt, erfolgt die Wiedergutmachung der
übrigen Verfolgungsschäden über das Bundesentschädigungs-
setz. Alle Verfahren erfolgen über die Landesregierungen, weshalb sich
auch unterschiedliche Verfahrensweisen herausgebildet en.
Warum sind soviele Wiedergutmachungsverfahren religiöser Genossenschal[i-
ten noch nicht erledigt£
Die Wiedergutmachungsdezernate werden antworien, einmal sind wI1r miıt
einer Unzahl VO  D nträgen überschwemmt, ZU anderen wurden zuerst die
natürlichen Personen VOI den juristischen entschädigt. iIm Land Nordrhein-
estiialen liegen z Z noch nträge VO.  - Ordensgesellschaften VOTL, ın

Prozent der Sind die vorgetragenen Tatbestände noch icht ermittelt
worden. In der der sind auberdem 1U allgemeıine Angaben
der Verfolgung gemacht worden, ohne daß die spezifizierten Beweismittel
beigefügt wurden.
Um ıne beschleunigte Erledigung der irage herbeizuführen, fand Zw1-
chen Vertretern des Innenministeri1ums des Landes Nordrhein-Westialen
und den Ordensgemeinschaften ber Fragen der Entschädigung VO:  i

Gründen der eligion verfolgten Einrichtungen nach dem BEG eiıne Bespre-



ChuNng stia Diese erfolgte auf Einladung der Landesregierung pri
1960 ın Dusseldorif im Hause der Landesregierung.
Die Ausführungen des Herrn Regierungsdirekiors Dr LOOS
duüuriten für die Leser der Ordens-Korrespondenz VO allgemeınem Interesse
Se1IN; er sejien S1e hler nach der amtlichen Niederschrift der Besprechung
wiedergegeben:
„Die bisherigen rfahrungen en ergeben, daß 1 Interesse e1Nner be-
schleunigten Abwicklung ratsam ist, dıe Anträge V  - einzelnen rdensge-
sellschaiften, SO Weit s1e 1 anı Nordrhein-Westfialen ihren SI1itz aben,
global bearbeıten Es wird er angeregtl, innerhalb der en diesem
Gesichtspunkt Rechnung tragen und S1CH nach Möglichkeit mı1ıt einer Re-
gelung 1m Wege VO Gesamtvergleichen einverstanden erklaären. Das
Innenministerium wird nichts unversucht Jassen, die Ansprüche schnell
wıe möglich erledigen. Eigens diesem we: wird ın Kurze noch eın
zusatzlı:  er eieren Reg.-Ass.,. oliImann einberuien, der sich bisher
auf diesem Rechtsgebiet der Wiedergutmachung besonders bewährt hat.
Zu den Anspruchsgrundlagen ın ormeller und materıeller Hinsicht wurde
folgendes vorgetragen:

Anspruchsgrundlagen
Anspruchsberechtigung

Anspruchsberechtigt sind juristische Personen, Anstalten der Personenver-
eiN1guUNgenN, wenn s1e urch ewaltmaßnahmen geschädigt worden ind
($ 142 BEG) Der Anspruch besteht 1U für Schaden 1gentum un für
Schaden Vermögen un 1U insoweit, als der Schaden 1m Bundesgebiet
oder ın West-Berlın eingetreien ist ($ 146 BEG) ea füur den hier ZU[

iskussion stehenden Kreis der Anspruchsberechtigten ist, daß die urlsti-
sche Person, Anstalt oder Personenvereinigung a 31 ezember 1952 ihren
Sitz 1 Geltungsbereich des eseitizes gehabt hat oder daß Sich dort der S1tz
ihrer Verwaltung befand (& 143 BEG) Als Nachweise dienen ın Zweifelsfäl-
len Satzungen, Vereinsregisterauszüge

Zuständigkeit
Aus dem Sitz der Gesellschaft oder dem Ort der Verwaltung ergıbt sich
auch, we Entschädigungsbehörde für dıie E über den An-
SPTIU! der für den Abschluß eiınes Vergleichs zuständig ist. Ortliıich
ständig ist die Entschädigungsbehörde, ın deren Bereich der Sitz der rdens-
niederlassung MT urch die zentrale r b der Entschädigungs-
anträge wird die Zuständigkeit fur die Entscheidung, wıe s1e 1 Gesetz qge-
regelt ist, nicht beruhrt. Auch die oben angeführte Möcglichkeit eınes Ge-
samtvergleichs für iıne Ordensgesellschaift andert der grundsätzlichen
Zuständigkeitsregelung nichts Das Innenministerium wird sich aber 1m
Interesse einer eschleunigten Erledigung weitgehend unmittelbar ein-chalten.

Höchsigrenze der Entschädigung
In “  “ 148 BEG ist festgelegt, daß die Höchstbeträge VO  - für
Schaden Eigentum un: für Schaden Vermögen grundsätzlich auch fUr
die Ansprüche juristischer Personen, Anstalten oder Personenvereinigungen
gelten. Der Höchstbetrag gilt für den Gesamtschaden, der dem einzelnen
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Rechtsträger entstanden ist. Die Höhe des bDehaupteten Schadens muß nach
Möglichkeit durch entsprechende Unterlagen belegt werden. Der Höchstbe-
Lag kann überschritten werden, soweit dies ZU!T Erfüllung der ufgaben der
Religionsgesellschaften 1 Geltungsberei: dieses Gesetzes erforderlich ist.
Daß die Voraussetzungen für 1ne Überschreitung des Höchstbetrages VOI-

liegen, ist VO  > dem Antragsteller geltend und glaubhaft machen. Es be-
darf also eines entsprechenden ntrages und nach Möglichkeit des Nach-
welises, daß der höhere Entschädigungsbetrag ZUI Erfüllung der ufgaben
erforderlich ist. Bei den insoweıt anzustellenden Prüfungen wird nıcht e1n-
lıch verfahren werden. Allerdings sind bei der Beurteilung, ob 1ıne Über-
schre1litung des Hö  stbetrages gerechtfertigt ıst, die Zuschüsse berück-
sichtigen, die den Ordensgesellschaften Q us anderen öffentl:  en itteln
bereits gewährt worden ınd un:! gewährt werden. Der Höchstbetrag der
Entschädigung kann jedo: DUr bis (:‚renze des eile.  1V entstandenen
Schadens erhöht werden.

Anspruchsarten
spru auf Entschädigung besteht U für Schaden Eigentum un für
Schaden Vermögen un DUr insoweıt, als der Schaden 1mMm Geltungsberei
dieses Gesetlizes entstanden ist.

Schaden an Eigentum
Der spru auf Entschädigung Ür Schaden igentum besteht NUT, wenn
e1nNne dem Antragsteller gehörende Sache (Z. ein Gebäude, die Einrichtung
eines Gebäudes der einzelne Gegenstände) zerstört, verunstaltet, der Plün-
derung preisgegeben oder Stich gelassen worden ist. Dies entspri der
Regelung, wIıie Ss1e iın den $ 51 {f. BEG für natürliche Personen vorgesehen
ist. Auf die Frage der Beschlagnahme und Entziehung wird später einge-
gangen werden.
Zur Prüfung der Anspruchsvoraussetzungen werden die Originale oder be-
glaubigte Abschriften der hinsichtlich der Entziehung DZw. Beschlagnahme
USW. angeführten Erlasse und erfügungen, insbesondere des rüheren
el  $S- und Preußischen Ministers für Wissenschaft, Erziehung un! Volks-
bildung SOWI1e örtlicher, staatlicher oder Parteidienststellen enötigt. ußer-
dem sind die Dereits erledigten oder noch anhängigen Rückerstattungsver-
fahren DZw. VOLI dem AOQ  > abgeschlossenen Verfahren mit enzel-
chen anzugeben.

Schaden Vermögen
Ein Vermögensschaden ist gegeben, wenn der Antragsteller seinem iIm
Bundesgebiet oder est-Ber: gelegenen Vermögen geschädi worden ist.
Grundsätzlich die uslegung des S  x BEG Vermögensschaden für
natürliche Personen Nwendung. ist ın 146 Abs. BEG 7usätz-

bestimmt, daß auch dann eın Schaden an Vermögen geltend gemacht
werden kann, Wenn der Gemeinschaft durch den usfall_ der Arbeitstätigkeit
ihrer Angehörigen elile entstanden s1nd.
Von den Ordensgesellschaften sind, wıe die Überprüfung der Anträge 61-
geben hat, 1m wesentlı  en folgende Ansprüche für Schaden Vermögen
geltend gemacht worden:
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a) Schaden g  Nn verfolgungsbedingier Besteuerung:
Die Nnsprüche gen verfolgungsbedingter Besteuerung stehen miıt rund

Prozent innerhalb der Vermögensschäden erster Stelle Die steuerliche
Behandlung, der Ordensgesellschafter, erfuhr nach 1934 insbesondere
auf IUn des des Steueranpassungsgesetzes VO Oktober 1934 1Ne
grundlegende Veränderung. Nach dem Inhalt dieser Bestiimmung die
Steuergesetze 1 N.-S.-Sinne auszulegen un entsprechend anzuwenden.
Auf IUN:! dieser Auslegungsvorschriften un der Heraushebung der „Selbst-
heiligung“” als Hauptzweck der en enihelen die bis 1ın bestehenden
subje.  iven Steuerbefreiungen für die Ordensgesellschaften.
Grundsätzlich bestanden auch VOI 1934 keine objektiven Befreiungsvorschrif-
ten füur Ordensgesellschaften. lelmenrTr enthielten diıe Steuergesetze, Uun!
hier VOL em das Körperschaftssteuergesetz, das Gewerbesteuergesetz und
das Vermögenssteuergesetz lediglich sübjektive Steuerbefreiungsvorschrif-
tien für Gesellschaiten, die gemeinnützige, mildtätıge der 1r ‚we  everfolgten.
Nach 1934 g1ng die Finanzverwaltung ZU. weck einer höheren Steuer-
progression azu über, nıcht mehr die einzelne Ordensniederlassung als selb-
ständiges Steuersubjekt veranlagen, sondern S1e den en iNs-
gesamt als Steuersubjekt auf un veranlagte ihn beim Generalat, Provinzia-
lat DZw. Mutterhaus Dies galt auch {Ur die Hilfsgesellschaften, dıe VO  - den
en ZU. wWwe des Rechtsverkehrs bzw. ZU. wecke der Vermögens-
verwaltung gegründet worden Auch diese wurden beim en selbst
steuerlich erfaßt.
Die Umlegung der Steuern auf die einzelnen Niederlassungen erfolgte 1N-
tern. Es ist eutie auch fur die en ın vielen Fällen schwier1g, nachzuwel-
SEeCN, we. Anteile die einzelnen Niederlassungen gezahlt en. er eI-

scheint auch aus diesem Grunde ıne Gesamtregelung der Ansprüche einer
Ordensgesellschaft, soweit das Land zuständig ist, zweckdienlicm. Es ist
verständlich, daß für jeden Einzel{fall 198088 an Hand der Steuerakten und,
soweit diese durch Kriegseinwirkung vernichtet sind, 1U Hand der
noch bel den en vorhandenen Unterlagen (Steuererklärungen, Steuer-

rundsteuer-eschelide, Einheitswertbescheide, Gewerbesteuerbescheide,
Meßbescheide, Betriebsprüfungsberichte der Finanzaäamter, Geschäftsbücher,
Abschlußkontenblätter, Zahlungsanweisungen) festgestellt werden kann, wıe
ho  Q die Unrecht entrichteten Steuern tatsächlich gewesen Sind.
Da die Finanzamter 1n jedem ın die Schadensermittlung eingeschaltet
werden mussen, benötigt die Entschädigungsbehörde ıne Zustimmungs-
erklärung des Steuerpflichtigen AT Auskunfterteilung un! Einsichtnahme ın
die Steuerakte des zuständigen Fiıinanzamtes.

Z u den Steuern 1m einzelnen iıst folgendes SAagECNH:
Sowohl für cdıe Körperschafts-, Vermögens-, als auch Gewerbe-
steuer galt unbeschränkte Steuerpflicht, sowelt icht durch das Steueran-
passungsgesetz un die Gemeinnützigkeitsverordnung Steuerbeifreiung Ye-
geben WAalTl. Die Voraussetzungen für 1ne Steuerbefreiung bel diesen
Steuerarten für die en 1n der ege erfüllt. edigli gewerbliche
nternehmungen der Gesellschaften, dıe üÜüber den Rahmen einer Vermö-
gensverwaltung hinausgingen, gewerbesteuerpflichtig.
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Das ET S te ht kannte auch VOTI 1934 keine allgemeınen Be-
freiungsvorschriften gen gemeinnütziger, mildtätiger Oder irchlıcher
WEe Auch bel Ostiern un|!| en unterlagen un unterliegen der Um-
satzsteuerpflicht grundsätzlich alle Umsatze, die auf Lieferungen Ooder Le1l-
sStungen zurückzuführen iınd oder ZUuU Eigenverbrauch gehören Bel der
Umsatzsteuer muß er 1mM einzelnen geprulft werden, welche Umsätze auf
TUN überspitzter Auslegungsvorschriften versieuert worden Siınd (SO
echte Spenden, Opfergaben, Meßstipendien, eld- Oder Sachgeschenke). Viel-
fach wird die Behörde mangels Unterlagen ZUI Ermittlung dieses Schadens
auf die eutigen Verhältnisse bel der Umsatzsteuerpi{licht zurückgreifen
muüussen. Bel der Mehreinkommenssteuer und Gewinnabführung
sowl1e bei der S m 1 kann ohne edenken die erfol-
gungsbedingtheit anerkannt werden, wWenNn VOI 1934 Beire1iung VO  - der KOT-
perschal{ts-, Vermögens- un: Gewerbesteuer estanden hat. Die Mehreıin-
kommensteuer un Gewinnabführung wären bel Fortbestehen der (Gieme1n-
nützigkeit nicht erhoben worden, da €e1: Abgaben gewerbliche ınkunite
Zu1 Voraussetzung hatten Derartige gewerbliche Einkünfifte hätten ber beı
ejahung der Gemeinnützigkeit nicht vorgelegen OM1 ware 1ıne Festset-
ZUunN: entfallen, da Mindestabgaben nicht vorgesehen I1. Fbenso verhält

Sich mit der T1ıN S m 1 G  e C, die als ;usätzlid1e Vermögens-
steuer ab 1937 erhoben wurde.
Die Klöster un! ind auch eute grundsätzlich grundsteuerpflichtig,
jedoch gab VOI der N.-S.-Steuerreform ıne €l1l. VO  — nd
ireiungen, die die en für sich ın Anspruch nehmen konnten. Auch hier
wiıird 1Iso prüfen se1in, inwieweit VOI 1934 ıiıne Grundsteuerplflicht bestan-
den hat un!: wıe die Grundsteuerfestlegung nach 1934 1m einzelnen gehand-
habt worden ist.
Nach dem riege ist das Gesetz Nr der Mil Reg. auch auf die Gemeinnut-
zigkeitsverordnung angewendet worden un führte iın der brit Zone ZU
TI18. der Finanzleitstelle VO 1948 Auf TUD! dieses Erlasses wurden
Steuern, die bis ZU. 1945 ‚Wal rechtskräftig veranlagt, aber noch nicnt
entrichtet worden I, erlassen und Rückerstattungen VO Steuern VOIGE-

Die zurückerstatteten oder iıcht gezahlten Steuern bleiben bel
Festsetzung der Entsd1ädigqng selbstverständlich unberücksichtigt.

Schaden eg  n Ausfalls der Arbeitstätigkeit
Be1l diesem Vermögensschaden mussen Z el 5 unter-
schleden werden. Einmal der Schaden ermögen, der durch den Austfall
der Arbeitstätigkeit der Angehörigen des Ordens entstanden ıst, und ZUMM
anderen der Vermögensschaden, der dadurch entstanden ist, daß Einnahmen
durch Predigttätigkeit, Vorträge, Lehrtätigkeit uUSW. für den en entfelen
Daß der esetzgeber in Y  d 146 Abs BEG die Möglichkeit geschaffen hat,
Entschädigung auch für den Schaden Vermögen gewähren, der den
en durch den Ausfall der Arbeitstätigkeit ihnrer Angehörıgen entstanden
ist, entspricht dem Gedanken des kanonischen Nach diesen Kirchen-
VOTSCHT1iIteEN können die Mitglieder eines rdens grundsätzlich f{ür sich selbst
Qus ihrer Arbeitstätigkeit kein Einkommen erwerben. Der Ertrag ihrer rbeit
1e vielmehr unmiıittelbar der Gemeinschaifit sind die einzelnen
Ordensmitglieder durch Verfolgungsmaßnahmen waäaär ın der Nutzung ihrer
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Arbeitskra geschädigt worden, en jedoch selbst keinen Nspruch auf
Nntischädigung Tur Schaden 1mMm ber‘  en Fortkommen, weiıl ihnen persönlich
eın unmittelbarer Schaden nicht entstanden ist.
Da der en den Nspruch 1U als s S e  e geltend -
chen kann, ist pruüfen, welcher Schaden ihm ın selner Vermögenssubstanz
entstanden ist. Ein Vermögensschaden gemä 146 Abs BEG ist entistan-
den, wWwWenn der en g  I1 des A usfalls der rbeitstätigkeit
n © 1n eZwuNhgenN Waäl, Ausgaben machen, dıe normaler-
weise nicht notwendig geweSCch waären. Diese Voraussetzungen iınd egel-
fall dann gegeben, wenn der en ge  n Waäl, anstelle der eigenen
Kraäafte fremde Mitarbeiter beschäftigen. ährend bel seinen eigenen
Kraäaiten nach dem gültigen Ordensrecht NUu Naturalleistungen erbringen
€, mMu die remden Kräite aQus seinen sonstigen Finküniten auch
finanziell entschädigen. Dieser Schaden wird ın der ege über 1945 hinaus
estanden en Um hiler eine Schadensfeststellung treifen können, muß
die antragstellende Niederlassung arlegen, jieviel Ordensmitglieder für
den en VOI der Verfolgung atıg un: jeviel fremde Kräfte ein-
geste un bezahlt werden mußten, weil eigene Arbeitskräfte aQU:  N ertol
gungsgründen nicht ZUI Verfügung tanden Die Hohe des Entgelts mMU. SDC-
ifiziert mitgeteilt werden. Im Einzelfall wird prüfen se1in, ob VO  - dem
Einkommen der remden Arbeitskräfte bzüge machen sSind, weil der
en auch seine eigenen Mitglieder ernähren, kleiden und unterbringen
IMUu. Bei Schulen wWal auch VOILI der Verfolgung oft 3CH, für estimmte
ächer, Turnen, eiıchnen, weltliche Lehrpersonen beschäftigen. Die-
sSe5sS muß selbstverständlich be1li Festsetzung der Entschädi1gung berücksichtigt
werden.
Der Vermögensschaden, der durch den Einnahmeausfall, .
für Predigttätigkeit, orträge und Lehrtätigkeit entstanden ist, entspricht
grundsätzlich den uchmäaßig erfifabtien Einnahmen. Nachzuweisen wäre Aäaher
die Höhe dieser Einnahmen mindestens dus den dreı etzten Jahren VOI der
Verfolgung. Wenn diese Unterlagen icht mehr A erfügung stehen, kön-
nen ZUI vergleichsweisen egelung die Einnahmen Qus den Nachkriegsjahren
zugrunde gelegt werden, ın denen wieder ıne entsprechende nzahl VO:  -

Ordensmitgliedern für diese ufgaben eingesetzt WAal.

Schaden gen Ausia VO Einnahmen ÜT Schlie-
Bung VO nternaten, Schulen, Heimen.
Fine Entschädigung für den Einnahmeausfall aus Schulen, internaten un:
Heimen kannn grundsätzlich NUur gezahlt werden, We der Vermögensschaden
auf IUn VO  - N.S.-Gewaltmaßnahmen entstanden ist Bei der Festsetzung der
Höhe der Entschädigung muß berücksichtigt werden, daß 1U der verfol-
gungsbedingte Ausfall des Reingew1inns als Vermögensschaden angesehen
werden kann. Von den rutto-Einnahmen mussen 1Iso alle finanziellen Ver-
pflichtungen ow1ı1e die Betriebsausgaben USW. abgesetzt werden. Auch hier
MU. ZUTI Feststellung des Schadens der Reingewinn der etzten drei re
VOLr der Verfolgung nachgewlesen werden. st.dies nicht möglich, können
ZUXI vergleichsweisen egelung die Einnahmen un usgaben ü  15 den Jahren
nach 1945 zugrunde gelegt werden, 1n denen 1nNne entsprechende Belegung
der Chule, des nternats und Heimes wieder festzustellen wa  —;
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Schaden eqg  X entgangene Nutzungen
Bei der erprüfung der Anträge wurde festgestellt, daß VO  } vielen en
Anspruch auf Entschädigung für entgangene utzungen geltend gemacht
worden ist. Ents  äadıgung nach dem BEG wird für diese Schadensart LU QusSs-
nahmsweise gewährt werden können, weil im Regelfalle diese Ansprüche
rückerstattungsrechtlicher atur seın düriten Oder nach dem Ilgemeinen
Kriegsfolgenschlußgesetz anzumelden aIenN.

Schaden g  n Verbots VO eitschrı  en
Für die Beurteilung ist auch hier wesentlich, welcher Einnahmeausfall dem
en durch verfolgungsbedingte Einschränkung der durch erbot VO:  -
Zeitschriıften entstanden ist. Die betroffene Ordensniederlassung er
1m einzelnen nachzuweilsen, wann die ädigung egann und wIe sS1e s1icM
1n den einzelnen Jahren ausgewirkt hat. Fur die einzelinen Te sind ert
die Gesamteinnahmen un die Reineinnahmen gegenüberzustellen Brutto-
einnahmen Selbstkosten) und 1 einzelnen erläutern. In diesem Z.u-
sammenhang Sind jedoch auch die Vorschriften ZU beachten, die gerade auf
dem Gebiet des eltungswesens durch Papierkontingentierung erlassen WOLI-
den ınd und deren usflüße daher grundsätzlich nicht verfolgungsbedingt
Sind.
Ordensgesellsdiaften betrieben ZUMM eil auch keine eigenen Druckereien.
Die Drucklegung befand sich vielmehr 1n anden eines erlages, mit dem
der en einen entsprechenden Vertrag über die ewinne abgeschlossen
a  e, die der erlag monNnatlı:‘ oder jährlich ZUu zahlen annn kann
selbstverständlich DUr dieser Gewinnaustfall bei der Entschädigung erück-
sichtigt werden.

Schaden usia Beiträgen, Spenden und
ähnlichen Einnahmen

Beiträge 5 des BEG sind Geld- und Sachleistungen, die z we
der Mitgliedschaft regelmäßig erbracht werden. Spenden iınd estiimmte
einmalige und wıederholte eistungen in eld- oder achwerten ZU: ‚We:
der Unterstützung und Förderung einer Vereinigung. nier dem Begriff der
ähnlichen 1nna.  en werden alle sonstigen Leistungen zusammengefaßt,
die von dritter Seite erbracht werden, hne daß sıie auf einer schuldrecht-
lichen Verpflichtung beruhen. Hierher gehören z. B die Einnahmen
Sammlungen und Wohltätigkeitsveranstaltungen UÜUSW.
Für den Austfall an diesen Beiträgen, Spenden und Einnahmen, die ohne die
erfolgung voraussichtlich eingegangen waäaren, wird gemä »  x 146 AbDs
Entschädigung nach dem BEG nicht gewährt.

Verschleuderungsschaden
Bei Verschleuderung VO.  » Gegenständen annn eın ermögensschaden nach
dem BEG DUr dann geltend gemacht werden, wenn der Anspruch icht rück-
erstattungsrechtlicher atur ist. eres ist regelmäßig Ur dann der Fall,
wenn der Erwerber des Gegenstandes bekannt ist. Die Hoöhe der Entschäadi-

nach dem BEG em]). sich nach der Differenz zwischen dem damaligen
Zeitwert des Gegenstandes und dem tatsächlich erzielten T10S
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Härteausgleich nac 171 BE
Nach 171 Abs BEG können auch juristische Personen un! amı auch
il UOrdensgesellschaften 1mM Wege des äarteausgleiches Leistungen erfolgen.
Diıes wird dann ın Betracht kommen, WenNnn eın S S auf Ent-
schadigung fur erlittene Verfolgung NC besteht, z. B bei Schäden, die
dadurch eingetreten sind, daß der en auf TUN:! VO  »3 N.5.- Verfolgungs-
maßnahmen keine Mödglichkeit a  @, in genügender nzahl Nachwuchs her-
anzubilden
Ferner ermöglicht 171 Abs BEG Leistungen 1m Wege de Härteaus-
gleichs anerkannte carıtative UOrganisationen Oder carıtatıv tätige Stel-
len, wWenn dıes ZUT Errichtung oder Unterhaltung wohltätiger Einrichtungen
zZugunsten VO  - Verfolgten erforderlich ist.
Leistungen Qus 171 BEG können NUur auf ntrag gewährt werden. Der
ntrag ist bei der zuständigen Entschädigungsbehörde (Regierungspräsident)
einzureichen. Für die Entscheidung zustandlg ist dıe oberste Entschädigungs-
behörde des Landes (Innenministerium). ber den ntrag auf Härteaus-
glei kann grundsätzlich TST ntschieden werden, wWenn über den echts-
anspruch gem SS 142 ff. BEG eiunden worden ist.

I1T Abgrenzung des BEG anderen gesetzlichen
Bestimmungen

Leistungen nach dem BEG können nicht gewährt werden, wenn der einge-
retene Schaden auf IUN! anderer gesetzli:  er Vorschriften geregelt wWwWel-
den kann.
Als Sondervorschriften kommen ın Betracht

das Bundesrückerstattungsgesetz mıiıt dem Mil.-Reg.-Gesetz Nr. 59,
die Kontrollratsdirektive NrT. 50,
das Reichsleistungsgesetz mıiıt dem Allgemeinen Kriegsfolgengesetz,
außerdem ist S  v ;  Q Abs BEG berücksichtigen.

Zu Eine Entschädigung nach dem BEG für Verfolgungsmaßnahmen kann
nıch  P gewährt werden, soweıt derartige Ansprüche ihrer Rechtsnatur nach untier
die rückerstattungsrechtlichen Vorschriften tfallen. Diese greifen
dann atz, wenn der Schaden dadurch entstanden ıst, daß d., urlstischen
Personen dQus Verfolgungsgründen feststellbare Vermögensgegenstände enl-
o  n worden Sind. Eine Entziehung In diesem Sinne ist nicht NUur die -
ter ZWang erfolgte Wegnahme (Beschlagnahme), sondern die VO dem Ver-
folgten unter dem ruck der Verfolgungssituation vOorgenoNMMen Veräu-
Berung, sofern 1m letzteren der Käufer noch bekannt 8
Eine Entschädigung bleibt auch dann außer Betracht, WE der Erstattungs-
anspruch gen der raumlichen Begrenzung des Rückerstattungsgesetzes auf
das Bundesgebiet nıcht realısıiert werden kann. Von dieser Bestimmung
werden die Ordensniederlassungen ın den früheren euischen eichsgebie-
ten betroffen, deren ermögen der Beschlagnahme anheimgefallen ist, die
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aber I1 der raäumlıchen Beschränkung des Rückerstattungsgesetzes ihren
Anspruch ZUI eit nıcht urchsetzen konnen. In en Fällen, ın denen 1so
iıne Beschlagnahme des 1gentums un: VermOgens festgestellt ist, kommt
grundsätzlich das Rückerstattungsgesetz ZUI Anwendung Dies gilt auch für
entgangene utzungen. Ausnahmen sS1ind DU möglich, wenn die Rückerstat-
tungsbehörden gemäß der früheren EntscheidungspraXx1s rechtskräftig fest-

geste aben, daß bezüglich der nt  nen utzungen eın rückerstat-
tungsrechtlicher Anspruch nicht gegeben 1st In diesen Fällen sind die EFnt-

schädigungsbehörden nach Abs BEG die Feststellung gebunden.
Zu prüfen bleibt allerdings, ob die Voraussetzungen füur ıne Entschäd1gung
nach dem BEG gegeben sind.
Zu Nach der Kontrollratsdirektive NT der Allgemeine
Organisationsausschuß das igentum den früheren Eigentumer in dem
Zustand zurückzuübertragen, wıe ih: der AO  > be1ı der Inbesitznahme
getroffen In einigen Fällen ıst durch den Organisationsausschuß auch
ein Wertausgleich durchgeführt worden. Die Rückübertragun des 1gen-
tums durch diesen Ausschuß schließt einen weiteren rückerstattungsrecht-
iıchen Anspruch Qus,.

emäa. 147 BEG ann Entschädigung 1U insoweıt geleistet werden, als
der Schaden durch die eistun des AO  > nicht ausgeglichen st. Dies trıfft
1 Regelfall fur entgangene utzungen Z da beı der Rückübertragun: ıne
Entschädigung für diesen Vermögensverlust nıcht gewährt wurde S hierzu
auch Urt des erstie Rückerstattungsgerichts Herford Februar
Eine Entschädigung 1 Rahmen des BEG fur diese ent  ngenen Nutzungen
wird VO Vanll Dam-Loos bejaht. Sıie vertreten den Standpunkt, daß dieser
Nutzungsschaden, der nicht durch den AOÖO  > entschädigt wurde un
für den eın Anspruch nach dem BEG nıicht gegeben ıst, ausnahmswelse als

Vermögensschaden 1mM Rahmen des 1406 BEG entschädi werden sollte

In den Fällen, ın denen ıne Rückübertragung des igentums weder durch
den AOQO  > noch 1m Wege der Rückerstattung erfolgte, ind nach der
neuesien Rechtsprechung der Rückerstattungsgerichte un der Verwaltungs-
prax1ls die Ansprüche auf Entschädigung füur enigangene Nutzungen rück-
erstattungsrechtlicher atuUul; eın NSspruch nach dem BEG besteht er
nicht.
Zu Bel Verträgen, die untier Berücksichtigung der Vorschriften des
Reichsleistungsgeseitzes geschlossen wurden, un!:! bel Beschlag-
nahme auf rund des Reichsleistungsgesetzes sind Verfolgungsmaßnahmen

der 5$ 1l und 142 BEG grundsätzlich nicht gegeben. Die egelung die-
SeI Ansprüche erfolgt, die Voraussetzungen vorliegen, nach dem All-
gemeinen Kriegsfolgengesetz. Zuständig für die Anmeldung (Anmeldefrist
lief VO Januar 1958 S 31 Dezember ist die Oberfinanzdirektion,
in deren Bereich die Ordensniederlassung ihren Sitz hat.

Zu Na  ß d  5 ADS BE ist die Gewährung einer Entschädigung aqauSye-
schlossen, wenn der gleiche Schaden auch ohne die Verfolgung eingetreten
ware. Hierunter fallen insbesondere Kriegsschäden, ferner die Kontingentie-
ITungsS- un:! Bewirtschaftungsvorschriften, die VOI un während des Krlıeges
allgemeın eingeführt wurden, Kriegsschluß- un Kriegsfolgeereignisse,
Evakulerung, Besatzung, rontnähe



Im Anschluß dıe Ausführungen VO KEDir B LOOSs
erga sich ıne Diskussion. Die anwesenden Vertreter der Ordens-
gemeinschaften übereinstimmend der Auffassung, daß ıne Gesamt-
entscheidung üuber die Ansprüche VO  - jeweils eiıner Ordensprovinz tunlich
un!: 1m Interesse der Beschleunigung auch angebracht sel Auch der VOoTrT-
S  ag, die Bearbeitung der Antrage beı der Bezirksregierung ın öln zentral
urchführen lassen, wurde VO  e den Anwesenden begrußt. Die Vertreter
der rdensgemeinschailiten wıesen VO sich QuUSs darauf hin, daß dıe Gesichts-
punkte, die für die Verlagerung nach öln maßgebend SiNnd 1{UZ des CGene-
ralsekretariats der Ordensverein1gung ın Köln-Müuülheim, S1itz der meilsten
Provinzialate 1 Bezirk Köln, agerung der Steuerakten, Rückerstattungs-
en un! OA-Akten bel der OFD in Köln), ıne baldıge Verlagerung
zweckmaßıg erscheiınen lassen.

Im übrigen wurden noch einzelne rechtliche Fragen erortert. Insbesondere
wurde die rage, oD entgangene Nutzungen nach den estimmungen
des BEG entschädigt werden können, wenn das Grundvermögen durch den
AO  > ın hne Berücksichtigung der entgangenen Nutzungen übertra-
geN worden ıst, VOoIl den Vertretern des Innenministerıiums bejaht.
Ist eın ntrag fristgerecht, VOI dem DL 1958 beı eiıner Behörde YeE-
tellt, köonnen auf TUN: der geltenden Verwaltungspraxis alle anderen
Ansprüche auch eulie noch nachgeschoben werden. Au{fi die rage, WanLn der
chadenszeitraum Ende geht, wurde darauf hingewlesen, daß hierüber 1UI

unter Berücksicht1igung des Einzelfalles entschieden werden könne. ge-
meın koönnte NUur gesagt werden, daß der chadenszelıtraum nıcht genere
mit dem Maı 1945 Ende €el, sondern bel estimmten Schadenstatbe-
ständen auch bıs In die egenwart fortdauern könne.“

Soweit die Niederschrift der Ausführungen des Herrn Reg.-Dir. Dr. 1LO0OS.

Unser nlıegen muß se1ın, den mit Tbeit überlasteten Wiedergutmachungs-
Dezernaten bel den Regierungspräsidenten die pflichtgemäße Ermittlungs-
arbeit erleichtern durch Bereitstellung der [W f  C Wr

unterlagen. O{it iınd diese uchungskonten, Steuerbescheıide, rüfungs-
berichte der Finanzämter uUSW. durch Beschlagnahme selitens der Gestapo ın

] . a Nicht selten lassen sıich ber auch solche Beweismittel
VETDE das zuständige Fıinanzamt eschafiffifen Mitteilungen der
Ordensgenossenschaliten uüuber die Belegschaft der einzelnen Ordensnieder-
lassungen un ihnrer Tätigkeıit VOILI der ufhebung durch die (jestapo uSWw

können als Beweismittel dienen. Im übrıgen dürifite ıne MUN Be-
sprechung mıiı1ıt dem zuständigen Bearbeiter des ntrages 1 Wiedergutma-
chungs-Dezernat darüber uskun geben, welche Beweismittel noch benoO-
tıgt werden. Im allgemeinen dürifite gelten, daß gut begründete un! mıiıt auUS-

reichenden Beweismitteln versehene Antrage auch ehesten bearbeitet und
einer aldigen Erledigung gebracht werden können. Fuür u1lls rdens-

eule muß ine Selbstverständlichkeit se1n, daß NUur wirkliche Schaden
gemelde werden un jeglicher Anschein VO.  » Habgier vermij.eden werde.
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Dıie Körperschafissteuer hei Orden und
ordensähnlichen Verbänden

Von Prokurator Vitus Rumpel OESA,, Würzburg
(Gekürzte Wiedergabe des Referats auf der Prokuratorentagung

in Würzburg, Maı
KlOoster un: Klösterverbände (Provinzen), „die nach der Satzung, iftung
Oder sonstigen Verfassung un! nach ihrer tatsächlichen Geschäftsführung
ausschließlich un unmittelbar kirchlichen, gemeinnützigen oder WwO.  ätigen
Zwecken dienen“ 1958 ADs O), ind VO. der Körperschalfts-
steuer Defreit Sie ind jedo körperschaftssteuerpflichtig fur die etriebe,
die s1ie unterhalten Die Körperschaftssteuer wird nach dem Gewıinn be-
rechnet.
el oDwalte eın Unterschied, ob E sich bel dem betreffenden Kloster
oder Klosterverband 1ne Körperschaft des Ööffentlichen handelt
oder icht.

Die Gewinnberechnung der ‚‚wirtschaftlichen Geschäfts-
betriebe“‘ VO  e} Klöstern, dıe nıcht Söffentlich-rechtliche

Körperschaft sind
S3 kt ist das Kloster, die selbständige el, die Ordens-

prOVINZ, der Ordensverband Besteuert wird jedoch 1Ur der wirtschaftliche
Geschäftsbetrie
Als steuerpilichtige wirtschaftliche Geschäftsbetriebe kommen 1mMm klöster-
en Bereich {UÜr gewö.  1 In Betracht Druckerej:en und Verlage, Buch-
un Devotionalienhandlungen, Brauereien und Gaststätten, Pensjionen, Sä-
gewerke Ul dgl., sowie Hausbetriebe mit mehr als 0/9 Außenumsatz, wıe
Tischlereien, chlossereien, OoIst- und landwirtschaftliche eirıebDe Bel
letzteren muß ZUI Außenumsatz auch die leferung eigene steuerpflich-
tige eirJiebe gerechne werden.
All diese Betriebe können In einer eiınzigen Steuererklärung
zusammengefaßt werden, So daß sich Gewinn und Verlust ausgleichen. Dies
ist eın großer Vorteil gegenüber der Rechtslage bei jenen Klöstern, die KOT-
perschaften des öffentlichen Rechts ind. Es können also alle steuerpflichtigen
Betriebe auch In einer einzigen Bilanz zusammengefaßt werden, sel denn,

Nan vorziehe, aQus betriebswirtschaftlichen Gründen (Z. ZUF Prü-
fung der Rentabilität) getrennte Bilanzen erstellen. Jedenf{alls w]1:  rd INnan

die steuerfreien eirleDe 1ın der ege. VO.  x den steuerpiflichtigen buchhal-
tungsmäßig trennen.
Man macht selbstverständlich bei der E &“  D VO  v den
mOöglı  en Steuervergünstigungen Gebrauch. Man wa. el egress!i-

Abschreibung, chreibt Wirtschaftsgüter bis — Anschaffungskosten
oll ab un beansprucht die Sondervergünstigungen für Vertriebene, NS-
Verfolgte sOWIl1e diejen1ıgen für die Landwirtschaft. Anschaffungen 1
Halbjahr erhalten die volle, diejenıgen 1m albjahr die Jahres-



abschreibung. Man wIıird ferner transitorische ktive und Passive SsOwle
rückständige Steuern un vielleicht auch Delkredere-Posten un: Abschrei-
bungen auf Debitoren einsetzen. azu kann INa  — noch die Lıieferanten
überprüfen un alle ausstehenden Rechnungen anifordern.
Es ist VOTL em wIicht1g, daß die eistungen und jeferungen
Zwıischen den teuerlichen und sSsteüerireljen Betrı]ıieben
des Kloster estlos erfaßt un!: mit den richtigen eträgen eingesetzt werden.
Von Nachteil ıst aber, daß el (ım Gegensatz den offentlich-rechtl:  en
Körperschaften) ILUI die Selbstkosten berüucksichtigt werden koöonnen. Hier
kommt viel auf 1ne eNduU«C Buchführung während des Jahres d die QUS-
nahmslos alles notiert Aushilfen V  - Klosterangehörigen 1ın den steuer-
pflichtigen Betrieben, eparaturen durch Klosterhandwerker (Tis  er,
Schlosser, Elektriker D a Fahrten des OS{IEeTs mit Pkw Oder Lkw für den
Betrieb, dazu die usgaben für TOM, Wasser, CGas und Heizung, die jefe-
I1uUungen der Klosterküche, des Gartens und der Landwirtschaft, dıe Überlas-
SUNG vVon Gebäuden un Gebäudeteilen USW,
Da oft schwer wird, die richtig einzuschätzen, empfiehlt
sich für TOM, Gas un: Wasser der Einbau VO:  } Zwischenzählern. Fur die
Berechnung lege Inan die normalen Preise zugrunde un! mache dann einen
Gewinnabschlag, der Klosterbetrieb mit Gewinn arbeıte Be!l den
Raumkosten berücksichtige INa  - auch die anteiligen Zinsen, Grundsteuern,
Abschreibungen, Heizung, Licht, Wasser, Reparaturen, Versicherungen un!
Verwaltungskosten.
Fuür dieim Betrieb tätigen Klosterangehörigen WIrd INnd  v die
Selbstkosten einsetzen; ın Bayern ist aiur eın Betrag VO monatlı 300,—

für mannliı Angehorige gestaittet. In diesem Betrag sind die Kosten für
freie Station, Altersversorgung, eidung, Krankheit un! rlaub d., auch
alle Ausbildungskosten eingeschlossen. Bei steigenden Lebenshaltungskosten
Un: bei größeren Ausgaben wird INa  y diesen Betrag überschreiten dürfen;
allerdings mussen die höheren Selbstkosten Jjeweils nachzuweisen ein.
Die Körperschaften des Offentlichen Rechts r f Stelle dieser Selbst-
kosten 1  e e erechnen; Tür diese wird allerdings VO Finanzamt
dann Lohnsteuer verlang: Do  Q da die Körperschafts- un Gewerbesteuer Zux
eit wesentlich höher liegen als die Lohnsteuer, kann diese Berechnung von
ariflöhnen ın der ege als vorteilhaft empfohlen werden. nders waäre

allerdings, wenn eın Betrieb ehr viele Lehrlinge beschäftigt; diese kann
na  —j dann mit einer auschale VO:  » monaitlı 300,— einsetzen.
Jlele en en Zeitschriftenverlage und für ihre Zeitschriften iıne
große Zahl VO  - Förderinnen un Förderern, die ihre TbDeıit regel-
mäßig und ohne Bezahlung verrichten. Man könnte daran denken, wenigstens
den wichtigeren dieser elfer regelmäßig einen normalen >  c n 1
zahlen un: sS1e dann bitten, diesem dem loster — nicht aber dem Betrieb!

für kirchliche wWwe: (z Priesternachwuchs) ZU[I erfügung tellen
Für diese Forderer. ware 1ne Nebeneinnahme bis 8300,— jährlich
einkommen- DZzZw. lohnsteuertfrel. Man könnte sS1e auch VO Zeitschriftenver-
lag aqQus als sogenannte „

1} behandeln; dann erhielten S1e die
Zeitschrift (wie {i{wa der uchhändler die Bücher) eigenem ertirl]ıe
ermäßi  em Preis un der Gewinn ginge wieder das Kloster Umsatz-
steuer j1ele ın diesem erst bei einem ahresumsatz VO  v 83000,—
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Der Verlag noch den Vorteil, daß für seıne Lieferungen
seine Agenten NUufLr 1%/0 Umsatzsteuer zahlen mMu. (statt SONStT 0) Manch-
mal besteht uch die Möglichkeit, die Zeitschrift als „geme1innuütz1ig” ganz
steuerfrei ekommen

Die Gewinnberechnung der ‚„„‚Betriebe gewerblicher Art“
bei Körperschaften des öffentlichen Rechts.

5 D } kıt ist hiler nicht das Kloster oder der Ordensverband, SOIMN-

dern der e An y el Dies hat ZUIX olge, daß zwıschen dem Betrieb
und dem Kloster DbZzZw. Ordensverband vertragliche Vereinbarungen wIıe
zwischen remden Betrieben statthaben können.
Der wird bel diesen Betrieben gewerblicher Art ebenso erechne
w1ıe oben untier NT. gesagtl; do!  Q. ergeben sich daraus ein1ge wesentliche
Unterschiede, da hiler der Betrieb, ıcht das Kloster Steuersubjekt ist.
Es dürifen deshalb die 117 Betrieb tätıgen Ordensangehörigen h-

bezahlt werden:; s brauchen nicht NUTr die mit 300 , — pauschalierten
Selbstkosten angesetzt werden. Eventuell dürifen oga Pensionsrück-
stellungen für früher 17 Betrieb atıg Ordensangehörige gebildet
werden. Für die Tarıflohne muß allerdings iın der ege ohnsteuer gelei-
stielt werden.
Bei den S dürfen der oben erwaäahnten Selbstkosten NO -

mal üblıche angesetzt werden, W as praktisch 1ne Verzinsung des
Eigenkapitals edeutel; dazu kommen dann noch die laufenden Kosten, wıe
Ööffentliche ebuhren (Grundsteuer), Reparaturen, Abschreibungen. Daraus
wächs eın großer Vorteil gegenüber jenen Osiern, die nicht Örper-
chaiten des öffentlichen sind un praktis ihr Eigenkapıita nicht
verzinsen dürifen: denn die Mieteinnahmen ind beim Kloster als Vermö-
gensverwaltung körperschaftssteuerirel.
Es dürfen a E  E n Q  ı8} VO: Betrieb das Kloster gezahlt WeTl-

den : diese ind ebenz£{Zalls als Vermögensverwaltung beim Kloster körper-
steuertfrei Allerdings verlangt die Finanzverwaltung, daß ıne gewi1sse
Mindestkapitalausstattung {üur den Betrieb vorhanden sel. Und
WäaTl gilt als sSo. das Kapital, das der Betrieb bel seiner TÜüNdung erhal-
ten hat. Es ist dies gleichsam sSeıin TUund- und Stammkapital. Die KOrTper-

kann also den ewinn abschöpfen. Bei Neuanschalifungen, besonders
bei solchen, die den Betrieb vergrößern, kann un! soll die Körperschaft
Schulden machen;: deren Zinsen gehen dann Lasten des Betriebes In 1e-
se Punkte soll iNnd  - bel Meinungsverschiedenheiten mit der Finanzverwal-
LUung nicht nachgeben.
Der Betrieb dari 5 0/9 des ew1inns Oder 20/9 der Summe aQus msatz und
Löhnen als e ans Kloster, für 1T‘ wek-
ke, abiuhren.
Es sel ausdrücklich darauf hingewiesen, daß die Finanzverwaltung auch
bei „vermileteten eDauden und Gebäudeteilen den ersuch machen koöonn-
t J diese Räume als Mindestkapital des Betriebes betrachten Es ıst
deshalb qu(t, sich fur sSo nach einigen naheliegenden Vergleichs-
objekten ın der freien umzusehen. Es g1bt etirleDe mit Millio-
nenumsatzen, die ın jıeie wohnen. Bei den Mieten wird gut sein, s1ie
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Berichtigung
Im Aufsatz
‚„Die Körperschaftssteuer bei Orden und ordensähnlichen Ver-
bänden‘‘ (1 Jahrgang der ORDENSKORRESPONDEN Nr
4/ 5), mu{ C  6S 1m vorletzten Abschnitt auf Seıte 110 heißen:

„Der Betrieb darf 5 0/0 des ewınns der der Summe aus$s

Umsatz und Löhnen als steuertfreie Spende ans Kloster, tür
kirchliche Zwecke, abführen.“‘
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VOo: eiınem Fachmann chätzen lassen; gewerbliche Mieten etitragen olit
das 1elfiache VO  Hy Wohnraummieten, was beım nsatz Naiurliı Von großer
Bedeutung 1st.
Land- und Peorstwirtschaft ist bel den Körperschaften des Offent-
ichen grundsätzlich körperschaftssteuerifrei, auch dann, N mehr
als 0/9 der Erträge außerhal des steuerifreien Sektors umgese(tzt werden.
Es ist daher immer sehr vortelı  aft, wenn UÜberschuüsse aQus diesem Bereich
erarbeitet werden.
Zu diesen O e&  E der Ööffentlich-rechtli  en Körpers  aft Del
der Berechnung der Körperschalftssteuer (und der Vermögenssteuer, VO  - der
sie auch für ihre gewerblichen eirleDe befreit ist) kommen allerdings noch
einıge Nachteille
eLieferungen  esBetriebes die Körperschaft durien nicht

Selbstkosten, sondern mussen S& erechne werden
wıe bei Lieferungen Fremde el kann INa  - Rabatte gewähren; Eıin-
SPAIUNGECEN (z Fehlen der JITransportkosten) kommen ebenfalls dem Klo-
ter zugute.,
Vor em dürfen ds  N der einzelnen eirlebDe
einer Körperschaft des Offentli:  en nt

e  ‚e Il. Es kann 1so vorkommen, daß das Kloster für
den einen Betrieb un! dessen (ew1inn Steuer zahlen muß, während eın
derer gleichzeitig große erluste bringt. nders als bei den Klöstern, die
nıcht offentlich-rechtli: Körperschaften Sind, kann eın usglei VO  — Ge-
wınn un Verlust nıchtl erfolgen. Darum wird gelegentlich als vorteilhafi-
ter betrachtet, wenn das Kloster n1ıC| Offentlich-rechtliıche Körpers  aft ist
Faktisch ber dürifte sich dieser Mangel 1U selten auswirken. Man kannn
näamlich, jewinne und erlusie verschiedener eirliebDe auszugleichen,
evtl mehrere PeirıJ]ebe einem Betrieb 7zuüusammen18as-
S €e . Das BFH-Urteil VO 1956 1äßt dies jedoch Nur Z wWenn die
Betriebe In einem ınneren wirtschaftlichen Zusammen-«-
hang stehen. Das rteil spricht VO  3 einem „CNgeEN inneren wirtschaf  t-
ichen usammenhang“”, worunter iıcht eın echnischer Zusammenhang Vel-
tanden ist. Es können er nıcht 1UI Malzerel, Brauerel un: Gaststätte,
sondern auch erlag, Buchhandlung un!: Devotionalienhandel e1N-

gefaßt werden. Die Finanzverwaltung ze1ig die Tendenz, den wirtschalt-
en Zusammenhang mıiıt dem echnischen gleichzustellen; dıes Der ıst
unbegründet.
Wenn mehrere etiriebe E e  e verpachtet sind, sSind die-

Verpachtungen nach dem FH-Urteil VO 1939 als E Betrieb qge-
werblicher Art zusammenzufassen. INa  j verschiedene Betriebe eınes
Klosters dadurch zusammenfassen kann, daß INa  g s1e {wa ın die {s-
form einer mbH kleidet dem wec daß erluste un ewıinne dQdUuUS-

geglichen werden können, ıst eine ungeklaärte Trage (vgl Maliler,
rundlagen Uun! TODIeme der Klosterbesteuerung, Berlin 1959, 120 i}
Die erpachtung eines gewerblichen Betrıebes ist ın der
ege. nıcht steuerfreie ermOÖgensverwaltung, sondern E  e 1
tige Betriebsverwaltung gewerblicher Art Doch wäre ın die-
sem dienlich, das nNnventar den Paächter verkaufen un TUN:!
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und en mit den Gebäulichkeiten vermieten;letztere Vermieiung wäre
sicher steuertfrel.
Zur Klärung der besonderen Fragen hinsichtlich der Körperschaftssteuer ist

ıIn jedem notwendig, daß das Kloster sich eines kundigen Steuer-
eraters bediene

Kraflfahrzeugversicherung
Von Cellerar brecht agner OSB., St Ottilien

Aus der großen Stoffüulle der Kraftfahrzeugversicherung sollen ein1ge Ge-
1eie kurz dargeste werden. Zuerst ist die ede VO:  - den einzelnen Ver-
sicheTuNngszweigen, soweit s für NSeIie Verwaltungsprax1l1s notwendig
erscheint. Im eil werden dann einige Teilfragen behandelt

Zweıige der Kraftfahrzeugversicherung
Haftpflichtversicherung

In Deutschland und einer €el. anderer Länder ist die Haftpflichtversiche-
Tung für Kraftfahrzeuge obligatorisch. In der Bundesrepublik wird eın
ahrzeug erst dann erkehr zugelassen, wWenNnn das esiehen einer
ausreichenden Haftp{flichtversicherung nachgewiesen ist. Der Versicherer
ist verpflichtet, über die Zulassungsbehörde die Stillegung des Fahrzeugs

ewirken, wenn Versicherungsschutz icht mehr gewährt werden könnte
Bei Fahrten 1Ns Ausland empfiehlt sich ZUF Vermeidung Von ‚wierTig-
keiten un unnötigen Kosten sehr, sich vorher die grune Versicherungskarte
des UK-Verbandes zu beschaffen Diese internationale Versicherungskarte
erhält INa  - beim Agenten seiner Versicherung kostenlos, sofern 1ld sich fUur
Personenschäden bis ZU 250 Q!  Y  — versichert hat, mıiıt Gültigkeit His z  -

Tage, für den die Versicherung nOoch bezahlt ist. Diese grüne arte muß
INa  j also immer wWw1  eder eINeUeEeTN lassen. Die arte ist auf elite VO: Ver-
sicherungsnehmer, 1Iso nıcht VO.  J irgendeinem Fahrer, unterschreiben.
Die Mindest-Versicherungssummen für die ulassung des Fahrzeugs

100 000,—etragen für Personenschäden
für Sachschäden 000,—
für Vermögensschäden 000,—.

Jedermann S1e aber ein, daß 1ne Summe VO  } 000,— fr Sachschä-
den eute €l!| erreicht DZW. überschritten werden kannn Denken WI1IT NUur

den Totalschaden eines großen Personenwagens, VO.  - Omnibussen oder
Lastwagen und Lastzügen gäarl nicht reden. Bei letzteren geht auch E
die Ladung. Auch die Summe VO:  x 100 000,— für Personenschäden ist
gär ıcht schwer Z erreichen und ZU überschreiten, wenn einen
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Unfall VO  =) mehreren Personen miıt nachfolgender Invalidi un gesetZz-lichen Versorgungspflichten für Angehörige en. Nach Abs der
Allgemeinen Bedingungen für die Kraftverkehrsversicherung bilden
dıe vereinbarten Versicherungssummen die öchstgrenze für die Leistung
des Versicherers bei jedem Schadenereignis.
Es ist Iso unbedingt empfehlen, wenigstens die Deckungssummen
250 000,— 000,— 000,— wählen, noch besser ber 500 000,—
100 000,— 000,— Seit dem ist die Versicherungssumme für
Sachschäden ın uje un auf D/9 der Summe f{ür Personenschäden ] -
hoht worden, während s1e früher LU 10 %/0 davon ausma  M wıie das eute
noch bei der Deckungssumme 100 000,— Tüur Personenschäden der Fall
ist. Versichert INa  — Iso eute die Personenschäden miıt 000,—-,
rel die ecke bei Sachschäden bis 000,—-: versichert INa  - ber
die Personenschäden miıt 500 000,— beträgt die SUumMMe fur Sachschä-
den J: 100 000,— Diese Summen dürften doch wohl immer aQduU5-
Teichen.
Die Prämie steigt nNatiurlı: nicht 1 Verhältnis der Deckungssummen. Die
Mehrprämie gegenüber der gesetzli  en Mindestsumme ist Jar nıcht be-
deutend. Die olgende ufstellung g1bt 1Nne ers1 für die gebräuchlich-
sten Fahrzeuggrößen.

e1l-
Deckungssumme 500 250 000 100 000 as

225 216Jahresprämie TÜr 196
Opel-Rekord 270 259 235
55—90 345 330) 300
W-Combi 308 294 280
Opel-Caravan 308 294 280

Dazu kommen naturlı noch die 5°/oige Versicherungssteuer un: dıe Jge-
ringen ebuhren des Versicherers. Die Versicherungsprämien ınd noch ab-
Solu fest, sollen jedo!| ab 1962 jeder Versicherungsgesellschaft über-
lassen werden, die dann ihre Pramien fes\tsetzt und VO.  b der Aufsichtsbe-
hörde 190088 noch gutheißen 1aßt.

Il Teil-Kaskoversicherung
eckt die Haftpflichtversicherung Schäden, die Dritten durch die chu des
Versicherungsnehmers oOder eiıner mıtversicherten Person entstanden sind,schützt die asKo- oder Fahrzeugversicherung VOIL Schäden, die el1ge-
Nnen Fahrzeug un dessen Zubehör entstehen Da die Vollkaskoversicherungauch bei Selbstbeteiligung elatıv teuer ist, wiıird sie VO  } Klöstern wohl nicht
oft gewählt werden. Aber die eil-Kaskoversicherung ist doch dringendempfehlen Die Prämiensätze finden sich ben ın der Aufstellung ın der
etzten Spalte. Dadurch erübrıgt sich die Versicherung der Fahrzeuge ın der
Mobiliar-Feuerversicherung.
Die Teilversicherung ist 1n d ADs d —C und Abs un! AKB geregelt.Seit dem 1a ist der Versicherungsschutz nicht un wesentlich verbessert
durch den Einschluß VO:  } Schäden durch urm, agel, Blitzschlag un: ber-
schwemmung un! VO.  - ruchschäden der Verglasung. Diebstahl, aub un
Unterschlagung SOWwIl1e Schaden infolge unbefugten Gebrauchs durch betriebs-
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fremde Personen fallen unier die Versicherung. Auch anden gekommene
elıle, die 1 Fahrzeug untier Verschluß gehalten oder ihm befestigt -
ren, werden ersetzt.

Kein ahrzeug sollte hne eil-Kaskoversi:  erung sein.
Bei Fahrten 1Ns Ausland, Haftpflichtversicherung nicht obligatorisch ıst
wıe n ın talien, sollte mMan doch überlegen, ob INa  y nicht ine kurzfristige
oll-Kaskoversicherung abschließt. Die Mindestdauer ist eın ona afiur
ind 1590 der Jahrespramıle entrichten, bel einem VW 16,50 bel
eiNer Selbstbeteiligung VO:  j 800,—; ö1,—" ohne Selbstbeteiligung.
ESs muß eben UVO gut überlegt werden, ob ein Totalschaden aQus eigener
as<_.‘ae bezahlt werden könnte.

IIl Insassen-Uniallversicherung
Für die Insassen eines Kraitwagens, ausgenOMm angestellte Kraftfahrer
und Beifahrer, kann ine Unfallversicherung abgeschlossen werden. Die
Prämie beträgt derzeit für je 1000,— 1 Todestiall 0,90, ]e
1000,— Kapitalszahlung bel Dauerfolgen 0,90, je 1 00,-— Heilkosten

2.35. jJe 1 ,— Tagesgeld 2,90 Diese Praämien gelten beim Pau-
schalsystem, wenn näamlich die eistung für ıne geschädigte Person gleich
ist der Versicherungsgesamtsumme geteilt durch dıe nzahl der Personen,
die sich 1 Augenblick des Unfalls 1m ahrzeug befunden en.
Dieser Versicherungszweig wird durch die Gesellschaften ehr propagiert.
Doch kommt ihm praktis: NUur dann Bedeutung Z nn eın Untfall ohne
jedes erschulden einer Person zustande kam (Gefährdungsprinzip) oder
wenn der Schuldige bel einem Untfall scelbst Schaden omMm: bzw. wenn

ersonen geschädigt werden, die den chuldigen gesetzlichen Unterhalts-
anspruch a  en ONns kann vielleicht en Vorteil noch darın gesehen WEeI-

den, daß die Unfallversicherung ohne Prüfung der Schuldirage sofort zahlen
muß, während Ina.  y auf ıne Schadensregulierung durch die Haftpflicht unter
mständen länger arten muß Freilich dar{i INa  D dann nıcht doppelte Ent-
schädigung erhoiften. Sowelt die Unfallversicherung geleistet hat, gehen eti-
waige Ansprüche ıne Haftpflichtversicherung auf s1e über
In unserem Bereich scheint der Insassen-Unfallversicherung keine el-
mäßige Bedeutung zuzukommen. Eher könnte Md.  - dıe Berufsfahrerver-
sicherung füur die angestellten Kraftfahrer denken, eren Prämiıen allerdings
merklich er sind.

Gepäckversicherung
Diesen Versicherungszweilg behandeln WIT gen der '  en Bedeutung
für Raum hier nicht. Die Bestimmungen finden s1ch ın

Einzelfragen
Berechligte Benützung eines remden Kraft[  ug

Wir sprechen nıer NUur VO.  » der e e  E Benutzung eines remden
ahrzeugs. Die Zustimmung des Fahrzeughalters annn unmittelbar oder
mittelbar urch einen andern erechtigten Fahrer mit Vollmacht der Wei-
tergabe Dritte), schriftlich oder mündlich, ausdrücklich oder stillschwel-

114



gend gegeben SeInNn. Ist INnd  = sıch für einen Schadensfall seınes Mannes nıcht
S Galız sicher, lasse Ina  } sich die ma ZU[1I Benützung des Wagensauf alle schriftlich OoOder doch VOI zuverlässigen Zeugen geben
Zu beachten ıst auch Abs 2 a) AKB, wonach das Fahrzeug Nnıcht
andern als 1m Vertrag angegebenen Zwecken verwendet werden darfi. Bei
Privatwagen darf 1so iuür dıe Benützung höchstens eın bescheidener Un
kostenbeitrag für die Benützung geleistet werden, amı gewerbsmäßigeVermietung ausgeschlossen bleibt ons wird der Versicherer VO:  J derLeistung irel. Die reinen Betriebskosten darf der Benützer naturlı In
jedem all tTagen.

Haftpflichtversicherung: Der berechtigte Fahrer ist nach $Abs AKB mitversichert. Die Versicherung muß Iso gegebenenfallseinen VO bere:  tigten Fahrer verursachten Schaden bis ZUT Höhe der
vereinbarten Deckungssummen ubernehmen. aturlı gelten auch für
den berechtigten Fahrer die Ausschlüsse nach A AK  w
Die Insassen-Unfallversicherung gılt In gleicher Weise,
We das ahrzeug VO. berechtigten Fahrer gelenkt WI1TId.

5 In diesem un. herrschen 1m allgemeinen etiwas
VerIrwWOTNTIEeN! Begriffe, soweıt sich eın vollkaskoversichertes Fahr-
ZCUG handelt Ein solches ahrzeug glaubt INld.  — bedenkenlos enutzen
können. Es gelten folgende Grundsätze:

Schäden benutzten Fahrzeug, die eın erschulden voraussetzen,
also reine Betriebsschäden, die sachgemäßen Fahrens vorkom-
InNenN, WI1Ie Reifenschäden, Achsbruch, können dem Fahrer nicht aDn gE-lastet werden.
Der Benützer muß jedo: fiür jeden Schaden eintreten, der durch Sein
Verschulden ZzZustande kam, auch bei 980808 el fahrlässigem Ver-
halten. ET muß Iso den vorıgen Zustand wiederherstellen, eiwa
nach den Regeln der Kaskoversicherung 1n AK  w Darüber hiınaus
ist verpflichtet, 1m Bedartisfall auch für eın Ersatzfahrzeug waäh-
rend der Reparaturdauer SOTgen, unter Umständen den Ver-
dienstentgang des Halters entschädigen. Für Ersatzifahrzeug un!
Verdienstentgang des Halters omm die asko-Versicherung n]ıemals
auf.
Dem Halter des Fahrzeugs gegenüber ist eın etwalger Kasko-Ver-
sicherer verpflichtet, einen durch den berechtigten Fahrer entstan-
denen Schaden ersetizen, Wenn durch eın VO  - außen wirkendes
Ereignis nach Maßgabe VO  - U  U Abs 1 d) verursacht wurde.

—T Auf TUN! VO  z des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) gehen
Ansprüche des Halters, die ihm dus dem SChadensereignis
Dritte Zzustehen also in NNserm Fall den berechtigten Fahrer),
insoweit auf den Versicherer über, als den Schaden erseizt hat.

Ea Hat der alter gegenüber dem berechtigten Fahrer auf seine An-
sprüche verzichtet, wird der Versicherer insoweit VO.:  - se1iNer
Leistung gegenüber dem alter irel, als VO.:  > dem berechtigten
Fahrer Ersatz erlangen können ($ 67 VVG)
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Der Ersatzanspruch des Versicherers reli ebenso weit wıe der AÄAn-
spruch des Halters Wenn auch der angestellte Fahrer seinem Herrn
gegenuüuber 198588 grobe Fahrlässigkei vertreten hat, weil seine
Tätigkeit VO vornherein als gefahrengenelgt gılt, haftet doch der
gefälligkeitshalber zugelassene Fahrer auch schon für geringe Fahr-
lässigkeit.

Aus dem esagten ergibt sich das gewaltige Risiko, das INnd.  3 bel Be-
nutzung eines tremden Kraftfahrzeugs auf sich nımmt.
Es ıst eute 1' daß ()rdensleute VOI em 1n den Ferien Kraftfahrzeuge
VO'  z erwandten und Bekannten benützen. Solange nıchts passlert, ıst
es gul Wer aber T für einen Schaden ein, der durch erschulden der
rdensperson einem remden ahrzeug entstanden ist?
Can 536 un! CC gibt die LOsung. Hat iıne Ordensperson mit feler-
en elubden mit Erlaubnis der ern ıne Verpflichtung eingegangen,

halftet aIiur das Kloster Eichmann-Mörsdorf, Kirchenrech 19 eılte 507,
verstie unter den obliıgatıones 1n Ca.  - 536 erbindlichkeiten dQus Ver:-
tragen und ergehen. Erlaubt 1s0 der ere seinem Mönch die Benutzung
eines Temden Kraftfahrzeugs, hat einen etwaigen Schaden das Kloster

ersetzen. andelt sich jedo! 1ne Ordensperson miıt einiacnen
elubden oder Ü einen Angehörigen einNner religiosen Genossenschaf mıit
bloBßen Versprechen, haftet der Erlaubnis de ern für die rein
prıvate Benutzung eines temden Fahrzeugs lediglich dıe genannie
Person miıt ihrem prıivaten Vermögen. Hat der ere überhaupt keine KT-
aubnis erteilt und konnte s1e auch nicht präsumiert werden, haftet auch
für einen Regularen nicht das Kloster, Canl 536
SO ist nach dem Kirchenrecht. Doch ist ehr efürchten, daß ein ge-
schädigter Lale 1n jedem VO.: Kloster Ersatz erwaritien wird, wWe1n

auf andere Weise nicht seinem echt kommen kann. Vielleicht könnte
seinen Anspruch be1ı Gericht icht das Kloster urchsetzen. Auf

alle wird der Laıe aber 1Nne moralische Verpilichtung des Osiers
voraussetzen. Er wird ın der ege auch 117 gute: Glauben sein, selbst wenn

der ere seinen Untergebenen die Benützung TemMder Fahrzeuge aQus-

drücklich untersagt hat.
WwWill sich das Kloster VOTLr Schaden schützen, dann bleibt wohl n]: anderes
übrig, als den Ordensangehörigen ZUI strengen Pflicht machen, daß sie
sich Benützen 1nes fremden Fahrzeugs VO. alter des ahrzeugs oder
einem ausdrücklich hierzu bevollmächtigten Dritten 1ine Erklärung eiwa

folgenden nhalts geben lassen:
1 Die Benützung des hinreichend N  u bezeichneten Kraftfahrzeugs wird

dem ausdrücklich (im In- Uun! uslanı ohne Entgelt (gegen ber-
nahme der reinen Betriebskosten) gestatitel.
Das Kiz ist ordnungsgemäß Haftpflicht versichert un befindet
sich ın betriebssicherem Zustand
Der Überlasser verpflichtet sich bei einem Schadensia [Ür die An-
sprüche Dritter aufzukommen, die die Versicherungssumme übersteigen
ollten
Der Überlasser stellt den Benützer ausdrücklich VO  - jeder aftung für
Schäden seinem KiIiz und den amı verbundenen NKosien un: Ver-
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mOgensnachteilen Ireı un verzichtet 1iNnsoweit gegebenenfalls auch auf
die Entschädigung seıtens einer asko-Versicherung.

Wahlweise könnte INnd  y den Ordensangehoörigen vereinfifachend auch die
Verpflichtung auferlegen, VOT Benutzung e1nes Tremden Fahrzeugs VO
Eigentümer die Erklärung verlangen, habe ausdrucklich davon ennt-
N1ıs q  3 daß das Kloster des Benutzers keinestfalls für Iirgendwelche
Schäden Qus der Benützung dıeses KIz Dann haftet allerdings der
Ordensangehörige gegebenenfalls mıiıt seinem Privatvermögen.
Sicher wırd die 1ıne derartige Tklärung OT Antritt e1ner
manchen en Freund nachdenk]1:ı stimmen. anche wiıird wohl dann
ausiallen Will sıch ber das Kloster VOIL vielleicht sehr empfindlichen Schä-
den schützen, bleibt kaum eın anderer Weg übrig.
Es darf noch angefügt werden, daß die Praxis der Versicherer 1m allgeme:i-
ne  - TOLZ der sich klaren echtslage 1U bel grober Fahrlässigkeit uüuck-
gr1 auf einen bere  tigten Fahrer 1ımmt. hat der Bundesgerichtshof
noch mit Urteil VO' (veröffentlicht 1 euts  en u:10re 59,
187) ntschieden „Beschädigt der berechtigte Fahrer das ahrzeug, haftet

dem Eigentümer gen schu.  after Beschädigung. Besteht ine asko-
versicherung, kann der Kaskoversicherer den Fahrer Rückgriff
nehmen, soweıt den Eigentümer entschädigt hat. Der Umstand, daß eın
Fahrer den agen eines anderen unentgeltlich als dessen Beauftragter
ährt, rechtfertigt für sich allein noch nıcht die Annahme eines Haftungs-
ausschlusses f{ur einfache Fahrlässigkeit, un: ‚Wäal auch nicht, soweit
sich um Schäden handelt, die VO  } e1Ner Kasko-Versicherung gedeckt Sind.“
Also 1Ur ein angestellter Kraftfahrer braucht einfache Fahrlässigkeit nıcht

vertreitien, wohl haftet ber dafür, wWelr gelegentlich aus Gefälligkeit ohne
Entgelt den agen 1m Interesse des igentümers
Die Kloöster werden also 1Ur dann sicher gehen, wWenn s1e dıe obige Tk1äa-
1UNG 1 einen oder andern Sinn ordern Ist Pr einmal ein Schaden ent-
standen, ist die Freundschalft In der ege Ende

IL Der „Mitiah der die „Gefälligkeitsfahrt”.
Hier handelt sich die itnahme eines ekannten oder auch eiınes
unbekannten „Anhalters“* aQus UTE Gefälligkeit, gleichgültig, ob das
fallig geschie oder ob die eigens dazu unternommen wird. FEın
bescheidener Beitrag den reinen Betriebskosten ist unschädlich, befreit
also den Versicherer nicht VO  } seliner Leistungspflicht. 1e. oben bei der
Einleitung ZUr Behandlung der Tage der Benutzung eines Temden YTaft-
fahrzeugs. bDer cdıe sogenannten eweglichen Kosten Del eıner eigens
ternommenen hinauszugehen, düurite nicht ratsam SeIN.

Es gelten folgende Grundsätze
Für 1nNne beförderte Person en die Gefährdungshaftung nach
Straßenverkehrsgesetz. Der 1957 18134  < eingefügte U“ 8a dieses Gesetzes
estimmt, daß InNnd  j Tüur ıne mıiıt Kraftfahrzeug beförderte Person NUuI
haftet, wenn sich ıne entgeltliche, geschäftsmäßige Beförderung
handelt. Diesen Umstand en wIr jedo status quaestion1s e1gens
ausgeschlossen.
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Für die beiforderte Person haftet der Fahrer DZw. alter auch schon bei
eichtem Verschulden.

C) Dıese Haftung aQus Verschulden WIrd innerhalb der vereinbarten Dek-
kungssummen VO cder Haftpflichtversicherung übernommen.
Die Haftung aus erschulden, auch fuür grobe Fahrlässigkeit, kannn bel
der rTeinen Gefälligkeitsfahrt 1m vorhinein ausgeschlossen werden. Je-
doch ıst bei Jugendli  en große Vorsicht Platze Willenserklärun:-
gen beschränkt Geschäftsfähiger sind bis E Genehmigung durch den
gesetzli  en Vertreter schwebend unwirksam. Ist ber Tst ein Unfall
passiert, wIırd diese Genehmigung wohl kaum mehr erteilt. Bei Mit-
nahme VO  - Kindern unter Jahren hne Begleitung des gesetzli  en
Vertreters ist eın Haftungsausschluß immer unmöglich, sel denn, er
sSel eın für allemal erklärt.
Für den Haftungsausschluß ist keine bestimmte FOorm vorgeschrieben. Er
kann mundlich, schriftlich, stillschweigend se1in, wenn jemand
in eın offensichtlich betriebsunsicheres ahrzeug der einem offenbar
betrunkenen Fahrer einsteigt. wird be1 Beurteilung eines still-
schweigenden erz! immer eın strenger aßstab angewendet wWe1-
den.
Am sichersten ist der vertragliche Haftungsausschluß ın Schriftform, }  M  n
besten unier Verwendung eines Vordrucks Bei Vorlage eiınes schrift-
ichen Haftungsverzichts en beim Prozeß die Haftung
Der vertragliche Haftungsausschluß WIT. 1 der Tötung oder In-
validität des Mitfahrers auch gegenüber dessen Angehörigen, die q—
setzlı Unterhaltsansprüche ihn en
Der völlige Haftungsausschluß begünstigt VOT em die Versicherung
un: elaste den Mitfahrer unnötig.
Deshalb sollen OTdruckKe bereit gehalten werden, die 1Ur insoweit Haf-
tungsausschluß aussprechen, als Versicherungsschutz nicht besteht DZwW.
die vereinbarten Deckungssummen nicht ausreichen.
Der beim ADAC ın Blocks Stück für erhältliche Vor-
TUC lautet

Vertragliche Haftungsbeschränkung
bın damit einverstanden, daß ıch ım Kraftfahrzeug mit dem poli-

zeilichen Kennzeichen auf eigene Gefahr un eigenes
Risıko mitgenommen werde, soweit {wa mir zustoßende Unfallschä-
den durch die gesetzliche Halftpflichtversicherung oder 1Nne eiwa ab-
geschlossene Insassen-Un{fallversicherung nıucht gedeckt sind.

Verz] ausdrücklich für mich un dıe IMIr gegenüber unterhalts-
berechtigten Personen, den iz-Halter, den Kiz-Führer oder andere
Personen, für die der alter Oder Führer eintreten müssen, gen
irgendwelcher, auch grobfahriässig herbeigeführter Uniallschaden In
Anspruch nehmen, sowelil diese Personen nicht durch eine Ver-
sicherung gedeckt ınd oder die nsprüche die Versicherungssummen
übersteigen.

V den
(Unterschrift des Halters oder Führers) (Unterschrift des Insassen)
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Es ist unerläßlich, das Formular VOL bernahme des Fahrgastes unter-
schreiben lassen. Nach eingetretenem Schaden unterschreibt nlemand
mehr.
Es ist bedenken, daß 1Ne etwaige paus  ale Insassen-Unfallversiche-
Tung für die einzelne Person weniger eıistet, wenn die ahl der Insas-
se  } vermehrt wird.

m) Alle diese Bemerkungen gelten 1UT für die zivılrechtlich Seite des
Schadens Für die strafrechtlichen Folgen e1ines Unfalls gibt keinen
Haftungsausschluß. jemand allein mit seinem agen einen
Baum, bleibt SIrallos Hat jedo einen solchen Gefälligkeits-
passagler verleiz oder getotet, wIrd angeklagt un esira

SO sozlal 1so auch die Mitnahme VO  y Anhaltern sSeIn IMNaC, eın Risiko
bleibt immer, nicht zuletzt auch gen der Gefahr, bei Aufnahme VO
Unbekannten ıne schwere Gefahr für igentum und Leben heraufzube-
schwören. In einsamen egenden un: VOL em nachts wird Inada  —y für
n]ıemanden anhalten, den Ina  y nicht enn

1IL. Schadenersatz für Verdienstaustfall eines unfallgeschädigten
Ordensangehörigen.

ilhelm Masnitza Spricht 1n seinem Refiferat (Ordenskorrespondenz 1960
NT. 93 59) über die Ablehnung eines nspruchs auf Entschädigung VO.  -

Arbeitsentgeltsausfall eines Ordensangehörigen bei Verkehrsunfall Fın
nı  er Fall ereignete sich in der el St. Ottilien Im folgenden coll
gezeigt werden, w1ıe doch schließlich 1ne Entschädigung für Verdienstaus-
fall erlangt wurde.

Tatbestan
Ludger Breindl OSB, Konventuale der Erzabtei St. ıliıen, selinerzeit

fast Jahre alt, wurde durch eindeutige eines Tad-
ahrers verletzt, daß etiwa Monate arbeitsunfähig WäarTr Monat
JahNz, Monate etiwa 0/6, also Monate ganz
Die auf TUN! dieses Unfalls entstandenen Nnsprüche gen Heilkosten,
Krankentransport, Schäden eidung wurden rundweg anerkannt; auch
Schmerzensgeld WaT durchzusetzen (da Schmerzensgeld nicht abtretbar ist,
kann HUT 1m Auftrag des Unfallgeschädigten durch das Kloster vertreten,
nicht In eigenem Namen beansprucht werden; er sind Auftrag un
Vollmacht des Ordensmitglieds der Versicherung vorzuweisen). wierig-
keiten entstanden 1m vorliegenden Fall gen der Vergütung des Arbeits-
ausfialls

Stellungnahme der Versicherungsgesellschaft
Die Versicherungsgesellschaft machte geltend, daß NUur e  e
Schaden vergütet werde; Ausnahmen bestunden UTr gemä d 844, 845 BGB
der Ersatzpflichtige habe eerdigungskosten, Unterhaltspflichten Dritten
gegenüber UuUSs übernehmen. Es könnten also NUur gesetzliche Ansprüche
befriedigt werden. Das Verhiältnis des Paters seinem Kloster sei PT1-
vatrechtlicher atur.
Außerdem abe Ludger keinen Schaden seiner Arbeitsunfähig-
keit erlitten, da ihm die Versorgung durch das Kloster 1n gesunden und
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kranken agen zustehe. Das Kloster habe } Schaden
litten Dies ge jedenfalls für den Entgang der Einnahmen, die Ludger
ohne Untfall dem Kloster erbracht Dıies ge auch 1Iur die Versorgungs-
leistungen, welche das Kloster dem Ludger während der Monate se1iner
Arbeitsunfähigkeit gewährt habe: denn das Kloster mMUsse dem atltier Un-
erhalt eisten, galnz glei| ob arbeitsfähig der arbeitsunfähig sel

6 Entgegnung:
ESs wurde hingewiesen auf das Trteil des BGH VO 1956 VI
140/55 (Koblenz) wonach Lohnfortzahlung nach ö 616 BGB, ul HGB
der 133 Abs ewO auf chadensersatz gen Unfallschädigung nicht
angerechnet werden könne (das Trteil ist veröffentlicht ı1n NJ  S 1956

1473 {f.) Dem Urteil lag iolgender Tatbestand zugrunde Der Angestellte
einer Firma Wal überfahren worden un konnte en keinen Dienst
machen. Gesetzlich WaTl ehalt weiterzuzahlen. Schadenersatzanspruch
gen Verdienstentgang wurde unachst mıit der Begründung, das Gehalt sel
weiterbezahlt worden, abgelehnt; der Arbeitnehmer habe keinen Schaden
erlitten, da sein Dienstherr ohnehiıin ZU1I Weiterzahlung des Lohnes 1m
Krankheitsfall (auch bei Verkehrsunfall verpili  et gewesen sel Der Bun-
desgerichtshof ents  1€e: iın etzter nstanz, daß diese gesetzliche Verpflich-
LUNg des Dienstherrn keiner Besserstellung des ScChädigers führen ürle;
denn der Dienstherr habe aQus {ürsorgerischen Gründen, nicht den Schä-
iger entlasten, weiterbezahlt Der Schadenersatzanspruch des Tbeit-
nehmers gehe insoweit auf den Dienstherrn über, als Gehalt für die eit
der Arbeitsunfähigkeit gen Unfall weiter bezahlt wurde,

Erwiderung der Versicherung:
Die Versicherung ıderte: Der Ordensangehörige sel weder TDeliter
noch Angestellter; Lohn oder Gehalt werde ım nicht bezahlt; habe le-
diglich Änspruch auf VOo. Verpflegung Un! Unterkunifit, gleichgültig ob
arbeitsfähig Oder arbeitsunfähig sel Das erwähnte Urteil mache ausdrück-
lich eine usnahme für den Fall, daß der Verletzte eın Beamter ist. „Es
wIird dabei besonders auf die CNgeE Bindung zwischen dem Beamten und
dem aa hingewiesen. Ein Anspruch des Staates aQus der Dienstunfähigkeit
eines Beamten anläßlich eines nialles ist 1ın diesem Urteil ausdrücklich
nicht anerkannt worden. Diese usnahmebestimmungen kannn unseIiel MeIl-
NUuNng nach 1mM des ater Ludger Breindl gegenüber der losterver-
waltung verstarkien Maße angewendet werden. Der ater ist dem
en auf rund des Gelübdes verpflichtet un: besteht doch hier ine 1el
CNgETE Bindung als Zzwischen dem aa und einem Beamten. uberdem
und das möchten WIT immer wıeder betonen bezieht Breindl In
keiner Form Entgelt. Der ihm zustehende Unterhalt muß, wıe bereits @]I -

wähnt, gewährt werden, ohne Rücksicht auf Arbeitsfähigkeit Oder -unfähig-
el

e) Weiteres orgehen des Klosters
Das Kloster er age VOT dem Amtsgericht ıchach übDer „DVeutischer
Automobilschutz“ Rechtsschutzversicherung. Zur egründung wurde
darauf hingewiesen, daß bei Ludger ein 0O’g © Verhältnis bestehe
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wıe Zwischen Dienstherrn un Angestellten. Das Kloster leiste den Ge-
schädigten den anzen Unterhalt, empfange aber VO.  D diesem, solange
arbeitsunfähig sel, keinerlel eistung. Ludger se1ine Ansprüche
das Kloster ab Die Ansprüche wurden auf 300,— PTO ona beziffert,
weiıl dieser Betrag steuerlıch als Wert des Unterhalts eines Ordensmitglieds
anerkannt sel Ein Kloster c@el kein 1 das für iıne estimmte ahl VO  >
Insassen esie Mittel ZUI Verfügung habe, deren Beschaffung un HET-
haltung die Insassen nichts beizusteuern TauU'  en Im Kloster vıel-
mehr die Gemeinschalit den einzelnen; jeder Ausfall eines einzelnen belaste
die anderen. Dies VOL em bei kleinen klösterlichen Gemeinschaften
besonders klar Zzu

Verhalten der Versicherung:
Wenige Tage VOIL der gerichtlichen Verhandlung eza die Versi  erung

6000,—. Eine nähere Stellungnahme gab die Versicherung nicht mehr ab
Sie weigerte sich allerdings, Zinsen un Kosten zu ezahnhlen, da Sich
eiınen erglei handle Das Kloster gab sich icht zuirieden und drohte
die Weiterverfolgung der Klage a dann eza. die Versi  erung au!
noch Zıinsen und Kosten.

Knı e
Wenn die Versid1erufig schließlich nachgegeben hat, ist dies möglicher-
welse darın begründet: 1957 erging das Beamtenrechtsrahmengesetz

667), dessen die ufhebung des bisherigen 168 un die
infügung VO:  - Ta  U 37a des Bundesbeamtengesetzes nach sich ZOG,
daß nunmehr gılt WeNn eın Beamter verleiz Ooder getotet wird. geht der
gegenüber dem äadiger bestehende Ersatzanspruch auf den Bund über,
sowelılt während der Dienstunfähigkeit Dienstbezüge oder 1 der
Ruhestandversetzung Versorgungsbezüge geleistet werden. Der bisherige
S 168 BBG 1Ur estimmt, daß beil eistung VO.  - Versorgungsbezügen
der Schadenersatzanspruch insoweit auf den aa übergehe. amı ist die
nsıicht VOo  z Reinicke (NJW 1956 bestätigtl, der ın seiliner (r Z

rtei des BGH VO' 1956 die Meinung VvertrıtL, daß entgegen den
Ausführungen in der Urteilsbegründung dem aa Ersatzansprüche den
ädiger auch zustehen müssen, WenNnni der aa Dienstbezüge einen
arbeitsunfähigen Geschädigten bezahlt.

Schluß
Wegen der Häufigkeit VO  - Unfällen, besonders Verkehrsunfällen, werden
äahnliche Vorkommnisse, vielleicht mıit wesentlich höheren Schäden, 1MMeI
wieder auftreten und die Arbeitsunfähigkeit eines Ordensmitglieds Degrun-
den Solche nsprüche sollen auf alle verfolgt werden. Im vorliegen-
den Casus ist eigentlich bedauerlich, daß gen der Nachgiebigkeit
der Versicherung keiner gerichtlichen Entscheidung kam. Da der Streit-
wert nliedrig und die Prozeßkosten durch den DAS gesicher I, ware
aus Grundsatzgründen eın gerichtl!'  er Entscheid jenlicher geweSen.
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Rechtsprechung
Unfallschaden eines Ordensmannes

Ein UOrdensgeistlicher erlitt auf einer Straßenbaustelle einen schweren Un-
1all mı! dem Motorrad, OVO. nachhaltige körperliche SChädIgung und
Beeintrachtigung seiner Arbeitskraft davontrug. urch gericht!!  €es Urteil
WOarT der Baulirma und ihrem Vorarbeiter D3 der chu. dem Ordensgeist-
ichen 1/3 zugesprochen worden.
In einem chadenersatzprozeß, welchen der Ordensgeistliche die
Baulirma und ihren Vorarbeiler anstrengtle, wurde IN IT1 Nnsliunz fiolgen-
des _Urteil gefallt
Urteil des Zivilsenats des Oberlandesgerichts Bamberg V, 1959
Aktenzei:  en ayreu

Urteil
Die Anschlußberufung der Beklagten wird zurückgewiesen.

II Auf die erufung des Klägers wird das Urteil der ZiyE  ammer des
Landgeri  ts ayreu VO. pri 1959 ın abgeändert, daß die
Beklagten den Kläger weiıtere 3977,12 ne 4 9/0 Zinsen seit

MaärTz 1958 als Gesamtschuldner zahlen en
II Im übrigen wird die erufung des Klägers zurückgewiesen.

Von den KOosten des Rechtsstreits en die Beklagten 7/10 und der
Kläger 3/10 iragen.
Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.

T atbestand
Der Kläger er i 1954 auf der Landstraße zwischen UnN!| einen
Verkehrsunfa. egen des dus diesem Unfall entstandenen Schadens hat

durch die age VvVo: 1955 die Beklagten Nn chadensersatz iın
Änspruch genommen, und ‚Wal zunächst mit folgendem ntrag:

Die Beklagten werden gesamtverbindlich verurteilt, den Kläger
51,67 ne 4 97 Zinsen aus VO: 1955 bis 1955,
ferner aus 51,67 1955 ezahlen.
Die eklagten werden gesamtverbindlich verurteilt, dem äger ein der
ohe nach ın das Ermessen des CGerichts gestelltes Schmerzensgeld nebst
49/0 Zıinsen hieraus eit 1955 ezahlen.
Es wird festgestellt, daß die eklagtien gesamtverbindlich dem läger
en weiteren aus dem Verkehrsunfa. VO: 1954 entstehenden
Schaden erseizen en.
Die Beklagten en gesamtverbindlich die Kosten des Rechtsstreits 2
tragen.
Das Urteil ist eventuell Sicherheitsleistung vorläufig voll-
streckbar.
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Den ntrag Zifter nat sodann nicht weiılter geltend gemacht, ohne
auf den Spru verzichten (BI 142, 144 un! 159 () 155/55).
Das Gericht ma den Partejen 1957 folgenden Vergleichsvor-
S  ag

Zahlung eines chmerzensgeldes durch die Beklagten in Hohe VO.  v
000,— unter Zugrundelegung eines Ausgangsbetrages VON
000,— belı Verschuldensteilung 1;

hilfsweise Zahlung einer lebenslänglichen ente VO  z monailı 60,—
beginnend ugust 1957 untier Zugrundelegung einer mittleren
Lebenserwartung des jetz Te en Klägers VO:  } Jahren und
eiınes Kapitalendwertes des Schmerzensgeldes VO.  b 000,— VO.  >

461 ‚— pCI 1989
Im Termin VO| 1957 schlossen die Parteien sodann folgenden w1-
derruflichen ergleich:

Zur Abfindung des SChmerzensgeldanspruchs des Klägers aQus dem Un-
fall VO 1954 zahlen die Beklagten als Gesamtschuldner den
Kläger den Betrag VO. 000,—
Von den bis eute bereits entstandenen weiteren Unfallkosten tTragen
die Beklagten als Gesamtschuldner Z Jedoch höchstens 1 000,—
VO  y denen 1 200,— bereits bezahlt iınd.
Mit der Erfüllung dieses Vergleiches sınd samitiı gegenwärtigen und
zukünftigen Ansprüche des Klägers aus dem Unfall VO August 1954
ausgegli  en.
Die Kosten des Rechtsstreits tTragen die Beklagten.
Beide Parteien en das Recht, diesen Vergleich durch Einreichen eines
Schriftsatzes bis späatestens eptember 1957 widerrufen.

Der Kläger hat den Vergleich wıderrulfen 155 () 155/55).
Das Gericht erheß sodann 31 1957 folgendes Endurteil

Es wird festgestellt, daß die Beklagten verpflichtet SINd, gesamtverbind-
lıch dem Kläger en zukünftigen, ihm Qus dem Verkehrsunfal VO.

1954 entstehenden Schaden ersetzen.
Die Beklagten werden gesamtverbindlich verurteilt, den Kläger eın
Schmerzensgeld VO.  } 9 600,— ne 4 9/9 Jährlichen Zinsen eıt dem

1957 zahlen.
Im übrigen wird die age abgewiesen.
Die Beklagten haben gesamtverbindlich die Kosten des Rechtsstreits

Lragen, 1mM übrigen Täg siıe der Kläger.
Das Urteil ist für den Kläger 1Ne Sicherheitsleistung VO  — 500,—

vorläufig vollstreckbar.
In diesem Urteil hat das Gericht olgende Feststellungen getroffen:

ZU Schmerzensgeld:
Dagegen erschien billig, mit Rücksicht auf die Tatsache, daß die Be-
klagten 1ım Hinblick auf die Versorgung des Klägers ın der Klostergemein-
scha gen dessen Erwerbsminderung icht 1n Anspruch
werden, dies bei der Höhe des Schmerzensgeldes ahngemessen eTru:
sichtigen.
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Bezüglıch der Hohe des Chmerzensgeldes erscneın der Kammer der bereıts
VO. Einzelrichter vorgeschlagene Betrag VO  3 000,— unter eru  -
sicht1guUng des Mitverschuldens des Klägers 1/3 angeMe€ESSC. uUn! Q us$s-

reichend.
. . Feststellungsanspruch:

Der Kläger findet ofifenbar ın seiner klösterlichen Gemeinschaft, wı1ıe VOT

dem Unfall, die vVo Versorgung, auch wenn 61, wıe ekunde hat,
klösterlichen en nicht 1 vollen Umfang eilnehmen un! auch icht
gleichen Umfang wıe VOI dem Unfall at1ıg seın kann, un obwohl U1 -

sprünglich einer anderen Ordensprovinz gehört hat. Gleichwohl ist die
Möglichkeit nıcht miıt hinreichender Sicherheit auszuschließen, daß durch
die Anderung irgendwelcher mstande eZwungen wird, en des n{fall-
chadens die Beklagten einmal ın Anspruch nehmen. Die noch vorhan-
denen Unfallfolgen rechtfertigen aher, das Rechtsschutzbedürifnis für
den erhobenen Feststellungsantrag bejahen und diesem stattzugeben.
egen das Urteil ist VO.  - keiner e1te ein Re  smittel eingelegt worden.
Es i1st 11 1958 rechtskräftig geworden.
M iıt der agqe V O IN 195838 begehrte der Kläger VO  - der Be-
klagten weiteren Schadensersatz Verdienstausfall und Behandlungs-
kosten Er tellte folgenden Antrag:

Die Beklagten werden Gesamtschuldner verurteilt, den Kläger
6 650,91 ne 4 %/ Zinsen hieraus eıt MAärTz 1953 ezahlen
Die Beklagten en gesamtverbindlich die Kosten des Rechtsstreits
tragen.
Das Urteil ist evtl. gegen Sicherheitsleistung vorläufig vpllstreck—
bar

Die Beklagten beantragten Abweisung der age, vorsorglich aten sie
Vollstreckungsschutz,

Wegen des Parteivorbringens 1m einzelnen wiIird auf den der Schri{ft-
sätze ezug MeEN.
Das Landgericht hat nach durchgeführter Beweisaufnahme mıiıt Urteil VO.

1959 die Beklagten als Gesamtschuldner ZUr Zahlung VO:  - '
ne 4 9/0 Zinsen ab 1958 verurteilt un 1mM übrigen die age ab-
gewlesen. Es hat dem Kläger 8/9 und den Beklagten 1/9 der Verfahrens-
kosten auferlegt un! das Urteil Sicherheitsleistung für vorlä  19  -
vollstreckbar erklärt. Es hat ZUr egründung ausgeführt:
Der Kläger sel 1V egi  er Wenn auch 1n der Ablegung des TITmuts-
gelübdes bürgerlich-rechtlich 1ne Zessi1ion künftiger Forderungen den
en erblicken sel, sel doch der Kläger ZULXC TOZE.  TUNg durch
den en ermä!  19
Die Rechtskraft des Urteils VO: 31 1957 sie. dem Klageanspruch icht
entigegen. Soweit dort die age abgewiesen worden sel, habe sich das L1LLUFr
auf das Drittel der Schäden bezogen, das der äger nfolge seines Mit-
verschuldens selbst tragen habe Sie habe sich nicht auf den est-
stellungsanspruch bezogen, soweıt Ersatzansprüche bis TIa des
Urteils etiroilen habe, denn das Gericht se]l davon dQuSgegandgen, daß außer
dem Schmerzensgeld weiıtere Ansprüche nicht erhoben würden.
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Wenn auch In dem ersten rteil NUuFr 1Ne Feststellung für die zukünftigenund nıcht für die In der Vergangenheit liegenden Ansprüche getroffen WOT-
den sel, selen die hiler geltend gema  en, 1n dıe eit VOT dem TIa
des Urteils tallenden Ansprüche doch nıcht verjährt. Die Verjährung sel

lich en weiteren Schadens unterbrochen worden.
1Nsoweit durch rTrhebung der age auf Feststellung der Ersatzpflicht bezüg-
Infolge seiner Erwerbsheschränkung sSe1 dem Kläger un: nicht dem en
durch den Unfall eın Schaden entstanden Es werde ihm ‚Wäal nach WwWI1Ie
VOL VO  J dem en Unterhalt gewährt, darauf koöonnten sich die Beklagtennicht berufen Es sSe1 jedoch unter Berücksichtigung der InteressenlageZwischen Schädiger, Geschädigten un! dem en prüfen, 1eweit ıne
Anrechnung der Drittleistung berechtigt sel Auf jeden Fall mache sich der
Kläger 1m Kloster nutzlich und entilaste die übrigen Patres Diese Tätigkeitsel anzurechnen un: aiur ein Betrag VO  — monailı anzuseizen
Der Kläger mMUsSse sıch auch nach Ireu un! Glauben, nach den für den
Wesgtfall der Geschäftsgrundlage entwickelten rundsätzen einen eıil des
ihm rechtskräftig zuerkannten Schmerzensgeldes auf diesen Anspruch -rechnen lassen. Denn bei Bemessung der Hohe des ScChmerzensgeldes sel
das Gericht VO'  } der offensichtlich auch für den Kläger erkennbaren nna
[11€ qQus  angen, daß weitere Ansprüche gen Verdienstausfalls nıcht
geltend gemacht werden. Dieser Betrag werde auf geschätzt. Die
Rechtskraft des Urteils stehe dem nicht enigegen. Die erufung auf eın
alsches Urteil verstoße TIreu und Glauben
Unter Zugrundelegung e1ines Kaplangehaltes vVon bzw.
un! unter Anrechnung VO.  >J 70,— für die vVon: Kläger noch geleistetenDienste und eines Betrages VO  - 4 000 omm das Landgericht dem
Ergebnis, daß für den hier geltend gemachten e1traum eın Verdienstaus-
tall icht mehr entschädigen €]1.
Für arztliche Behandlung, Medikamente, Reisekosten un: MeßS8ßstipendienhat jJedo die begehrten Beträge zugesprochen.
Gegen dieses o 1959 verkündete, dem Kläger 1959 ZUYE-
tellte Trteil egte dieser 11 1959 fu eın un begründete G1E

1959 Er beantragt, das angefo  ene Tteil, soweit die age ab-
gewlesen wurde, aufzuheben und die Beklagten ZUT Zahlung VO  g weiteren
5 937,11 nebst 4 9/9 Zinsen hieraus eit 19538 verurteilen. Fuür
den all einer Zurückweisung der Berufung bittet Vollstreckungs-UT7Zz
Er Tag z Begründung VO Es sel ihm ein Schmerzensgeld von600 rechtskräftig zuerkannt worden. Eine Verrechnung e1InNes e1ıls die-
565 Schmerzensgeldes auftf den Jetz' geltend gema  en materj:ellen Schaden
erstobe die Rechtskraft des Urteils Die Verrechnung eINes imma-
terjellen Schadens mit einem materı2ellen sel auch echtlıch unmoglich. Die
Grundsätze über den Wesgtfall der Geschäftsgrundlage selen auf eın rechts-
kräftiges Urteil überhaupt nicht anwendbar. Im übrigen sel das rteil,
wenn ihm 9 600 Schmerzensgeld zugesprochen habe, angesichts der
Schwere der Verletzungen nicht Uunrichtig. Wären ihm NUTr 5 600
Schmerzensgeld zugesprochen worden, dann das Urteil angefoch-
ten. Er habe deshalb auch icht die Unrichtigkeit des Urteils gekannt un!



besondere msftiande, die seın Verhalten als sittenwidrig erscheinen lassen
könnten, selen nıcht gegeben ET habe das Urteil nicht erschlichen und dem
Gericht auch keinen nla der Annahme gegeben, daß keine Scha-
densersatzansprüche mehr tellen werde: 1 Gegenteil, habe 1m VorT-
prozeß schon auf den Verlust der Kaplanstelle hingewiesen un! gen der
materıjellen Schäden einen Feststellungsantrag gestellt.
Bei der Bemessung des Schadens gen Verdienstausfalls komme nicht
darauf d wıe sich seine Erwerbsbeschränkung 1 en ausgewirkt habe
Maßgebend sel vielmehr, daß nfolge der Verletzunag seıinen Beruf nicht
mehr ausüben könne. Seine Arbeitskra sel jetz glei null und könne
daher nicht mit 1m ona ewerie werden. Seine Bezüge als Kaplan
habe ganz verloren.
Die rechtskräftige Abweisung der age beziehe sich UTr auf 61n Drittel
der Schäden, 1 übrigen se1l die Urteilsformel nach den Gründen auszule-
gen Wenn das Landgericht den geltend gema:  en Feststellungsanspruch
bejaht habe, dann bedeute „zukünftiger“ Schaden „&.  er weiterer“ Schaden.
Die Verjährung sel durch rhebung der age unterbrochen worden:;:
habe s1e Nn1€e zurückgenommen, soweit der Feststellungsanspruch In Betracht
komme, 1 übrigen habe s1e innerhalb der 6-Monatefirist erneut erhoben
Wenn auch kirchenrechtlich ZUX Armut verpflichtet sel un!' seinen Ge-
haltsanspruch den en abgetreten habe, sel dies bürgerlich-rechtlich
ohne Bedeutung. Der Gehaltsanspruch sel In seiner Person entstanden und
amı auch In seiner Person der Schaden Fr habe infolge des Unfalls se1ne
kinkünifte verloren un deshalb sel auch der erglei mit en Beamten,

den das Gehalt weitergezahlt werde, nicht mödglich. Auf die freiwillige
Unterhaltsleistung des Klosters könnten sich die Beklagten soweni1g berufen
WI1Ie der Schädiger eines minderjährigen Kindes, das VO  ” seinen Eltern Un-
erhalt beziehe 843 Abs BGB ge auch hier.
Die Beklagten legten 1959 Anschlußberufung ein. Sie be-
antragten, die Berufung des Klägers kostenpflichtig zurückzuweisen und die
age ıIn vollem Umfang abzuweisen. Im Fall einer Verurteilung bitten s]1e

Vollstreckungsschutz. S1e tragen 5 Begründung ND I

egen die jetz geltend gema  en nsprüche werde der Finwand der
Rechtskraft erhoben. Das erste rteil habe festgestellt, daß er zukünf-
iger Schaden zZu erseizen sel un 1 übrigen die age abgewiesen. Nach
dem Sprachgebrauch darunter nıicht der ıIn der Vergangenheit,
VOL dem rteil enisiandene Schaden. Das ergebe sich auch aus den
Gründen des Urteils, das ewu für die Vergangenheit das Feststellungs-
ınteresse verneınnt un die age insoweit abgewiesen habe
spruch für die eit nach der etzten Verkündung des Urteils Das abe ZUI
Dem Grunde nach festgestellt sel auf jeden Fall 1Ur der Schadensersatzan-
Olge, daß über die jetz erhobenen Ansprüche auch dem IUn nach
noch zZUu enscheiden e1.  ®
Die Verjährung sel wohl unterbrochen worden durch die Feststellungs-
age Sie ge ber infolge Rücknahme der age, die darin liege, daß der
Kläger NUT auf Ersatz des weiıter entstehenden Schadens geklagt un diesen
ntrag jeweils wiederholt habe, für den Zeitabschnitt bis ZUuUr. etzten münd-
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lichen Verhandlung als zurückgenommen. TOFZ rhebung der Klage
Z 1958 selen die VOTI dem 195 entstandenen Ansprüche Vel-

jähr
Die Anrechnung der 4 000 auf den materlellen Schaden S11 echt
erfolgt Der Kläger habe n1ıe behauptet, daß gen des Unfalls einen
Verdienstausfall habe ET habe durch Verschweigen des Bestehens mate-
jeller Ansprüche bei Gericht einen Irrtum erregt und dieses auf dem lau-
ben gelassen, daß selbst Wesgtfalls der Kaplanbezüge N seiner
Versorgung In der klöosterlichen Gemeins  aft keinen Verdienstausfall e1-
leide und geltend mache. Auch aQus dem Vergleichsvorschlag des Gerichts
habe ersehen, daß ihm nach Auffassung der Beteiligten en maierijeller
Schaden nicht erwachsen sel. Er habe nıchts elan, diesen Eindruck rich-
Ug tellen Er habe erkannt, daß ıhm ein er Schmerzensgeldbetrag
NUur nfolge des VO:  - ihm selbst erzeugien Irtums des Gerichts TO-
chen worden sSel un sSe1] für einen Ordensgeistlichen besonders VOeI-
werflich, WEeNN diesen Irrtum N ausnutze un sich auf die Rechtskraft
der unrichtigen Entscheidung berufe die Beklagten innerhalb der
Rechtsmittelfrist darauf hinzuweisen, daß noch erhebliche materielle An-
sprüche für die Vergangenheit tellen werde, habe die Rechtskraft des
als unrichtig erkannten Urteils abgewartet, die Beklagten miıt seinen
weiteren nNnsprüchen überraschen.
Der Kläger selbst sel nicht geschädigt, seine ermögenslage VOTI und nach
dem Unfall unverändert. Er werde ın der Klostergemeinschaft entl-
sprechende Dienstleistungen versorTgtl. Seinen Gehalt habe der en eI-
halten, der als Drittgeschädigter keine Nnsprüche geltend machen un:!
er auch den Kläger ZUIXI Prozeßführung nicht ermächtigen könne.
Der Kläger leiste jetz die Tbeit eines Ersatzpaters. Der Wert dieser ArT-
beit sel mit her ger1ing angesetzt.
Übergeben wurde VO  — dem Kläger eın Te1iben VO' 1957 (BI 114)

Entscheidungsgründe
Die Berufung des Klägers ist statthaft, form- un: iristgerecht eingelegt und
begründet worden un: er_I zulässig. Das gilt auch für die nschlußbe-
rufung der Beklagten. Die Berufung des Klägers auch ZU. eil Er-
folg, nicht dagegen die nschlu.  erufung der Beklagten.
Die Aktivlegitimation des Klägers ist bejahen Der Kläger ist Ange-
höriger des Ordens Uun! hat als solcher bei SEeINEeTr endgültigen Auf-
nahme In den en uch das f{eierliche Gelübde der ImMU abgelegt.
Dieses Gelübde ist der ireiwillige Verzicht des Religiosen auf Privateigen-
ftum zugunsten der klösterlichen Gemeinschaft es WwWäas Vermögens-
werten besitzt, ist emeingut des erbandes ET verliert Wal ıcht die
Fähigkeit, durch Rechtsgeschäfte, enkung der erwerben:
wWwWäas aber erwirbt, erwirbt dem Kloster bzw. bei einem Mendikanten-
orden dem päpstlichen (can. 5831—582 CIC; vgl ferner Eichmann,
Kirchenrecht, Aufl Band 495 If; Hanstein, Ordensrecht 165) Diese
Unfähigkeit, 1NEeEUeE uter für sich erwerben, ist ber NUur irchenrechtlich
VO Bedeutung. Nach bürgerli  em echt ist der Ordensangehörige rechts-
und erwerbsfähig. Er kann Eigentum unbeschränkt erwerben und übertra-



gen Sollen dus der egung der Gelübde zivilrechtli UnN! ich-
ten hergeleite werden InNnUuUSSeN S1e durch besonderen privatrecht-
ichen Vertrag für den bürgerlich rechtlichen Bereich wıirksam gemacht
werden (can 581 vgl ferner Hansteıin 316 z Das echt der

Meurer, Derkatholis  en en und ongregatiıonen Bayern 141
exX un das ayer Staatskirchenrech 47) Fuür das
estiehen solchen besonderen Vereinbarung 1s! VO  } den Beklagten
nichts vorgetragen
Das Landgericht hat der egung der Gelubde bürgerlich echtlich 1ıne

Abtretung künftiger orderungen des Klägers seiıinen en gesehen
(janz abgesehen davon, daß die fejerliche Profeß 1Ur kirchenrechtliche Be-
deutung hat nach ihrem anzZenN 11n un WeCc sich darauf auch be-
chränkt un deshalb ZUI TZEeUgUNGg bürgerlich-rechtlicher Wirkungen e1in

besonderer sa erforderlich Wale, warTe 1Ne solche ession er
künftiger Forderungen dieser allgemeinen Form Nn ihrer fehlenden
Bestimmtheit Oder Bestimmbarkeit auf jeden Fall unwirksam Eine Ie-
LUNg künftiger Forderungen ist wohl möglıch ber die Rechtsgrundlage der
Forderung muß bereits ausreichend bezeichnet werden daß die orde-
FunNng auch individuell esiimm:' werden kann ufl Anm
E 398 T0*F Staudinger, Q  o Auflage Anm d  7K 308 Palandt Aufl
Anm Uun!: U  U 398} Eine Verpflichtung des Ordensangehörigen, Se112

künftiges Vermogen dem en übertragen, Wäalke ebenfalls ohne recht-
liıche Wirkung ($ 310 BGB)
Die Aktivlegitimation des Klägers ann auch nicht miıt der Begründung be-
en werden, habe O h nforderung das Kloster abgetreten
(janz abgesehen davon, daß 1DNe€e so Abtretung gen $ 400 RGB L1UTr
den durch F7} 850 ZPO gezogenen TeNzen möglich warTe, macht der Kläger

nicht ıne Lohnforderung, sondern 1N€e chadensersatzforderung gen
erminderung SC1INeT Erwerbsfähigkeit gem 843 ’BGB geltend Daß diese
nOoch nicht feststehende orderung schon OIqUS se1inen en abge-
treten hat ist VO'  - den Beklagten nicht behauptet ganz abgesehen auch
hier VO:  - der rage ihrer Abtretbarkeit (vgl 850 ADs Ziffer ZPO
Palandt a.Ö0 Anm Y  ö 843 un:! Anm & 400) ESs bedartf deshalb
nicht der VO Landgericht gewählten ONSITIU.  1073 VO  v dem en
stillschweigend erteilten Ermächtigung ZUT Prozeßführung durch den K13-
Jgel, wobel noch en Wale, ob dann der Kläger nicht auf eistung den
en klagen HMLUSSEN.

Eine andere Tage ist e ob der Kläger nfolge der inderung sSec1iNe

Erwerbstätigkeit Schaden erlıtien hat, den ihm die Beklagten als
Schadensverursacher ersetzen en Sie bestreiten solchen Scha-
den mı1 der Begründung, der Kläger sSse1 nicht Lohnempfänger gewesen,
sondern der rden, un! der wirtscha  ichen Lage des Klägers habe sich
nfolge des Unfalls nicht geänder‘ denn werde nach wWI1e VOT VO'  z dem
en versoTrgt Dieser und icht der Kläger SsSe1 geschädigt
Der Kläger ist als ÖOrdensgeistlicher der Seelsorge atıg Er wurde nach

uskun des Generalvikariats VO 3 19538 (BI auf
oTrS  ag des ÖOrdensprovinzlal auf cdie Stelle Kaplans der Pfarrei
berufen ET wurde 1Iso w1e jeder andere Geistliche mM Kaplan ernannt un:
amı eın Dienstverhältnis Ööffentlich-rechtli  er atur dem Oberhirten
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begründet (vgl Eichmann a.a.Q© 447) Das Zusammenwirken zwischen
en Uun!: Oberhirten entspricht der Regelung 1im kanonischen echt (can.
476 Ö Als nhaber dieser seit 1937 errichteten Kaplanstelle wıird
auch der Kläger durch das Bischöfliche Finanzam VO Biıschof besoldet
Wie bei der Ernennung e1InNes Beamten erfolgt die Auszahlung der Bezüge
auf TUn einer Kassenanwelsung das Bischoöfl Finanzamt. Der Kläger
un nicht der en hat Anspruch auf die Vergütung eines Kaplans, die
besoldungsrechtlich MNau geregelt ist (vgl Eichmann a.a.Q0© 447)
Zwischen Orden und Oberhirten ist vertraglich I11LUT estimmt, daß der Or-
den die Pfarrei verwesti. Alles andere olg den gleichen Bestimmungen
wWwI1e bel der Besetzung einer Kaplanstelle durch einen gewöhnlichen e1ist-
lichen. Es ist nicht iwa vereinbart, daß der en seinen Geistlichen dem
Oberhirten als Arbeitskra gleichsam auslel. un aIiur bezahlt WITrd.
Daß der Gehalt tatsächlich nicht den Kläger, sondern mıiıt seinem Fın-
verständnis das Kloster überwiesen und dort ıIn einer gemeinsamen
Kasse verwaltet wurde, entspricht dem Ordensgelübde Un ıst bürgerlich-
rechtlich als InNne Abtretung der Gehaltsforderung durch den Kläger
seinen en anzusehen bzw. als 1ne Tmachtigung die Finanzkasse,
den Gehalt aufend den en auszuzahlen. un! 1n welchem Umfang
das echtlich wirksam ist, kann hier auf sich beruhen Auf jeden Fall ist
1Ne so. Zession ohne Einfluß daraurf, ob der Kläger durch 1Ne inde-
Trung seiner Erwerbsfähigkeit einen Schaden erleıde Die ente nach 843
BGB ist eın besonders gearteter Schadensersatz Tüur dQus VEICGANGgECNET Dr>-
sache 1n der Zukunft erwartende e1le Maßgebend sind dabei die
körperli  en, wıe die Berufs- und Erwerbsvexrhältnisse des Verletzten Der
Schadensersatz wIird geleistet für den Verlust der Arbeitskraft, allerdings
1m Rahmen des nach den Verhältnissen anzunehmenden wirklichen wirt-
schaftlichen eıls, der den Verletzten nfolge des Unfalls getroffen hat
GRK Anm Un!| x 843 898) Äuch WenNnn der Kläger seıne
Gehaltsforderung den en abgetreten hat, 1nNe Abtretung, die 1m
übrigen mit der Einstellung der Gehaltszahlung durch den Bischof und -
erweitigen Besetzung der Kaplanstelle jede Bedeutung verloren hat, hat

einen nspruch aQuUs d  A 843 BGB un nicht der rden, der als Zessionar
infolge der Zahlungseinstellung ebenfalls, aber NUur miıttelbar geschädigt
ein mäaQg.
ÖOÖhne Einfluß auf die Schadensersatzpflicht der Beklagten ist auch, daß
der Kläger die Einkünfifte als Kaplan nicht für sS1ch behalten un sich bel
ihm durch den Unf{all, wirtschaftlich betrachtet, nichts geänder hat, weiıl

nach wı1ıe VOT VO  - dem en versorgt WITd. Rıchtig ist ZWAüäT, daß die
Zubilligung einer ente nach N  Q 843 BGB einen - Vermögensschaden, 1Iso
iıne Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage Vvoraussetzt un: daß sS1e
den wec hat, den Unterschied Zwiıschen dem Zustand VOT un nach dem
nfall auszugleichen (Staudinger Anm C  C 843 BGB) Wer Iso
VO  } den Einkünften se1ines VermOögens bisher gelebt un: VOo  z seilner Er-
werbsfähigkeit keinen Gebrauch gemacht hat un! voraussichtlich auch
künftig keinen Gebrauch machen WITd, hat durch den Verlust Se1INeEeT Er-
werbsfähigkeit keinen Schaden erlıtten. Das trifft hier ber nicht Der
Kläger bisher chon VO'  -} seiner eltskra Gebrauch gemacht
Wäar als Geistlicher äat1ig un! aiur ine Bezahlung erhalten und
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das auch In Zukunfift Daß seinen Verdienst einem anderen
zuwendet, sel unentgeltlich oder IUr 1ne Gegenleistung, un! auch ın
Zukuntift zugewendet a  e, berührt den ädiger nicht.
Ebenso ist ohne Bedeutung, daß der Kläger auch eutie ıIn gleicher
Weise W1e W dem Unfall VO  - dem en versorgt wiITrd, un wWwWarl auf
ITun: der bei legung der Gelübde und bel uinahme ın den en VO  -
beiden Seiten eingegangenen Verpflichtungen. Richtig ist ZWOül, wIie die Be-
klagten ervorheben, daß N  Y 843 Abs RBRGR den Fall regelt, daß QeTt Un-
fall fÜür die Unterhaltsleistung des Dritten adäquat ursächlich WAaäl, der
Unterhalt also VO  — dem Drıtten gen des Untalls geleistet wurde, un: daß
1es hier sich verneinen waäre. Erst recht aber kann sich der ädiger
nicht darauf berufen, dem Verletzten se1 VO:  — einem Dritten unabhängig
VO Unfall Unterhalt gewährt worden. Ist die Unterhaltsleistung keine
adäquate olge des Unfalls, dann ist fur ine Vorteilsausgleichung üÜDer-
aup kein atz Der 1nnn des Ö 843 Abs BGB ist NUL, hervorzuheben,
daß iıne solche Vorteilsausgleichung dann nicht 1n Betracht kommt,
gen des Unfalls ein Duitter Unterhalt eisten muß der eistet, sel auf
TUn Vertrages Ooder auf IUn Gesetzes. Die Vermögenslage des Klä-
gers hat sich der Unterhaltsleistung des Osiers die ihımm entgehen-
de Erwerbsmöglichkeit verschlechtert.
Es omm deshalb auch nicht, wıe es das Landgericht unier Berufung auf
BGH NJ  s 1957, 138 BG DE hat, auf ıne Prüfung der
Interessenlage a wı1ıe s1ie infolge des Unftalls zwischen adiger, Ge-
schädigtem und dem leistenden Dritten besteht. Die ewährung VO.  - Nier-
halt seitens des Ordens ıst eine adäquate olge des Unfalls, dem Kläger
fheßt nfolge des Unfalls nichts besonderes das auf ıne Vorteilsausglei-
chung hin würdigen wäre. FEs omMMmMm deshalb auch nicht darauf w1ıe sich
der Austfall des Klägers im Rahmen des ges rdens finanziell aus-

WIT. der 1 übrigen einen anderen Ordensgeistlichen für die Kaplanstelle
ZU Verfügung tellte
Es WITd auch nicht {wa 1ne ente für einen Ze‘itrauin verlangt, In welchem
der „Arbeitgeber“ des Klägers, hier 1Iso der Bischof und nicht der en
den ehalt weiterzahlte:; s1ie bezijeht sich vielmehr auf einen Zeitraum, da
jede Zahlung eingestellt und die Stelle mıiıt einem anderen Geistlichen be:
seiz Wä.  — Aus dem gleichen TUN! verbietet sich auch e1n erglei mit
der Regelung 1m Beamtenrecht ($ 139 DGB, 168 BBG d. F J vgl BG 21
120; BG  I NrT. y  d BGB) Die Bischöfliche Finanzkammer eistet
keine Versorgungsbezüge auf TUN! des Unfalls, Jganz abgesehen davon,
daß sich hier ıne gesetzliche Sonderregelung handelt, die eine ent-
sprechende Anwendung auf Geistliche verbietet, auch wenn die ellung
eiınes Beamten und Geistlichen beamtenrechtlich gesehen weitgehend über-
einstimmt.
Die Rechtskrafit des Urteils VO 1957 (3 0 155/55) ste dem hier
erhobenen SDTIU! nicht Das Landgericht 1n diesem rteil
festgestellt, daß die Beklagten verpflichtet selen, dem äger „allien -
künftigen“ Schaden aus dem Unfall ersetzen 1 I Es hat
weiter die Beklagten ZUI Zahlung eines Schmerzensgeldes verurtel.
i} II) un 1 übrigen die Klage abgewiesen 1 IIT) Im rteil selbst
ind keine Ausführungen darüber enihalten, worauf sich die ageabwei-



SUNGg bezogen hat Es kann auch dQus dem usammenhang, Qus der
Reihen{folge der einzelnen Zıiffern Urteilstenor insoweit nichts entnom-
Me  =| werden. Die ageabwelisung hat Ss1cCN auf jeden Fall auf den eil
der erhobenen nsprüche bezogen, der dem Kläger nfolge seines Mitver-
schuldens nıcht zugesprochen wurde. Das ıst unstreitig. Dafür SpIricht auch
1171 übrigen die Einleitung den Urteilsgründen, wWenn hier el die
age sel 1mM wesentilı  en begründet, denn el eklagte wurden dem
Kläger nach Maßgabe des erkennenden e1ls für den ıhm aQus dem Unfall
entstandenen Schaden haiften und treffe s1e 2/3 der chu diesem
Untall

Die Beklagten wollen die Abweisung der age auch darauf beziehen, daß
das Landgericht 1mM egensatz dem Klageantrag, der auf Feststellung
der Ersatzpflicht der Beklagten ezügli en weiteren Schadens YC-
richtet Wal, diese Feststellung 1Ur fUur den ın Zukunft entstehenden Schaden
getroffen habe, wWas sıch also 190088 auf die eit nach der etzten muündliıchen
Verhandlung bzw nach Verkündung des Urteils beziehen köonne. Die AÄAus-
führungen des Landgerichts ZU. Feststellungsanspruch weıisen wohl darauf
hin, daß ZULXI Begründung des Rechtsschutzbedürfnisses für den Fest-
stellungsantrag davon qQus  € Wäl, daß Wäal für die eit unmılLielbar
1Im Anschluß den Untftall außer dem Schmerzensgeld chadensersatzan:-
sprüche nicht erhoben werden, aber mit solchen rechnen sel, der
Kläger durch die Anderung irgendwelcher Umstände eZWUNgEN werde, die
eklagten einmal ın ÄAnspruch nehmen. Das Wal ber 1Ur e 1n TUN:
FANdE Bejahung des Feststellungsinteresses. Andererseits hat das Landgericht
abschließend das Rechtsschutzbedürfnis, wie in den Urteilsaründen el
für den erh e  E Feststellungsantrag bejaht, der sich ab  T auf en
weiteren Schaden bezogen hat Wenn sich 1ne Partei ber en weıteren
Schaden vorbehält oder insoweit sich mit einer Feststellung begnüdgt, viel-
leicht weil sie den Anspruch noch nicht beziffern kann, dann kann dies VO

Gericht, welches dieser Klageantrag gerichte ist, ebenso wI1ıie VO Geg-
NeT nicht 1in verstanden werden, daß sich dies eiwa auft die eit nach
TIa. des Urteils bezieht. er weiterer Schaden edeute hier jeder Scha-
den, der mıit dem Unfall zusammenhängt, aber Qus irgendwelchen Gründen
noch nicht ı1n Form der Leistungsklage geltend gemacht werden kann. Eine
solche Formulierung des Klageantrags kann nicht anders verstanden WEel-
den, wie wWEeNn der Kläger die Feststellung ezügli en künftigen Scha-
dens verlangt Und diesem ntrag des Klägers hat das Landgericht,
wenn auch ın anderer Formulierung, entsprochen

AÄAuch das Landgericht, dessen Berichterstatter auch dem ersten Trteil in
gleicher Eigenschaft mitgewirkt a  e, hat In dem jetzigen Verfahren „der
lageabweisung 1m übrigen“ nıcht die Bedeutung beigemessen, wWw1e sS1e die
Beklagten ihr eilegen wollen, un ausgeführt, es habe 1Ur über die 1n der
Zukunft liegenden nsprüche 1Ne Feststellung TrTeffen wollen, über die In
der Vergangenheit liegenden nsprüche Der nıcht entschieden un er
die age insoweit auch nicht abgewilesen. Dazu ist bemerken, daß
bei einer Auslegung des Urteils mit selner Gründe wIıe ] der Aus-
egung einer Willenserklärung nicht darauf anzukommen hat, Was das
Gericht innerl! gewollt hat, sondern darauf, wWas es tatsächlich erklärt hat
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un wIl]ıe das arte unter Berücksichtigung er mstande nach Ireu
un CGilauben und der Verkehrsauffassung für die Parteien verstehen
Wa  S Diese Auslegung ber dem oben bereıits ausgeführten Er-
gebnis, daß rechtskräftig 1ine Feststellung getroffen wurde 1m Sinne des
Antrags des Klägers Dieser deshalb auch keinen nla wegen Ab-
WeiIsung seiner age 1m übrigen erufung einzulegen, weil das Land-
gericht seıin Feststellungsinteresse amı begründet e, esS sel In Zu-
un mit weiteren nsprüchen bel veränderten Verhältnissen rechnen,
andererseıts ber fur die Vergangenheit un Gegenwart keine Feststellung
getroffen hat, daß solche Nnsprüche nıcht estehen, 1m Gegente!ll abschlie-
Bend den VO. Kläger erhobenen Anspruch hne ZzZeıtl Einschränkung
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklarte das Landgericht S@]1-
nerzeit das Feststellungsbegehren ezüglı der DIS ZUI etzten mündlichen
Verhandlung ın Betracht kommenden Schadensersatzansprüche ber VOeI-

neinen wollen, dann dies auch irgendwie . Ausdruck kommen
müssen, und Wäal unier arlegung der Gründe für ine so Ablehnung.
Das waäaär ber nicht der Fall.
Wollte InNnd  - ber der Auffassung des Landgerichts iolgen, dann würde
bezüglich der vorliegenden Ansprüche, soweıt s1e In den Zeitraum bis ZUr
etzten mündlichen Verhandlung (31 fallen das Urteil selbst
ist VO: 1957 und die Rentenansprüche erstrecken Ssich auf die Zeit
bis <l 1957 einer Feststellung der chadensersatzpflicht der Be-
klagten fehlen und wären se1tens des Erstgerichts weiıtere Ausführungen
dazu erforderlich GgewesSsen, Warum die Beklagten des Schadens tragen
en. Für das Berufungsverfahren würde sich allerdings 1Nne solche Prü-
fung erübrigen, da die rklärung der Beklagten, s1e würde alle Finwen-
dungen, die s1e 1 Vorprozeß ZU. Grunde des Nspruchs gebracht aben,
auch den jetzigen nsprüchen entgegenhalten, keine ordnungsgemäße Be-
gründung der erufung enthäalt. Die Verweisung auf Ausführungen ın einem
anderen Re:  sstreit genügt nicht, auch wenn die en hierüber dem (je-
richt vorliegen (Baumbach Anm. ZU 519 ZPO) Schließlich wäre, der
Auffassung des Landgerichts folgend, noch ıne Prüfung der rage an-
laßt gEeEWESEIN, ob der hıer erhobenen age der Einwand der Rechthängig-
eit entgegengehalten werden könnte Das müßte allerdings 1 erhältnis
zwischen Feststellungsklage und Leistungsklage verneint werden (Baum-
bach Anm ZU 263 ZPOÜ)
Hat aber das Landgericht seinerzeit entsprechend dem VO: Kläger gestellten
ntrag entschieden, dann sind die Beklagten verpflichtet, dem Klager 2/3
des ihm entstandenen Schadens erseizen, und inwendungen insowelt
ausgeschlossen. Dann ind aber auch die jetz erhobenen Ansprüche auf
chadenersatz icht verjährt. Sie waäaren 1m übrigen auch nicht verjährti,
We Ina  g mit dem Landgericht annehmen wollte, habe über den est-
stellungsantrag icht entschieden, soweit dieser Ansprüche betraf, die VOIL
der etzten MUN:  en Verhandlung lagen. ann wurde die Ver)jährung
jedenfalls durch die rhebung der Feststellungsklage iın dem ersten echts-
streit unterbrochen ($ 209 BGB) und diese Unterbrechung dauerte fort bis
ZUur rechtskräftigen Erledigung jenes Prozesses (S$ 211 217 BGB) echts-
kräftig ist dieses rteil seit dem 1958 un 1958 wurde
die Leistungsklage erhoben. Der Auffassung der Beklagten, durch ständige
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Wiederholung des auf Ersatz en weiıleren Schadens gerichteten Feststel-
lungsantrages habe der Kläger aulie des wel Te dauernden Pro-
Z65565$ Jeweils ezügli des VOI der Antragstellung liegenden Zeitraums
die age Zurückgenommen, kann nicht gefolgt werden Der Kläger hat
ediglı SCc1iNen der erstien mundlıchen Verhandlung gestellten ntrag
jeweils wiederholt der auf Ersatz en weıtleren Schadens dem Umfang
gerichte WAäT, w1e mıt der age verlangt wurde S5SoWwen1g WI1IEe Vel!-

p  1  e WAdal, auie des Rechtsstreits VO  — der Feststellungs- Zn  H LQl
stungsklage überzugehen, un! aQus Unterlassung {Iiwa geschlossen
werden könnte, abe age zZurückgenommen, sOWEelt die Lei-
stungsklage erheben können, SOWEN1G IMUu. hier sSe1iNenN eststel-
Jungsantrag dem Zeitablauf un iıhn iwa formulijeren, daß die
Feststellung der Schadensersatzpflicht ezügli des entstandenen un: noch
entstehenden Schadens verlange.
Vergeblich wendet sich die erufung des Klagers dagegen, daß das Land-
gericht die ihm verbliebene Arbeitskraf mıit 70,— monatlich ewerte
hat Der Kläger ist nıcht voll erwerbsunfähig Nach dem Vorprozeß C [I-

statteten uta:  en der Chirurg Univ -Klınik rTlangen VO 1957 WaTl

twa Beginn des hier Betracht kommenden Zeitabschnittes 0/9
und nde des Abschnittes 60 9/o erwerbsgemindert Diese TZLI-
licherseits festgestellte Erwerbsminderung hat ber nıcht twa Z olge
gehabt daß der Kläger als Geistlicher der ihm sonstwıe zumut-
baren Weise 1Ne Tätigkeit überhaupt nicht mehr ausüben könnte Er -
talıgt sich vielmenr aushilfisweise der Seelsorge bei Kranken un!

Altersheim ETr 1es5 Messen un predigt gelegentlich Er auch
wıeder O{iIOTITAa! Dann kann Arbeitskra icht mıt Null bewertet
werden, wenn auch keinen Religionsunterricht mehr halten un nfolge
seıner Gehörverletzung Beichtstuhl 1U beschränkt wirken kann Daß
aIiur keine Bezahlung erhäalt VO  } den Meßstipendien abgesehen, 15 Tür
die Tage, wıeweıt noch bestehende Arbeitskra: Del der Bemessung
der ente 1155 Gewicht ohne Bedeutung, WI1Ie auch nicht darauf -
OomMmMm daß SE en die Kaplanstelle mi1t anderen Geistlichen be-

hat der die bisherige rbeit des Klägers übernommen hat Er muß
dann 1Ne Beschäftigung suchen, und besteht auch kein Zweiflel daß €&

S16 bel dem herrschenden Priestermangel auch finden wird
beschränkte Arbeitskra: einsetizen kann, daß S1ie entsprechend enilohn
wird Seine 1U beschränkte Arbeitsfähigkeit hat jeden{falls keinen otal-
schaden ZUI olge Zutreifend hat das Landgericht diesem noch nutzbaren
eil der Erwerbsfähigkeit des Klägers miıt ona ewerte Wäas

{wa 1/5 seıines Einkommens als Kaplan entspricht
Die Berufungdes Klägers ber insoweit Erfolg, als S1ie sich die
Verrechnung ihm früher zugesprochenen etrages VO. 4 000 auf
die nunmehr geltend gemachte enite wendel. Er beruft sich mıiıt echt au{f
die Rechtskrait der damaligen Entscheidung, durch we ihm e11 Betrag
von Y 600 als Schmerzensgeld zuerkannt wurde, Das Landgericht
bei der Prüfung dessen, Was Sinne des T72£)  T72£) 847 BGB der Billigkeit ent-
SprTl| auch darauf hingewiesen, daß die Beklagten egen ET-
werbsminderung des Klägers In  1E auf Versorgung Kloster
nicht Anspruchgwerden, un! dies bel der Höhe des chmer-
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zensgeldes „angemessen” berücksichtigt. Diese Annahme des Gerichts hat
sS1ich als unr  19 erwlesen, denn der Kläger er alsbald nach Rechtskraft
dieses Urteils die age auf chadensersatz N Erwerbsminderung.
Die herrschende Meinung versagt e1iner Parteı die: erufung auf die echts-
Tra des Urteils, wWenn sie dieses 1n arglistıger Weise erschlichen hat, un
das wird auch VO  - den Beklagten geltend gemacht. Der Kläger hat ber
das Gericht nicht getäuscht, wenl dieses auch glaubte, werde als OTr-
densangehöriger keinen Erwerbsschaden geltend machen. achdem der
Kläger die Feststellung en weiteren Schadens verlangt un: auch auf den
Verlust der Kaplanstelle hingewlesen a  e, wenn auch 1im Zusammenhang
miıt der Bemessung des Schmerzensgeldes, WaäarTr nicht verpflichtet, die
Beklagten ausdrücklich darauf hinzuwelsen, daß gen seiner Erwerbs-
minderung noch Schadensersatzansprüche geltend machen werde. Der dem
Urteil vorausgehende widerruifliche Vergleich VO. 1957 (BI 150
sa wohl, wıe solche Vergleiche 1 allgemeinen, insofern ıne Generalbere!l-
N1gung VOT, als der Kläger IUr den bisher entstandenen Schaden einen
Betrag VO  '3 1 600,— erhalten und auf alle künftigen Ansprüche Vel-

zichten sollte Diesen Vergleich hat der Kläger ber widerruifen un el
auch auf den Verlust der Kaplanstelle un! darauf hingewlesen, daß nicht
damit rechnen sel, daß el ine solche Stelle jemals wieder erhalten
werde. Wie sich aQus dem reiben seines Korrespondenzanwalts VO

1957 (BI 114) ergibt, die nOoch erwartenden erheblichen Be-
handlungskosten und der Verdienstaustfal. der rund, den erglei
widerrufen. Wenn se1ın Prozeßbevollmächtigter dies LU  - nicht mit ljetzter
Deutlichkeit herausstellte, daß der Eindruck entstehen konnte, seine
Ausführungen über den Verlust der Kaplanstelle könnten sich auf die Be-
MESSUNG des Schmerzensgeldes ezjenen, dann kan daraus noch nicht auf
eın arglistiges Verhalten des Klägers eschlossen werden, weil diese
Unklarheit nicht beseitigte.
Auch wWenNnn eın Urteil nicht erschlichen wurde, kann sich ıne Partei unier
folgenden Voraussetzungen auf seine Rechtskrait nicht berufen

Das Urteil muß rgebnis unrichtig e1lIn.
Die Partei, die davon Gebrauch macht, muß die Unrichtigkeit des Urteils
kennen.
Es muüssen besondere Umstände hinzutreten, die die Ausnuützung eines
solchen Urteils als sittenwidr1g erscheinen lassen.

Solche Umstände ind aber nicht chon darın sehen, daß VO  - dem UrT-
teil ın Kenntnis seiner Unrichtigkeit Gebrauch gemacht wWITd. Ein Anspruch
des durch das Tteil Benachteiligten nach S  S 826 BGB ist 1Ur Galnz QusSs-
nahmsweise und NUuTr dann gewähren, wWwWenn nach den anzenN Um:-
taänden 1n besonders em Maß unbillig un geradezu unerträglich wäre,
die Ausnutzung des unrichtigen Urteils zuzulassen, daß demgegenüber
der Grundsatz der Rechtskraft ZUTIUÜ:  reten muß (BGH NET  s 1953, 826) Die
Begründung des Landgerichts, niemand könne aQus Unrecht echt herleiten,
die Berufung auf eın unrichtiges Urteil verstoße TeuU und Glauben,
trifft er in dieser allgemeinen Form nicht Z (vgl dazu auch Reinicke
NJ  s 1952,

die Voraussetzung unter zutrifft, kann auf sich beruhen iıne noch-
malıge Prüfung elr für die Bemessung des Schmerzengeldes maßgebli  en



Gesichtspunkte könnte hier sehr wohl dazu führen, daß der VO' Landgericht
ausgesprochene Betrag auf jeden Fall angemessen ware, selbst wWenNnll der
VO Landgericht angeführte Gesichtspunkt nicht berücksichtigt ‚ürde
Auf jeden Fall SInd die Voraussetzungen D) nicht erfullt Das Landgericht
g1ing In seinem Urteil VO. einem Schmerzensgeldbetrag VO  » 000,—
aQdus Es hat auch iın eiınem Vergleichsvorschlag VO. 1957 (BI 142), der
sıch Nur miıt dem Schmerzengeld befaßt, diesen Betrag zugrunde gelegt;
wIie auch 1n dem widerruflichen erglei VO 1957 (BI 150) den
Betrag VvVon 000 unter Berücksichtigung eines Mitverschuldens eigens
für den Schmerzensgeldanspruch ausgeworien a  e, unter TeENNUNG VO  —

dem sonstigen Schaden Der Kläger Walr bDer mıiıt dem OIS:  ag des Ge-
rıchts nicht einverstanden un: lJlehnte ihn mit der Begrundung ab, sel
ın seinem Fall eın wesentlıch höheres Schmerzensgeld angemessete: un der
VO' Landgericht vorgeschlagene Betrag VvÖöllig unzureichend (BI 144
In einem Schriftsatz VO 1957 (Bl. 134) eın chmerzensgeld
VO 000 bis 000 für alNYEMESSECIL bezeichnet. Wenn ihm Iso dann
eın Betrag VO:  e} 9 600 unter Berücksichtigung eines Mitverschuldens 1m
Urteil zuerkannt wurgle‚ dann konnte wohl mit g Gründen der Auf-
fassung sein, daß ihm nicht zuviel zuerkannt wurde und daß die Entsche!i-
dung auf jeden Fall 1m rıchtig sel, selbst wenn die Begründung
nicht ıIn en Punkten zutraf ET gab sich dann mit einem Schmerzensgeld In
dieser Höhe zuirieden un! auch gen der Begründung alleiın kein
Re  smittel einlegen können. Er konnte auch aQus den Urteilsgründen, WEenNnn

s1e überhaupt gelesen hat, nicht entnehmen, welches Gewicht das Land-
gericht dem Umstand beigelegt hat, daß unächst mit einem V erdienstaus-
fall nicht rechnen el. Diıeser Gesichtspunkt wWäar 1mMm übrigen HE einer
unter vielen un! in: konnte der Kläger, dem eın wesentlich höheres MmMer-
zensgel vorschwebte, auch entsprechend ger1ng bewerten. ET er
auch keinen NIla die Beklagten VOI Rechtskrait des Urteils darauf auf-
merksam machen, daß miıt weiteren Schadensersatzansprüchen hervor-
treten werde, ganz abgesehen davon, daß die Beklagten insoweit auch keine
erufung hätten einlegen können. Das Landgericht hat auch Jetz noch keine
Begründung aIiur gegeben, einen Betrag VO. 000 DM aIiur e1N-
gesetzt hat un eın 000 herabgesetztes Schmerzengeld

eın soll. Es hat sich dazu auf seine atzung 1n dem Vergleichs-
VOoIs  ag VO: 19538 berufen, 1n welchem NUur €el. „Das Kloster hat
einen Schmerzengeld-Mehrbetrag erhalten, der voraussichtlich keinestfalls
untier 000 angesehen werden wird (Bl 48) War dieser Gesichtspunkt
198088 eın Faktor beli der Bemessung des Schmerzensgeldes, dann nı ßte im
übrigen mıit mehr als 4 000 verringert werden, amı bel der abschlie-
Benden Kurzung des Schmerzensgeldes 1/3 gen Mitverschuldens die-
S65 auch 000 verringert wird. Kann dem Kläger nıcht nachgewile-
S«  — werden, daß bDe]) Ausnutzung des Urteils dessen Entscheidung 1m Fr-

gebnis wirklich für unri  19 gehalten hat, dann bedarf keines inge-
hens au{f die Ausführungen der Beklagten, das Verhalten des lägers @I -

scheine egen des Hinzutretens besonderer Umstände als sittenwidrig.
Z Hohe der geltend gemachten Ansprüche:
Der Verdienstausfall des Klägers beträgt in dem maßgeblichen eıitraum
83 905,68 D davon ergeben 5 937,12 Davon für onate
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70,— monatlich, Insgesamt Iso 1 960,— abzuziehen. Das ergibt
einen chadensersatz für Erwerbsminderung VO. ınsgesamt wäh-
rend das Landgericht auf rund des Abzuges VO  } 4 000 gen zuviel
bezahlten 5Schmerzensgeld den adensersatzanspruch in volleın Umfang
abgelehnt Insoweıiıt Wal das angeiochtene Urteil abzuändern.
Im übrigen hat das Landgericht mit Zutreffender, VO. den Parteien ın der
erufung nıcht weilıler angegriffener Begründung dem Kläger weiteren Scha-
densersatz In Hohe VOo zugesprochen
Auf die Berufung des Klägers wWar er das Urteil abzuändern, daß die Be-
klagten als Gesamtschuldner weitere 3977,12 zahlen en egen
der Zinsen wird auf das Ersturteil verwlesen. Im übrigen die Berufung
des Klägers keinen Erfolg; das gleiche gıit für die Anschlu.  erufung der
Beklagten.
Die 5 E S n beruht auf $ g 7 9 'g ZPO die vorläufige
Vollstreckbarkeit auf 708 1ft. ZP  ©
Da die Voraussetzungen, ıntler denen 1ne Anfechtung dieses Urteils statt-
findet, unzweifelhaft nicht vorliegen, Waäalr den Anträgen der artej]en auf
Vollstreckungsschutz icht stattzugeben ($ 713 ZPO)
Verkündet Oktober 1959

Es folgen die nterschriften

Beitra35höhe bei freiwilliger Versicherung VO  an

Ordensleuten
Ein Sozialgerichtsurteil

RDENSLEUTE KEIN EIGENES EINKOMMEN. EINE NS-
PERSON KANN SICH BEI FRE  ER VER:!  NG MIT DER

DER INDESTBEITRAG
Urteil des Sozialgerichtes chen, ammer, VOo 8, 1959
Aktenzeichen:

Urteil
In der Angestelltenversicherungsstreitsache
O1s f WOo Schweiklberg, Post Vilshofen Ndby.,., Kläger
Prozeßbevollmächtigter: Odilo appl, Benediktiner-Abtei Schweiklberg,
Post Vilshofen/Ndby.

l_33_nde;v_e£s>iche_ru.ngsanvsta für Angestellte, Berlin-
Wilmersdorfi, Ruhrstraße 2l Beklagte
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hat das Sozlalgericht München, Kammer, ugust 1959 1mM schrift-
ichen Verfahren gemäa 124 ADs des Sozlalgerichtsgesetzes
besetzt mit

als Vorsitzender: Sozialgerichtsrat
als SOozialrichter Dr Theodor Geschäftsinhaber, Munchen
als S50zlalrıchter ate raef, Anwaltssekretarin, Munchen

e C er kannn
Der Bescheid VO KL Oktober 1956 un! der Widerspruchsbescheid
VO pri 1957 der Beklagten werden aufgehoben.

II Es wird festgestellt, daß dıe Ireiwillıgen eiträge der Klasse M die der
Kläger iın der eit VO. Januar 1953 bıs unı 1955 entrichtet hat,
wirksam sind.

I1 Die eklagte hat dem Kläger seine außergerichtlichen Kosten 61-

tatten
Tatbestand

Der 11 1933 geborene Kläger ist Ordensangehöriger un Lalenbru-
der 1n der enediktiner-AbDbtei Schweiklberg bei Vilshofen
Laut Versicherungskarte NT. entrichtete der Kläger als eiträge ULE

Selbstversicherung 1n der eit VO: 1953 bis 1955 Beitrags-
marken der Klasse I1 4,50.
Mit Bescheid VO 11 1956 beanstandete die Beklagte die eitrage als

nledrig un orderie den Kläger auf, damıiıt diese eitrage auf die ge-
etzliche Hohe gebracht würden, VO: 1953 D1S 31 den nier-
schiedsbe1itrag VO.  H Klasse I1 auf Klasse H. das sind _ 30,—
und VO 1955 bis 1955 noch d d diesen nterschiedsbetrag, das
sind 0,— 1so insgesamt 36,— nachzuentrichten, denn muUüsse
VO  b einem monatlichen Einkommen VO 30,— ausS  ge werden.
In ma des Klägers wandie siıch ater 110 Rappl miıt chriftsatz
VO DE 1956 diesen Besche1d Der Bevollmächtigte raumte War

ein, daß der Wert der Unterhaltsleistung, die der Kläger VO Kloster C1-

a  e, mehr als 50,— monatlich betrage, jedoch selien dıese Unterhalts-
Jeistungen einschließliıch sonstiger achwertbezüge Fürsorgeleistungen
gleichzustellen. Dıiese seien ber nıcht Einkommen 1m Sinne des 185
des Angestelltenversicherungsgesetzes M DZzZw. 1440 der el  S-
versicherungsordnung d.

Wenn daruber hinaus der Lebensunterhalt, den ıne Ehe{frau VO  H3 ihrem
Ehemann erhalte und der normalerweise viel mehr umfasse als den -
bedingt notwendigen Lebensbedarf, nıcht als Einkommen 1m Sinne der
genannten Bestimmungen gelte, konne auch der Lebensunterhalt, den eın
Ordensangehöriger VO: seinem en erhält, ebenfalls nicht als Eınkom-
INe  - 1m Sinne des 185 AWV!  C d. angesehen werden. Der Auffassung
VO:  - Weimann (in 1956, 69), daß der einem Ordensangehörigen VO
en geleistete Unterhalt dem Unterhalt einer Eheifrau, den S1e von ih-
Ie Ehemann erhält, nicht gleichzusetzen sel, koöonne nicht gefolgt werden.
Nach einem weiıteren Schriftwechsel erteıilte die eklagte, die bei ihrer
Auffassung verblieb, 1957 Widerspruchsbescheid. Sie w1ıes darauf
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hin, daß Einkommen 1m Sinne des 185 AVG alle Einkünifte sel]len,
die dem Versi  ertiten ohne Rüchsicht auf ihre uelle zuiloben Als Für-
sorgeleistung sel der dem Kläger gewährte Unterhalt jedenfalls nıcht NZU-
sehen.
Mit Schriftsatz VO 1957 rief daraufhın der Bevollmä  tigte des
Klägers das Sozialgericht und beantragte festzustellen, daß die VO

Kläger ın der Klasse I1 entrichteten ireiwilligen eiträage wirksam selen.
Zur Begründung wiederholte der Bevollmächtigte 1mM wesentlichen des
bisherigen Vortrag
Die eklagte beantragite mit Schriftsatz VO: 1957 unter inwels auf
die Begruündung 1mM Widerspruchsbescheld dje lageabweisung. In der
mündlichen Verhandlung 1959 führte der Bevollmächtigte dus,
wenn schon der Unterhalt eines Ordensangehörigen als Einkommen NZU-

sehen sel, auch der Unterhalt der Eheifrau Einkommen wäre. Er bezog sich
au{ eın uia!  en des Prof. Dr Scheuermann VO der Universitä München
VO 1958, ın welchem unter ea  ung des Kanonischen iın
Anlehnung die Rechtsprechung des früheren Reichsfinanzhofes ausgeführt
sel, daß der Ordensangehörige seinem en In einem familienähn! li-
chen Verhältnis stie Er beantragte festzustellen, daß die VO Kläger 1n
der eit VO. 1953 bis 1955 enirlı  eien eitrage echt in der
Klasse 11 entrichtet sind. Mit einer Entscheidung gemä. y  Ö 124 Abs SGCGC
erklartie sich einverstanden. Der Beklagtenvertreter beantragte age-
abweisung.
Die Kammer vertagte die Streitsache, das ufta  en des Prof Dr.
Scheuermann beizuziehen und beschloß, da el Parteien sich gemä. 124
Abs SGG einverstanden erklärten hatten, ohne weilere mündliche Ver-
andlungen die Sache ntscheiden Das ula  en VO  } Prof Dr Scheu-
ermanm VO 1958 ZUT rage der Nachversicherung jener Ordensleute
ın der Bundesrepublik Deutschland, welche aus ihrem klöster  en Ver-
band ausschelden, wurde beigezogen. egen des Sachverhalts 1m einzel-
NnenNn wiırd auf den gesamte: Akteninhalt verwlıiesen.

Entscheidungssründe
Die Ortliche un sachliche Zuständigkeit des Sozlalgerichts München 61-

gibt sıch du den dS S SGG ın Verbindung miıt LT Abs der Ver-
Oordnung über die Zuständigkeit in der Sozlalgerichtsbarkeit VO
1954 (GVBI 56)
Obgleich schon mündlich verhandelt wurde, ist ıne Entscheidung gemä.
d 124 ADs SGG möglich (vgl Peters-Sauter-Wolf Anm 11 124 S5GG)
Die T1ist- und formgerecht erhobene age iıst zulässig. Der Kläger be-
gehrte die Feststellung, daß seine freiwillig enr  eien eitrage In der
richtigen Höhe entrichtet un damit wirksam ınd om1 beinhaltet das
Klagebegehren die Feststellung eines Rechtsverhältnisses 1m Sinne des

Abs NrT. SGG, denn Beitragsstreitigkeiten gehören dieser ruppe
VO  - Klagearten (vgl. Peters-Sautter-Wolf Anm IIb SGG Der Klä-
ger hat auch der alsba  igen Feststellung eın bere  tigtes Interesse,
weil VO  - der Feststellung abhängt, ob seine 1n lasse I1 entrichteten Bei-



räge wirksam s1Nd. Dieses wirtschaftliche Interesse ist ber ausreichend
(vgl BSG VO 1957 In Breithaupt 19583, 347) Das gesetzlich VOTI-

geschriebene Verfahren ($ Abs 5GG] ıst ordnungsgemäß durchgeführt
Dıe age iıst auch sachliıch begründet.
ema 185 AV!  ® sınd für die Weiterversicherung un Selbstversi-
cCherung Beiträge ın der dem jeweiligen Einkommen entsprechenden (je-
haltsklasse, mındestens ber In der Gehaltsklasse entrichten Das
gleiche gılt 1n 1440 Abs RV'  C F Y NUur daß hier die eiträge In der
Lohnklasse entrichten SINd. Was als Einkommen 1m S1inne diıeser VorT-
schrılten verstehen ist, hat die Rechtssprechung insbesondere das
ehemalige Reichsversicherungsamt 1ın erlautert, daß unter „Einkommen“”
das wirtschaftliche Einkommen verstehen ist (Grundsätzl. Ents  eldung
Nr. 4314 in Vf=2 amı ist dieser Einkommensbegriff einerseits
weitergehend als derjenige des Arbeitsverdienstes, deckt s1ıch ber
dererseits nıcht mıiıt dem steuerpflichtigen Einkommen (vgl erbDands-
kommentar Auflage, Anm 1440 RVO) Nıcht als Einkommen -
gesehen wurde jede Art VO  —J Fürsorgeleistungen, weil SIe VO  an der Be-
dürftigkeit des Vers!  erten abhängen (RVA ın Grundsätzl Entscheidung
NrT. 3170 in 28/165). Fürsorgeleistungen sSind er die Fursorgeunter-
stützung nach der Fürsorgepflicht- Verordnung, die rühere Arbeitslosen-
fürsorgeunterstützung, die rühere Unterhaltshilfe nach dem Sofor  e-
geselz, Ausgleichsrenten nach dem Bundesversorgungsgesetz un andere
(Verbandskommentar Aufl
Insbesondere ist auch der Unterhalt einer Ehefrau ohne eigenes Einkom-
IMEeN, den S1e VO  - ihrem Ehemann erhält, kein Einkommen. Nach 1360
BGB d. umfaßte die allgemeine Unterhaltspflicht des Ehemannes den
gesamten Lebensbedar der Ehefrau (vgl koch-Hartmann AV  ® Auflage

185) Hinsichtlich der Unterhaltspflicht des Ehemannes kam
der auf die Bedürftigkeit der Ehef{frau noch darauf, ob die Ehefrau el-
N ermögen (Palan Aufl Anm # 4} 1360 BGB

Der Kläger Verirı NU.  _ die Ansicht, wenn schon der Unterhalt einer Ehe-
firau nicht als Einkommen 1m Sinne des 5 185 AVG anzusehen sel,
urie auch der Unterhalt, der iıhm VO:  - seiner Ordensgemeinschaft YeE-
wa wird, nıcht als Einkommen angesehen werden. Er begründet dies
mıiıt der sogenannten Familientheorie, wıe sSiIe 1m genannien uta!:  en VOo  >
Prof Dr Scheuermann vertreten wIrd. Unter ist hlerzu 0 ausSge-
u  F®, „daß die Angehörigen des Ordens weder Arbeitnehmer des Ordens
noch tiwa Personen sSind, die ın einem arbeıterähnlichen Verhältnis
ihm stehen Dies 1st eindeutig, Wenn die UOrdensprofe nıcht als eın ZWeel-
seltiges Vertragsverhältnis, sondern als 1Ine Form der Eingliederung ın
den Ordensverband (Inkorporation) betrachtet wÄiTrd. Demnach sınd die
Beziehungen der Ordensangehörigen ZU Orden jenen verglei  bar, w1ıe
s1ie Zwischen 1e und Leib, 1e und aup' stehen. Die hiıer geschilder-
ten kirchenrechtlichen Verhältnisse formen den für das WEe. echt be-
deutsamen Tatbestan
Diese Auffassung hat auch tatsächlich ea  ung ın der Rechtssprechung
gefunden, insbesondere Steuerrecht. So hat der ehemalige Reichsfinanz-
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hof 1mMm Urteil VOoO 1940 (veröffentlicht 1 IChiv füur katholisches
Kirchenrech 21 1941, 2895} festgestellt:

„Katholische Ordensangehörige sind keine Arbeitnehmer des ÖOTrT-
dens Das ergibt sıch aus der auf dem Gedanken der Ordensfamilie
eruhenden Familientheorie Ordensangehörige stehen demnach in
jedem a  €e, einerlel, sSi1e 1 en der auf Außenstellen atıg
sind, ihrem en In einem familienähnli  en Verhältnis USW.  ‚

Zwar hat der Bundesfinanzhof{f ın seinem Urteil VO 1951 (Archiv fuür
katholisches Kirchenrech 12 1954 206) diese Auffassung des ehemalı-
gen Reichsfinanzhoi{is abgelehnt. Die Kammer ist ber der Nsicht,

daß diese Familientheorie den tatsä  en un rechtlichen
Gegebenheiten des Verhältnisses der Ordensgemeinschaft ZUuU
iıhren Mitgliedern entspricht un auch 1mM öffentlich-rechtli  en
S5ozialversicherungsrecht anzuwenden ıst, denn unter Einkom-
MmMen 1 Steuerrecht und 1m Sozilalversicherungsrecht wird das
wirtschaftliche Einkommen verstanden, miıt anderen Worten,
der Grundbegriff „Einkommen“ ist 1n diesen Rechtsgebieten
der gleiche, 1UT ist Einkommen 1 Steuerrecht noch differen-
ziert, durch ıne Enumeration 1 Einkommensteuergesetz.

Der nsıcht VO:  — Weimann (AV 1956 09) kann dıie Kammer daher nıcht
folgen. Weimann fürt ‚US, daß der Ordensangehörige sıch durch die Pro-
ieß auch in Wirklichkeit der Verfügungsmacht über seine 1n der gesetz-
lichen Rentenversicherung eschlossenen Möglichkeiten begeben hat Wenn

sich gleichwohl freiwillig weiterversichert, ist ın Wirklichkeit die
Gemeinschaft, die diese abnahme dus eigenem Vermögen VOorslie: SO-
fern der ngehörige der Ordensgemeinschaft bDber ungeachtet dessen nach
außen hin 1 Re  sverkehr VO  3 seiner Bındung keinen Gebrauch macht,
soNndern als Staatsbürger die freiwillige Versicherung beansprucht, kann

sich auch gen der Höhe der Beiträge nicht auf diese indungen De-
rufen, die durch sein Gelübde In Ansehung des Einkommens eingegan-
gen ist. ET musse sich gen der Höhe der eiträge verhalten, als sel

in Wirklichkeit ungebunden, un die eiträge W  en, WI1e dies dem
Lebensstandard, zumindest ber dem Wert seiner Sachbezüge entspricht.
Es ist nicht richtig, daß der Urdensangehörige sich durch die Profeß der
Verfügungsmacht über seine ın der gesetzlichen Rentenversicherung De-
schlossenen Möglichkeiten begeben hat Er bleibt ber auch nach Eintritt
ın den en Staatsbürger mit en Rechten und Pflichten Er kann sich
auch freiwillig versichern, wWenn dıe gesetzlichen Voraussetzungen vorlie-
gen. Daß dazu 1mM Innenverhältnis der Genehmigung des rdens bedarf,
ist unbehelflich. Es trifft daß die Ordensgemeinschaft die eiträge für
ihren AngehöÖörigen za denn ist Ja vermögenslos. Aber auch ın der
Ehe zahlt der Ehemann die eiträge für seine Ehefrau, die hne eigenes
Einkommen ıst. el ommt auch nicht darauf welchen Lebens-
tandard die Eheirau hat, wıe ho  Q der Wert der Sachbezüge 1m e1in-
zelnen 1st. Wenn INna  y ber VO  —y der Familientheorie hinsichtlich des Ver-
hältnisses UOrdensangehöriger seiner Gemeinschaft ausgeht, ist nicht
darauf abzustellen, W.d>S der en 1 einzelnen seinen Mitgliedern an Le-
bensunterhalt und chwerten gewährt, sondern arauf, daß der einzelne



Angehörige selbst vermögenslos und Nn  u wıe die Ehefrau ohne eigenes
Einkommen ist. Der Ordensangehörige darf er auch die Mindestbeiträge
entrichten O1g INa  — der Auffassung VO Weılımann, mu auch 1
Verhältnis Ehemann- Ehe{irau hinsıiıchtlich der Hohe der ireiwillıgen Bei-
räge der Ehefrau auf den tatsächlichen Wert des bezogenen Lebensunter-
haltes abgestellt werden. amı ware ber nıcht die Ehefrau die Versi-
erte, sondern etzten es der Ehemann Das kann ber nıcht echtens
sSe1N.

Die Kammer ist er der Auffassung, daß der Kläger echt eitraäge
der Klasse I1 entrichtet hat.

Dem Kläger ist allerdings nicht folgen, wWenNnn die Unterhaltsleistung,
dıe VO  S seinem en erhält, als Fürsorgeleistung ansıieht, denn ıhm
ıst nach dem Kanonischen echt eın Lebensunterhalt garantiert. Diese
Verpflichtung des Ordens chlıeßt VO  — vorneherein Bedürftigkeit des e1n-
zelnen Ordensangehörigen Qus ESs 1Iso das besondere erkmal der
Fürsorgeleistung, die Subsidarıtä

Da das Klagebegehren somıit begründet WAäl, mußte der Bescheid VO 11
1956 un der Widerspruchsbescheid VO 1957 aufgehoben wWel-

den

Die Kostenentscheidung gründet sich auf 193 SGG

egen dieses Urteil E die erufung zulässig (3 143 SGG) Die erufung
1st eım ayerischen Landessozialgericht 1n München, Odeonsplatz 1N-
nerhalb elines Monats nach Zustellung des Urteils der U

Niederschrift des rTkundsbeamten der Geschäflftsstelle einzulegen. Die Be-
rufungsfrist ist auch gewahrt, wenn die Einlegung der erufung innerhalb
der T1S ZUI Niederschrift des Tkundsbeamten der Geschäftsstelle des
Sozialgerichtes München, en 2 7 Ludwigstraße 14, Eingang erklärt
wird. Die Berufungsschrift so1l ın doppelter ertigung eingereicht werden,
das angefochtene Urteil bezeichnen, einen estimmten ntrag enthalten
und die ZUTI Begründung dienenden atsachen Uun: Beweismitte angeben
(3 151 SGOG)

ge2z Te

Ausgefertigt:

Der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle
des Sozialgerichts München

iege. gez2 Reinstein

Regierungsoberinspektor

Vorstehendes Urteil is! Urci Rechtsmittelverzi rechtskrälftig geworden.
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Kriegsschadenrente von Ordensleuten
welıl Verwaltungsgerichtsurteile

rteil des Bayer Verwaltungsgerichts Regensburg Kammer
VOoO 1958

in der Anfechtungssache der rdensschwestern Al Bl Cl D, El F' G,

den Freistaat Bayern DZW. die Regensburg, e U E e  e q S
SChHhadenrenie

Urteil
Äufgehoben werden:

(gekürzt) ın den Anfechtungssachen der chwestern Al C, D, E, Fl
die jeweilige Ruhensverfügung des zuständigen Ausgleichsamtes,
die jeweilige Bestätigung der Verfügung durch den Ausgleichs-
ausschuß,
die jeweilige Zurückweilsung der Beschwerde durch den Beschwer-
deausschuß bei der zuständigen Regierung.

I1 Die Anfechtungsklage der Schwester w ird abge-
wiıiesen.

E Kosten des Verfahrens
Gebü  Ten
Die Revision z U Bundesverwaltungsgericht wird
zugelassen.

T atbestand
Die nachbenannten Anfechtungsklägerinnen, ämtlich aQus Böhmen vertrie-

&rbene, inaktive Schwestern der „Kongregation der western VO:  »
haben durch unanie  bar gewordene escheıide der für sie zuständigen Aus-
gleichsämter Unterhaltshilfe auf Lebenszeit gen Verlustes der berulli-
chen und sonstigen Existenzgrundlage erhalten. Auf TUN! einer ntschlie-
Bung des Landesausgleichsamtes wurde ihnen diese eistung jeweils durch
eine Ruhensverfügung eingestellt, wogegen s1e zunächst den zuständigen
Ausgleichsausschuß angerufen und nach Bestätigung der erfügung durch
den Ausschuß eschwerde ZU) eschwerdeausschuß der zuständigen egle-
rung einlegten, deren Zurückweisung sie die hier entscheidenden
Anfechtungsklagen erhoben Die Staatsanwaltschaft beim Verwaltungsge-
richt SOWIe 1 der Anfechtungsklägerin E die Regensburg, bean-
tragien kostenfällige lageabweisung un! verz)ı  eten, ebenso wıe der Ver-
t{retier der Interessen des Ausgleichfonds VIA) auf mündliche Verhand-
lung. Die Anfechtungsklägerinnen en auf Mitteilung nach y  d ADs 2
VGG keinen ntrag auf 1Ne o} gestellt. Im einzelnen wWär der Gang
der Verfahren folgender:

Aniechtungssache Ü 58
Die 21 1889 geborene Klägerin westier A, die bereits Unterhalts-

nach dem S}  C bezogen hatte, tellte q beim andratsamt
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Ausgleichsamt nirag auf Kriegsschadenrente. Dieses bewilligte ihr
Unterhaltshilfe mit Bescheid VO 24/29 Die hier angefo  ene
Kuüuhensverfügungeg des Ausgleichsamtes VO

wurde der lägerıin zugestellt, worau{ti sS1e
den Ausgleichsausschuß anrief, der jedo miıt Uel Vı

die Ruhensverfügung bestätigte. Dije dagegen
unterm 11 erhobene eschwerde w1es der eschwerdeauss  uß der
Regierung der Oberpfalz mi1t Beschluß VO j

(0) als unbegründet ZUTÜCK. egen den zugestell:-
ten Beschluß eL. Sie Anfechtungsklage.

2) Anfechtungssache 58
Die 1888 geb ägerin Schwester zunächst ntrag
auf Kriegsschadenrente beim Ausgleichsamt der Regensburg gestellt,
das den Ntrag jedoch mit Bescheid VO gen
Überschreitung der Bedürftigkeitsgrenze zurückwles. Die äagerin ın
dem ntrag erklärt, S1ie sSe1l als Krankenschwester 1mMm Krankenhaus
eingesetzt un!| beziehe auf TUN: eines Werksvertrages zwisch2n dem Pro-
vinzhaus un dem Iräger der Einrichtung freie Station, ferner erhalte das
Provinzhaus VO Iräger einen monatlichen Mutterhausbeitrag. VO 60,—

egen den zugestellten Bescheid die ägern
Beschwerde erhoben, die VO  ' dem Beschwerdeausschuß bel der Re-

glerung der Oberpfalz mit Beschluß VO {1 -

rückgewiesen wurde. Da die agerin AU.  - ihre Übersiedlung nach W., Car!l-
tas-Altersheim, anzeigte, gelangte ihre Sache das nunmehr zuständige
usgleichsamt Bei diesem tellte S1e 15 einen ntrag auf
Kriegsschadensrente, worauf ihr das usgleichsamt mit Bescheid VO.

34/458 nterhaltshilife auf Lebenszeit ab bewilligte. Die-
SeI Bescheid ist unan{fechtbar geworden. Mit

34/458 tellte das Ausgleichsamt die Unterhaltshilfe e1in, WOGEOCN
die ägerin unterm den Ausgleichsausschuß anrieft. Dieser estätig-

die Verfügung jedoch mıiıt dem Bescheid VO 34/458
Die jergegen unterm erhobene Beschwerde wıes der Beschwerde-
ausschuß bei der Regierung der Oberpfalz mit e ß C  Ö  )

II 291# (0) zurück. egen den CS zugestellten
Beschluß er wesier die Anfechtungsklage VO

An{fechtungssache
Die 117 1893 geborene Anfechtungsklägerin Schwester beantragte

beim Landratsamt — Ausgleichsamt Kriegsschadenrente.
In dem ntrag gab s1e dl daß s1e VO.  D der Provinz Bayern der Kongregation
den vollen Lebensunterhalt beziehe, jedo ohne re‘ Verpflichtung
se1tens dieser Provinz un NUur als carıtatıve eistung. Bel einer spateren
rhebung erklarte s]ıe, sie sel s{tar. gehbehindert, betreue ber den Kinder-
garten ohne Vergütung, 1Ur ost und Wohnung als caritative Lel-
S  Ng. Mit Bescheid VO. 34/292 wurde ihr daraufhin Un-
terhaltshilfe auf Lebenszeit ab gewährt. Mit der angefochtenen
Verfügung vom 347 ZO2 tellte das Ausgleichsamt die
Unterhaltshilfe ein, wogegen die ägerin den Ausgleichsaus-
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schuß anrielf, der jedo mit escheid VOIM B O2
die Verfügung bestätigte. Die hiergegen unterm erhobene Be-
schwerde wl1ıes der Beschwerdeausschuß bel der Regierung der Oberpfalz
mit Beschluß Y MS 1.2.5 7 v 11 2015 (0) als unbegrun-
det zurück. egen den 21 zugestellten Beschluß er. chwester

unierm Anfechtungsklage.
4) Aniechtungsklage
Die 1893 geborene Anfechtungsklägerin wesier beantragte

1953 beim Landratsamt Ausgleichsamt Kriegsschadenrente.
Mit Bescheid VO 24/348 wurde ihr Unterhaltshilfie auf Le-
enszel gewährt. In dieser Sache teilte die Kongregation m1t

„FÜür die Tätigkeit der dem Altersheim zugeteilten Schwestern Ge-
wa der Heimträger freie Station und ine monatliche Barentschä-
1gUung.
Diese Barvergütung wird 1 Sinne der Ordenssatzungen miıt Zustim-
MUNnG der zugeteilten chwestern direkt die Kongregation abge-
ührt, we. IUr sämtliche chwestern, also auch für die Genannte,
die Ordenskleidung, Wäsche un sonstige Bedartfsartikel es:
Da die 1m Betrei{if genan: wesier gen ihrer stark herabge-
eizten Arbeitsfähigkeıt 1UI kleinere Hiılfsdienst elsten kann, wurde
die Barvergütung mıit dem Minimalbetrag VO  » 15,— festgesetzl.
Tatsächlich ind die 15,— eın eil der für die Tätigkeit der
Schwester geleisteten Entschädigungen, 1s0O eın Einkommen der
wester.

Mit der angefochtenen Verfügung VO 34/348
tellte das Ausgleichsamt die Unterhaltshilfe eın Die lägerıin rief dagegen

den Ausgleichsausschuß der die Verfügung jedoch miıt
Bescheid VO 3234/348 bestätigte. Dıe dagegen

eingelegte Beschwerde w1ıes der Beschwerdeausschuß bel der Re-

glerung der Oberpfalz mit Beschluß VO 13
2916 (0) Zzurück. egen den zugestellten Beschluß er
wesier unterm Anfechtungsklage.

Aniechtungsklage
Die [ 1903 geborene, durch Gutachten des Staatl Gesundheitsamtes
Regensburg ohne atum eIw. MAÄärz als dauernd erwerbsunfähilg eI-

klarte Anfechtungsklägerin wes beantragte beim Aus-

gleichsamt der Regensburg Kriegsschadensrenie, die inr 1n Form der
Unterhaltshilfe au{f Lebenszeit mit Bescheid VO: 20/253
gewährt wurde. Aus einem TrTreiben der Administration VO: 11

das Ausgleichsamt geht hervor, daß die ägerin mit einer

gesunden Mitschwester eit Pfortendiens Barvergütung VelI-

richtete, weilche ab August 1952 für die beiden weste: INMeEN 1 70,—
betrug. Mit Rücksicht auf die ständige Kränklichkeit der wester

habe diese Barvergütung e  O! ZUI Gänze Oder doch ZuUum größten e1l die

gesunde wesier verdient. Mit der angefochtenen:
207/ 523 tellte das Ausgleichsamt der Regens-

Durg die Unterhaltshilfe ein. riefi dıe äger1ın dagegen den

Ausgleichsausschuß Der Ausgleichsausschuß der Regensburg De-
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stätigte die Verfügung miıt Bescheid VO i 2 04775 28
Die dagegen unterm L erhobene eschwerde wıes der Beschwerde-
ausschuß bei der Regilerung der Oberpfalz miıt Besc  uß w ®

II (0) als unbegrundet ZUrück. egen den ihr
zugestellten Beschluß er Schwester untierm 31 Anfechtungsklage.

Anfechtungssache
Die 1897 geborene, durch uta:  en des Staatl Gesundheitsamtes

VO: 1953 fUur dauernd erwerbsunfähig erklartie lägerın wesier
beantragte z beiım Landratsamt Ausgleichsamt

Kriegsschadensrente. S1e erklarte, daß sS1e VO.  H der Provinz Bayern der Kon:-
gregation den Lebensunterhalt bekomme, jedoch ohne rTe Verpflich-
LUung als caritative eistung. Das usgleichsamt gewährte ihr Unterhalts-

auf Lebenszeit mıit Bescheid VO 18/141 Mıt der angefochte-
Nne  z Verfügung VO C 18 /Tal tellte das
usgleichsamt die Unterhaltshilfe eın Der hliergegen unterm
gerufene Ausgleichsausschuß bestätigte die Verfügung mıiıt Bescheid

Die unterm 11 { dagegen eingelegte eschwerde wıes
der eschwerdeausschuß bel der Regierung der Oberpfalz miıt Beschluß VO

11 2930 (0) ZUrÜcCK. egen den Z4UYE-
stielilten Beschluß er. Schwester Anfechtungsklage.

niechtungsklage 32
Die 11 1888 geborene Anfechtungsklägerin Schwester beantragte
l beim Landratsamt Ausgleichsamt Kriegsschadenrente,

worauf ihr mıiıt Bescheid VO 019/427 Unterhaltshilfe auf Le-
benszeit zuerkannt wurde. In der Folgezeit s1iedelte s1e nach Ü sS1e
eine teilweise entgeltliche Tätigkeit ausuübte Miıt der angefochtenen Ver-
fügung des Ausgleichsamtes AD 1523
wurde die Unterhaltshilfe eingestellt. Der dagegen unterm aNYye-
rufene Ausgleichsausschuß bestätigte die erfügung mit S

15/323 WOdgEgEN die ägerin eschwerde
eTt. achdem der Beschwerdeausschuß bei der Regierung VO  J jeder-
bayern mit Besc  u ß VO II 3857 (N) die Be-
chwerde als unbegründet zurückgewiesen a  e, er. Schwester

Anfechtungsklage.
II

Den Anfechtungsklägerinnen ist die Unterhaltshilfe bewilligt worden, naché
dem durch Entscheidung des auptamtes füur Sofor VO: 51

737 Tgb 206/51 — festgestellt worden WaIl, daß die Provınz ayern der
Kongregation nicht in der Lage sei, die Versorgungsansprüche der inaktıven
chwestern der ehemaligen Proviınz Böhmen eriullen un nachdem die
Entschließung des Bundesausgleichsamtes VO 11/4 3220

au VO MABI 528) dies bestätigt In der
letzten Entschließung sich der Präsident des Bundesausgleichsamtes
vorbehalten ntscheilden, W anl die darin angeführten rden, Kongre-
gationen und Diakonissenanstalten, arunter auch die hier betroffene Kon-
gregation, ZUT Versorgung der inaktiven chwestern aQu5s den Vertreibungs-
gebieten wleder der Lage eın würden.



Mıiıt Ministerialentschließung VO VI 3230 1197
wurde den Ausgleichsbehörden mitgeteilt, daß das Bundesausgleichsamt
nach Prüfung der Wirtschaftslage der Provinz Bavern der Kongregation
diese U fur imstande a  e, die Versorgung der inaktiven Schwestern z

übernehmen. Daraußfhin wurde ihnen die Unterhaltshilfe durch die oben-
genannten Verwaltungsakte eingestellt.
Zu dem Anfechtungsprozeß, dem die sämtlichen Klagen mit Beschluß
VO') verbunden wurden, gab dıe Provınz Bayern olgende B
IUuNg ab

„rast ein Jahrhundert VOI 1945 die Kongregation 1m eutschen
Gebiet des Landes Bohmen ıne Provınz ihres Ordens gegründet. Dıe
Tätigkeit dieser Provınz Teltelie sich 1 auie VO  — vielen Jahrzehnten
auf eın großes Arbeitsgebiet QUS, daß 1m Te 1938 rund An-
talten auf dem Gebiet der chule und Erziehung, der Armenpflege un!'
des trankendienstes estanden
Bei Umbruch des Jahres 1945 eilten die chwestern dieser Provinz Boh-
men das Schicksal der ustreibung mıiıt ihren anderen eutschen olks-

Ein e1ıl der ausgewlesenen Schwestern, die zuerst nach Bay-
ern kamen dies vornehmlich Schwestern aus der Verwal-
LUNg der Provinz SOWI1IEe Lehrerinnen, Kindergärtnerinnen un Kranken-
schwestern gründete hiler die NEUE Provınz Bayern der Kongregation
und fand NeUE Tätigkeitsgebiete 1n Schulen und ın der Armen- und Tan-
kenpflege.
Die Auswanderung der chwestern aQus Böhmen erfolgte 1n verschiedenen
Abschnitten und verteilte sich auf mehrere Te Insbesondeı e 1 Ok-
er 1950 wurde der OTO.  e e1l der bereits inaktıven, 1Iso nicht mehr
berufstätigen chwestern der Provinz en nach Bayern 1n einem
tür diesen WeC geschaffenen Altersheim ın untergebracht.
Für die Versorgung und Betreuung der chwestern bestand ın der rühe-
re  ] Provinz Böhmen ıne Nn el VO  3 Einrıchtungen, die 1 auie
der ahrzehnte durch die Tbeit VO  } nahezu 1000 wesiern geschaffen
wurden und die Versorgung dieser wesiern 1n vollem Umfang sicher-
stelilten
In Bayern mMu. die anfängliche kleine Nnzahl VO:|  J arbeitsfähigen
Schwestern nicht allein für iın Unterhalt, sondern auch fur den inrer
arbeitsunfähigen tschwestern SOTgeN. Für die Erfüllung ihrer sonst1-
gen ufgaben, insbesondere für die affung einer uen Heimstätte

Provinzhaus und die Bildung eines Fondes ZULI Versorgung der
aktiven Schwestern für den Fall der Krankheit, der Invalidıität un: des
Jlters blieben keine Mittel übrig, insbesondere nıcht VOT der WÄäh-
rungsreform. Erst nach dıesem Zeitpunkt un nachdem urch die Gesetze
über die oforthilfe un über den Lastenausgleich füur die arbeitsunfä-
igen Schwestern die Unterhaltshilfe gewährt wurde, konnte die Pro-
V1N7Z Bayern für die Erfüllung ihrer sonstigen Aufgaben einen ond
chalfifen.
Bis diesem Zeitpunkt die Provinz Bayern, die Obsorge für
die arbeitsunfähigen chwestern der rüheren Provinz Böhmen freiwillig
ın Erfüllung elıner carıtatıiıven Pflicht übernommen, nachdem diese Schwe-
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stern urch dıe Auflösung der Provınz Bohmen und die Einziehung des
Vermögens derselben durch die CSR ihre Existenzgrundlage verloren
hatten Zr Erfüllung ihrer rechtlichen Verpilichtungen dıe
aktıven Mitglieder IMU. dıe Provinz Bayern ZzZuers(t, eın geordne-
tes Ordensleben ermöglichen, dem Bau eines Provinzhauses
schreiten, nachdem S1e TEe (an verschiedenen Orten) ıne Provinz-
verwaltun notdürftig eingerichtet urch diesen eubau wurden
bereits jJetz VOTI selıner Fertigstellung iast alle Barmittel aufgebraucht,

daß ZUTC Vollendung remdes Kapital hohe Verzinsung In An--
spruc G werden mMu

Der age WaT e1in utia  en der Treuhand-Prüfung un Betriebsberatung
mbH VO' beigefügt, dus dem hervorgeht, daß clie Provinz
Bayern infolge der Überalterung der chwestern un: der Altersversor-
gungslast eın Minusvermögen VO  H 2 600 auswelse,
sSOWwWwI1e eın Betriebsergebni1s IUr das Teiljahr 1957 mit einem Verlust VO  b

130,— Dıie Möoglichkeit der bernahme der Versorgung der vertrie-
benen inaktiven chwestern wurde VO uta:  er verneınt. Eiıne Aui{stel-
lung über den Altersaufbau der rdensschwestern WaTl beigefügt. Im WD
gen wird auf das Gutachten verwiesen. Aus den beigezogenen KOMSA >
E 1:ı06M iınd olgende Bestimmungen fiür cdie Streitfialle VO.  . Bedeutung:

B} Da keine Schwester iur sich alleın dasteht, sondern alle ZUSaMMINeT
eın Ganzes, ıne Genossenschalit bilden, mussen sıe sich auch VO  —}
einem Geiste beleben und leiten Jassen:;: denn sobald sich einzelner Mit-
glieder der 2e1s des Zwiespaltes emächtigen würde, muste notwendl-
gerweise auch die Kongregation Schaden leliden und allmählich ihrem
erlalle entgegengehen.

urch das Gelübde der IMU verlieren die Schwestern nıcht das
igentumsre hınsıchtlıch ihrer Güter, noch die Fähigkeit, weitere
erwerben; s1e enisagen jedoch der Verwaltung, dem Fruchtgenu. und
dem Gebrauche derselben, SOWI1e dem €e, erlaubterweise über ıne
Sache VO  J irgendwelchem erie verfügen ohne die Erlaubnis der -
standıgen ern Die Kongregation als solche kann Vermögen e]-
ben, besitzen verwalten un auch mit Einhaltung der kirchlichen Dekrete
un: Vorschriften darüber verfügen. €es, Was die Schwestern ihrem
Gebrauche aDbDen, gehört der Kongregation, un: keine Schwester arf
eld oder Geldeswert als igentum bei sıch zurückbehalten

es, Was 1ne wesier durch ihre Trbeit der Geschicklichkeit
oder mıt Rücksicht auf die Kongregation erwirDbt, gehört der Kongrega-
tıon. S51e kann auch niemals VO  e} der Kongregation ıne Entschäd:-
gUNnNg verlangen für die Mühe, dıe s]iıie aufgewendet, der dıe Dienste,
die S1e geleistet hat
105 Alle Schwestern sollen sıch gegenselt1g mit innıger lebe, Nach-
sicht und Verträglichkeit behandeln und eingedenk Se1IN, daß sıe
durch heilige an mıit einander verbunden Sind, und alle NUur ıne
Famililiıe ausmachen
150 Wird ıne Schwester miıt ihrer Zustimmung für immer ın ıne
dere Provinz versetzl_, kannn sie, wWenn 611e alt oder schwach, ‚der
beitsunfähig WITd, sıch nıcht das echt beimessen, 1n dıe Provınz -
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TÜüÜCkZ  ehren, in welcher s1ie die Profeß abgelegt hat. Die Proviınz, der

sıe einverleibt wurde, muß für s1e gerade SOTOEN, wIe die Proviınz,
die s1ie verlassen, für S1e SOrgen mMussen.

75 Die Kongregation wird 1n Provinzen eingeteilt. ZUiT Errichtung ein2r
Proviınz der ZUI Verein1gung VO  z Provinzen, ZUT äanderung

ihrer TeNzen, wıe auch deren Auflösung bedarf der speziellen
Erlaubnis des Erlaubnis des eiligen Stuhles

755 Die Generaloberıin miıt ihrem ate hat das Recht, die renzen der
errichtenden Provınz bestimmen. Haäauser, die außerhalb einer Pro-

V1Nz egen, sind mit der nähergelegenen Provinz ZU vereinigen, bıs eine
neuUuUe Provınz gegründet 1st.

Bei Auflösung einer Provinz sie dem Generalkapitel und außer
der eıit des Generalkapitels der Generaloberin und ihrem ate Z C

ter Wahrung der esetze der Gerechtigkeit und des illens etwalger
Stifter über die uter derselben bestimmen
Die Generaloberin mit ihrem ate bestimmt auch, wohin sich die Schwe-
stern der aufgehobenen Provınz begeben EeN.

256 An der pitze einer Provinz steht Provinzoberin TreSp. Provinz-
vikarıin mit ihrem aQus vier chwestern bestehenden ate Die Proviıinz-
oberin un ihre Rätinnen werden VO'  e} der Generaloberin und ihrem
ate gewählt.
261 Zur Erhaltung gegenseltiger guter Beziehungen zwischen dem Ge-
neral- und dem Provinzialhause Trd folgendes festgesetzt:

In jeder Provinz eiinde s1ch eın Haupthaus der Nn Provinz,
welicıem die übrigen Häuser als Fillialen Oder Anstalten untergeordnet
sind.

Es ıst jedem Provinzialhause gestattet, ein eigenes Novizlat ha-
ben, in welchem sowohl die Postulantinnen als die Novizinnen Ee1I12Z20-

gen und ausgebildet werden, ohne eselben das Generalmut-
erhaus geschickt werden mussen.

es Provinzlalhaus besitzt Uun: verwaltet ein VermOgen, daß
bezüglich der ökonomischen Verwaltung eine Verbindlichkeit besteht,
som! auch die Schulden des einen nicht dem anderen überbürdet WEeIl-

den können. Doch se1l el bemerkt, daß s1e S1ch freiwillig Unterstüt-
gen gegenseltig zukommen lassen können.

Es hat jedoch jedes Provinzialhaus für sich und die ihm untergeord-
neien Anstalten der Generaloberin jährlich Rechnung stellen und de-
ren Weisungen un Anordnungen nachzukommen.

es Provinzialhaus hat für alle edürinisse der arbeitsunfähigen
un!' altersschwachen chwestern SOTGEN; iIngegen fallen die Kost-
und Eintrittsgelder der Postulantinnen un Novizinnen, SOWwl1e die Über-
schüsse der Gelder, die in den VO  g ihm gegründeten oder 1n unterge-
Ordnetien Anstalten sich vorfinden, dem Provinzialhaus ZU.

303 Alle uter, die ausschließlich i1gentum einer anzen Provinz sind,
werden VO:  } der Provinzialoberin und ihrem ate und mit Beihilfe einer
Provinzialökonomin verwaltet.



305 lie uler, welche Eigentum elnes der Provınz gehörigen Hauses
sind, sollen VO der Okaloberin und ıhrem ate verwaltet werden.
Was hinsi  1C| der Verwaltung der üter, sel des Institutes oder
sel der Provinz, un In eZUg auf die gemeinschaftliche Kasse >

wohl des Institutes als auch der Provinz eobachten vorgeschrieben
ist, soll auch 1m gleichen Verhältnisse ın jedem Hause des Institutes
eingehalten werden.“

Gründe

Es kann hne müfldli&e Verhandlung entschieden werden. Zur Entscheli-
dung stehen die unter Z des Tatbestandes näher ezeichneten gemä.
x  d VGG und O 147 ZPO verbundenen Anfechtungsklagen, die dort

VOo  -durch perTung gekennzeichneten Verfügungen un: es  elde
usglei  sämtern un Beschlüsse der übergeordneten es  werdeaus-
schüsse der Regierungen der Oberpfalz un! VO Niederbayvern ($ VGG)

Das Verwaltungsger1  t VO  ; Regensburg iıst ZUT Entscheidung Oörtlich
und sachlich zuständig ($S SIS, 333 85 2 f ADs NT 3)
Die Anfechtungsklägerinnen ehaupten sinngemäß, adurch ın ihren Recn-
ten verletz selIN, daß ihnen dıe Unterhaltshilfe zAdl en gebracht
wurde. Diese Klagen iınd gegeben ($$ Z3U — FE ADbs NrT. LAG, SS 2 1

Abs VGG) S1e sind nach Dur  ührung des Vorverfahrens Ordnungs-
gemäß, frist- un: formgerecht erhoben worden (8$ 4d, VGG, 8 343, 336
bis 338 LAG)

Anfechtungsgegner sınd mıiıt usnahme der Anfechtungsklage der
wesier n Freistaat Bayern, für eiztier die Regensburg ($
VGG) unter Beteiligung der Staatsanwaltschalit beim Verwaltungsgericht
gemäß un: des VIA gemä 322

I1
Dıie zulässigen Anfechtungsklagen sind mit Ausnahme der Anfechtungs-
klage der Schwester auch begrundet.

Den Klägerinnen ist je durch unanifechtbaren und nicht wıiderrufenen
Bescheid Unterhaltshilfe auf Lebenszeit zugebilligt worden. Mit den ange-

ihnen die Unterhaltshilfe gemä.enen Verwaltungsakten wurde
$ 343, 288 LA  ® eingestellt, Die Einstellung ist DUr Zuläss1g, wenn sich
eıt dem Tage, VO  =| dem Unterhaltshilfe gewährt wurde, ıne tatsäch-
liche Voraussetzung der Unterhaltshilfe geändert hat, wobeil diese AÄAnde-
rundg sowochl den rund des Anspruchs wıe seine Hohe betreiffen kannn
Was bei der Zuerkennung der Unterhaltshilfe als Voraussetzung angeSE-
hen wurde, ist aQus der 1Mm Tatbestand unter 11) zıiıt1erten Entschließung des
Bundesausgleichsamtes VO' ersichtlich Nach Ziffer dieser Ent-
schließung stie den inaktiven chwestern eın Rechtsanspruch auf Versor-
GQung nach Kirchenrech rden, Ordensprovinzen un Verbände selen
uristische Personen. 1ff. gibt die mögliı  en kirchenrechtlichen Versor-
gungsträger Ziff. erklärt, daß Versorgungsansprüche rden,
die nach der Vertreibung 1M Bundesgebiet nicht N  e errn wurden, ın
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der ege nıcht durchführbar Bestehe der Orden weiıter sel ihm ber
nach SEe1INECI wirtschaftlıchen Lage die Erfüllung der Versorgungsansprüche
nicht zuzumutien mußten diese eben{alls als undurchsetzbar angesehen
werden. Zuif der Entschlıeßung bestimmt, daß rotzdem gewährte Ver-
sorgungsleistungen caritatıve Leistungen Das gleiche mu gelten,
wWenn C1M rdenshaus die Versorgung gewähre, dem gegenüber die Profeß
nicht abgelegt wurde und das deshalb kein Rechtsanspruch auf Al-
tersversorgung bestehe Soweit der en tatsächlıch Leistungen gewähre
un diese ınm zumutbar cdiese auf dıe Unterhaltshilfe NZU-

rechnen Die Prüfung der Zumutbarkeit Se1 Sache des Bundesausgleichsam-
tes Die weıltleren fifern der Entschließung kommen hler nicht Betracht
Die Unterhaltshilife wurde eingestellt, nachdem das Bundesausgleichsamt
festgestellt a  e, daß der Kongregatıion die Erfüllung der ersorgungsan-
sprüche wieder ZUZUmMuUuLen SCl Der IUn der Einstellung ıst 1Iso darın

suchen, das dıie zunacnst als caritative eistung gewährte Versorgung
infolge des wirtschaftlichen Erstarkens der Kongregatiıon ihre echtsnatur
geändert hat un nunmehr als anrechenbares Einkommen angesehen W O@I-

den coll
2) Die Auffassung des Bundesausgleichsamtes beruht auf der Annahme,
daß die neuerrichtete Kongregatiıon m1t der VOLr der Vertreibung esiehen-
den 1denils un amı uldner der Versorgungsansprüche SE1 Diese
Annahme trifft aber für dıie hier betrofifene Kongregation nicht Wie sich
aQus ihren Konstitutionen ergibt, ist uldner der Versorgungsansprüche
nicht die Kongregation als so  e, sondern die Ordensprovinz, der die
chwestern die Profeß abgelegt haben der der S16 m1T ihrer Zustim-
MUung Vers: worden sind (NT 261 C  e mıt Nr 150 der Konstitutionen)
Man kann deshalb Qus der Tatsache, daß dıe Kongregation ihre Tätigkeit

Bayern aufgenommen hat nicht einfiach jıeben daß die Provınz Bayern
dentisch m1t der Provinz Bohmen sSel; enn die Kongregatıon als solche
cheidet als Versorgungsträger überhaupt aQus

egen die Identität der Provinzen Böhmen und Bayern bestehen chon
deshalb edenken weil ihre Rechtsiorm verschieden 1st Die Provinz Boh-
Inen Waäar nach Tschechoslowakischem echt 1Ne Öffentliche Te: KÖT-
perscha. (vgl Dr Egon Weiß Bürgerliches echt eıl ARBGB Aufl
Prag 1933 S ABGB Fußnote 6 1 während die Deutschland estiehen-
den Ordensprovinzen nach der Rechtssprechung des Reichsgerichts als nicht-
rechtsfähige ereine gelten (Pallandt BGB Au{l Anm Na  Q
Palandt a.Q0 GBGB Art Anm BGB C Anm werden auslän-
15 juristis  en Personen des öffentlichen Inland ohne weltie-
{65 als SO anerkannt auch WenNnn S16 nach Art Inland die
Rechtsfähigkeit NUuUTr: als Verein nach den SS 71 BGB erlangen könnten
Au:!  Q wenn INa  - annehmen würde daß 1Ne ausländische Urdensprovinz

Inland 1Ur durch Beschluß nach Art Satz ZUr SU-
schen Person werden konnte, und daß E1n solcher Beschluß hinsichtlich der
Provınz Böhmen der betroffenen Kongregation nicht vorliegt daß der
Provinz Böhmen gemäß Art Satz GBGB Inland als nicht rechts-
iahlger Verein betrachten waäarTe, wurde dies doch NUur gelten, WEeNnnNn
das Rechtsverhältnis, iür das ıhre Rechtsiorm maßgebend WarTle, dem deut-
chen echt unterliegen wuürde (Reichsgericht 159 47) Es 1st ber klar daß
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das VOT der Vertreibung enisiandene versorgungsrechtliche Verhältnis
zwischen den inaktiven chwestern un der Provinz Böhmen dem deut-
chen echt In keiner Beziehung unterstand, daß sS1e fiür den gegenwär-
i1gen all auch nıcht fiktıv als nıchtrechtsfähiger Verein angesehen WE -
den könnte. Mithin stehen sich die Provinz Böhmen als Juristische Person
und die Provinz Bayern als nıcht rechtsfähiger Verein schon nach ihrer
Rechtsform als nıcht ı1deniıs gegenüber

Selbst wWenn InNna  —y dıe Identität der Provinzen Böhmen und Bayern dar-
aus herleiten würde, daß die vertriebenen aktiven chwestern der Provinz
Böhmen die Provinz Bayern gegründet aben, ware noch folgendes be-
achten

Angenommen, die Provinz Bayern sel e21n nichtrechtskräftiger Verein,
wurden nach der bDe]l1 an a.a.Q© Anm angegebenen Reichs-

gerichtlichen Rechtssprechung dıe Mitglieder Wal grundsätzlich W1e Ge-
sellschafter mit ihrem Vermögen für die Vertragsschulden haften,
j]edo 1e sich diese Haftung durch entsprechende Beschränkung der Ver-
tretungsmacht des Vorstandes auf das Vereinsvermögen eschränken Die-
SsSer Fall ware ber hler gegeben, da 1m Rechtsverkehr un insbesondere
1mM Verhältnis zwiıschen den Schwestern und ihrer Provinz auf Iun ıhNrer
Kenntnis der Konstitutionen als bekannt VOoOrauszuseizen ist, daß 198088 das
Vermögen der Provinz fur dıe Versorgungsansprüche haften sollte Da ber
das Vermögen der Provinz Böhmen verloren ist, ent{i{ällt auch jede gesamt-schuldnerische Haftung der Schwestern für Ansprüche, füur die slie, wenn
überhaupt, I1UT mit dem verlorenen Vermögen haften, un diese Haftunglebt auch nicht adurch wıeder auf, daß die Schwestern 1n iıhrer JetzigenVereinigung vermutlich en mıiıt SChwestern dQdus anderen Gebijeten
und mit solchen, die TSL nach der Vertreibung der Kongregation eige-
treten sSind wıeder Vermögen erworben en Diese Haftungsbeschrän-Kung WwIrd auch nıcht iwa durch die Ö 32 ür BVFFG auigehoben.

Die Jetztgenannten Vorschriften kommen 1Ur 1n Betracht, wWwWenn die Iden-
1ta' der Provinzen Bayern und Böhmen aingeNnNOMmMenN, die Haftungsbe-schränkung verneint oder das Wiederaufleben der Haftung bejaht WITd,
SOWwl1e dann, wWenn dıe Provinz Bayern als Juristische Person (Fortsetzungder Provinz Böhmen) angesehen wird ( M Aber auch ann ware
die Geltendmachung der Versorgungsansprüche gegenüber der Provinz
Bayern nıcht hne weiteres möÖglich, weil nach VEFEG Vertriebene
(auch Juristische Personen) grundsätzlich ygen ihrer VOor der Vertreibungbegründeten Verbindlichkeiten nıcht 1n AnspruchJ werden kOön-
121en Dıeser Grundsatz bezieht sıch allerdings nach Abs i
VEFG nicht auf gesetzliche Unterhaltspflichten. sınd ber die
Versorgungsansprüche gegenüber der Provinz nicht; denn sS1e entstehen
durch die Profeß un deren Entgegennahme, 1so durch eiınen Vertrag. Auf
vertragliche Unterhaltsansprüche bezieht sıch ADs nıcht (siehe
Straßmann-Nitsche BVFFG Aufl Anm Auch unter UD Abs
o un ehälter) fallen die Versorgungsansprüche nicht, wıe
der Bundesgerichtshof bereits für Ruhegehälter e1nes Privatunternehmens
entschieden hat (siehe Straßmann-Nitsche a.a.Q0., Anm 4 Somit könnten
die Schwestern einen echtsanspruch au{ Versorgung außerstenfalls nach

BVFG geltend machen untier der Voraussetzung, daß s1e noch gemä
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ADs Satz mit dem ntrag zugelassen werden. Bei solchen
ntrag waäaren aber gemä. v Abs grundsätzlich die Vermögens- und
Erwerbsverhältnisse des chuldners (Provınz) VO. 1 zugrunde zZUu

egen, e1nes Zeitpunktes also, für den nach den Feststellungen des Bundes-
ausgleichsamtes die Unzumutbarkeit unbestritten ist Eine spatere erbes-
SECETIUNG der Vermögenslage des chuldners kann allerdıngs nach Abs
s atz berücksichtigt werden, „WeNnn und soweiıt dies aQu>s besonderen Gruüun-
den RDE Vermeldung einer unbilligen arte dem Gläubiger gegenüber eI-

forderlich erscheint“. Was solche „besondere Gründe sind, Traß-
mann-Nitsche BVF d  x Anm. 0  6 dQus. Es handelt S1CH e1 besonders
günstige finanzielle Verhältnisse des Gläubigers, wıe sS1Ee etwa durch ıne

große Erbschaft Oöder einen Lotteriegewinn eintreten können. 1ne
„Zumutbarkeit”, w1e s1e das Bundesausgleichsamt neuerdings festgestellt
hat, wuürde dagegen nicht genügen Anu:  Q. ist bedenken, daß D  D Abs
Satz 190588 Y AUÖM Vermeildung einer unbilligen artie für den Gläubiger
wendbar 1ist Gläubiger ist ber die inaktiıve wesier un! VO.  v ihrem
Standpunkt aus muß die rage beantwortet werden, ob 1ıne unbillige
ar gegeben ist. Da die Kongregation aber ihr gesamtes Vermögen ZUI

Ausübung der Nächstenliebe einsetzt, konnte VO' Standpunkt der inak-
tiven wester, die ihrem Gelübde treu bleıiıben will, auch bel einem GIo-
Bßen Vermögenszuwachs der Provinz Bayern icht VO.  » einer unbilligen
arte gesprochen werden, wenn ihr Rechtsansprüche versagt blieben
Interessen des Lastenausgleichsfonds können 1n diesem Zusammenhang
schon deshalb nıcht berücksichtigt werden, weil das LA{  R NUur natürliıchen
Personen Entschädigungen gewährt un die Provınz Bohmen selbst vVon

jeder Entschädigung ausgeschlossen 1st.

Den inaktiven chwestern stehen also keine Rechtsansprüche die
Provınz Bayern un ihnen ist somıit weder die Geltendmachung solcher
Ansprüche zuzumuten ($ 261 Abs 1ff Halbsatz LAG), noch können
die Leistungen der Provınzen gegenüber den inaktiven Schwestern als deren
unite 1mM Sinne des x 267 A'bs 2| albsatz angesehen werden.
amı sind diese eistungen aber noch niıicht ohne weiteres als Cariıtative
1m Sinne des y 267 Abs 1ff. gekennzeichnet. Nach der Rechtssprechung
des Bundesverwaltungsgerichts (Urteil VO RLA 335 un
VO. 1955 VerwG 2195) sind Caritative Leistungen DUr

solche, die ZU) iel aben, „ohne Ansehung der Person oder des Standes
die Not des Nächsten ındern . Im vorliegenden all ieg agegen
nahe, vermuiten, daß die jeweilligen Leistungen der Provinz Bayern do:  Q
wohl überwiegend mit Rücksicht auf die Zugehörigkeit der inaktiven
chwestern ZUT Kongregation erfolgen (vgl NrT. der Konstitutionen un
weni1ger 1m Rahmen der allgemeinen Armenpflege amı 1eg die rage
nahe, ob diese Leistungen ıunter d  X 267 Abs 1ff. fallen, also Von

der Provınz Bayern mit Rücksicht auf eın ruheres Dienst- oder Arbeits-
verhältnis gewährt werden. Daß die Provinz ayern nıicht der frühere Art-
beitgeber DZW. der VO  v ihm geschaffene Versorgungsträger ist, hindert
die NWENdUNg diıeser Vorschriift nicht (vgl. Rundschreiben des Präsiden-
ten des Bundesausgleichsamtes VO 1953 M{tbl 328
über die Bezüge des vertriebenen Ostpfarrers, bei dem der Versorgungs-
traäger eben{alls gewechselt hat) Trotzdem estitehen auch die ÄANnN-
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wendung des 5  x 267 Abs iff. edenken: denn nach dem weck dieser
Bestimmung ind hier Leistungen gemeint, die Z S atz ch einer SON-
stigen Versorgung gewährt werden, während 1m vorliegenden Fall die Kl1ä-
gerinnen ihre Unterhaltshilfe auf TIun ihres Armutsgelübdes die Pro-
V1in7z Bayern abführen muüssen un fur ihren Lebensunterhalt NUur auf das
angewlesen SiNd, WwWas ihnen die Provinz ULE Verfügung stellt. Die Provinz
gewährt die Leistungen Iso se1t dem Beginn der Unterhaltshilfezahlungen
nıcht zusatzlich, sondern Zug Zug Abtretung der Unterhalts-
hilfezahlungen. Wenn dieser Leistungsaustausch auch nicht kommerzieller
Art 1st, ist doch vertraglicher Art Eine Schwester, die die Unterhalts-
hilfezahlungen für sich behalten un damit das Armutsgelübde brechen
wüuürde, könnte aus der Kongregation entlassen werden. Der all ieg also
icht anders, als wenn e1n Unterhaltshilfeempfänger seine gesamte Un-
terhaltshilfe einen Heimträger bezahlen un dieser aIlur ost un
Wohnung un den sonstigen Lebensbedar gewähren würde. Es 1st offen-
ichtlich, daß 1n einem solchen all die Leistungen des Heimträgers Deil der
Unterhaltshilfe nicht bgezogen werden können, un Warl auch dann
nicht, wenn s1e vielleicht nıcht den vollen Gegenwert der Unterhaltshilfe
ausmachen wuüuürden. Somit können die Leistungen der Provınz Bayern
inaktive chwestern der Provinz Böhmen in keiner Weise auf die Unter-
haltshilfe angerechnet werden.

ahme gilt jedoch fur die äagerin Schwester Diese hat
bis ihrer Vertreibung 21 1946 1m rankenhaus gearbeitet und
arbeitete bis nach der Vollendung ihres Lebensjahres, namlich bis
1954, als aktive Schwester 1 Krankenhaus Regensburg, s1e neben
ost und Wohnung noch eine Barvergütung VO  H 60,— erzlelte, die sie
gemä. einem Vertrag zwischen dem Krankenhaus un der Provinz Bayerndiese Provinz abführte Für die Versorgung dieser Schwester, die somit
nNnoch für die Provinz Bayern aktive Dienste geleistet hat, muß 1n entspre-chender Anwendung der NT. 150 der Konstitutionen die Provinz Bayernaufkommen. Schwester muß als mit ihrem Willen ZUT Provinz ayern
„versetzt“ angesehen werden. Dem sSie das er der Klägerin niıicht ent-
egen, da die Konstitutionen keine Altersgrenzen kennen, sondern aktiver
Dienst bis ZUFXI Arbeitsunfähigkeit oder Altersschwäche geleistet wWwIrd. Es
stie. auch nicht Nnigegen, daß die Versetzung dQuUs der durch die Vertreibung
geschaffenen Zwangslage entstanden ist: denn schließlich mussen alle akti-
ven Schwestern der ehemaligen Vertreibungsgebiete, die sich der Provinz
Bayern bei oder nach ihrer Gründung angeschlossen haben, als dorthin mit
ihrem Willen vers gelten, weil die Konstitutionen für einen solchen
all keine andere Regelung vorsehen. Dies trıfft ber hne Rücksicht auf
das er auch auf die Schwester & nachdem sle, wI]ıe gesagt, noch 1V
äatlg geworden ist. ihre Versorgung der Provinz ZUuzumuten ist, Warl
zunächst, solange die Versorgung tatsächlich gewährt wird, icht unter-
suchen. Die age dieser wesier mMu deshalb abgewiesen werden.

Bei den übrigen inaktiven Schwestern, die im Rahmen ihrer Kräfte in
einigen Fällen noch gewisse el  ere Dienste geleistet haben, kann dage-
gen aNgENOMME: werden, daß s1e sich edigli 1mM Rahmen der nen ZU!  zn
dachten eTrSOTgUNg noch etiwas nutzlich machen wollten, ohne sie des-
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halb als 1V dienstlich anzusehen wären. Fuür s1e hat also die Provınz
Bayern nicht aufzukommen. om]1 die Vorentscheidungen, soweit s1@e
diese chwestern betreffen, aufzuheben

1981
Kostenentscheidung
Die V1S JA Bundesverwaltungsgericht wurde zugelassen, weil der
Sache grundsätzliche Bedeutung zukommt ($ 330 Abs LAG)

Aus dem rtieil des Bundesverwaltungsgerichtes, enat, 5
1959, Zeichen C/238.58, in der gleichen Sache

Gründe
Die Klägerinnen sind inaktive, aQus der Tschechoslowakel vertriebene OrT-
densschwestern der Provinz Böhmen der Kongregation der chwestern VO.  >

die sıch se1it der Vertreibung ın Bayern aufhalten un: ihren Lebens-
bedarf VO.  - der insbesondere VO.  > aktiven chwestern der Ordensprovinz
Bohmen ne  s gegründeten Proviınz Bayern des genannien Trdens erhalten.
953/54 wWäarTr ihnen durch unanie:  bar gewordene Bescheide der Ausgleichs-
amter gen Verlustes ihrer Existenzgrundlage Unterhaltshilfe auf Lebens-
eit zuerkannt worden.
Auf Veranlassung des Landesausgleichsamts Oordnetien 1957 die Leiter der
Ausgleichsämter das en der Unterhaltshilfe miıt der Begründung d
die Ordensprovinz Bayern sel nunmehr imstande, Q uUSs eigener Ta diese
inaktiven chwestern VversoTrgen. Die Ausgleichausschüsse und die Be-
schwerdeausschüsse bestätigen diese Ruhensverfügungen.
Den Anfechtungsklagen gab das Verwaltungsgericht durch das angefochtene
Urteil, 1n dem ıne Revision zugelassen ist, sta und hob die Ruhensver-
fügungen der Ausgleichsamtsleiter, die Bescheide der Ausgleichsämter und
die Beschwerdebeschlüsse der Beschwerdeausschüsse auf.
In den Entscheidungsgründen sSagtl das Verwaltungsgericht, die Auffassung
der Ausgleichsbehörde, der Ordensprovinz Bayern sel nunmehr die T{ül-
lung der Versorgungsansprüche der inaktiven Ordensschwestern zuzumuten,
die re! Einordnung des tatsächlich ewährten Unterhalts abe sich
dQus einer caritatıven Leistung 1ın eine anrechenbare gewandelt, beruhe auf
der Annahme, die neuerrichtete Organisation sel miıt der bis ZUI Vertreibung
bestehenden wesensgleich (identisch) und somit chuldnerin der nach kirch-
lichem echt egründeten Versorgungsansprüche der rdensschwestern. Aus
den Konstitutionen der Kongregatlion, der die Klägerinnen angehörten,
gehe hervor, daß uldner dieser sprüche nicht die Kongregation
als so sel, sondern die Ordensprovinz, 1n der die Ordensschwestern das
Ordensgelübde oless abgelegt hätten oder der sie mit Ter Zustim-
MUuNnd verseizt worden selen. Die Ordensprovinz Böhmen, der die Klägerin-
Den angehört hätten, und die Ordensprovinz ayern seien schon des-
halb icht wesensgleich (identisch), weil ihre Rechtsformen verschieden seien
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die Ordensprovinz Bohmen se1l nach tschechoslowakis  em echt 1ne Oöf-
fentlıch-rechtliche KOTDpers  aft JyeE WESECIH, die Ordensprovinz Bayern ge
nach deutschem echt als nichtrechtsfähiger Vereınn. Selbst Wenn Man ber
daraus, daß die vertriebenen aktıven chwestern der UOrdensprovinz BoOh-
InNne  H die Ordensprovinz Bavern der Kongregation gegründet hätten, die We-
sensgleichheit (Identitä dieser beıden Provınzen herleiten wollte, bestände
doch kein Rechtsanspruch der Klagerinnen auf Versorgung die Or-
densprovinz Bayvern. Bel nichtrechtsfähigen Vereinen, für deren Verbind-
lichkeiten grundsätzlich die Mitgliıeder mit ihrem gesam Ver:  en auf-
zukommen hätten, lasse sich die Haftung durch entsprechende Beschrän-
kung der Vertretungsmacht des Vorstandes auf das Vereinsvermögen be-
schranken; diese Haftungsbeschränkung sSel dann gen der beiderseits be-
kannten Konstitutionen als eingeführt anzusehen: ermögen der (Ordens-
PTrOVvinz Böhmen sel Der nicht vorhanden:;: die gesamtschuldnerische Haf-
LUNg der chwestern ebe auch nicht dadurch wieder auf, daß die Schwe-
stern ın ihrer jetzıgen Vereinigung vermutlich Inmen mit Schwestern
dQus anderen ebleien un TSL später N  e der Kongregation beigetretenen
Schwestern wieder ermögen erworben hätten Die Haftungsbeschrän-
kung werde uch nicht urc dıe Vorschriften in $ 82 är des Bundesver-
triebenengesetzes VFG aufgehoben. Den Klägerinnen als inaktiven
Schwestern der Ordensprovinz Boöohmen tänden Iso keine Rechtsansprüche

die Ordensprovinz Bayern © ihnen sel somıiıt weder die Geltend-
machung solcher nsprüche zuzumuten, noch könnten die tatsächlichen Lei-
stungen der Provınz Bayern S1e als eigene Einkünfifite angesehen werden.
Hinsichtlich der Einordnung als carıtative eistung sel ‚WäaTl vermuten,
daß der Lebensbedarf weniger 117 Rahmen der allgemeinen Armenpflege als
vielmehr mit Rücksicht auf die Zugehörigkeit ZUI Kongregation geleistet
werde. Der Einordnung als mit ucks1 auf eın früheres Dienst- der ÄT-
beitsverhältnis gewährt stie War nicht n  j daß die Provinz Bayvern
nıcht der alte Arbeitgeber der Klägerinnen sel, wohn|l aber, daß diese VOor-
schrift des Lastenausgleichsgesetzes LAG zusätzlich einer sonstigen
Versorgung gewährte Leistungen meine, während hiler die Klägerinnen auf
rund des Armutsgelübdes die Qus dem Ausgleichsfonds gewährte nier-
haltshilfe die Ordensprovinz abiuhren müßten un dann auf die VOINN der
Ordensprovinz ihnen geleistete Versorgung angewiesen seien, die Versort-
gUung Iso nıcht zusätzlich, sondern NUuI Abtretung der Unterhalts-
hilfezahlungen gewährt werde, nicht anders als bei einer Heimunterbrin-
YUung Unterhaltshilfeberechtigter gehalten werden pflege
egen dieses Urteil hat der Oörtliche Vertreter der Interessen des Ausgleichs-
fonds Revision eingelegt mit dem ntrag auf Aufhebung des Tiells un
Abweisung der Klagen. In der Revisionsbegründung ist edigli gesagt,
die Auffassung des Verwaltungsgerichts sSie der VO Bundesausgleichsamt
ın diesen en ergangeNenNn Anweisung enigegen, die für die Ausgleichs-
ehorden verbindlich sel.

Der ertreier der Interessen des Ausgleichsfonds beim Bundesverwaltungs-
gericht hält die bisherige Auffassung, den vertriebenen, arbeitsunfähigen
rTdensschwestern der Ordensprovinz Böhmen stie eın Versorgungsan-
Spruch nıcht die Kongregation als solche, sondern NUur ihre
eigenen Ordensprov1inz &L Hand der Satzung (Konstitutionen) für 1rrig.
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Geändert habe sich se1ılt 1954 die Durchsetzbarkeit des VO.  j der OrdenspTo-
V1N1N12 Bayern eriullenden die Kongregation gerichteten Versor-
gungsanspruchs Sollte das Revisionsgericht 1es tatsäa Hinsicht
fr noch nicht hinreichend geklärt erachten, SC die Sache das Ver-
waltungsgericht zZzurückzuverwelsen Er verirı eingehenden Ausfüuhrun-
Gen die Re  sansicht, die Beschränkung des Revisionsgerichts der Nach-
prüfung sa  en auf undesrecht stiehe, WenNnil I00  I00 des Gesetzes
über das Bundesverwaltungsgericht VO. eptember 1952 (BGBI 6

BVerwGG überhaupt Lastenausgleichsstreitigkeiten anwendbar sSel,
Heranziehung der Ordenssatzung Revisionsverfahren nicht ge-

gen
Die Staatsanwaltschaft und (hinsichtlich der lägerin wesitier das Aus-
gleichsamt Regensburg treten dem bel
Die Klägerinnen beantragen Zurückweisung der RKevısion und tretien deren
Ausführungen m11 eIYyEeENEN Ausführungen

I1
Die Revision keinen Erfolg
Die Begründung, die der örtliche Vertreter der Interessen des Ausgleichs-
fonds dem Re  smittel gegeben hat Mag den VO x  Q Abs Satz
BVerwGG aufgestellten Anforderungen noch soeben genugen Streng GeE-
OomMmen enthält S1e Ur den sich für 1Ne Revisionsbegründung
nicht ausreichenden Satz, die Ausgleichsbehörden hätten miıt den angefoch-
tenen Verwaltungsakten edigli die Anwelsung ihrer vorgesetzten Fach-
behörde befolgt Es kann aber, da nicht Wortlaut haften ist dieser
Revisionsbegründung schließlich auch die Rüge entnommen werden, das
Verwaltungsgericht habe 11  - den aufgezählten VI1eTr en das echt alsch
angewendet
Bei der Beurteilung ist davon auszugehen, daß die Ausgleichsbehörden den
Klägerinnen, also den einzelnen eziehern VO  - Unterhaltshilfe, gegenüber
das en der eistung gen Änderung der maßgeblichen Verhältnisse
verfügt en Mag dazu e1in Vordruck verwendet worden SECNIN, ın dem
der usdruck Einstellung vorkommt 1äßt doch die beigegebene Be-
gründung eindeutig ersehen, daß UTr e1nNn uhen, Iso 1Ne€e zeitweilige Nicht-
gewährung der Leistung, angeordnet ı1st 111e Maßnahme, die der durch
das Achte Gesetz ZUT Änderung des Lastenausgleichsgesetzes VO Ju1i
1957 (BGBI 809) AndG LAG gebrachten Fassung des u  u 343 Abs.
1 ausdrücklich vorgesehen ist.
Haben die: Ausgleichsbehörden, hier noch dazu auf ausdrückliche An  g
ihrer vorgesetztien Fachbehörde, 00 en angeordnet geht SS nicht a

der angefochtenen Verfügung 1Ne auf die Zukunft beschränkte Rück-
nahme der Leistungsbewilligung herauszulesen Hs ceht auch nicht a w1ıe

der reter der Interessen des Ausgleichsfonds beim Bundesverwal-
tungsgericht möchte, 111e Ruhensanordnung amı aufrechtzuerhalten, die
tärker wirkende Rücknahme se1 gerechtfertigt Es ist Waäar nicht VOe1-

kennen, daß sowohl der Eingriff in die Bewilligung ecgen nachträglicher
Anderung der Verhältnisse wie die Rücknahme der rechtswidrigen Bewilli-
guNng untier dem gemeinsamen Oberbegrifi der Beseitigung eines (begünsti-
genden) Verwaltungsaktes stehen: dazu gehört aber auch die jederau  n



nahme. Wie 1m Lastenausgleichsrecht eiziere ın 347 LA'  Y der Eingriff ın
die Bewilligung n Anderung der Verhältnisse ın 343 ausdrück-
lıch, ist die Rücknahme In RSN Abs LAG durch Verweisung auf das
allgemeine Verwaltungsrecht geregelt. Von diesen Maßnahmen ist keine als
Untertfall 1n einer der anderen enthalten Sie stehen vielmehr selbständigbeneinander. Dazu bedarf nicht einmal der Erwägung, daß das erwal-
Lungsverfahren für diese einzelnen Maßnahmen 1m Lastenausgleichsrecht
verschleden geordne ist der ingrif: n Änderung der Verhältnisse
geschieht durch Verfügung des Leiters des Ausgleichsamtes, die
Anrufung des Ausgleichsausschusses un dessen Nnischnel Be-
chwerde den Beschwerdeausschuß gibt ($ 343 Abs LAG); die Ruück-
nahme un die Wiederaufnahme gehen ın derselben Weise VOI sich wıe der

beseitigende Verwaltungsakt, 1ın der ege ($$ 335 AbDs 11 336 LAG)1Iso durch Bescheid des usgleichsausschusses mıiıt Beschwerd: an den D-
schwerdeausschuß; ıst der Beschwerdeausschuß mıit der Angelegenheit be-
faßt worden, Mag eın bis In gesetzwidriges Verwaltungsverfahren
als geheilt angesehen werden.
Einer Verquickung VO  - Eingriffen 1n bewilligte Leistungen gen Änderungder Rechtsverhältnisse mıiıt Rücknahmen n Rechtswidrigkeit sie auch
der Umstand I!  7018 daß der Bürger 1mM Rechtsstaat erwaritien darf, Q us
dem ihm zugehenden späteren Verwaltungsakt eindeutig ersehen, ob die
Behörde VO:  z ihrem firüheren Verwaltungsakt als als nunmehr abrückt
Oder ob s1e ihn Wäar nach WIe VOL als richtig aufrechterhält, ihn aber 1Ur
(zunächst) keine weılıteren Rechtswirkungen außern lassen will. Mit dieser
Auffassung des Senats VO  j der strengen TeNNUNg der verschiedenen Maß-
nahmen Z Beseitigung VO.  : Verwaltungsakten sSie. seine heutige Entschei-
dung 1n der Streitsache BVerwG nicht in Widerspruch, ein
als Einstellung vorläufiger Unterhaltshilfe gen Nichterfüllung der gesetZ-lichen Voraussetzungen bezei  netier Verwaltungsakt als Rücknahme der
vorläufigen Bewilligung, verbunden mit Versagung der endgültigen Lei-
SLUNg, angesehen werden kann: denn dort handelt sich Beseitigungeiner edigli: zeitgebundenen UÜbergangsmaßnahme ($ der Leistungslängstens bis eptember
Eine Anordnung des Ruhens einer Leistung ist, wI1ie bereits die © 343
ADs LA ausgesprochene Verweisung auf y  S 288 LA  ® ersehen 1äßt, NUuTrX
zulässig, wenn 1n den für die Bewilligung bedeutsamen Umständen nach-
Lraglich Änderungen eingetreten SINd, welche die Voraussetzungen der Lei-
Ng beeinflussen. In den Verhältnissen der Klägerinnen NUur auf diese
als die Bezieher der Unterhaltshilfe kommt a nıcht unmiıttelbar auf die
Verhältnisse des Ordens, dem s1e angehören sınd hier ber keine rechts-
erheblichen Änderungen nachträglich eingetreten. Sie erhalten nach wie VOoOTr
ihre Altersversorgung 1n Form VO  } Sach- (und allenfalls geringen Geld-)}bezügen ın ausern des Ordens Daß sich dem Umfang dieser VersorT-
Gung etiwas geander habe, ist nicht ersichtlich Auch der rechtlichen Art
hat sich nichts geändert. Die Revisionsklägerin bringt nichts darüber VOL,

sich durch ine Maßnehme der Ordensleitung oder durch einen SON-
stigen Vorgang die Rechtsstellung der Klägerinnen innerhal des Ordens
gewandelt habe enn die Behörde die AÄnderung darin erblicken will, daß
der Versorgungsanspruch, der den Klägerinnen den en als Ganzes
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oder die Ordensprovinz Bayern zustehe, früher o schlechter wiırt-
schaftlicher Lage der Ordensproviınz Bayern nicht verwirklich werden
kKOnnen, nunNmehr Der gen Besserung der Lage der Ordensprovinz Bavern
durchsetzbar sel, verkennt sie, daß diıe Klägerinnen die Ordens-
DIOVINZ Bayern der den en als (janzes überhaupt keinen V eısorgungs-
anspruch en. el 1aäßt der ena dahingestellt, ob das die V ersoT-
gung der Ordensschweste regelnde echt revisionsfähig ıst der nicht.
Ist weil kein Bundesrecht ist un die chranke des Abs
BVerwGG {Uur das Revisionsverfahren auch ın Lastenausgleichsstreitigkeiten
besteht, nicht revisionsfähig, ist die Auffassung des Verwaltungsgerichts,
die Konstitutionen des Ordens ergäben keinen Versorgungsanspruch der
vertriebenen inaktiven chwestern der Ordensprov1ınz Bohmen die
Ordensprovinz Bavyern, VO: Revisionsgericht hinzunehmen. Hält Inäa.  -} die
Ordenssatzung, auf die das Verwaltungsgericht ın seinem Urteil eZzug ge-
OMIMNEIN hat, TÜr nachprüfbar, ıst e1n Rechtsfehler ın deren uslegung
nicht enidecken.
Demnach Wal die Revision. als unbegründet mit der Kostenfolge aus Ö
BVerwGG zurückzuwelsen.

folgen die Unterschrıiften.

Kirdchliche Erlasse
DEKRET DER „KONGREGATION VO FEBRUAR 1960

UBER DIE EINFÜGUNG GEBEILS DIE PRIESTERLI-
HEN ANKS.  UNGSGEBETE NACH DER MESSE (AAS 5 y 1960,
358 fl 361)
Mit Zustimmung uNnse1es Hl aters, aps ohannes hat die
Riten-Kongregation das „Credo, Domine*”, welches unter dem Namen
VO  - aps Clemens XT (1700—1721) verbreitet worden ist, den Gebeten
eingereiht, welche 1 issale Romanum für die Danksagung des Priesters
enthalten ind.
Ein 11 MAÄäTZz 1960 ETganYgENES Dekret der H1 Poenitentiarıj:e hat einen
Ablaß VO  3 fünf Jahren Iur die Verrichtung dieses Gebetes gewährt, einen
vollkommenen untier den gewöhnlichen Bedingungen einmal 1m Mo-
nafT, wWenn dieses täglich verrichtet WITd.
Die deutsche DErTrseLIZUNgg lautet (nach Gesang- und
für das Bistum Trier, 1956, NrT. 841,

glaube, HeIrIrT, laß mich tester glauben; ich o  e, Herr, laß mich ZUVEeI-
sichtlicher hoffen:;: ich lebe, HerTr, laß mich inniger lieben; ich bereue
meine Sünden, laß mich slie schmerzlicher bereuen.

bete dich als den Ursprung er inge; ich verlange nach dir als
meinem letzten Jele; ich preise dich als melınen ewigen Wohltäter:; ich
ruife dich als meinen gnädigen Beschirmer.

urch deine eishel cn mich; durch deine Gerechtigkeit zügele mich;
durch deine Mıilde tröste mich ; durch deine Allmadyt eschutize mich
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Gotf, ich weihe dır meıine edanken, sS1e sollen auf dich gerichte( n
meine orte, S1e sollen VO dir reden: melıne erke, s1e selen nach
deinem Willen; melne Beschwerden, ich will S1e tragen deinetwillen

will, Wa du willst, ich will, weil du willst; ich will wle du wilist; ich
will, solange du willst.

dich, Heırr, erleuchte meılınen erstan entflamme meinen
Willen, bewahre rein meinen Leib, heilige meine eele

Laß mich dQiıe egangenen Sünden beweinen, die kommenden Versuchungen
abwehren, die verkehrten Neigungen Dessern, die entsprechenden Tu-

genden üben.
Gib MT, gu  E ‚OTt, Liebe CMr Strenge miıch, Seeleneifer für

den Nächsten, Geringschätzung der Welt.
Laß mıch ana treben, den Vorgesetzten gehor  en, den Untergebe-

Nne  - helfen, für die Freunde besorgt seln, meinen Feinden VeOel-

zeihen.
Laß mich die Sinneslust überwinden durch sirenge ucht, die Habsucht

durch Freigebigkeift, den Zorn durch anftmut, die rägheit durch from-
InNen 1Ier.

Mache mich weise ın meinen EntschließBungen, sSian iın elahren, ge-
uldig ın Widerwärtigkeiten, demütig 1mM lück.

Gib, Herr, daß ich ım Gebete an  a!  19, ın Spelse und ran mäßig,
meinen Berufspilichten unermüdlich, ın meinen Vorsätzen unerschütter-
lıch sel

Laß mich bemüht se1ln, 1m Innern lauter, 1mM ußern bescheiden, 1m Um-
Y aIlY vorbildlich, 1n der gahzen Lebensführung geregelt seın.

Laß mich darüber wachen, meine Natur bezähmen, miıt der Gnade mit-
zuwirken, die Gebote halten, das Heil wirken.

Lehre mich beherzigen, w1]ıe ger1ng, Was irdisch, wiıie erhaben, Was himm-
lisch, wIie Kurz, Wdads zeitlich, wıe dauernd, Wäas eWig Va

Gib, daß ich m1r den Tod VOI ugen a.  e, eın Gericht fürchte, der
entgehe, den Himmel erlange, durch I1STUS, unseren Herrn. Amen

DER RITEN-KONGREGATION VOM 196
BER DIE AP DER LITANEI VO KOSTBAREN LU LE JESU

CHRISTI UND EINFÜGUNG DAS RITUALE ROMANUM
(AA 5 J 1960, 412 T 420)

Mit Zustimmung unserés HI1 aters, aps Johannes hat die HI
Riten-Kongregation als nNnNeue amtliche Litanel diejen1ıge

E  © S M] approbiert un deren Einfügung ın das Rituale
omanum nach der Herz-Jesu-Litane1l verfügt.
Ein MärTz 196 ergangeneSs Dekret der Hl Poenitentiarıe hat einen

VOoO  b fünf Jahren für dıe Verrichtung dieser Litanel gewährt, Inen
vollkommenen unter den gewöhnlichen edingungen inmal 117

OnNna(T, wenNnn die Litanel täglich verrichtet wWiTrd.
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Ordensinterne Mitteilungen
JAHRESTAGUN DER ORDENSDIREKTORENVEREI  GUNG

Bericht des Vorsitzenden P aumjohann
Zu derT Jahrestagung der Ordensdirektorenverein1gung (Odiv) VO: bis

unı 1960 Exerzitienheim Himmelsp{iorten ürzburg kamen
Leiter VO  » Ordensgymnasien un! -„internaten Oder deren Vertreter.
Der ersie Nachmittag War der Besprechung juristischer Fragen gewidmet.
Das auptreferat VO 19 ı1esbaden, behandelte „Schul-
vertrag un: Hausordnung der Privatschulen Es wurde der Entwurf Ne:

Schulvertrages esprochen, der unseren Schulen der eutigen prozeßfreu-
igen Zeit möglichste Sicherung geben soll. Die Behandlung VOo  D Einzel{fra-
gen sich an.,

en des erstien ages schenkte der Weihbischof VO.  - Würzburg,
Seine Exzellenz der Oochwürdigste HerrT Al S — pf der Versamm
lung die Ehre s«@e1Nes Besuches
Der Vormittag des Juni Wäar filmpädagogischen Fragen gewidme Der
Beauftragte der Fuldaer Bischofskonierenz, Herr } d  d  1 VO  } Köln,
SpIra über „Film un! Schule und erlauterte eine Ausführungen dure
usschnitte aQus Fıilmen
Die schulisch-pädagogische Aufgabe der agung Waäar c Tobleme des
Rahmenplanes wissenschaffli: beleuchten Ein Anliegen des ahmen:-.-

planes 1s! der Übergang VO'  - der Volksschule weitertf:  rTrenden Schulen
Man durch Anderung des Verfahrens die ahl der Höheren Schulen

ste1gern Na:  Q den Erfa.  gen der Praxis den Höheren Schulen ist
das nicht erwarien
Zwei eieraitie ollten dieses Problem aufhellen O f aupP )

Stuttgart spra über Diagnostische und prognostische Möglichkeiten der
sychologie bei der Begabtenauslese Der Praxıs Waär das zweiılte Thema
W Pro{i Dr Huth „Pädagogisch-psychologische Verfahren beim
Übergang VO:  - der olksschule weiterführenden Schulen
Es erga S1cCh aQus allem, auf 38815 exakte Prüfung, die verschiedene
Verfahren sich verein1gt, icht verzichtet werden kann Der VO:  S der
sychologie Jangen rhebungen festgestellte Prozentsatz Vo.  > ülern,
die Iür weiterführende ulen geeigne sind, 1äßt eine Erhöhung der
Zahlen VO:  - egabten Schülern nicht erwarten.
Für die Praxis wurden wertvolle Winke gegeben, die die Teilnehmer der
Tagung aufgeschlossen ZUI enn nahmen

Die Ordenskorrespondenz erscheint echsmal im Jahr mit einem esamtumfang v  VONn 192 Seiten
Sie ird NUur Mitglieder der 3 Vereinigungen deutscher rdensobern ausgeliefert

Bestellungen durch das Generalsekretariat In-Mülheim, eswigstraße 18
und Auslieferung Druckerei ienand Köln



UOrdenskorrespondenz
HERAUSGEGEBEN IM AUFTRAG DER DEUTSCHEN ORDENSOBERN-VEREINIGUNGEN

ALS MAN USKRIPI

1. JAIILRGANG R.6 DEZEMBER 1960 SGABEORT KÖLN

Inhalt
Die Berufspflege 1n den Ordensinternaten Konrad Welzel SSR
Für die Ordensleitungen aktuelle ater]ıen des
irchlichen Un! staatlichen Prof. Dr Scheuermann
Arbeitslosenversicherung VO  } Ordensleuten Prol. Dr Scheuermann
Rechtsprechung
Räumung eines Wohnraumes fuüur Offentliche Trteil des Landgerichts
We: ugsburg
1I' Erlasse

Die folgenden zweil Artikel VO.  y JreKior onrad Welzel und Trolf. Dr.
udomar Scheuermann wurden als ejeralte auf der diesjährigen Mitglie-
derversammlung der Vereinigung Deutscher Ordensobern In St. Ottilien
gehalten. Eın weileres Referat Von Magister TE Much SVD über „Die
Pflege der TIesler- un Ordensberufe In uUNnSeTren Ordensscholastikaten und
Noviziaten“ O1lg 1MmM Hefit des nachsten Jahrgangs der Ordenskorre-
SpOondenz,
Diesem Heit leg eın Titelblatit mit vollstäfidigem Inhaltsverzeichnis des

ahrgangs der Ordenskorrespondenz bei

Die Berufspflege In den Ordensinternaten
Von P. Tekior Konrad Welzel, CSSR, Bonn

Einleitend soll das Thema uUumrlıssen Uun! die Dringlichkeit des nlie-
geNSs herausgestellt werden.
Zur Klärung der Tragestellung hilft die Deutung der Worte:
Pflege, Beruf, Ordensinternat.



Mit dem Wort Pfle weist das ema In die Pädagogik un! stellt
sich als 1ne pädagogische rage Fuür die Pädagogik ist der Iunda der
rziehung eın Heilswille werdenden Menschen, en!:  en aQus eiıner
besonderen Art der jebe, nicht dQuUs einer vitalen, begehrenden, nicht aus

einer rein geistigen bewundernden, vielmehr Q UuUs einer heilenden, helfen-
den JeDe, die nicht auf WIT. erte geht, sondern sich auf mögliche
ertie bezieht. Dieser Erziehungswille etätigt sich In Richtungen:

ın der Entfaltung dessen, Wdas ın Potenz un nlage vorhanden ist
das ist Erziehung als Fuüursorge und Pflege
ın der ehrung des geilstigen Besitzes das ist Erziehung als Bil-
dungsarbeit
ıIn der egelung un: Lenkung zur sittlichen Vollendung das ist Er-
ziehung als ucht und

Alle Erziehung ıst Pflege, Bildung un! Führung, weil immer 1ne
Wesensentfaltung, ıne FOormung einem Gegenstand un! ıne
Führung ZUI Persönlichkeit geht.
In diesem Sinne ist der Ausdruck P{fif ’7 1 vorliegenden ema g \
u. Pilege ist ganzheitlich als „Erziehung“ verstehen.

Der usdruck eru >> 1e. ıne allgemeine Deutung Im vorlie-
genden Zusammenhang Der omMm ihm der ganz spezielle Sinn OrT-
denspriesterberulf. el ist der Ordenspriesterberulf doch wieder allge-
mein verstehen, gewissermaßen abstira losgelöst VO  »3 jeder konkreten
und singulären Verwirklichung, daß auch allgemeine Aussagen gemacht
werden können, die rTeilich 1m folgenden als bekannt vorausgesetzt werden.

Mit dem Wort I  E f“  © wird, 1 Gegensatz einem
bischöfliıchen Konvikat, eın VO  g einem en geleitetes niern verstan-

den Eın lick in das „Verzeichnis der kirchlichen ath. höheren Jungen-
schulen und „internate Deutschlands“, das VO.  > unseIiIerI Direktorenvereinli-

herausgegeben wird, dessen Auflage den an! VO. 1959

angibt, zeig NU.  - ine doppelte Art VO  - Ordensinternaten: die „Irejien In-
ernate  « ind nicht berufsgebunden; die „Ordensseminare” ingegen iınd
1Ur für die Heranbildung VO:  -} ordense1igenem Nachwuchs estiimm:' Wenn
diese Unterscheidung nicht NUuLr für die Aufnahmen der Jugend entscheidend
1st, sondern auch für den Existenzgrund, für den S1inn eines Hauses, dann
ist amı auch ine wesentlich anders ausgerichtete Erziehung genann(.
ewl. können und werden auch iın berufsfreien Internaten Trl1ester un!

Ordenspriester heranwachsen. Das wird aber in persönlicher und individu-
er rziehung des Einzelnen geschehen und VO CGanzen Q usSs gesehen
DUr nebenher und beiläufig wenn auch noch froh un! gern geschehen
dürien. In den Ordensseminaren dagegen wird die Berufserziehung bewußt,
gewollt und planvoll (in der a  n age und Ausrichtung eines solchen
Internates) geschehen.
In diesem etzten Sinne ist der Ausdruck „1NM den Ordensinternaten“ zZzu

verstehen. el werden die Ausführungen ber ıne planvolle Erziehung
ZU. Ordenspriesterberuf auch inweilse enthaliten, die ebenso für die Situ-
ation LUr beiläufiger Erziehung diesem ea. den eru{fisirelen ntier-
natien gelten können.
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Schließlich soll „Urdensinternat“ noch 1mM Sinne einer Zeitangabe gemeıntf
eın als dıe TEe des Gymnaslalstudiums uUuNseIelI Jungen.
Wenn das ema „Berufspflege 1n den Ordensinternaten“ von dieser Kla-
Iung der Begriffe her verstanden WITd, dann vef klar, Wäas besprochen eın
soll, namlıch dıe bewußte, gewo  € und planvolle B T
zıehung VO Jungen waäahrend Qer GymNasialjahre auf
dıe PEeTrTrsönlichkeit des Ordenspriesters hin.
abei müssen wird die Antwort, dQ1ie za geben MS begrenzen;
denn die TO des Fragenkomplexes laßt diese erschöpfende Antwort
nicht Das Referat kann sich er 1Ur gewissen Schwerpunkten uwen-
den Es ist sprechen VO:  e} den Grundlagen un! den ITundsätzen der Be-
rufserziehung. Wäre das Referat VOT Internatsdirektoren un:! -präfekten

halten, dann waäare der besondere kzent auf die Grundsätze der Be-
rufserziehung seizen. Hier VOI den höheren rdensoberen ber Jlegt
sıch nahe, insbes6öndere die Grundlagen der Berufsert-Z

hun erortern. Diese Aspektverlagerung ist durch die erschieden-
eit der Amter bedingt. Die klösterlichen Erzieher empfangen ihren Auiftrag
Ja VO:  e} der Amtsgewalt der höheren Ordensoberen. Diese Amtsgewalt legt
den Raum und die Art der Erziehungsarbeit fest. amı en die höheren
Ordensoberen ın personaler un sa  er Hinsıcht Entscheidendes füur die
Berufserziehung LUunN, sıie en namlıch die Grundlagen der Berufser-
ziehung geschaffen und mussen sıe immer wieder cha{ifen. Freilich wWEeI-
den die höheren Ordensoberen den klösterlichen Erziehern auch TUnd-
satze für ihr Amt un! ihre Tbeit geben; el aber duürfen sie sich auf
die verantwortungsbewußte Mitarbeit derer, die s1e für diese Aufgabe be-
summ aben, verlassen. Klöster'!i: Erzieher werden sıch immer ihrer
Abhängigkeit VO.:  > den höheren Ordensoberen EeCW bleiben Was hiler
agen ist, wiıll eın klares Wort die höheren OÖrdensoberen un zugleich
eine erzi! für die klösterlichen Erzieher se1in, dieses Wort ın
er Ehrerbietung, diese 1n er Mitbrüderlichkeit. Die vorge(lirage-
Nnen Gedanken möchten Anregungen ZUFXC Besinnung un Beratung ein.

Es ist eın bedeutendes Anliegen, dem dieses ema sich -
wendet;: denn:

Die Berufserziehung ist TÜr jede Ordensgeneration
eiljne fundamentale Aufgabe.
Für jede Generation VO:  } Ordensleuten gibt eigentlich NUur wichtige
ufgaben: 1ne Au{fgabe, die Iur die Gegenwart geste ıst, nämlich ANseIe
Ordensideale verwirklichen, un! 1ne Au{fgabe für die Zukunft, namlıch
für den Fortbestand unseIiIel rdensgemeinschaft un! unNnseIes Ordensgeistes

SOTgEeN. Das ind NSeIiIe allergrößten SOrgen. So ste Beruiserziehung
1ın unmittelbarer Nähe der zentralen Aufgabe des unNns eigenen BerTrulfs-
werkes. Zur Erläuterung sel au{f die Familie hingewiesen. ort werden
vitale Kralfte füur den Fortbestan: SOIgEN., Bei unNs ber mussen geistige
Kräfte, die noch lebenstüchtig un! lJebenswillig S1INd, wirksam seıin. Es ist
bedauerlich, wievliel Resignatiıon un! Uninteressiertheit (uniruchtbares Jung-
gesellentum TOLZ sakramentaler Ehe der sakramentalen Zölibats)
estiehen Paternitas ist dann dort und hier 198088 eın Name und N! mehr.



Die Wichtigkeit uUuNseIes achwuchses sollte ganz selbstverstän:! un!
einsichtig e1ın. Leider ist S1Ee aber nicht mehr. Darum gilt S: Einsicht

chaftien
Die Berufserziehung 1et 1n NSSCIEeI eıit eın brennen-

des Problem
Es ıst 1ne unleugbare Tatsache, daß NSeIe en wenige Mitglieder
aben, wenig gerade 1n Hinsicht auf die größer gewordenen und noch
zunehmenden ufgaben. FEbenso ıst unleugbar, daß wır wenig Nach-
wuchs en Das wird schnell nicht besser, VOI em nicht ohne An-
Strengung mit vereinten Kräften Dies ist keine vereinzelte Feststellung, soll
auch deshalb kein TOS se1n, mehr 1ne BesorTgnis. Diese Not hat, wI1e es

scheint, noch mehr den Weltpriesterstand ergriffen. ort werden chon
verstärkte Uun! bisweilen verkrampfte Versuche ıchtbar. Daraus mögen
sich auch iıne verschärite Lage un: Mißverständnisse zwischen Tdens-
und Weltklerus erklären. an! Weltpriester iınd 1n ihrer Abweisung der
Ordensleute gahnz gewl weit Dieser Streit hat sich wohl bis-
weilen manchen unklugen und unlauteren Werbemethoden entzündet
Nicht ın einem Gegeneinander, sondern 1U 1m Miteinander, VOI em Der
1im Vertrauen auf Gottes werden WIr diese Not überwinden.

C) Die Berufserziehung ist ı1n NSsSemen Ordensinterna-
te eın schwieriges Werk
Diıe Ordensinternate sind vielfach Jünger als die Ordensregel. Das el
zunächst, daß sS1e ıne kürzere Iradıtıon es1itzen. Und das ecdeute InNna.  -
muß noch mehr experimentieren (mit er Unsi!:  erheit des Tuns und mit
er Ungewißheit des usganges und Erfolges) und kann seltener au{f be-
währte, erfahrene eihoden zurückgreifen.
Die Ordensinternate sind vielfach jJünger als die Ordensregel: das chließt
aber auch 1n sich, daß s1e oft noch nıicht oder nıcht genügen in den Sat-
Ngen verankert ind. Der Zustand des „außerhalb des esetzes seıin“
gibt manchen nzuträglichkeiten N1a. Hier hat die Autorität der hO-
heren beren eın wichtiges Betreuungsifeld. In den regulären Ordenshäu-
se werden die höheren Oberen auf ıne weiıte Strecke hier I11LUT als Visı1-
atoren auizuireien brauchen In den Internaten Der mussen s1e als —
deratores auitreien
Die Berufserziehung 1n unseren Internaten ist auch noch aQus einem ande-
Ien TUn eın schwierTiges Werk. Es ist ine Au{fgabe, die mıit der Unzu-
verlässigkeit der Entwicklungsjahre elastie ist, mıiıt der Wankelmütigkeit,
Sprunghaftigkeit, Unentschiedenheit, Bindungsunlust, ben mit der alzZeCN
Unreife der Jugend. Ferner ist S daß die Tz1iehungsaufgabe neben
anderen ufgaben geleistet werden mu Sie kann nıcht ausschließlich ge-
tan werden un! amı auch nicht intens1iv geleistet werden. Die schu-
15 Trbeit absorbiert viele kKräfte un WäarTr oft für ange eit. Das
bedingt größere Mißerfolge als c1e naturgemäa. 1mMm Noviziat un! Schola-
stikat gegeben Sind, weniger Tore für Ablenkung VO  > außen un! für
den .Dsprung nach draußen vorhanden .. Hier mussen die höheren
Oberen Verständnis en für die Schwierigkeiten der Internate Uun:! Ver-
Stiandnıs für die Internate bei anderen chalfen. Die Tbeit der Internate
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darf nicht VO. Erfolg her ewerte der abgewertet, beurteilt der gar VOEeI-
urteilt werden.
Nach diesen einleitenden Bemerkungen wenden WI1IT unNns dem eigentli  en
ema UL

Grundlagen und Grundsätze für die Berufserziehung
Erziehung, immer sS1e genannt der geü wIıird also 1m Theoretischen
oder Praktischen), ist eın omplexer Sachverhalt.
Das Formale ist gewl der E Z (  E S selbst Aber geschieht
ıcht ohne einen Träger, ist nicht isoliert VO  - Umwelt un itwelt. Diese
Welt, ın die der Erziehungsakt eingebettet ist, nennt eın eil der Päda-

eute S fe Es ist dies das Kraftfeld der itwelt
ıLwe als Ausdruck fur die Welt des personalen Geistes) und das Talft-
feld der Umwelt Umwelt als Ausdruck fur die Welt des objektiven, auch
objektivierten eistes). Dieses Erziehungsifeld abstecken el die VorT-
aussetzung für den Z erkennen un chaffen Das sind
dann die Grundlagen für die rziehung. Daran 1eben sich TSL die
rundsätze für den Tzliehungsvorgang
Die gleiche Ableitung der Zusammenhänge ergibt sich auch für die spezl-
elle rage nach der Berufserziehung 1ın unNnseIren Internaten Es ist auch ıne
rage nach den rundlagen der dem Erziehungsfel un! ıne rage nach
den rundsätzen oder dem Erziehungsakt.

DIE GRUNDLAGEN DIE UF  NG ODER DIE BERUFS-
ERZIEHUNG ERZIEHUNGSFELD

Hier ist die itwelt un! die Umwelt uUunNnseTrTeTt Jungen 1ın den Internaten
umschreiben.

Z Ur iıtwelt XN SeTiel Jungen gehören wesentlich die Erzie-
er, nämlich Präfekten und ern, un!: ihre ungengemeinschaft, Alle SOMN-

stigen, vorübergehenden ontiaktie un! zufälligen Begegnungen sollen üÜber-
gangen se1in.

Die Erzieherreihe umfaßt die PrSfekrten und diıe Eilfern
Uunachıs eın Wort Z Auswahnl der Präfekten Wir brauchen
Präfifekten ın genugender nzahl, 1n entsprechender Ergänzung, ın e1in-
heitlicher Auffassung.
a) In genügender Anzahl:
Dies soll wel erl  en deutlich werden: Eın Weltpriester ıst 1TeKTIOr
eines bis  Oill'  en nabenkonviktes ort ıst mıiıt 120 Jungen allein.
S5eıin gelegentlicher Vertreter 1st der Religionslehrer des Gymnasiums. Es
ist unmöglich, daß der 1rekior ıne Auifsicht führen kann, wıe sıe VOTLI
seinem (‚ewissen verantworien kann un: will, geschweige denn, daß
eine Erziehung eisten kann, die 1ın der Verpflichtung se1ınes Mmies not-
wendigerweise un!: 1n der Twartung VO.:  } ern un Jungen erechtigter-
weise iegqg So geht nicht.
Gelegentlich mußte ich einmal den Präfekten uNnseIer Untergruppe verire-
ten und unseren üngsten eine Ordnungskonferenz



el g1ng ich VO der rage QUS, ob ihnen 1ne SO Ordnungskonferenz
chon VO  } Hause qQus bekannt sel Als s1e verneinten, iragte ich nach
dem IUN! Das führte unls schließlich dazu, 1ıne Statistik aufzustellen
über die ahl der Kinder ın den Familien, aus denen Nsere Jungen tam-
men Das Ergebnis Wal, daß auf eın Elternpaar Kınder kamen. ließ die
Jungen 11U.  - selbst iinden, daß ihre Gruppe untier gleichen Verhältnissen

Präfekten en musse. Diese Feststellung Osie eın heiteres Erstaunen
und Entsetzen aQus. S0 geht auch nıcht.
Mıt diesen erl!  en coll gesagt werden, daß die Präfekten in genügender
ahl vorhanden sein muUussen. Wenn unklar ıst, wieviele eın sollen,
dann mMag gelten, daß lieber mehr als wen1g ind Wir durien keine
Erziehungskolchose und Mammutgruppen chaffen. Nirgendwo ist die Ano-
nymität gefährlicher als ın der Erziehung. Wir wWwI1ssen, daß iıne Provınz
miıt jedem Präfekten, der füur eın nierna estimm wird, eın pfer ringt
Aber e5 ist gewi1ß, daß solche Dpfer uULlSs des notwendigen Nachwuchses
würdig machen. aIiur ist eın Weitblick notwendig, der über den augeN-
licklichen Ausfall hinwegsehen kann.

In entsprechender Erganzung
Wer ist als Präfekt bestimmen? Derjenige, den die Jungen suchen und
brauchen Wen brauchen die Jungen‘ Denjenigen, der ihnen 1n der natuür-
lichen Persönlichkeit eines Priesters un! Ordensmannes imponl]eren kann,
denjenigen, dem s1ie irgendwie aufschauen können. Für Einseitigkeiten
en die Jungen Verständnis, nicht aber für den altmodischen Iyp mit
ertigen rieilen un: phrasenhaften eden, auch nicht fur den modischen
Iyp, der es mitmacht, VO Haarschnitt, Trainingsanzug, Jargon bis Z
en über augenblickliche eigene Krisen un Zweifel Derjenige, den sıe
brauchen, muß einfühlsam sein, daß s1ie verste muß fest se1ln,
daß INall sich anlehnen kann, muß wissen, wıe weiıter geht ET muß 1ne
echte Väterlichkei besitzen mit Autorität, dem Orüter 1n I' un mit Güte,
dem Ssuavıter 1n modo. Er muß streng, ber gerecht se1in, wachsam, aber
vertrauend. Wen 1Iso braucht das räfektenamt? Eınen, der ist, wıe die
Jungen nde der rziehungszeit seın sollen In seinem eru klar,
sicher, froh.

In einheitlicher Auffaséung:
In der rziehung ist eın zweites gefährliches Moment die Doppelgleis1ig-
eit der Erzieher, iMr Zwiespalt, ihr uneinheitliches Vorgehen. Jungen VOe!I-

suchen immer wieder das divide et impera . Um wichtiger ist der Zu-
sammenhal der Erzieher. Es muß ein es Miteinander seln. Das erior-
dert Selbstlosigkeit, infügen, Zurücktretenkönnen Der Erzieher muß durch
sich hindurcherziehen können. Wo solche Einheit icht herrscht und nıcht
hergeste werden kann, dort mussen die höheren beren eingreıfen. Es
sie. viel auf dem ple. Und schließlich darf die Wichtigkeit e1nes team
icnt übersehen werden. Es ıst ein odewort, ber 1ne alte eishel
Nicht der einzelne Miss1ıonar oder Priester tut C sondern die gute Mi-
SChUNg. er ist ine andere Verwirklichung des Ideals Wenn das
NUI ist, dann findet der Junge ens jeweils iın anderer Prägung eın
Vorbild Gerade der junge ens braucht die rTkenntnis, daß ın sel-
ner Persönlichkeit nicht uniformiert werden wWITrd. aIiur ist ihm die Ver-



chiedenheit seliner Präfifekten mehr CGarantie als 1ne Zusicherung.
Die Auswahl der Präfekten ber tut nıcht allein Die Präaiekten mussen
vielmehr auch der Fürsorge der höheren Oberen emp{fohlen WEelI-
den Dafür sel darauf hingewlesen, daß IMNseie Pratiekten schnell überfor-
dert, eich enttauscht und oit verzagt S1iNnd.

Schnell überfordert
Es darf die körperliche un geistige Überforderung erinnert werden.
Das Tagewerk eines Präifekten ist hart, wenn ernst J! WwITrd.
Es bringt viele en der Aufsicht mit sich un: enthält manche Beschäf-
tigungen außerhalb des unmiıttelbaren priesterlichen Bezuges Insofiern muß
der Präfekt In Welten en Un! hat oft das Gefühl, daß ın keiner
gut geht, VOI allem, wenn Mitbrüder außerhalb des Praäaiektenkreises 1Ur
dann seıin Fehlen Nn1CcC registrieren, wenn ihren eigenen Mittags-

‚geht (um 1985808 eines nennen), dem der Präfekt schlecht oder
Jal nıcht omMm Deshalb mögen die höheren beren ihren Präfekten QusSs-
giebig Ferjen schenken, die sS1Ee Tholung un: Studium nutizen können.
Um die gelistige Überforderung mindern, ist ernstiha die Tage eines
Studiums für die einzelnen berufenen Erzieher überlegen. ewl1 erseizt
eın Studium nicht mangelndes Talent un enlende Veranlagung, bDber

doch ZU besserem un! leichterem Tun. Hier ist eın OIllzı.elles Oder DI1-
vales Studium oder Beschäftigen mit den Fragestellungen un Lösungs-
versuchen der sychologiıie, S5O0zlologie un: Padagogik gemeınt Der aa
sichert uUNseIien Schulen einen ordnungsgemäßen Unterricht durch eın
langes achstudium un! ine gründliche pädagogische Ausbildung. Wır
sollten die usfallserscheinungen iın unNnseren Internaten auch einmal auf
die Fragwürdigkeit mancher pädagogischer eihoden uUun! Praxis hın über-
prüfen.
el enttäuscht

Die rbeit eines Praäafekten und die eistung eines Internats werden viel-
fach nach der ahl derer beurteilt, die 1Nns Novizilat gehen Wie oberilaäach-
lich, wIie 1eblos ıst eine so Kritik! Die Präfekten en vorher schon
genugen:! Enttäuschungen mitgemacht, VO Heucheln der nehrlichen über
die Mißerfolge der utien ZULI Undankbarkeit vieler Abgehenden. Hier
braucht ıne Erziehergemeinschaft das Ge{fuhl der Solidarität nach innen
und nach außen. Darum sollen diıe höheren Oberen ihnen ihre erbunden-
eıt durch gelegentliche Besuche, durch irgendein Wort der uilmerksam-
keit zeigen. S1e ollten die Erzieher ihrer Provinzen VO: eıt eit -
sammenrulfen der menschlichen un!: tfachlıchen ontiakte wiıillen In -

en Teifen sich die deutschsprechenden Juvenatsdirektoren un
Präfekten alle Te Nicht mehr missen möchten WITr in der Gemeins  aft
er en den mitbruderliıchen Kreıls der DIiV. ort werden NSeTe Fragen
1n einmütiger Offenheit esprochen. No  Q immer Neue Nnregungen
un! T0OS davon gewınnen.

oft verzagt!l:
amı ist die Unruhe gemeint, mit der die Präifekten ihre Verwendung

der Zukunft denken Sie werden schneller als andere für ihr Amt alt
ann ber siınd S1e noch Jung ur ine Pensionierung. Wenn S18 ihr
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Amt ganz ausgefüllt en, en sie oft den Anschluß Wissenschaifit
und Predigt verloren. Deshalb VO. anderen Gründen abgesehen wol-
len die meisten bald wieder d US dem nterna Daran ıst wohl nichts
ändern, aber collte wenigstens gesehen werden.
Die höheren beren ollten ihren Präfekten gegenüber wirklich väterlich:
efühle egen Der Sohn braucht un sucht nıemals mehr den ater, als
wenn selber ater mit en oien un! Sorgen geworden ist. Das sind
die Präiekten.
Wenn VO den Erziehern reden ist, dann erfordert dies auch 21n W o T{
über die Eltern S51e sind die primären Erzieher unNnseIelI Jungen. Ih-
De  H gegenüber räg alle andere Erziehungstätigkeit NUTr subsidiären Cha-
rakter. Die und en der Eltern ind auf uns übergegangen. Sie
bleiben unNns, solange die ern E wollen, un: War ıcht 1U jJuristisch,
auch naturrechtlich.
Die uinahme In eın Nnierna soll keinem all NUr eın Unterbringungs-
vertrag sein oder ost- un! Logieregelung bedeuten. In einem Ordensin-
erna muß S> erst recht Janz anders sSenin. Hier ist VO  - der ulinahme
her echte un! Was wesentlich ist eigenständige Erziehung gesucht
und gefordert. In der Erziehung ZU UOrdenspriestertum Sind die Patres die
primären Erzieher. Hier SINd die Eltern NSeTe elfer
Nun beginnt ber das große Klagelied, Die Jugend ist nicht besser, auch
iıcht S!  e  er, als sie anderen Zeiten JEeWESCN ist. Aber NSeie®e eige-
Dnen n ern ind nicht mehr, denen das Priestertum ihres Jungen ıne
Auserwählung, daheft 1ne Orge und eın Gebetsanliegen Wa  — Aus vielen
Gründen ist die Vaterlosigkeit und mehr un: mehr auch die Mutterlosig-
eit eın Symptom unseIer eit ater und Mutter fehlen ın der Erziehung,
weil s1e unw1]ılssend sind, weil S1e unınteressiert der alsch orjlentiert sind.
Wieviele ern sind gekennzeichnet durch ihre materielle Einstellung ohne
charakterliche Pragung, ohne ittliche Wertmaßstäbe, ohne religiöse UDStIanz
Wenn WIr die Eitern icht gewinnen, werden WITr die Jungen verlieren.
Die anı des Blutes ind tärker als NSeIe erbundenheit mit den Jun-
gen Die eit der Ferien ıst ın solchen Elternhäusern nıcht ohne große Ge-
Tren un! wirksame Versuchungen. Das Lockende VO  } Besitz und Be-
uemli  eit, VO:  > Zerstreuung und Vergnügen, die Reizkraft der modernen
Massenmittel werden uNnserien ppell Hochherzigkeit un!: Opfersinn el!
und überspielen. Die Besuchssituation der Ferien 1äßt die Arbeits-
sıtuation 1ın uNnseren Internaten NUr noch eidiger erscheinen. Hinzu ommt,
daß Wohlstand, Anhänglichkeit und Schwäche der Eltern bis ın In-
ternate eindringen. (Die aketschwemme, die Besuchsfrequenz, die Ent-
schuldigungssucht).
Es sel nochmals wiederholt Wir mussen die Eltern gewinnen eTISUÜU-
chen Die verschiedensten Versuche iınd gemacht: Besuche der Tailekien
bei den ern, inladung der Eltern 1Ns ntiernat, eın tester Briefwechsel.
Aus persönli:  er Ifahrung sel ine Oorm religiöser Betreuung erwähnt
und emp{fohlen: sind dies Exerzitien für die Müuültter uLNnNseiel ungen.
Allgemein ist gen: Wir mussen in der Wahl der Mittel erfinderisch
Uun! In der Förderung er Initiative großzügig sSein. hne oder gaIl gegen
die Eltern wird selten eın unge Priester un!| UOrdensmann.
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Dıe Jungengemeinschaft.
Erziehung wird nicht 1Ur VO:  =| ben her, VO  - der Autorität ausgeübt, SOIN-
dern auch meıstens noch viel nachhaltıger VO der. Gemeins:  aft her, VO

Mitschüler, Kameraden, Freund, Mitbruder. ewl ist die Gemeinschaft
In einem Ordensseminar durch den gleichen unsch aller, Priester un:
ater werden, satzungsgemäß undiler‘ un auf dieses Berufsziel hin
orjlentiert. Aber Papier ist geduldig un: enschen können auch ügen,
wWenn sı:e einen Vorteil suchen und diesen 1n der uinahme ihres Jungen
in NSseTe UOrdensinternate sehen. Jede Gemeinschalft hat bald eiwas wıe
einen Geist er Ungeist) Dieses ıma wird ehr viel Ofters VO  — den
unguten Kräften eiınes einzelnen, einer Klıque, die ın Haus hineinge-
rutsch SINd, entwickelt, als VO  J unNnseIeI Strahlungskraft und viel weniger
noch VO:  —g der meist chüchternen Art uUuNseIiIel guten ungen. In einem ÖOr-
densseminar muß er eine Auslese e1ın. Es mussen Jungen ausgeschie-
den werden, die erwiesenerwelse keine Neigung oder keine Eignung mehr
ZUM geistlichen Stande besitzen. el ind die Ausfallfaktoren zanlreı
keine gefestigte Gesundheit, keıin hinreichendes Talent, keine s1 ÄUus-
dauer, kein religiöser Tang, keine Neigung Priestertum, keine Nei-
gung ZU. Ordensleben
Um all das mussen WITr unNns mühen. Und indem WIT die Schwierigkeiten mit
Geduld ZU überwinden suchen, werden WITLr N} Erziehungsarbeit eisten.
Es sel noch einmal betont NSseIre orge muß nıcht NUur dem Einzelnen gel-
ten, sondern ben auch dem e1s der Gemeinschaft. Dann chaififen WIT
unSs Hilfskräfte un!' elfer auch dort, Auge einen verschlossenen,
ringenden Jungen noch nicht entdeckt hat, ine Unordnung eingerissen
ist un! anderes mehr. Besonders ber erleichtern WI1Tr uNnseIienln Jungen miıt
einer Gemeinschaft ihre Bereitschaft ZUunT Anschluß den en
Denn das wissen NSsSeIe Jungen er mussen s1e schon VOI dem Novıizlat VO'

en wissen), daß Ordensleben iıne ita COMMUNIS ist Dann wWwIrd das
jugendliche Gemeinschaftsleben qganz entscheidenden Einfluß auf den Eıin-
T! inNns OV1Z1a nehmen, zumal auch den Jungen bekannt eın dürfte,
daß sS1e mit ihrer Klassengemeinschaft bis ZU. Ende ihres Scholastikats bei-
einander ind. Dieser Gedanke ist ehr empfehlen. Diıe ıfahrung hat auf
diesen Weg un diıeser Tkenntnis geführt. Die Entscheidung ın der
Vertikalen auf ott hin geht ın den en icht ohne Entscheidung 1n der
Horizontalen auf den Mitbruder hin.
Eine gute Erziehung ZUI Gemeinschaft ist schon eın guter Anreiz ZUMM Eıin-
T1 1Ns OV1Z18:' un! ine gute Uung für das späatere Ordensleben Jung
gewohnt ist alt ge darum jetz chon Rücksichtnahme, Hilfsbereits  aft,
Brüderlichkeit.
Unsere Jungen VO.:  - eute werden Mitbrüder VO:  e} MOIgeN ein.

Die Umwelt NSeEeIeI Jungen, soweit s1e hier ehande
ist, ist ihr Heım, nierna(, der Ort der Erziehung, un die Ordnung,
das Gesetz unNnseIes Hauses, die TUKLIUr ihrer Erziehung.

Das Heim
Nicht en ıst das lück eines Neubaus für ihr Nnierna' nach diıesem Krile-

zuteil geworden, Sie en ihr es Haus ehalten, ın dem chon Ge-
nerationen ihren Schweiß VeTQgOSSECH en un! dessen Wänden schon der
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Geruch der Heiligkeit anhafte Andere Zeiten en anders gebaut. Und
das rgebnis ist oft eın zweifelhaftes Erbe fuüur die Nachkommen geworden.
Es braucht kein moderner Bau nach dem neuesien chreiı se1ln, wiewohl
sSo gediegene Bauten achlıcne un persönliche OoOien LTagen, die sie
uüuüNnseIel Zeit, vorab unseIrIleTr Jugend, erstrebenswert machen. S1e vereinigen
das chone mıit dem Zweckmäßigen ın eiıner bisweilen überraschender Har-
monile. Sie lösen es Massiıve 1n der Raumgestaltung auf, betonen bel al-
ler Einfachheit das N:  e, wıe 65 der Junge VO  H daheim gewohnt
ist un: schätzt un das csehr bisweilen vermißt Die Verwirklichung
all dessen ıst ine rage des Geldes, oD sich die Errichtung eines
Neubaus oder die Umgestaltung eines Altbaus (eines Kastens, w1ı1e diese
Hauser schon unNnseilel Internatszeit hießen) handelt Vielleicht könnten
dann schon eın Anstrich, eın paar Anschaffungen ın der Einrichtung,
eın gepflegter Chmu! die Aufteilung der Gruppenbereiche kleineren
Wohneinheiten eın möglicher, wohl auch notwendiger un VOT em VOeI]-

heißungsvoller nfang se1in. Auf Jugend macht eın elr Bau eich den
Eindruck einer veralteten, untüchtigen, müden, unfrohen Lebensauffassung.
Und das ist kein gu  S Aushängeschild.
Es spricht sehr für den Verdacht des „Cicero PTO domo  ”  2 wWwWenNnnNn gesagt WOI-

den muß zuerst eın modernes nternat, dann IS andere Modernis:erungen
1n unNnseTreNnN Oostern Die chönste Klosterzelle ist unnutz gebaut, wWenn sie
leer bleibt.

Die Ordnung
ede Gemeinschaft hat ine Ordnung un! ohne Ordnung gibt keine

Gemeins  aft. S1e ist einiach lebensnotwendig. Jede CGemeinschafit hat ih
Ordnung Ordnung ist ichtschnur, Weg dem Ziel, dem die Ge-
meinschalt usammenschluß und Bestand verdan.
Das gilt auch für MNSeIteE Internate Wichtig wird se1ln, ein gu Maß
zwischen f{ester Ordnung, der dem jungen enschen noch mangelt,
und gelegentlichen bwechslungen, denen Jugend unwilider-
tehlich iınz]ıe wählen. hne die „varletas, quäae electat“ würde der
bDblauf es Geschehens zwangsläufig, SIAIT, iın der Sprache der Jungen
SIUTI eın Es fehlte ihm die lebendige Anpassung olche Ordnung wuürde
ema, ablone, Selbstzweck. In solchem Sinne sollte 1n unNnseTITell In-
ernaten keine Hne1i1lige, weil unantastbare, unberührbare ege geben.
Die Gefahr des Extrems 1eg eute ber her auf der anderen eıte es,
W äas egel, Gesetz, ebot, Satzung el.  J wird miıt der ar der acher-
ichkeit versehen un! dann abgetan mit hochtrabenden Hinweisen auf de-
mokratische Gepflogenheiten, auf Situationsethik und auf die Te1ı1hel der
inder Gottes SO eniste. dann beli solcher Lebensgestaltung der Eindruck
des ständigen Improvislierens, des Augenblicklichen, des Wechselhaiten, des
Unberechenbaren

dessen sollte gelten, daß Treihnel un! Bindung dialektische egriffe
sind, fuüur die das et” und nicht das „aut aut”“” ın rage kommt
Die Hausordnung eines Internats sollte Ruhe, Besinnung, Konzentration
garantieren. Sie sollte nach den Frkenntnissen der edizin un! nach den
Gesetzen der sychologie den rechten usglei zwıschen Angespanntsein
un Entspannung, also zwischen Tbeıit un! Tholungszeit, zwischen chla
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und Wachzeiten un: anderem mehr chalififen Sie sollte eiınen ages- un
Wochenrhytmus kennen, sollte die Leistungskurve 1mM Tagesablauf un:

den Ermüdungsprozeß 1 Wochenbild wi1issen. Sie INU. 1ne Sommer-
un Winterzeit kennen. S1e mMu. Sonn- un! Feiertage auszeichnen. Dann
ber durite gut se1ln, die eobachtung eiınes solchen Lebensgesetzes den
Jungen abzuverlangen. Die Festigkeit des Gesetzes wird sich ihnen ın einer
Festigkeit des harakters mitteilen Wenn s1e den egen solcher Bindungen,
immer wıieder erlautert und aufgezelgt, schließlich verspuren, dann wırd
ihnen auch das Ja der vıta regularıs nicht schwer fallen, daß sıe da-
Ia  y scheitern. Das edeute aber, daß NSeIie Jungen neben der vita
COMMUNIS auch das erkmal des Ordenslebens, die vıta regularis, schon
NC}  . nfang qgahz nebenbel, VO Erzieher her Wäal 1imMmer Deab-
ichtigt, dem Jungen bDber erst, wenn fassen kann, klargemacht, elin-
üben un mit der Übung die entsprechende Haltung erwerben.

Il DIE RUNDSAÄATZE DER BERUFS  EHUNG DER DIE BERUFS-
ERZIEHUNG ALS ERZIEHUNGSAKT.

Das Ordensseminar ist 1m eigentlichsten 1ne Stätte der Berufsauslese un
der Berufserziehung. Hier soll jeder geprüft werden un: sich selber prüfen
1n se1ıner Tauglichkeit für das späatere Ordensleben un! Priestertum Hier soll
jeder das Wunschbild se1nes späateren Berules 1n treuer Kleinarbei über die
Begeisterung un Ergriffenheit einer gelegentlichen Stunde hinaus ewah-
TE  D un! estigen. Hier s<oll durch seiıne Erzieher hindurch VO  - der An-
sprechbarkeit eines Menschenbildes ZUTI Idee un! 7U ea des Ordens-
priestertums selber finden. Die eigene Überlegung un!: NSseIre Führung
sollen jeden Jungen 1 Lau{fe der re einem klaren, sicheren, freien
un frohen Entschluß 1ın seiner Berufswahl bringen Wer das 1el des In-
ternats erreicht, dessen en hat durch 1ıne große Eindeutigkeit ın se1ner
Entwicklung CN, Wer einer anderen Berufserkenntnis findet, des-
SC  a en muß dadurch VOI einer Einseitigkeit bewahrt werden, daß
sich möglichst frühzeitig VO.  - unseIfel Tziehung löst.
In el Ö  Ö E S verlau: die Berufserziehung iın unNnseIrem

nNnierna £1 liegen die einzelnen ufgaben nıcht immer nebeneinander
Ooder nacheinander, sondern mussen oft miteinander geleistet werden. Es
wWwIrd 1m einzelnen notwendig un wichtig se1lin, immer das I, KFTZie-
ungsanliegen un! die an Jungenpersönlichkeıit sehen. Dann werden
psychologisches Verständnis un! individuelle Führung die usübung des
päadagogischen Auftrages kennzeichnen.
Die (  e 5 E  e d C der Internatserziehung Zzie. auf die erie y

Ordnung und Gemeinschait Zu ıhnen muß der unge hingeführt
werden, WEeNnNn iın NSE. Haus eintrn Hier mussen das TDelien (Iim Sinne
des Studiums), die Ordnung (als eobachtung der Tagesordnung) un! die
Gemeins  aft (als en unter ameraden) regelrecht gelernt un geu
werden. rbeit soll eistung jeder unge will STOILZ seın Ordnung

Selbstbeherrschung jeder unge will eZWUNgEN werden un! Ge-
meinschafit ZUI Freude führen jeder unge will froh eın
Die e  © 5 unsererI Erziehungsarbeıit widmet sich der Bewälti-
gung zweler Krisenzeilten, der Pubertäts- und der AÄAUtOTtTIita 18
krıse. Die Ichbezogenheit des Jungen muß ın dieser Zeit durch einen
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schwierigen un doppelten Reifeprozeß In Selbstzucht un Einordnung
mwelt- un! Mitweltbezogenheit gelangen. Auch darın wird wieder das
Bes onde der Erziehung ichtbar, weil WI1r 13805 nıcht egnügen, daß
NseIre Jungen diese Krisen ın einem rein menschlichen Sinne überwinden,
sondern anstreben, daß s1e el die Fähigkeit un! Bereitschaift entwickeln,
später als Priester und Ordensleute ın Jungifräulichkeit und Ge

C 1E echte und notwendige ertie eines erfüllten Lebens sehen.
Die le Z der Internatserziehung ist 1 natürlichen Bereich
ort erreicht, der Abiturı:ent ganz und qgaIil Vo  >; eiıner 1U Zzwangsweisen
Erfüllung irgendwelcher Vorschriften ZUT Einsicht notwendiger Pflichten un!
schließlich ZUI freien ejahung geistiger un sittlicher Ordnung gefunden
hat Dann ist auch der en aIiur ereıitet, daß eın ]Junger ensch die
Räte des Evangeliums als die größtmögliche eifrelung se1ines Lebens VO  -

en Verengungen des Geistes und VO en ebundenheiten des Her-
ens ansieht un!: Ta un! Vertrauen für den Schritt iın den en iindet.
Das wird her geschehen, Je mehr Hochherzigkeit ın den Jungen
durch die eigentlich religıöse rziehung ın den etzten Jahren der nternats-
eit geweckt worden ist. Eucharistıe und Missionsgedanke
als lebendige Hinführung ZU ar un: ZUI Seelsorge mussen In jedem
eine wirkliche un wirksame 1e ZU. Priestertum un Ordensstande wach-
ruifen, daß der Ruf Gottes nicht als eın Verzicht, sondern als 1ne Nnäa!:
und Auserwählung empfunden wird, der die uinahme ın den
en als ıne TO Antwort olg weiß nicht, ob NUI NSseIe ET-
fahrung ist Die Ö e ist 1n einem natürlichen un:
TSL recht 1 übernatürlichen S1nn die Multter er Berufenen. Marianische
Tömmigkeit gilt uns als Kriterium und als
Diesem Erziehungsprogramm muß es dienen: die Stunden der Tbeit un!|
die Stunden der Tholung, die religıösen Übungen und die Freizeiten, die
Monate der ule un die ochen der Ferien. In diesen mannigfachen
Formen sollen Bewahrung un! Bewährung ‚einander ergänzen, sollen ET-
ziehung und Selbständigkeit einander ablösen.
Diese arlegungen seien mit einer zweifachen Feststellung beschlossen

Die Berufserziehung in den Ordensinternaten ist eın ß S

a fü un Erzieher.
Was unNns VO  - Gott anvertraut 1ST, mussen WIT pflegen, bilden, führen. Das
ist der Vollinhalt unNnseIelr Erziehung. ann aber, wenn WIT Werk

aben, tun WITLT gut daran, wieder ott anzuverirauen, indem WITr
eten, jel beten, anhaltend eien.

Die Berufserziehung den Ordensinternaten ist iıne große Ver-
antworiung für dıe an Ordensgemeinschaft.

Wir Erzieher können das schwierige Werk nicht alleine eisten Wir brau-
chen auch nicht allein Es ist Sache unserer ern und Mitbrüder,

helfen, eın jeder mit seinen Mitteln, 1 natuürlıchen Bereich der en
und Amter, übernatürlichen Bereich des aubens, Vertrauens und Lie-
bens. Solch innere wesentliche Erneuerung, deren gewl. edarf, wird

ue eruije würdig machen, wird NseIiIe Berufserziehung in den Or-
densinternaten CN.
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Für dıe Ordensleitungen aktuelle 'aterıen
des hırchlichen und staatlıchen Rechts

Von Univ. Proi. Dr. Audomar Scheuermann, en

Wunschgemäß werden ein1ge ausgewählte Materien des kirchlichen un!
staatlıchen Rechts vorgeiragen, die Iiur die Ordensleitungen wichtig -
scheinen. Die Auswahl ist getroffen einerseits auf TUn jener uns beson-
ders beschäftigenden Fragen, die gegenwartig 1n der juristischen EroörTte-
Iung stehen, andererseıits auf TUN! der vers  1edentlichen kKkonsultationen,
die ın einer €el. VO: immer wlıieder gleichen Fragen Antwort erheischen.

Kirchenrechtäiche Materıen
Für die uilnahme VO Bewerbern 1NSs NOövizia ıst 1Ns-

besondere daran erinnern, daß ohne ausdrückliche enehmigung der Hl
Religiosen-Kongregation ıne gültige uinahme jener Bewerber dUuUS5ye-
schlossen ist, we bereits einmal ın einem anderen klösterlichen Verband
Profeß, wenn auch I11UXI einfache un: ze1illl!  e, abgelegt en (can 5472 Nn.

Satz Waren jedoch solche Bewerber 1U 1mM OSLIula oder Novıizlat
eines anderen klösterlichen erbandes, dann besteht füur die Aufifnahme
keine Nichtigkeitsklausel, jedo die Vorschrilft, daß VO. hoOheren (OT-
densobern jenes erbandes, dem der Bewerber früher angehörte, eın e1d-
liıch bekräftigtes Zeugni1s einzuholen ist (CC. 544 S 545 1 1 1ıne Vor-
schrift, die nıcht 1UI die Einholung dieses Zeugnisses auferlegt, sondern
andererseits auch dem zeugniserteilenden höheren beren die Pflicht d US-
reichender Auskunftserteilung auferlegt. In diesem Zusammenhang muß der
gemeinsame Tla. der Religiosen- und Studien-Kongregation VO
1941 besonders beachtet werden: Wollen ewerber 1Ns Kleriker-Novizlat
eines klösterlichen erbandes aufgenommen werden, die früher QuU:  77) einem
Priesterseminar entlassen oder unter Au{fgabe des Priesterberufes ireiwillig
ausgeschieden sind, kann diese Auinahme nicht gewährt werden ohne
vorherige Beifragung der Religiosen-Kongregation. Zwar ıst diese Befragung
icht unter einer Nichtigkeitsklause auferlegt, daß durch die nterlas-
SUN! der Beifragung die uinahme 1nNs Novizlat keineswegs ungültig WITd;
doch ist der Sinn dieser Vorschriift el begreiflich: der aufnehmende kl1ö-
ster 1! Verband soll davor bewahrt werden, eute aufzunehmen, deren
Berufstauglichkeit möglicherweise sehr Tagwürdig ist.

Für die Zulassung ZU ersten Profeß-Ablegung kann
icht eindringlich Detont werden, daß etwalge edenken, we ge-
gen die Gesundheit eines Profeß-Aspiranten estehen, höchste Aufifmerksam-
eit zZu chenken ist. Denn die Vorschriften der 637 un 647 UD D
machen deutlich, daß nach der ersten Profeßablegung ıne Ordensperson >
gen Krankheit keinest{alls mehr entlassen oder VO.  —_ der Zulassung wel-
terer Gelübdeablegung ausgeschlossen werden kann. Das 1T echt
sagtl, nach der Profeßablegung sel egen Krankheit ıne Entlassung
dann möglich, WeLln nachgewiesen sel, daß diese an  el VOI der Ge-
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lJübdeablegung 1n betrügerischer Weise verheimlicht der verschwiegen WUuTI-

de Mir ist keıin einziger Fall bekannt, eın solcher Nachweis YJe-
jefert werden können. Krankheitshalber kann 1ne Entlassung UTr mehr
während des Novı1zlats verfügt werden. Wenn einmal Proifeß abgelegt ist,
hat der klösterl:i Verband die Versorgung seines Mitglieds ın gesunden
und kranken agen übernommen un: kann praktis davon stens
mehr dann freigestellt werden, wenn eın Ordensmitglied ireiwillıg 381
seiner Krankheit ausscheidet Diese Rechtslage ZWwIingt, edenken, we
chon während des Novızıats die gesundheitliche Eignung eines Kan-
didaten bestehen, her verschärifte als 1U geringe Aufmerksamkeı ZUu

chenken In diesem Zusammenhang sel darauf hingewiesen, daß der hOö-
ere rdensobere bei der Zulassung den Gelübden 1ne entscheidende
Mal hat, amı aber auch ıne höchstpersönliche Verantwortung rag
Wenn Call. 575 8 den höheren Ordensoberen IUr die Zulassung den
zeitlıchen elubDden die Zustimmung seines Beirates bindet, edeute
dies NUÜüT, daß der rdensobere entsprechend der Abstimmung unter Um-
ständen die Zulassung verweigern mMu. ber die rage der ZuU-
lassung zZU den zeitlichen Gelübden überhaupt ZU1 Abstimmung stellt, ist
seine Sache Bei der Zulassung den Jlebenslänglichen eliu  en OoMmMm
dem Beirat überhaupt 1Ur 1ne beratende un.  102 qQuUS, seine Meinung ist fur
den höheren Ordensoberen nicht bindend ann TOLZ günstiger Abstimmung
die Zulassung ZUTI lebenslängischen Profeß verweilgern un!: kann Ca

gunstiger Abstimmung diese Zulassung gewähren.
Für die Weihezulassung der Ordenskleri  er ist auf die

Instruktion der Religiosen-Kongregation VO. 1931 verweisen, die
ZULI sorgfältigen Auswahl und Erziehung der leriker-Religiosen ıne el
NEUET, über den C M6 hinausgehender Vorschrifiten erlassen hat

ä) Bereits die Ov1ızen en VOI Ablegung der ersien Profeß ıne
schriftliche Erklärung abzugeben, daß s1ıe siıch nicht NUur ZU. rdens-
stand, sondern auch ZU. Priestertum berufen fühlen un! den Willen
aben, darın auszuharren; diese rklärung muß 1 Ordensarchiv auf-
bewahrt werden.

Vor der Zulassung zu den niederen Weihen ist nicht 1Ur das Zeug-
N1Is des Klerikermagisters un! anderer Personen einzuholen, denen der
andıda durch äufigen Umgang bekannt 1st, sondern der andıda ist
selber durch den beren Oder dessen Beauftragten efragen, ob 1n
voller Kenntnis der Weiheverpflichtungen und ın reıiıhel die Weihen
empfängt. Gerade die gegenwärtig häufiger werdenden Versuche VO  D

Klerikern, mit der Behauptung, sS1e selen bei Weiheempfang 1n eiıner
Zwangslage gestanden, machen diese Beifragung besonders wicht1g.
C) Vor Empfang des Subdiakonats, ın en bereıts VOLI blegung der
feierlichen Profeß, muß der andıda ın einer schri  en, eidlich be-
kräftigten Tklärung versichern, daß die ubdiakonatsweihe in wirk- P  Eicher reihel erbitte, die amı verbundenen en Nau kenne
und diese ireiwillıg übernehmen wo Die genannten beiden schri{ftli-
chen TIklaärungen VOTLI egung der ersten Profeß un VOL Empfang
des Subdiakonats mussen als wichtige Aktenstücke aufbewah: werden;
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für die Erklärung VOT der lebenslänglichen Profeß bzw dem Subdiakonat
hat die Religiosen Kongregation AHNEe CIGENE Formel herausgegeben
In 50q Weiheprozessen spilelen diese Erklärungen 110e wichtige
Was die S eirl egen nicht ANUur die eutischen

DeusVerhältnisse, sondern auch die Vors  Tıi1ten der papstlıchen Bulle
sSscC1IeNLarum OoOminus“ VO 1931 nahe, nachhaltig 1n wirken,
daß den Ordensho  schulen I11LUI gradulerte ozenten atıg el
SEC1I diesem Zusammenhang darauf hingewiesen daß nach dieser pst-
iıchen fur das Lehramt internen UOrdenshochschulen, we aka-
demische Ta! nıcht verleihen, der rad des Lizentiats die Lehrfähigkeit
begründet Mindestens 1Iso MU. nach Philosophie, Theolo-
G1E oder kanonischem echt das Lizentiat erworben worden ein (das Neu-
erdings auch el euts  er Universitäten erworben werden
ann), amı VO.  — seiten des kirchlichen Rechts die Lehrfähigkeit £e1-
165 Dozenten keine Einwendungen estehen.

Auch 1106 vermÖögensrTecitliche Vorschrift sel ET-
INNEIUNG gebracht über die besonderen Ordensrechtlichen Vorschriften die
für jeden Ordensverband 1 den Konstitutionen niedergelegt Sind hinaus,
muß VO  y Wertgrenze gemä. Can 534 bei Veräußerung
und Verschuldung, insbesondere bei Darlehensaufnahme Z  — Gültigkeit
(und übrigens auch unier der Strafvors  Tr des SC  j Genehmigung
der Religiosen-Kongregation eingeholt werden Da die Wertgrenze Co-
dex Iuris Canonici nach eutigen Geldverhältnissen unklar festgelegt i1st
(30 000 Goldlire), hat die Konsistorial Kongregation 1951 ©1-
Nne. bislang noch nicht veroffentlichten TIa für die einzelnen Währun-
Yen die Wertgrenze festgelegt Fur die Bundesrepublik wurde 1N€e Werfrt-
TIENZE VO.: 000 festgesetz Bel Verschuldung un Veräußerung über

ıst also die Genehmigung des Hl Stuhls einzuholen

I1

Staatsrechtliche Materıien
Die ersten Nummern der NEeu herausgegebenen rdenskorrespondenz 2e1-

GCN, daß ine Reihe staatsre:  iıcher Fragen ind mit denen NSeTe kl1ö-
sterlichen erbande sich eute besonderer Weise auseinanderzusetzen
en Und WäarTr muß gleich gesagt werden, daß diese Auseinandersetzung
darauf Zz1e die unbefriedigende e  ung 55 e G1 k10-
sterlichen Ver  ande staa  ıchen Bereich berei-
gen Die Kloster stehen wohl der Welt ber Sie iınd el do  Q, Ord-
nungsgefüge qganz EIYgENEI geprägt VO ihren Verfassungsformen un
1i1nNNeren Lebensnormen, WIie S1e nach dem Wiıllen der 1r estitehen
Die we Gesetzgebung hat die Formen un chablonen nicht bereit
we die klösterli Eigenart sachgerecht eingeordnet werden konnte
Nach weltlichem echt exıistiert allgemeinen das Kloster sOoOweıt iıcht
wWIe Bayern das NSLiV der Körperschaft des Offentl;:  en echts besteht
Ochstiens als Rechtsgebilde irgendwelcher Art ÖR als e.V der als
ımbH DaranJ€l. bereits erkennen, welch sachwidriger Weise
das Kloster un der klösterli Verband weltlichen echt
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werden. Die Ordensperson, we eld verdient, wiewohl sS1e nach kirch-
er Ordnung niemals persönliche Einkuüunifte hat, will der aa einfach
als Arbeitnehmer miıt besteuerbarem Lohn auffassen. Das Vordringen adI-

beitsrechtlicher Vorstellungen WITL. sıch dahingehend QuUs, daß dıe (UrTr-
densperson ın einem Beschäftigtenverhältnis tehend, das Kloster als AT-
beitgeber ewerte wird, was sich 881 den uUunNns eute ewegenden
Nachversicherungsfragen auswirkt. Unsere Ordensprokuratoren en 1n
dem höchst en Bemühen, inr Kloster steuerrechtlich günstig stel-
len, U  » ben auch die vorliegende Steuergesetzgebung nach Möglichkeit

ausgenutzt, als steuersparend wirkte Man kam el bDer Kon-
struktionen, die 1m einzelnen bedenklich S1Nd. Es sel darauf verwiesen,
daß I1d.  - sich VO  - den Steuerbehoörden hat anerkennen lassen, Ordensan-
gehörige, die 1n klösterlichen Wirtschaftsbetrieben atıg Sind, mıit einem
ı1ven Monatsentgelt VO  — 300,— ın die er einzutragen un diese
Ausgaben VO Gewinn abzurechnen. Dies erscheint bedenklich QUS dem
Grunde, weil WIT VO: richtigen Verständnis des Ordenslebens her immer
wieder betonen mussen, daß Ordensleute kein persönli  es Entgelt emp{fan-
gen und weil WIT auch nicht wollen, daß unNns 1ne Nachversi  erung
auf TUN! eines Monatsentgelts VO  - 300,— auferlegt wIrd. Dies ist
DU eın eisple afur, daß INan sich auch innerhal der en für die Be-
gegNUNG m1t der Welt, hiler miıt dem aa un! seiner Steuer- un! Ver-
sicherungsgesetzgebung, auf die rundstruktur des Ordenslebens besin-
18153  v muß Als kürzlich elmut INs Maier seine unglückliche Monographie
über „Grundlagen und TODIeme der Klosterbesteuerung” herausgegeben
hat, da hat seine falsche Grundkonzeption In dem bedauerlichen 5atz
ausgesprochen:

FÜr Klosterbesteuerung ollten 1 wesentilı  en die namıliı  en Tund-
satze gelten, wI1ie s1e für die Besteuerung VO  - Körperschaften un! Per-
sonenvereinigungen vergleichbarer Art maßgeben! ind. Richtschnur c@e1-

Rechtsform un wirtschafftli.  er Tatbestand, ber nıcht die kanonil-
schen oder ordensrechtlichen Verhältnisse Daß die geistlichen en
un! Klöster überhaupt iıne kirchenrechtliche Verfassung besitzen, sollte
{ür die steuerliche Beurteilung gänzlich außer Betracht bleiben

Demgegenüber halten WITLr für geboten, daß auch diese nliegen VO'
TunNdverständ  15 des Ordensstandes her angegaNngeN
werden mussen: Kloster S1iNnd Gemeinschaften eigener Art, verfaßt nach
den Normen des allgemeinen Ordensrechts der irche un dem Sonder-
recht des Je eigenen erbandes Wenn das eichs-Konkordat In Art
Abs erklärt, daß en und rel1igıöse Genossens  aften iın eZug auf
ihre ründung, Niederlassung, ahl und Eigenschaften ilinrer Mitglieder,
ihre Tätigkeit gl Seelsorge, Unterricht, Krankenpiflege un carıtatıver 18-
tigkeit, iın der Ordnung ihrer Angelegenheiten und der Verwaltung ihres
Vermögens staatlicherseits keiner besonderen Beschränkung unterliegen,
dann darf auch 1n Anspruch q werden, daß diese klösterlichen
erbande 1n ihrer HU:  'g einmal seit Jahrhunderten geprägten Eigenart 1mMm
staatlıchen Bereich bestehen können.
Von hier aQus ergeben sich einige Konsequenzen, auf die hinzuweisen WwI1iC-
U1g erscnennt.
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Um ganz verdeutli  en, Was den en eutfe dem aa gegenüber als
besonderes Anliegen auf der eele 1e0g Der aa muß der Beurteilung
der klösterlichen erbande den kirchenrechtli  en Tatbeständen ganz
anderer Weise Rechnung tTragen, als tut Die en ihrerseits INUuSSEeIN

ihrem Selbstverständnis sıch auch dem aa gegenüber als das erkennen,
wWwWas SI nach der Ordnung der iırche Sind Es Ist gemä Art 140 des
un nach samtlichen euts  en Länderverfassungen garantlıert daß die KI1r-
che ihre Angelegenheiten selbständig regelt also Selbstbestimmungsrecht
hat ema. Art Abs des Reichs Konkordats ıst der katholis  en Kirche
VO aa das echt anerkannt, innerhal der TeNzen des Tfur alle gel-
tenden Gesetzes ihre Angelegenheiten selbständI1ig ordnen un! VelI-
walten und Rahmen ihrer Zuständigkeit Iiur iıhre Mitglieder bindende
Gesetze und Anordnungen erlassen
Wir en Bayern m1t nachhaltiger emühung bereits
vorexerziliert welches Verhalten dem aa auf TUN! dieser verfassungs-
un: konkordatsrechtlichen Normen abzufordern ı1st Als VOT mehreren Jah-
Ie  e} bel unNlls Bayern gegenüber Lai:enbrüdern we die

e  E dur:  ührten, VO  w Polizeibehörden wıiederholt Beanstan-
dungen erfolgten unter erufung auf das nationalsozilalistische Samm-
Jungsgesetz VO  } 1934 das noch eute Geltung ist da en WILI dem
aa gegenüber argumentıert Mendikantensammlungen können keinem

genehmigungsbedürftig SCUHMN, weil die SO Bettelorden ihrer VOeI-

fassungsmäßig grundgelegten igenar gemä. Art Abs des eichs-
Konkordats keiner staatilıchen Beschränkung unterliegen un! weil insbe-
sondere Art ADs des ayerischen Konkordats bezüglich der en
ausdrücklich gesagt ist S1e würden keiner staatlichen Einschränkung der
Lebensweise nach ihren kirchlich genehmigten Regeln unterliegen Wır
en damals die Bestimmungen des Sammlungsgesetzes VO 11 1934
als nicht verbindlich weil den vorher erlassenen konkordatsrechtlichen Be-
stiımmungen widersprechen bezeichnet un! u15 die Anerkennung die-
sSECe Standpunktes der sieben ayerischen Provinzen, die el alters Kollek-
iur ausüben, bemuüuht Es hat Wäarl mındestens Te gedauer ber

eptember 1957 CIGING die Minsterialentschließung des ayer Staats-
mMıiNnısterl1ums für Unterricht un! Kultus, Einvernehmen miıt dem Staats-
mınısterıum des Innern, welcher die behauptete enehmgungsfreiheit
anerkannt wurde. Und Wal unier ausdrücklichem eZug daraurf, daß die
betreffenden en gemä. ihren Konstitutionen kirchlich ZUI Mendikation
befugt 1nd.
Es stehen ber 111e Reihe größerer TODIeme
SO

DIE DER RECHTSPERSONLICHKEIT DER KLOSTER UND DER
KLOSTERLICHEN
Dieses Problem ist kein sah miıch chon VOI Jahren VeI-

anlaßt mich amı Artikel beschäftigen der Munchener
Nıversıla 1st übrigens 1958 VO.:  -} weltlichen Juristen, Dr tto Un-
glau darüber 1nNne Oktor-Dissertation gemacht worden und 1st ein
besonderer Dienst unNnseIlenNn eutischen en und Kongregationen, daß



einer unNnseIrerI Jungen Ördensrechtler, der edemptoristenpater arl Siepen,
ın seiner w1]ıssenschaftliıchen Tbeit sıch diesem Problem besonders ZUGE-
wanı: un! darüber ıne Lizentiatsarbeit gemacht hat, we VO Kano-
nistischen Nsi1iuv der Nıversıla München als ausgezeichnet beurteilt WOI -
den 1st.

ezügli der echtspersönlichkeit der en und Kongregationen 1m
staatlichen Bereich ist die Entwicklung stehengeblieben. Es ıst davon aQuUS-

zugehen, daß nach kirchlıchem echt und innerhal der irche jedes Kloster,
jede Provinz, jeder klösterliche Gesamtverband Rechtspersönlichkeit ist
Das ist immer schon YJEWESECN. Im Bereich des staatlichen wurde das
Dis ZUT Säkularisation einfach übernommen. Nach der Sakularisation 1e

zunäachst 1mMm Effekt auch el sobald die Klostergründung die landes-
ert!”ı Genehmigung erhalten a  e, bestand 1pSso auch Rechtsfähig-
keit 1 staatlıchen Bereich ıne Anderung trat hiıer erstmals eın miıt der
TrTeußischen Verfassung VO 1850, wonach auf die landesherrliche eneh-
M1guUuNg ZUTI Klostergründung verzichtet, amı aber auch die mit der bis-
herigen Genehmigung verbundene Anerkenntnis als echtspersönlichkeit
des staatlıchen vorenthalten wurde. Dies wurde dann 1mM Bereich
des eutischen Reiches eıt der Weimarer Verfassung VO:!  3 1919 die allge-
meine egelung, wWwWenn auch gemä der Verfassung un:! den nachfolgenden
Konkordaten die bisher bereits existente Rechtsfähigkeit der Klöster 1m
staatlichen Bereich weiter 1n Geltung ıe alle Neugründungen aber wur-
den darauf verwlesen, sich die Rechtsiahigkeit 11 staatlıchen Bereich nach
den Normen des bürgerli  en der des Handelsrechtes verschaffen
Wenn ich Sag  r die Rechtsentwicklung sel einfach stehen geblieben,
meıine ich amit: Bis weit 1NSs Jetzte Jahrhundert herein Wäal etzten es
die kanonische Rechtspersönlichkeit auch für den staatlıchen Bereich eX1-
s s1e wurde existent durch die landesherrliche Niederlassungsgeneh-
M1gUuNnNg Wie aber dann die landesherrliche Niederlassungsgenehmigung
entfiel, haben keine emühungen eingesetzt, daß die Klöster und ihre Ver-
an: NU:  - auf irgendeine andere Weise mit der igenar ihrer kirchlichen
Rechtspersönlichkeit auch 1mM staatlichen Bereich existieren können. SO ist
NU:  — gekommen, daß eın TroxX3tel unNnseIer Kloöster un!: ihrer erbande ın
der Bundesrepublik als echtspersönlichkeit NUuI existieren, indem s1e
den unzutreffenden Konstru.  ı1onen des e,.V., der mbH der sonstwelcher
Rechtsiormen Zuflucht nahmen. Sie existieren also IN  u wı1ıe eın Klein-
gärtnerverein oder eın Handelsgeschäft für den aa existiert. Im einzelnen
braucht das nicht weiter ausgeführt werden, Siepen hat das 1n der
Ordenskorrespondenz 1960 NT. 1- dargelegt. Wir durien unNns mit diesem
Auseinandertfallen der ordensrechtlichen Verfassung und der staatsrecht-
ichen Organisation uNnNseIer Kloöoster nicht zuirieden geben, zumal noch dazu

Deutschland weitgehende Unterschiede 1n den Rechtsverhältnissen der
einzelnen Länder estehen, Was 1n uhnrt, daß Klöster und Provinzen
des gleichen erbandes, mıiıt der gleichen Organisation, den gleichen Sat-
gen un ufgaben ın ayern M Körperschaften des öffentli  en

sind, während s1e iın anderen Bundesländern in Rechtsverkehr NUur
über privatrechtliche Hilfsgesellschaften teilnehmen können, wWäas wiederum,
TOLZ gleicher wirtschaftlicher Voraussetzungen, ungleicher Behandlung

der Besteuerung führt.
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C) Was WI1T erstreben müssen, ist
Das Kloster un der klösterliche Verband muß 1n seıner kirchenrecht-

lich gepragten igenart als Rechtspersönlichkeit auch 1m aa exXistieren
können, hne rechtlichen Hilfskonstruktionen Zuflucht nehmen mMUus-
SE'’)  —g

Der gegebene Weg hierzu wäre die Anerkenntnis der Rechtspersönlich-
eit als 50q. Körperschaft des oiffentl!:  en Rechts, Was Ja heute 1 wesent-
en nıchts anderes edeutel, als die Ia Offentli  en Rechts verlıehene
Rechtsfähigkeit 1mMm staatlıchen Bereich. Dem allerdings stehen enigegen die
unterschiedlichen sancen der Länder ın Bayern kann die Eigenschaft der
Körperschaft des offentl::  en 1m Verwaltungsweg durch das Kultus-
mınisterium erreicht werden, 1 Rechtsgebiet des früheren Preußen kann
diese Eigenschaft ]edo! NUTr: durch Gesetz, durch Beschluß der Länder-
parlamente erreicht werden, ıne praktis: kaum gangbare Möglichkeit; 1n
anderen Ländern omm nicht oder NUur vereinzelt solchen erlei-
hungen.

Die Ideallösung wäre die, welche nach dem Osterreichischen Konkordat
moOglıch ist Klöster Uun! klösterliche erbande werden 1 staatlıchen Be-
reich rechtsfähig, sobald der zuständige Diözesanbischof die erfolgte Nıe-
derlassung bel der obersten staatlichen Kultusverwaltungsbehörde anzeigt

DIE DER BE:  NG DER EINKUNFTE VO  Z ORDENSMIT-

Wieder stehen WIT 1n dieser rage VOI der Dıvergenz kirchlichen un
staatlıchen Rechts
Das kirchliche echt stellt fest, daß Ordensleute durch ihre Arbeitsleistung
n]ıemals fur sich selbst, sondern NUur für ihr Kloster Einkünfte gewinnen
(can. 580 2 Was Urdensleute durch ihre Arbeitsleistung verdienen,
der gemeinsamen Kasse (can 594 2 Die Ordensperson ist für sich
also n]ıemals Lohnempfänger. Von qJanz außerordentlichen, einmaligen Fäl-
len abgesehen (wie bei der erufung eines Ordensmannes auf 1Ne
Hochschulprofessur der all seın ann), chließt die einzelne Ordensperson,
auch wenn sS1e außerhalb des OS{iers ät1g ist, n:ıemals einen Arbeitsver-
trag ab; der einzelne Ordensmann kontrahier niıicht mıiıt 1ırgendeinem AT-
beitgeber. 1elImenr ist immer das Kloster, die Provinz oder der Trden,
we Leistungen übernehmen un!: we  €e, wenn INan die Dinge arbeits-
echtlich besehen will, mıit einem Arbeitgeber, Anstaltsträger, auch mıiıt
einer 10zese ın eın Vertragsverhältnis iLreien. Das iıst bel Schwe-
stiern, we Dienste 1n einem staatlichen der kommunalen TrTankenhaus
übernehmen, meıst aufi TUn des S19108 Mutterhausvertrages: Nıcht die ein-
zeine Schwester T} ın eın Arbeitsverhältnis ZU Krankenhaus, sondern

eniste eın Vertragsverhältnis zwischen Mutterhaus un! Krankenhaus;
die einzelne Schwester leistet  ihren Dienst als 1e! ihrer OommMmMunität.
Ebenso ist auch bDel der bernahme VOon Pfarreien durch en. Öögen
auch estimmte Patres als Pfiarrer und Kapläne, außerlich gesehen, amı

den Dienst der 10zese treien, üben diese Patres do:  R 1m Auftrag
ihrer Oberen einen Dıenst qQUs, der dem Kloster als solchem übertragen ist
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Diese Patres iınd auswechselbar, das eigentliche Vertragsverhältnis be-
s{ie. zwischen Kloster Uun! 10Zzese Und Was die Patres als Einkünfte be-
ziehen, sind Einkünite des Ordens Na:  Q Norm des iırchlichen können
s1e 1Iso niemals als Lohnempf{fänger mıt der Verpflichtung, Lohnsteuer
erbringen, betrachtet werden
nders aber ist nach staatlichem echt Das staatlıche echt 1gnorTI1ert
einfach die ordensrechtlichen Tatbestände un betrachtet all diese (Ordens-
euite nicht anders WIie caämtlıche übrıgen Ohnempfanger bürgerli  en
Bereich Das geht seıilt neuestiem weıt daß das Bundesiinanzminısterıium
bereits die bsicht geäußer' hat alles, Was rdensschwestern auf uDBben-
statıonen Sachbezügen (freie ation empfangen einschließlich der Mut-
terhausabgaben, die steuerrechtlich noch niemals als Arbeitslohn verstanden
worden sind der Lohnsteuer unterwerien In diesbezüglichen Be-
prechung hat Generalsekretär esch na  altigen inspru erhoben

Von seıten des Minısteriums wollte INd.  3 unNsSs die Sache noch amı schmack-
haft machen, daß Na  - erklärte, chwestern verblieben miıt diesen
Einkünite noch innerna. der Steuerfreigrenze, daß praktisch
keine Steuer ezanlen WäaliIie Nicht das ber ist entscheiden entsche!i-
dend ist vielmehr, daß NSseTe Finanzbehörden nunmehr überhaupt füur jede
außerhalb des eigentli  en Klosterbetriebes arbeitend: UOrdensperson
Steuerkarten ausstellen und amı grundsätzlich dıe persönliche Steuerpiflicht
behaupten wollen

Was hler nliegen 1st ıst einfach wieder das Es muß VO: aa
verlangt werden, daß den innerklösterlichen Rechtsverhältnissen, W I1e

s1e VO  _ der irche gestaltet sind Rechnung Tag Eigenartigerwelse hat
dies der nationalsozialistischen eit der Reichsfinanzhof{f Urteıil VO:

1940 anerkannt und erklart Vergütungen we für die Tätigkeit
Ordensangehörigen gezahlt werden, Einkuni{ite des Ordens und

bel diesem besteuern Damals kam das Wort VO  ; der SOM amılıen-
heorie auf Das Wort hat kein Kirchenrechtler, sondern e 11 nationalso-
zialistischer Steuerrechtler, inisterialrat YTatz, geprägt und WäTl keines-
WEegS klosterfreundlicher bsicht aQus dieser TIheorie hat INd.  >3 schließlich
nicht bloß die einzelnen Ordensleute ZUI Famıilije der ommunıtat _

sammengebunden verstanden, sondern auch die einzelnen Niederlassungen
ZUI Famiıiliıe der UOrdensprov1nz, höheren Besteuerung ZU kom-
M, da den Provınzen auf ITund der hoheren Steuerprogression Uun! der
Aberkennung, S1iEe ausschließlich gemeinnutz1ıge wWwe verlolgten,
höhere Steuern abverlangt werden konnten Dies ber Walr Konse-
ul  J®  / die keineswegs notwendig aus der Famili:enthorie olg
Vielmehr 15 zZU gen Gerade die Familientheorie oMmM' den ordensrecht-
ıchen Verhältnissen S nächsten Denn die klösterliche Gemeinschaft ist
1Nne Familie und ihre Einkünifte ind als Gemeinschaftseinkünfte De-
rachten und we‘] Man will, auch 7 versteuern.
erade diese Familientheorie aber hat ein Urteil des Bundesfinanzhofs VO

1951 ausdrücklich abgelehnt, Dieses Urteil ist daran S  u  } daß DunQN
auch die Steuerbehörden daran gehen, den besonderen ordensrechtli  en
Status der Religiosen einfach 1qNOTEICN und jede einkunftempfangende
Ordensperson als Lohnempfänger behandeln und ZU estieuern
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Wir halten er aIur, daß gerade auch 1n dieser Beziehung der Ver-
bindlichkeit katholischen Ordensre  ts 1 staatlıchen Raum das Wort
reden ist AÄuch für den aa ist ın der Bewertung der Steuersubjekte der
wirkliche Tatbestand, nıcht irgendeine Fiktion verbindlich Der aa kann
der 1r nicht das Selbstverwaltungsrecht verfassungsmäßig elın-
raumen, damit Iso zugleich die kanonischen Rechtsverhältnisse der KI1Tr-
chenglieder und Ordensleute anerkennen, ber gleichzeit1g 1m steuerli  en
Bereich tun, als ob die Iso gestalteten Rechtsverhältnisse nicht bestün-
den Bundesrichter Dr. artz hat geschrieben, daß das Steuerrecht immer

die Formen anzuknüpfen habe, we die Beteiligten nach ihrem Wiıl-
len geschaffen . haben. Insoweit Ordensleute un Kloster Steuersubjekte
sind, ind auch für die Steuerbehörden deren Willenserklärungen
verbindlich Willenserklärungen ber liegen VOI 1n der Unterstel-
lung der Ordensleute unter die VO' Ordensrecht getroffene OÖrdnung,
daß das rdensmitglie n]ıemals mıit seiliner Trbeit eın persönli  es Entgelt
gewinnt. Daraus ergibt sich die Forderung, daß Einkünfite, we. den Kl10-
stern durch die Tätigkeit ihrer Mitglieder Zukommen, nıcht als Einkünfifte
der einzelnen Ordensmitglieder, sondern als Einkünifte der Jeweiligen k1ö-
sterlichen Juristischen Person Zu betrachten SiNnd.

DIE DER ACHVERSICHERUNG.
(Diese TODIeme S1INd ın der Ordenskorrespondenz 1960 NrT. S57-81
eingehend dargelegt).

SCHLUSS
Hier ist 1U auf einige wichtige echtsmaterien hingewiesen worden. Be-
sonders brennend scheinen die durch das staatliche echt aufgegebenen
TODIleme Diese TODIeme gehen samıil!ı en Sie mussen er
auch gemeinsam behandelt werden. Zunächst wird sS1CM darum handeln,
daß die rdensobern-Konferenz ihren Generalsekretär entsprechen be-
auftragt und ermä:  igt. Die Entwicklung aber wird 1n führen, daß diese
obleme nicht mehr nebenher VO  e einem Einzelnen behandelt werden
können. Es erscheint er der TWäguUung werTl, daß die deutschen Ordens-
obern-Vereinigungen gerade für die aQuU5s dem staatlichen echt auf unNns Ca
ommenden Fragen sich einen hauptamtlichen Justitiar chaffen Wir brau-
chen euie nicht bloß Steuerberater, vielmehr ZWwWI1ingt die allseitige Per-
fektionierung des Gesetzeswesens dazul, daß WI1Tr mindestens für ıne el
VO:  D Fragen uUuUNns erfahrene Rechtsberater bestellen.
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Arbeitslosenversidherung DVDOoN Ordensleuten
Von niv.-Pro Dr. Audomar Scheuermann, München

Wie durch die Presse bekannt geworden 1st, hat das Bundessozialgericht
durch Urteil VO 1960 1n einem besonderen Fall ntschieden, daß
Tdensschwestern ann arbeitslosenversicherungspflichtig SiNd, wenn sie
durch 5 beı einem außerklösterlichen Arbeits-
herrn eın Beschäftigungsverhältnis begründet en Wır werden das Ur-
teıl emnaCchs 1ın unsereI Ordenskorrespondenz verölffentli  en
Dieses Urteil ıst VOIN S@ehr weittragender Bedeutung; denn e

zeig sich, daß nunmehr bereits VO den Ortskrankenkassen daran geQ:  ‚
genNn wird, für Ordensleute, die 1n einem außerklösterlichen Beschäft1gungs-
verhältniıs stehen, Arbeitslosenversicherung und übrigens auch Kranken-
versicherung beanspruchen,
Der Verband der Or4*s  rankenkassen Rheinland/Pfalz, Süd-
en un! Südwürttemberg/Hohenzollern hat mit einem Rundschreiben
(Nr VO. 1960 alle Mitgliedskassen f O gend Ver-

d D herausgegeben:
Versicherungsrechtliche Beurteilung der Ordensschwestern, die auif Grund
eines Abstellungsvertrages als Lehrkratte staatliche Schulen abge-
ordnet iınd (VdO Lahr 28/1960} eg.-Nr. (21)
Mait Rundschreiben NrT. 14/1959, f 68, en WIFr eine I] der
Entscheidung des ayer Landessozialgerichts VO. 11 1959 übersandt.
In dieser Entscheidung wurden Ordensschwesitern, die auf TIun e:nes
Einzeldienstvertrages 1m siaatllichen Schuldienst als Lehrkräite beschätf-
tigt werden, als versicherungsirei ım Sinne des 172 Nr. A RV  O be-
zeichnet, weil die Vergütung nicht ihnen persönlich, sondern ihrem
en zuill:e. Dieser Aulfiassung hat sich das Bundessozialgericht im
Revisionsverfahren nicht anges  oSsen. Es hat VIE.  JImehr am 1960
entschieden, daß derartige rdensschwestern der Versicherungspilicht
unterliegen.
In der Pressemitteilung des Bundessozialgericht_s Vom 1960 is!
dazu folgendes ausgeführt:

„In der üunften Sache hat der ena entschieden, daß die beigela-
denen Ordensschwestern der Arbeitslosenversicherungspilicht unilier-
liegen. Sie sınd auf Grund VO.  y Einzeldienstverträgen VO bayeri-
schen aa 1ım chuldienst beschäftigt un werden nach der TO.
esolde Die Vergütung wıird aul ihren unsch den en De-
Zza. der seinerseilts den western fireien Unterhalt gewährt. Der
ena is! der Auiffassung, daß hier die Befreiungsvoraussetzungen
des 172 Abs Nr. RV:  O iıcht gegeben sind, we1ıl die chwestern
mehr als ireijien Unterhalt bzw. mehr als eırn entsprechendes, dazu
ausreichendes Entgelt eziehen. enn für die rage, ob Versiche-
rungspilicht besteht oder nicht, omm auf den Inhalt des ZWI1-
schen Arbeitgeber un Arbeitnehmer abgeschlossenen Vertrages
unerheblich Ist e 7 ob die Schwestern auf run ihres ÖOrdensrechts P D
verplflichtet sind, das empiangene Entgelt den en abzuliefern.



Wir bıtten beachten, daß Mitglıeder geistlicher GGenossens  alten UuUSW.,
die sich aQus überwiegend religiösen OoOder sılllıchen Beweggründen mut
Krankenpflege, Unterricht Oder anderen gemeinnutzigen I atigkeiten he-
schaftigen, versicherungspilichtig Nur sind, Wenn S]ı;Ie

öOnlich nach der Ausbildung neben ire:iem Unterhalt arbezüge VOo
mehr als f D,— monaliı erhaltien ($ Nr AV  C R F.)

Auf Tund cdıeses Rundschreibens hat die S d I]
*  e ka 5 S S > i 1960 eın ortiges Schwesternhaus

folgendes Te1ben gerichtet:
( Sozialversicherungspflicht VO.  — Ordensschwestern

Das Bundessozialgericht hat 19  S INn einem Revis:onsverfahren
entschieden, daß rdensschwestern, die auf Tun eines Einzeldienst-
verirages VO.  I anderen Arbeitgebern Dbeschätftigt werden, auch dann
kranken- und arbeitslosenversicherungsp{flichtig sind, Wenn die Schwe-
siern selbst wohl NUur Ire:en Unterhalt erhaltien, aber der Arbeitgeber die
Vergütung das Multterhaus eistet.
Diese Entscheidung weıich VO.  3 der seitherigen Rechtsauffassung ab.
Seither WOdar INGO.  b der Meinung, daß NUr annn Sozialversicherungspfli  1
eintritt, wWwWenn die abgestellte rdensschwester die Vergütung für ihre
rbeit persönlich erhält
Wir machen auf die veranderte Rechtslage aufmerksam. melden
SIe UNnSs his spaätestens 117 1960, ob VO.  - Ihren chwestern auf
Tun eines Einzeldienstvertrages außerhalb res Hauses Dienst VeTr-
richtet wIrd. Zutreffendentalls bitten WIT, uns die Namen der abgestellten
Schwestern, den Arbeitgeber, die Art der Tätigkeit un die Vergütung,
die

a) dıe wesier selbst,
b) das Mutterhaus

geleistet wird, melden.

sSie NnunNmMeNhr erwarten, daß beil sämtlichen Ordensleuten, die iın
einem Einzeldienstvertrag stehen, dıe erwähnten Sozlalversicherungspiüilich-
ten geltend gemacht werden. AÄus diesen Gründen machen WIT auf olgendes
aufifmerksam:

Die Sozialversicherungspflicht wıird urglert für jene Ordensleute, die
„au{ TÜ elnes Einzeldienstvertrages VO  > anderen ÄT-
beitgebern beschäftigt werden“”. Im Urteil des Bundessozlalgerichtes VO

1960 el

Die Beschäftigung der chwestern als Lehrkralite ist eın Beschäftigungs-
verhältnis 1m Sınne der Sozialversicherung. Denn sS]e werden nıcht 1m
Rahmen ihres rdens, sondern auf run eines Arbeitsverhältnisses mıit
einem Dritten atig Sie sind diesem -gegenüber Arbeitsleistungen
verpflichtet un en ihn Anspruch auf entsprechende Vergütung.
Im egensatz den VO. Reichsversicherungsamt entschı:ıedenen
Fällen handelt sıch 1m vorliegenden Fal]l nich!? darum, daß ern
Krankenhaus Ooder dergleichen mit dem en einen Vertrag abgeschlos:-
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se.  > hat, durch den der en verpili  el WT, durch seiIne Schwestern
esiimmte ulgaben übernehmen un sei]lnerseıllts die chwestern 1m
Rahmen des rdens beschäftigte Jer läge kein Beschäftigungsverhält-
NIS Im Sınne der Sozialversicherung vor) Vielmehr siınd In dem anhän-
gigen Re  sstreit die Verträge mıl den chwestern se/bst abgeschlos-
sen Es handelt sich Einzeldienstverträge, wobei die erguütung nach
der TO festgelegt wurde.

Nach gegenwärtiger Rechtslage 1s0O werden die Ordensleute, welche iın
Einzeldienstverträgen stehen, nich  + anders als die weltlichen eschäftigten
behandelt.

Wie aQus der vorstehenden egründung des Bundessozialgerichts hervor-
geht, "besteht kein Beschäftigtenverhältnis 1 SINn der So-
zialversicherung, Wenn nicht Einzeldienstverträge, sondern eın SOGC. Mut-

E  E S Q  XD zwischen dem Mutterhaus un dem außerklöster-
en Dienstherrn abgeschlossen wWwird. Dies ist auch ordensrech  ich (von
Ausnahmefällen abgesehen) die gebotene egelung. Dennn ıne Trdens-
erson wird immer 1 Rahmen ihres klösterlichen erbands atıg, erfüllt
dessen apostolische, caritative oder sonstige gemeinnützige Tätigkeiten,
empfängt für sich VO' klösterlichen Verband icht Entgelt sondern
Versorgung ın gesunden un! kranken agen un stie weder ZUIM1 klöster-
iıchen Verband noch ZU! Dienstherrn ın einem Beschäftigtenverhältnis.
Kirchenrechtlich un arbeitsrechtlich iınd diese grundlegenden atsachen
ın den beiden Studien VO:  } —  e E  e SAC (  Öster
1n nichteigenen Anstalten) und Senatspräsident e

(Zum echt des Ordensvertrages) eingehen: dargestellt worden. Diesen
Tatsachen muß von den klösterlichen Verbänden Rechnung g'  T Wel-

den, zuerst des ordensrechtlichen Verhältnisses willen, dann ber auch
sozialversicherungs- un! steuerrechtlichen Gründen

Es ist bei den klösterlichen Frauenverbänden durchaus vereinzelt, daß
Mitglieder ın Einzeldienstverträgen beli einem außerklösterlichen i1enst-
herrn stehen Bei den männlichen erbänden ist dies er der Fall, VOLr

em bei den 1n der Pfarrseelsorge und atecnese tehenden rdensprie-
Stiern, bel denen allerdings Einzeldienstverträage ıIn der ege NUur este-
en, wWenn Ordenspriester VOo  3 einem außerkirchlichen Dienstherrn an
emeninde, Schulverband, Landkreı1s) angestellt werden, während bei1i der
Indienststellung durch bischöflich ehorden kein Dienstvertrag abgeschlos-

wird, sondern VO:  - seiten der oberhirtlichen Stellen der betreffende
Ordenspriester auf Vorschlag der Ordensobern Dienst geNOMMHMEN wird.

Die klösterlichen Verbände, VOTL em die Frauenverbände, mussen uI-

gehend in jenen Fällen, eın Ordensmitglied Einzeldienstvertrag
ste. prüfen, ob dazu überhaupt nla. ist. Auch ‚« ıne wesier
als Seelsorgshelferin VO: Mutterhaus einer Pfarreı ZU erfügung gestellt
wird, ist keinerlel einem Einzeldienstvertra
Auch hier ann das Mutterhaus mit der Pfarrgemeinde kontrahieren, die
Verpflichtung ZUTLI Gestellung einer wesier übernehmen und für die
westier den. Mutterhausbeitrag verlangen. Dieser Mutterhausbeitrag
kann etwa der Höhe festgesetz werden, welcher das Entgelt er
geleistet jm:rden ist.



Da au{f Tun des Urteils des Bundessozialgerichts VO' 1960 dieArbeitslosenversicherungspflicht nicht mehr ın brede geste werdenkann, wenn Einzeldienstvertrag besteht, ist raten,
eit amtliche derartige Einzeldienstverträge umge-

Z Nniweder ı1eben dann die bisherigen Dienst-herrn einen Vertrag mit dem Mutterhaus ab oder, Wenn sıe das Nnicht wol-len, ziehen die Mutterhäuser ihre Schwestern zurück; der Schwesternman-
gel legt oOhnedies nahe, die Kräfte konzentrieren un die Tätigkeiteinzelner Schwestern außerhalb der Gemeinschaft auf eın Minimum
reduzieren.

Unser Rat legt sich insbesondere auch deswegen nahe, weil mıiıt der Arbeitslosenversicherungspflicht —  E E e
U3 { 1 urglert wird. Für die Arbeitslosenversicherungsind 2 %, für die Krankenversicherung bDer O, bis 8l O des empfange-nen Bruttoenitgelts leisten, jeweils ZUr äalfte VO  z Arbeitgeber und AÄFT-beitnehmer. Die Krankenversicherungspflicht wIird deswegen urglert WEelI-den, weil Schwestern, die durch Einzeldienstvertrag Gehalt empfangen,eın höheres Entgelt empfangen als ZUTI Beschaffung der

mittelbaren Lebensbedürfnisse nOt1g ist. Daß dieses Entgelt dem Mutter-
haus zufallt, hat das Bundessozialgericht als unerheblich, weiıl auf e]ıner
eın innerkirchlichen Ordnung beruhend, bezeichnet Das Bundessozialge-richt hat erklärt, daß U“  U“ 172 NT RV'  C) hier nıcht mehr Zu(irı un: Kran-
kenversicherungsfreiheit nıcht mehr besteht; denn so Ordensleute iınd
dann wohl noch dQdus überwiegend religiösen oder sıttlıchen Beweggründenatıg, S ©  E als „Ireien Unterhalt oder einen GgeE-ringen Entgelt  Y der Ur ZUr Beschaffung der unmittelbaren Lebensbe-
dürfnisse Wohnung, Verpflegung, eidung Un! dergleichen ausreıcht.“
Um dieser Weiterungen willen unterstreichen WITr noch einmal uUuNnseren
Rat, alle bestehenden Einzeldienstverträge überprüfen un nach MöÖög-ichkeit solort ündigen.

Rechtsprechung
Räumung 1nes Wohnraumes für öffentliche Zwecke

des Landgerichts Augsburg, Zivilkammer, vVom 11. 1957
Aktenzeichen 235/57

333/56 Landsberg/Lech
Das Landgericht ugsburg Zivi  ammer erläßt durch Landgerichts-
Tat Dr. Sörgel als Vorsitzenden un! die Landgerichtsräte Schramme und
Lankes als Beisitzer
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Sachen
Dominikanerinnenkloster Joseph Dießen a vertiretien durch die
Priorin regorla Buchler

läger un Berufsbeklagter
Proz „Bev Meyding, Landsberg

1 Dr lfred jeben a. oilmark 31
Auguste, ebenda

Beklagte und Berufungskläger
Proz -Bev Dr Amend Landsberg

gen Räumung
auf rund der mundlicnen Verhandlungen vVom November 1957 folgen-
des

Endurteil
Die erufung der Beklagten das Endurteil des Amtsgerichts
Landsberg VO. 31 Maı 19537 zugestellt Verkündigungsstatt
8 Juni 1957 wird als unbegründet zurückgewlesen mit der Maß-
gabe, daß den Beklagten 1Ne äumungsfrist bis ZU) 31 Dezember
1957 gewährt wird

II Die Beklagten en als Gesamtschuldner die Kosten der Berufung Zu
Lragen. Die Kostenentscheidung des Ersturteils wird 1n abgeändert,

die Beklagten auch die Kosten der erstien nstanz als Gesamtschuld-
Nner tragen en

Tatbestand
Das Nnwesen Hofmark Nr 31 Dießen, das die Beklagten seı1t Jahren
als Mieter bewohnen, ist durch notarı:ellen Kaufvertrag VO. Juni 1956
VO: Kläger erworben worden. Mit er Begründung, enötige das Ge-
au: ZU[I Erweiterung der vVon ihm dem Kloster befriebenen Mädchen-
mittelschule und habe eC1geNs diesem Zwecke angekauft hat der
Kläger nach Vvorausgegäangener, ergebnisloser Kündigung Novem-
ber 1956 Räumungsklage die Beklagten erhoben
Das Amtsgericht Landsberg hat der Klage staftgebend durch Endurteil
VO: 31 Mai 1957 die Beklagten UT Räumung un Herausgabe des CNann-
ten Anwesens den Kläger verurteilt wobeiji den Beklagten 116e
Räumungsfrist bis E September 1957 bewilligt un dem Kläger die
Erstattung der erforderlichen Umzugskosten die Beklagten auferlegt
hat Das Amtsgericht hat Anwendung des C MSchG (= Mie-
terschutzgesetz) festgestellt daß das Mietverhältnis, auf rund dessen die
Beklagten das nıwesen bewohnen, keinen Mieterschutz genl]eße un dem-
gemä. durch die Kündiıgung beendigt worden Sel, daß das äumungs-
verlangen gerechtfertigt sSe1l

Gegen dieses Urteil das Parteibetrieb Julı 1957 zugestellt WOI -
den ist haben die Beklagten ugust 1957 erufung eingelegt Die
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Befufungsbegründungsschrift ıst (nach zweimaliger Verlängerung der Be-
gründungsfrist) Z Oktober 1957 beim Landgericht ugsburg einge-
gangen

Die Beklagten beantragen,
das Ersturteil aufzuheben un die Klage abzuweilsen.

Der Kläger beantragt,
die erufung der Beklagten zurückzuwelsen.

egen des Vorbringens, mi% dem die artelen diese nträge begründen,
wird auf dem Berufungsbegründungsschriftsatz der eklagten un auf den
Schriftsatz des Klagers VO. 31 Oktober 1957, A weıteren Darstellung
des Tatbestandes auf das Ersturteil un yen des Ergebnisses der . erst-
instanzlichen Beweisaufnahme auf die Sitzungsniederschr1{ft VO Januar
1957 (Vernehmung der Zeugin Sch.) sowile auf die Niederschrift über die
Augenscheinnahme VO: Februar 1957 eZzug eENOMMEN.,

Entscheidungsgründe
Die erufung ist stafthaft und zulässig, jedoch unbegründet.
Das Schicksal der Räumungsklage äng davon ab, ob die Vorschrift des
x  d I' MSchG hier eingreift, oder nicht. Diese Frage ist bejahen.
Zwar WITrd, Was die Aktivlegitimation des Klägers anlangt, weder VO.  - ihm
vorgetragen noch VO Erstrichter mI1T einem Wort erwähnt, daß der äger

Lum e  e des VO  o ihm gekauften Anwesens Hofmark NrT. 31 g’_
worden sel. Die Beklagten selbst {ragen jedoch 1n der erufungsinstanz
VOT, daß die Eintragung des Klägers im Grundbuch (als Eigentümer des
Nnwesens) November 1956 erfolgt ist. anach ist die für die Kla-
gebefugnis un: für die Nnwendung des Il MSchG erforderliche
dinglich-rechtliche Beziehung des Klägers dem nwesen jedenfalls
aufe des Prozesses herbeigeführt worden. Soweit die Klage also 1n die-
Se‘ Punkte Del Klageerhebung noch nicht berechtigt Wal, ist der Mangel
noch rechtzeitig behoben worden; denn e genuügt, wWenNnNn der Kläger die
igentümerstellung ım Zeitpunkt der letzten mündlichen Verhandlung hat.
In diesem usammenhang sel alsbald darauf hingewiesen, daß der S
wand der Beklagten, die vorausgegangen KÜündi1gung sel, da der Kläger
damals noch nicht igentümer un deshalb ZUT Kündigung nıcht befugt
gewesen sel, unwirksam gewWwESECN und die age er unzulässig, ohne
Bedeutung ist. Denn ın der Fortsetzung des Rechtsstreits durch den Kläger
nach Erlangung der igentümer- (und .Vermieter-) ellung omMmm seın
Wille auf Beendigung des Mietverhältnisses eindeutig ZU Aus-
druck, SO daß darin 1ne wiederholte (und nunmehr unbestreitbar wirk-
same KÜündigung legt; auch dieser Mangel ist Iso rechtzeitig geheilt
worden.
Die auf dem unbestrittenen Klagevorbringen eruhende Feststellung des
Erstri  ers, daß der Kläger eine Körperschaf de  n öffentli-

he XN e ht n ist, wird VO.  x den Beklagten nicht beanstandet. Nsowel
ıst er ohne weiıtere Erörterung VO:  - der erstrichterlichen Feststellung
auszugehen.
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Die weitere Voraussetzung für die Anwendung des U“  U“ MSchG, nämlıch
daß das Gebäude entweder OÖffentli  en Zwecken der ZUT: Unterbringung
VO'  - „Angehörigen der Verwaltung” dienen bestimmt ist, liegt eben-

VO  — E Z W — ind so  e, die auf den eN-
wärtigen Fall zugeschnitten 1mM Rahmen der gesetzlichen un atzungs-
mäßigen ufgaben und Befugnisse des Klägers als Körperschaft des Ööf-

(vgl ettermann, MSchG, V 3 Y Anm. 293,fentlichen liegen
Das tr1ıfft für den VO' Kläger unterhaltenen Schulbetrieb

Das gilt aber auch {üur den klösterlichen Betrieb selbst; denn auch dieser
ieg 1 Rahmen er gesetzlichen und satzgemäßen ufgaben und
Befugnisse des Klägers Infolgedessen J]1en sowochl die elegung des Ge-
bäudes mit Einrichtungen des Schulbetriebes als auch die Unterbringung
VO  e Schwestern (als Mitgliedern der öffentlich-rechtlichen Körpers  aft, die
der Kläger darstellt), wıe überhaupt die Einbeziehung des Gebäudes 1n
den klösterlichen Bereich öffentlichen Zweckcen Soweit dabei we
Lehrkräfte ıne Unterkunft erhalten sollen, fällt diese Maßnahme unter
den Begriff der „Unterbringung VO:  — Angehörigen der Verwaltung  1 denn
unier ngehOörigen der Verwaltung sind bei einer Körperschaft
des Offentlı  en die in ihren Diensten stehenden Personen, ihre
Bediensteten, ZU verstehen (vgl Bettermann, a.a.0)., Anm 294, 296, 271);
dazu gehören die 1n dem Schulbetrie des Klägers tätigen, VO.  D ihm ein-
gestellten Lehrpersonen.,
ana!: omm für die gegenwärtige Entscheidung gar nıcht darauf d
wıe der Kläger 1m einzelnen die Räume verwenden beabsichüfigt. Es ge-
nügt vielmehr die auf seinem unbestrittenen Vorbringen eruhende est-
stellung, daß das Gebäude dazu vorgesehen hat, 1n seinen unmit-
elibaren Besitz ZU nehmen un mit Teilen se1ines klösterlichen Gesamt-
betriebes ZU belegen
Es Sie somit allein schon auf TUN! des unbestrittenen Sachverhalts
fest, daß die Beklagten mietweise e1n Gebäude innehaben, das igen-
Lum einer Körperschaft des öffentlichen sSie. (wobei diese ÖTrper-

gleichzeitlg die Rechtsstellung des Vermieters gegenüber den Be-
klagten hat) un: das öffentlichen Zwecken (gegebenenfalls 1m Zusammen-
hang mi1t der Unterbringung VO.  v „Angehörigen der Verwaltung”) die-
nen bestimmt ist Es bedarf also für die Anwendung des Q .
MSchG 1U noch der weiteren Feststellung, daß der Kläger die Räume für
eigene wecke dringend enötigt. Soweit dabei darum geht, daß der
Kläger das Gebäude T braucht, 1nd nähere Äus-
führungen nicht erforderlich; denn das ‚ergibt sich chon aQus den VOorstie-
henden Darlegungen, un die diesbezügliche Feststellung des Erstrichters
wird VO:  - den Beklagten qgal nicht angegriffen. Ihr Angriff richtet sich 1NSO-
weit die erstri  erl Feststellung, daß der äger die aume
ringend en  g
Dieser Angriff ist edoch unberechtigt. Aus dem Ergebnis der erstinstanz-
ıchen Augenscheinnahme geht eindeutig hervor, daß die Räume, ber die
der Kläger Disher verfügt, unzureichend sind, und allein chon die
Weiterführung des Schulbetriebs 1m bisherigen miang eine auf die Dauer
unerträgliche inengung der Klosterinsassen mit sich I1NgT, abge-
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sehen davon, daß der Unterrichtsbefrieb selbst sıch ın den hierfür verfüg-
baren Räumen nicht ın dem erforderlichen usmaß entfalten kann. Bestätigt
wiıird der ringende aumbedarf des Klägers noch durch die Angaben der
ekiorın un Superiorin Es mMag dahingestel bleiben, ob ihre Aus-
Sage als Zeugenaussage behandeln ist der ob sich 1m Hinblick auf
ihre ellung 1m Kloster bel ihrer Vernehmung prozeßrechtlich ul ıne

Parteivernehmung gehandelt hat. Denn ihre Vernehmung als Parteli ware

jedenfalls nach 448 ZPO zulässig un gerechtfertigt geWESECHNH; und sach-
lich enis  e]ıden ist, ob ihren Angaben geglaubt werden kann. An ihrer

Glaubwürdigkeit zweifeln, besteht jedoch kein nla gleichgültig, ob
InNd.  y s1e als Zeugin der als Parteı betrachtet. Ihre Angaben tragen in
Verbindung miıt dem Inhalt des Augenscheinprotokolls dıe Feststellung,
daß ıne Auflockerung der bestehenden Raumverhältnisse des OSs{iers
dringend notwendig ist un daß der Kläger hierzu ringen das on den
Beklagten ewohnten Gebäude enötigt; die Ausbreitung des klösterlichen
etrıeDs auf dieses Gebäude leg 1m dringenden interesse des Klägers
Der inwels der Beklagten daraurf, daß der Kläger sich die erforderlichen
Räume durch Errichtung eines weitieren Bauwerks auf seinem bisherigen
Grundstück verschaffen könne un solle, ist unbeachtlich Denn 1mM
des 0r MSchG braucht der Vermieter sich auf einen derartigen Aus-
WEQ nicht verweisen lassen (vgl Bettermann, a.a.0., Anm 264)
Auch der weitere Einwand der Beklagten, das VO  - ihnen ewochnte Ge-
au reiche Oöohnehlin nicht ZUXI Deckung des Raumbedaris des Klägers Qus,

gre iıcht durch Denn selbst, wenll mit den hinzukommenden Raumen
der Raumbedarftf des Klägers nicht voll befriedigt werden sollte, werden
amı do  Q zumindest dıe dringlichsten Bedürinisse des Klägers erfüllt.
Die Dringlichkeit seines Raumbedarfs wird miıt diesem I1gumen der Be-

klagten ebensowenlg widerlegt, w1e INd.  - twa die eines ungernden
eın Stück Brot nıcht sinnvoll mit der Begründung kann, davon

werde do:  Q nicht catt.
Wenn die Beklagten schließlich noch auf die ange Dauer ihrer l1eizel
hinweisen, womit s1e offenbar 1ne Berücksichtigung iNres eigenen nteres-
S65 der Erhaltung ihrer Wohnung erstreben, muüssen sie sich ent-
gegenhalten Jassen, das dieses Erhaltungsinteresse wWar 1m Rahmen einer
Entscheidung nach MSchG VO  } Bedeutung ist, daß ber darauf bei
der Nnwendung des nıcht ankommt (vgl ettermann,
a.a.0, Anm. 268)
Daraurf, ın welcher Weise der Kläger dıe Räume 1m einzelnen endgülfig
belegen wird, omMm ©: w1e ben schon in anderem Zusammenhang -
wähnt, nicht Wesentlich ist.nur, daß S1e ringen enöÖtigt, ecıle
eines Betriebes dorthin verlegen. Wenn seine ane über dıe Einzel-
heıiten der bevorstehenden Aulfteilung un Auflockerung andert, bleibt
ihm das (JallZ überlassen.
Mit echt hat er der Erstrichter MSchG eingreifen lassen und die
Mieterschutzbestimmungen der SS und S MSchG nıcht angewendet.
Das Mietverhältnis zwischen den Partelen ist somıit durch Kündigung be-
endigt ($$ 564 IL, 565 BGB) und die Beklagten sind gemä. 556 BGB
verpiflichtet, das Gebäude den Kläger herauszugeben. Auf e1n urück-
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behaltungsre können sıch die Beklagten gegenüber dem Kläger schon
n 556 I1 BGB nicht berufen, daß die rage, ob ihnen eın urück-
behaltungsrecht begründender ANnspruch den Kläger überhaupt -
ste qgal nıcht geprüft werden braucht
ema 721 ZPO wird den eklagten ıne Räumungsfrist bis ZU 31
Dezember 1957 gewährt Ihnen ihrem ntrag entsprechen 1ne längere
Räumungsfrist gewähren, ist nıcht vertretbar Sie mussen bereits seit
Klageerhebung damıit rechnen, daß s1e Z . Räumung verurteilt werden, und
en insbesondere durch ihre wiederholten Anträge Verlängerung
der Berufungsbegründungsirist ıne erhebliche Verzögerung des erliah-
1eNs erreicht. Es ist er angemMteESSEN, eine uUrze Räumungsfrist UuS2U-

sprechen
Bel dem erstrichterlichen Ausspruch über die Erstatiung der Umzugsko-
sten durch den Kläger muß chon wegen $ 536 ZPO verbleiben Die KO-
stenentscheidung der ersten nstanz muß gemä d 100 ZPO abgeändert
werden. Die Kosten des Berufungsverfahrens haben die Beklagiten gemä

ZPO tragen.
Verkündet am November 1957

Es folgen die Unterschriften.

Kirchliche Erlasse
Dekrete des Stuhls

DEKREI DER OBERSTEN KONGREGATION DES OFFIZIUMS VOM P
MARZ 1960 BER DIE AUSTEILUNG DER KOMMUNION DEN
ACHMITTAGSSTU  Z

(AAS - 1960, 355 f.j
Can 867 bestimmt, daß die hl. KOommunl10n nicht auszuteilen sel außer-
halb der Stunden, denen das eBßopfer dargebracht werden ann, außer
eın begründeter Anlaß würde anderes nahelegen.
In der Constitution T1S{US ominus“ VO: Januar 1953, welche die
eucharistische Nüchternheitsdisziplin milderte, ist den Ortsoberhirten die
Vollmacht erteilt worden, estimmten agen die ebfeler den
Abendstunden gestattien 1); in der dieser Constitution beigege-
benen Unterweisung des HL 1Z1UMS ist erklärt worden, daß es den
Gläubigen freistehe, während der genannten Messe oder unmittelbar VOl-
her oder sofort nachher ZUTX hl. Kommunion gehen; el ind hinsicht-
lich der eucharistischen Nüchternheit die Normen beachten, die 1n der
erwa.  en Constitution aufgestellt sind 15)
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Schließlich hat die Mahnung V Maärz 1955 bekräftigt daß diese LI-
aubnis ZU allgemeinen Wohl der Gläubigen erteilt worden 1sSt und daher
innerhalb der Schranken dieses allgemeinen gebrauchen sel
In der Folgezeit hat das Motu Proprio S5acram Communi]ionem VO

MäöÄrTz 1957 die Ortsoberhirten ermächtigt auch für jeden Tag die Fel]er
Abendmesse gestatien, wenn das geistliche Wohl e11Nes beträcht-

en e1ls der Gläubigen dies Ordere Zur Abstimmung der genannten
Aktenstücke mı1ıt dem ben zit1erten Canon wurde nunmehr die rage VOI-

gelegt ob die chlußklausel des Paragraphen. weiterhin voll a Geltung
se1 daß Iso jedweder begründete nla YENUHE, die Kommu-
nNn10N den Nachmittagsstunden, auch unabhängig VO. der eß{feier,
erbıtilten un! auszuteilen
Auf diese Trage will diese Oberste HI Kongregation antworten
Die erwähnte Klausel ist ‚Wäal nıcht ormell außer Ta gesetzt kann Te-
doch NUur mehr ziemlich selten angewendet werden, da nach der nunmeh-
gen Milderung des eucharıstischen Nüchternheitsgebotes nicht mehr
el‘ e1n derartiger begründeter nNlia. gegeben ist da jedo dies kel-
NECSWEIS gänzlich ausgeschlossen werden kann un auch n  K  cht 1IMNIMETI
un überall möglich ist Abendmessen feiern, dürifen die Ortsoberhirten
gestatien, daß das, Was den erwähnten ekrTetien des Stuhls ezüg-
lich der Kommunionausteilung während der Abendmesse verfügt 1st auch
angewan werde, Messen icht gehalten werden, auf irgendwelche
gottesdienstliche un.  10N, die V} Ortsbischof bestimmen ıst un
aIT- der Nichtpfarrkirchen der auch (Oratorien VO.  - Krankenhäusern,
Gefängnissen und Kollegiıen während der Nachmittagsstunden abgehalten
wird
em mıf dieser Gewährung 1ıNe weiltere Vorsorge für das geme1insame
Wohl getroffen wird soll zugleich den Seelsorgern angesichts der häufigen
Bıtten der Gläubigen ermöglicht werden, den Erfordernissen eutigen ÄDoO-
stolats entsprechen.
Die vorliegende Entsd1eidgng der Kardinäle und der hochwürdigsten ater
der erstien Kongregatiön des Offiziums wurde ıttwoci den

MäÄrTz 1960, Plenarkonven getroffen auf Vorlage durch Eminenz,
dem ochwürdigsten Kardinalsekretär des H1 ffizıums, hat S 1

ater, aps Johannes der Audienz VO. Freitag, den MArTz
1960 bestätigt un!: ihre Veröffentlichung angeordnet
Gegeben OM, Palast des Hl Offiziums, Z MAÄTrTz 1960

Sebastian Masala, Oilar

11 Bischöfliche Verordnungen
SICHERUNG UND PFLEGLICHE BEHANDLUN

ges!:  S der eutigen Jagd au{f unstgegenstände wird die Sicherung
und pflegliche Behandlung kirchlicher Kunstwerke un Kunstgegenstände
einges  ärft So verfügt das Biıstum Passau (Amtsblatt 1960 39)

Die Bilder und Statuen den Kirchen sollen sicher efesti SCHMN,
daß s1e nıcht el und schnell WEGYGENOMMEN werden können Das gilt
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besonders auch Vo den oft sehr wertvollen Votivbildern unseren Wall-
fahrtskirchen un apellen die ZUFX eit sehr begehrt iınd und elt GgeE-
stohlen un den andel gebracht werden Die Nebenkirchen und Ka-
pellen INUusSsen gut un sicher abgeschlossen werden koöonnen un! auch g —-
wıissenhaft abgeschlossen werden

Die Kırchenböden un Abstellräume sind ara  1ın visıtıeren, ob alte
Statuen und Bilder dort für ständig OoOder zeiıtweise abgestellt ind Diese
sınd besten Raum des Pfarrhoifes aufzubewahren, amı S16
nıcht durch Verstaubung oder olzwurm zugrunde gehen

Es soll VO:  - diesen abgestellten Kunstwerken un: Kunstgegenständen e1iNn
Verzeichnis, womögli mıt Beschreibung und angefertigt und
111e Abschrift davon das Bischöfliche Ordinariat eingesand werden
Nur kann das Landeskriminalamt 1NnNe ahndung nach gestohlenen
Kunstwerken einigermaßen erfolgreich urchführen. Ein ist be-
sonders notwendig VO  - unstgegenständen, die icht am  en unst-
denkmälerband aufgeführt Sind.

Bei dieser Gelegenheit weisen wIT wieder ara hin, daß die Seel-
SOrgsvorstände und irchenrektoren mit Amtspflicht und er Verantwor-
tung füur die Sicherung und altung wertvoller unstwerke Es 15
verboten, abgestellte Statuen und Bilder veräußern und dem unst-
handel auszuliefern Wenn bei Renovierungen Statuen oder Bilder über-
Nüssig erscheinen sollten, mögen dem ischöflichen ÖOrdinariat angebo-
ten werden, weil hier für andere Kirchen edarf besteht.”

Die Ordenskorrespondenz erscheint ‚echsmal im Jahr mit einem esamtumfang on
Sie ird ANUur Mitglieder der Vereinigungen eutscher Ordensobern ausgeliefert

Bestellungen durch das Generalsekretariat Köln-Mülheim, Schleswigstraße
Druck und Auslieferung 1enanı! öln
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